
401 
ACTA UNI VERS IT ATIS SZEGEDIENSIS 

DE ATTILA JÓZSEF N O M I N A T A E 

ACTA JURIDICA ET POLITICA 

Tomus XVI. 

Fasciculus 5. 

GYORGY ANTALFFY 

Einige staats- und rechtstheoretische 
Probleme des Verhältnisses von 

Staat und Gesellschaft 

1№ JAN 2 h 

# ¿a 

S Z E G E D 
1 9 6 9 





ACTA U N IVE R S IT ATI S S Z E G E DIE N SIS 
DE ATTILA JÓZSEF N O M I N A T A E 

ACTA JURIDICA ET POLITICA 

Tomus XVI. 

Fasciculus 5. 

GYÖRGY ANTALFFY 

Einige staats- und rechtstheoretische 
Probleme des Verhältnisses von 

Staat und Gesellschaft 

S Z E G E D 
1 9 6 9 



R e d i g u n t 

GYÖRGY ANTALFFY, ÖDÖN BOTH, ANTAL FONYÓ, ISTVÁN KOVÁCS, 
JÁNOS MARTÓNYI, KÁROLY NAGY, ELEMÉR PÓLAY 

Edit 
Facultas Scientiarum Politicarum et Juridicarum Universitatis Szegeáiensis 

de Attila József nominataé 

Nota 
Acta Júr. et Pol. Szeged 

S z e r k e s z t i 
ANTALFFY GYÖRGY, BOTH ÖDÖN, FONYÓ ANTAL, KOVÁCS ISTVÁN, 

MARTONYI JÁNOS, N A G Y KÁROLY, PÓLAY ELEMÉR 

Kiadja 
A Szegedi József Attila Tudományegyetem Állam-, és Jogtudományi Kara 

(Szeged, Lenin krt. 54.) 

Kiadványunk rövidítése 
Acta Jur. et Pol. Szeged 



Kapitel I. 

METHODOLOGISCHE GRUNDLEGUNG 

1. Die Untersuchung der Grundprobleme des Staates erfordert vor allem 
auch die Skizzierung der Methodologie der Untersuchung des Staates. Bei der 
Analyse des Problems muss in erster Reihe von der Definition des allgemeinen 
Begriffes der Methodologie ausgegangen werden. 

Die Methodologie ist die Anwendung des Systems der an die theoretischen 
Grundsätze der materialistischen Dialektik gebundenen logischen und änderen 
speziellen Methoden,1 eine bestimmte Denkweise, die immer die Bewegung der 
Wirklichkeit widerspiegelt. 

Die allgemeinste Methodologie der Untersuchung der gesellschaftlichen Er-
scheinungen, so auch des Staates und des Rechtes, sowie der diesbezüglichen 
Anschauungen ist die materielle Dialektik, die gesamte marxistische Philosophie. 
Von besonderer Bedeutung ist die sog. Epistemolögie, als die Lehre der Erkennt-
nis der Welt und ihrer Erscheinungen. Die Wirklichkeit kann ausgehend von der 
allgemeinen theoretischen Grundlage der marxistischen Philosophie adäquat er-
kannt werden. Die marxistische Philosophie sichert nämlich die Ausgangsprin-
zipien der Systematisierung der Forschung und Analyse. Diese Prinzipien sind 
keine aprioristischen Prinzipien, sondern die "Widerspiegelung (subjektive Dia-
lektik oder dialektische Logik) der objektiven Gesetze (objektive Dialektik) der 
Bewegung, der Entwicklung der Natur, der Gesellschaft, des Denkens. Die dia-
lektische Logik ist die Anwendung der Gesetze der objektiven Dialektik auf das 
Denken; ihr Ziel besteht darin, zu zeigen, auf welchem Weg und in welcher', 
Form das Wesen der gesellschaftlichen Erscheinungen, die objektive Wahrheit 
erfasst werden kann. So sind also die sog. onthologischen Gesetze zugleich die 
Gesetze des Denkens. Die Kategorien der subjektiven Dialektik sind aber die lo-
gischen Formen der Prinzipien und Gesetze der materialistischen Dialektik.0-

Vor der Analyse und Anwendung der logischen Formen scheint es zweck-
mässig, die wichtigsten Grundsätze der materialistischen Dialektik kurz zusam-
menzufassen. 

Engels schreibt darüber, dass die grundlegende grosse Frage jeder Philoso-
phie. aber besonders der neuen, das Problem des Verhältnisses zwischen Denken 
und Sein ist, jenes Problem, welches das Primäre ist, der Geist oder die Natur. Die 
Philosophen sind, je nach dem sie diese Frage beantworten, auf zwei grosse La-
ger geteilt. Jene, die behaupteten, dass der Geist der Natur gegenüber primär 
ist, also letzten Endes irgendeine Schöpfung der Welt annahmen, bildeten das 

1 V. P. Kazimircsuk: Pravo i metodi ego izucsenija. Moszkva, 1965. 44. p. Fogarasi: 
Logi'ka. Budapest, 1958. p. 392. f. 

2 Vergl. Р. V. Kopnyin: Dialektika как logika. Kiev, 1961. 95. p. 
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Lager des Idealismus. Der andere Teil der Philosophen, jene, die die Natur als 
primär betrachten, gehört zu den verschiedenen Schulen des Materialismus.3 

Aber nicht nur der Standpunkt in der Frage des Primats der Materie und 
des Geistes teilt die Denker in zwei gegenüberliegende Lager,., sondern auch ihre 
Anschauungsweise. Die beiden gegensätzlichen Anschauungsweisen sind die 
dialektische und die metaphysische Anschauungsweise. Jene Anschauungsweise, 
die eine Änderung ausschliessend, die Erscheinungen nicht in ihrem allgemeinen 
Zusammenhang, sondern isoliert untersucht, wird metaphysische Denkungswei-
se genannt. Der Ausdruck stammt von einem Werk von Aristoteles, das er nach 
seinem Buch „Physik" betitelt geschrieben hatte, und das „der Physik folgend", 
also Metaphysik genannt wurde. In diesem Werk befasst sich Aristoteles mit 
übersinnlichen Dingen: mit dem Sein Gottes, mit der Unsterblichkeit, usw. Al-
so mit Dingen, von denen die Metaphysik beweisen wollte, dass sie ein für alle-
mal gegeben sind, seit jeher bestehen. Um deren Ewigkeit zu beweisen, ist die 
Metaphysik gezwungen, sämtliche andere Erscheinungen auf diese Weise zu be-
bandeln. Die Kennzeichen der metaphysischen Anschauungsweise, der me-
taphysischen Methode sind folgende: 1. sie betrachtet die Dinge isoliert, unab-
hängig voneinander, 2. sie betrachtet die Dinge als unveränderlich, als konstant, 
3. sie erkennt nicht die wesentlichste Eigenschaft der Dinge, dass sie nämlich 
die Einheiten von Gegensätzen sind. Eine ausgezeichnete Charakterisierung und 
Vergleich der metaphysischen und der dialektischen Anschauungsweise ist bei 
Engels zu finden. Für den Metaphysiker sind die Dinge und ihre gedankliche 
Darstellungen, die Begriffe, alleinstehende, nacheinander und ohne einander zu 
betrachtende, feste, starre, ein für allemal gegebene Gegenstände der Un-
tersuchung. Der Metaphysiker denkt in lauter gedankenloser Gegensätzen, er 
sagt: Ja, ja, nein, nein, alles.was darüber hinaus liegt, ist vom Bösen. Für ihn ist ein 
Ding entweder vorhanden, oder nicht: ein Ding kann ebensowenig gleichzeitig 
sich selbst, und etwas anderes sein. Das Positive und das Negative schliessen 
sich unbedingt aus. Ursache und Wirkung stehen zu einander in einem ebenso 
starren Gegensatz . . . Zwar ist die metaphysische Anschauungsweise auf breiten 
jeweils der Natur der Dinge entsprechend ausgedehnten Gebieten berechtigt, 
ja sogar notwendig, doch stösst sie früher oder später immer in Schranken, wo-
nach sie einseitig, eng, abstrakt wird und sich in unauflösbare Widersprüche 
verwickelt, weil sie von den einzelnen Dingen ihren Zusammenhang nicht sieht, 
von ihrem Bestehen ihre Entstehung und ihr Ende, von ihrer Ruhe ihre Be-
wegung nicht bemerkt, weil sie von den vielen Bäumen den Wald nicht sieht. . . 
Est ist unmöglich den Moment des Todes festzustellen, weil die Biologie nach-
weist, dass der Tod kein aufeinmal eintreffendes, momentanes Ereignis, son-
dern ein sehr langwieriger Prozess ist. Ebenso ist jedes organische Wesen in je-
dem Moment dasselbe und nicht dasselbe, in jedem Moment bearbeitet es von 
aussen erhaltene Materien und scheidet andere aus, in seinem Körper sterben in 
jedem Moment Zellen und bilden sich neue. Jedes organische Wesen ist stän-
dig dasselbe und doch etwas anderes. Mit einer eingehenderen Prüfung können 
wir auch feststellen, dass die zwei Polen eines Gegensatzes, der positive und der 
negative ebenso voneinaner unzertrennbar sind, wie sie gegensätzlich sind, und 
dass.sie sich trotz ihrer Gegensätzlichkeit einander gegenseitig durchdringen; 
ebenso können wir feststellen, dass Ursache und WiHkung Begriffe sind, die als 

3 Engels: Feuerbach és a klasszikus német filozófia felbomlása. (Feuerbach und die 
Auflösung der klassischen deutschen Philosophie.) Budapest, 1949. 16—17. p. 
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solche nur in ihrer Anwendung für den Einzelfall gültig sind, wenn wir aber 
den Einzelfall im allgemeinen Zusammenhang mit der ganzen Welt betrachten, 
diese zusammenfliessen, in der Anschauung der universellen gegenseitigen Wir-
kungen auflösen, wo die Ursachen und Wirkungen ständig ihren Platz tauschen 
und was jetzt oder hier eine Wirkung ist, ein andermal und anderswo eine Ur-
sache wird, und umgekehrt. Für die Dialektik, die die Dinge und ihre begriffr-
lichen Darstellungen dem Wesen nach in ihrem Zusammenhang, in ihrer Ver-
kettung, Bewegung, Entstehung und Ende auffasst, sind dagegen Prozesse, wie 
die genannten, lauter Nachweise der eigenen Verfahrensweise. Die Natur ist der 
Probestein der Dialektik und wir müssen anerkennen, dass die moderne Natur-
wissenschaft für diese Probe ein sehr reiches, von Tag zu Tag anhäufendes Ma-
terial liefert und damit beweist, däss schliesslich und endlich alles in der Natur 
dialektisch und nicht metaphysich geschieht. Die exakte Beschreibung des 
menschlichen Spiegelbildes der Entwicklung des Universums selbst, seiner Ent-
wicklung und der Entwicklung der Menschheit kann also nur auf dialektischem 
Wege, durch ständige Beachtung der gegenseitigen Wirkung des Entstehens und 
des Endes, der progressiven oder regressiven Änderungen Zustandekommen.4 

Der erste grosse Denker, der instinktiv das Wesen der Dialektik geiahnt hat, 
war der Grieche Heraklit. Seine Lehre blieb als Ganzes in einem einheitlichen 
System zusammengefasst nicht erhalten, bloss Fragmente haben die Stürme der 
vergangenen dreieinhalb Jahrtausenden überstanden. Von diesen Fragmenten 
ist sein berühmter Spruch bekannt: „Nichts ist unbeweglich, alles fliesst, man 
kann sich nicht zweimal im selben Fluss baden, weil zwei einander folgende 
Augenblicke sich nicht gleichen; der Fluss ändert sich von einem zum anderen 
Augenblick." Er sucht als erster die Erklärung der Bewegung, der Änderung 
und erkennt im Widerspruch den Grund der Entwicklung der Dinge. Der andere 
griechische Denker, der die Grundelemente des dialektischen Denkens kannte, 
war Piaton. Bei Piaton blieb aber die Dialektik eine blosse Form. Das Ziel seiner 
Dialoge ist die Widerlegung der griechischen Naturphilosophie. Die wichtigste 
dialektische These, die von Platón erwiesen wurde, ist ohne Zweifel die Fest-
stellung, dass die Wahrheit kein fertiges Ding ist, sondern ein Prozess, der all-
mählich zu erkennen ist. Die Griechen — eben weil sie noch nicht zu der Gliede-
rung, zu der Analyse der Natur gelangt sind — betrachteten die Natur als ein 
Ganzes. Sie wiesen den allgemeinen Zusammenhang der Naturerscheinungen 
eingehend nicht nach, der Zusammenhang ist für sie das Ergebnis der unmittel-
baren Betrachtung. Darin liegt der Mangel der griechischen Philosophie, deshalb 
musste sie später einer anderen Anschauungsweise den Platz räumen. Aber darin 
liegt auch ihre Überlegenheit allen späteren metaphysischen Denkern gegenüber. 
Wenn auch die Metaphysik in den Einzelheiten gegenüber den Griechen Recht 
hatte, hatten die Griechen gegenüber der Metaphysik im Ganzen Recht.5 

Mit einer ähnlich unklaren Deutung der Dialektik, wie bei Platón, treffen 
wir uns in der Neuzeit bei Kant. Kant hielt die Dialektik für eine „falsche Me-
thode", die die Menschheit nur irreführt. Seiner Ansicht nach ist der Mensch, 
wenn auch, das Wesen der Dinge für ihn nicht zu erkennen ist, doch bestrebt, 
das Wesen zu erkennen, und er stösst auf dem Wege der Erkenntnis auf un-
überwindbare Hindernisse. Es tauchen in diesem Zusammenhang Widersprüche 
auf. Diese nennt Kant dialektische Gegensätze. Die Feststellungen von Kant im 

4 Engels: Anti—Dühring, (im Ung.) Budapest, 1948. 21—23. p. 
5 Ebenda. 315. pt 



Zusammenhang mit der Dialektik enthalten zwei grosse Irrtümer : einerseits er-
kennt er bloss vier sich offenbarenden Gegensätze, obwohl in Wirklichkeit, ob 
wir nun einen Naturgegenstand oder Denkform betrachten, überall auf dialek-
tische Widersprüche stossen, andererseits lehrt er über den in den Dingen ver-
borgenen Widerspruch, dass derselbe bloss ein Schein ist, der daher stammt, 
dass das menschliche Denken nicht imstande ist, das Wesen zu erkennen. In den 
Dingen ist nur deshalb ein Widerspruch verborgen, weil die menschliche Intel-
ligenz unvollkommen ist. Nach Kant entdeckte ein anderer grosser Vertreter 
der klassischen Philosophie, der Begründer der modernen Dialektik, Hegel, jene 
Tatsache, dass nicht nur in den von Kant angegebenen Dingen, sondern in al-
len Dingen notwendigerweise ein Widerspruch verborgen ist. Bei Hegel ist die 
Dialektik viel umfassender, als bei jedem vor ihm und kein „falsches Gesetz", 
wie bei Kant, sondern die Zusammenfassung der reellen Gesetzmässigkeiten 
der ganzen Welt. Hegel war aber trotz seiner hohen Bildung und Genialität 
doch nur ein Idealist, deshalb ist in seiner Dialektik alles verkehrt. Die Gedanken 
seines Hirnes waren nicht mehr oder minder abstrakte Spiegelbilder tatsächlicher 
Dinge oder Prozesse, sondern umgekehrt, die Dinge und ihre Entwicklung waren 
die Spiegelbilder einer irgendwo, schon vor Entstehung der Welt vorhandenen 
Idee, die sich verwirklicht hatten.6 

Nach solchen „Vorgängern" des dialektischen Denkens traten Marx und En-
gels auf; sie entwickelten die Philosophie des Marxismus, die eine Verbindung 
des philosophischen Materialismus und der dialektischen Methode ist. Sie konn-
ten natürlich die vor ihrem Auftreten bestehende Dialektik mit dem Inhalt und 
in der Form, wie sie war, nicht übernehmen. Sie musste von der idealistischen 
Inhalt gereinigt werden und die leere Form musste mit materialistischem In-
halt gefüllt werden. Der Grundgedanke ist — lehrt Engels — dass die Welt 
nicht als die Gesamtheit fertiger Dinge, sondern als Summe von Prozessen auf-
zufassen ist, worin die scheinbar fixen Dinge, ebenso wie ihre Gedankenbilder 
in unserem Kopf, die Begriffe eine ständige Änderung des Entstehens und Ver-
gehens durchmachen. Dieser Gedanke ist hauptsächlich seit Hegel so sehr in das 
allgemeine Bewusstsein übergegangen, dass er in dieser allgemeinen Form kaum 
mehr auf einen Widerspruch gestossen ist. Aber es ist etwas anderes das in 
Worten anzuerkennen, und wieder etwas anderes es in der Wirklichkeit, auf 
jedem Gebiet der Forschung anzuwenden — wie es auch Lenin betont hat. Die 
Dialektik ist nach Marx die Wissenschaft der Bewegungsgesetzmässigkeiten der 
äusseren Welt und des menschlichen Denkens ganz allgemein. 

Nach der marxistischen Dialektik müssen die Dinge und Erscheinungen in 
ihrem Zusammenhang untersucht werden und die Natur darf nicht im Ruhe-
zustand betrachtet werden, sondern im Zustand der ständigen Erneuerung und 
Entwicklung, der ständigen Bewegung und Änderung. Diesen Gedanken begeg-
nen wir im Werk von Engels „Die Dialektik der Natur": die ganze Natur 
befindet sich im Zustand des ewigen Entstehens und Vergehens, in unendlichem 
Fliessen und ständiger Bewegung und Änderung.7 

Die Dialektik 'betrachtet den Prozess der Entwicklung als einen Vorgang 
der aus unbedeutenden und verborgenen quantitativen Änderungen in offene, 
radikale, qualitative Änderungen übergeht, wobei die qualitativen Änderungen 
nicht allmählich, sondern schnell, unerwartet, mit einem sprunghaften Uber-

6 Ebenda 24. p. 
7 Engels: A természet dialektikája (Die Dialektik der Natur) Budapest, 1948. 18. p. 
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gang von einem Zustand in den anderen, als Ergebnis der Anhäufung der unbe-
deutenden und allmählichen quantitativen Änderungen Zustandekommen. 

Es ist ein wichtiger Grundsatz der Dialektik, dass die Gegenstände und die 
Erscheinungen der Natur innere Widersprüche enthalten, die aufgedeckt werden 
müssen, um die Welt erkennen zu können. Jede Erscheinung und jeder Gegen-
stand hat seine positive und negative Seite, eine Vergangenheit und eine Zu-
kunft, in allen sind fortschrittliche und sich entwickelnde Elemente vorhanden. 
Der Kampf dieser Gegensätze zwischen dem Sterbenden und Entstehenden, dem 
Schwindenden und sich Entwickelnden bedeutet den inneren Inhalt des Ent-
wicklungsprozesses, der Umwandlung der quantitativen zu qualitativen Ände-
rungen. Der Prozess der Entwicklung vom Niederen zum Höheren erfolgt nicht 
in Form einer harmonischen Entfaltung der Erscheinungen, sondern als ein 
Kampf zwischen den Tendenzen, die auf Grund der in den Naturobjekten und 
Erscheinungen verborgenen Widersprüche winken. 

Die marxistisch-leninistische Gesellschaftswissenschaft verwendet diese 
Grundsätze bei der Aufdeckung und Analyse der Erscheinungen des Rechtes' und 
des Staates. Das bedeutet, dass ihre Anschauungsweise dialektisch, und die Erklä-
rung, die sie im Zusammenhang mit den Problemen gibt, materialistisch ist. 

Die Mehrheit der bürgerlichen Sozialwissenschaft betrachtet den Staat und 
das Recht vom Boden der Wirklichkeit getrennt, metaphysich. Das erscheint da-
rin, dass die Staatsformen, die einzelnen Rechtsinstitute von einander getrennt 
untersucht werden. So werden z. B. die bürgerlich-demokratischen Institutio-
nen, die politischen Freiheitsrechte von ihrer reellen wirtschaftlichen Grund-
lage, von der Struktur der Gesellschaft d. h. von der kapitalistischen Wirtschaft 
und der Klassenherrschaft getrennt, abstrakt betrachtet. Die bürgerliche De-
mokratie wird als „reine Demokratie", als eine Demokratie, die zu Gunsten 
der Massen zur Geltung kommt, bewertet. Diese Bewertung der bürgerlich-de-
mokratischen Institutionen will nichts von der Tatsache wissen, dass das Insti-
tion der bürgerlichen Demokratie nur für eine Minderheit, für. die Mitglie-
der der Kapitalistenklasse, eine Demokratie ist. Eine 'besonders irreführendes In-
stitution der bürgerlichen Demokratie ist das allgemeine Wahlrecht. Die bürger-
lichen Theoretiker betrachten das allgemeine Wahlrecht so, dass dadurch die 
breitesten Volksmassen in die Ausübung der Staatsgewalt eingeschaltet werden 
und betrachten das auf Grund des „allgemeinen" Wahlrechtes aufgestellte Parla-
ment als Vertreter des Willens der Mehrheit. In Wirklichkeit werden vom bürger-
lichen allgemeinen Wahlrecht. — durch verschiedene Einschränkungen, die auf 
dem Vermögen, der Bildung, der Rasse beruhen — die Werktätigen ausgeschlos-
sen. Wenn das Parlament, das auf diese Weise ins Leben gerufen wurde, noch im-
mer kein geeignetes Mittel der herrschenden Klasse ist, so wird durch verschie-
dene Mittel und Methoden der „politischen Einwirkung und Einflusses, durch 
die Aufgliederung des Parlaments auf Unter-und Oberhaus, durch Erweite-
rung des Vetorechtes davon gesorgt, dass das Parlament sich fügt. 

Die dialektische Methode anwendende marxistisch—leninistische Gesell-
schaftswissenschaft behandelt den Staat und das Recht, die einzelnen Rechtsins-
titutionen und Staatsformen nicht getrennt, sondern unter Beachtung jener Ver-
hältnisse, unter denen sich der Staat und das Recht — die Staatsformen und die 
Rechtsinstitutionen — entwickeln. Die genannten Grundsätze der dialektischen 
Methode erfordern, dass unter Beachtung der konkreten Verhältnisse jene Bedin-
gungen im Zusammenhang, mit dem Staat und Recht unterschieden werden, die 
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einen bestimmenden Charakter haben und jene, die bestimmt sind, d. h. die Ur-
sache und die Wirkung, das Notwendige und das Zufällige. 

Diesen Grundsätzen entsprechend weist die marxistisch—leninistische Gesell-
schaftswissenschaft darauf hin, dass sich der Staat und das Recht stets dem wirt-
schaftlich-gesellschaftlichen Unterbau entsprechend ändert. Sie untersucht je-
nen Zusammenhang, der in jedem der geschichtlichen Staats- und Rechtsty-
pen zur Geltung kommt, der den gegebenen Staats- und Rechtstyp bestimmt. 
Die Grundlage der Untersuchung dieses Zusammenhanges ist die marxistisch-
leninistische Lehre über die wirtschaftlichen Formen der Gesellschaft. Die Ent-
wicklung der wirtschaftlich-gesellschaftlichen Verhältnisse bestimmt, von wel-

• eher gesellschaftlichen Klasse eines Staates handelt es sich und nur auf dieser 
Grundlage können die Institutionen des gegebenen Staates und Rechtes richtig be-
wertet werden. 

Für die bürgerliche Gesellschaftswissenschaft — für deren metaphysische 
Anschauungsweise — es noch charakteristisch ist, dass sie den Staat und das 
Recht für ewig bestehend hält. Die 'bedeutendsten Richtungen der bürgerlichen 
Gesellschaftswissenschaft halten es für unmöglich, dass ohne Staat und ohne 
Recht eine Gesellschaft bestehen könnte und bestehen wird. Ein Teil der bürger-
lichen Gesellschaftswissenschaft bezweifelt nicht, dass der Staat und das Recht 
Änderungen ausgesetzt sind, deshalb untersuchen einzelne Richtungen den Staat 
und das Recht vom „geschichtlichem Standpunkt" aus. Die geschichtliche Ent-
wicklung wird aber metaphysich aufgefasst. So halten sie die Entwicklung des 
Staates und Rechtes für die allmähliche Verwirklichung von „ewigen Ideen" 
(„Gerechtigkeit", „Freiheit", „Moral" usw.), die den Staat und das Recht betref-
fen. Der Verwirklicher dieser ewiggeltenden Ideen ist in den Augen der bürger-
lichen Gelehrten der bürgerliche Staat und das bürgerliche Recht. Die Klassen-
ziele dieser Auffassung sind klar. Dieser bürgerlichen metaphysischen Methode 
gegenüber erkennt die marxistisch—leninistische Gesellschaftswissenschaft unter 
Anwendung der Gesetze der Dialektik, dass der Staat und das Recht nicht ewig-
bestehend sind, dass sie auf Einwirkung bestimmter geschichtlicher Vorbedin-
gungen entstanden sind und sich entwickelt haben und wenn in der Zukunft 
bestimmte geschichtliche Vorbedingungen eintreffen, so wird der Staat und das 
Recht aussterben. Die marxistisch-leninistische Gesellschaftswissenschaft deckt 
neben der konsequenten Betonung des Grundsatzes der Entwicklung auch die Mo-
tive der Entwicklung auf und betrachtet die Entwicklung nicht als die Verwirkli-
chung von „ewiggültigen Ideen" — der Marxismus-Leninismus verneint das 
Bestehen solcher Ideen —r, sondern weist entsprechend der Lehre des philoso-
phischen Materialismus auf die tatsächlichen Ursachen der Entwicklung des 
Staates und Rechtes, auf die Entwicklung im wirtschaftlichen Leben hin. Die 
marxistisch-leninistische Gesellschaftswissenschaft weist zugleich in Kenntnis 
der Entwicklungsgesetze auch auf die zukünftigen Entwicklungstendenzen des 
Staates und Rechtes hin. Marx und Engels haben das unumgängliche Eintreffen 
der Proletardiktatur vorausgesehen und Lenin hat vorausgesehen, dass die 
Staatsform der Diktatur des Proletariats die Sowjetform sein wird. Zu alle-
dem ist die marxistisch-leninistische Gesellschaftswissenschaft deshalb fähig, 
weil die dialektische Methode konsequent angewandt wird. 

Die Anwendung der Grundgesetze der Dialektik in der Gesellschaftswissen-
schaft bedeutet, dass der. Entwicklungsprozess des Staates und Rechtes nicht bloss 
als quantitative Änderung aufgefasst wird, sondern als eine solche, in der der eine 
Qualitätszustand durch den anderen bei der Entwicklung des Staates und 
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Rechtes sprunghaft, durch eine gesellschaftliche Revolution abgelöst wird. Die 
bürgerliche Sozialwissenschaft verneint die Gesetzmässigkeit der revolutionären 
Änderungen und fasst die Revolution als Folgen der Fehler, der Erfolglosigkeit 
von gesellschaftlichen Klassen, von politischen Organisationen oder Faktoren 
auf. Demzufolge behauptet sie — und das kommt in der Politik der heutigen 
Sozialreformer zum Ausdruck —, dass die gesellschaftlichen Ungerechtigkeiten 
durch die Reform der Gesetzgebung, durch die Ausdehnung der bürgerlichen 
Demokratie beseitigt werden können. Die dialektische Methode anwendende 
marxistisch-leninistische Staats- und Rechtswissenschaft besagt dagegen, dass 
die Revolution eine Notwendigkeit der gesellschaftlichen Entwicklung ist. Die 
materiellen Produktionskräfte der- Gesellschaft kommen auf einem gewissen 
Grad ihrer Entwicklung in Gegensatz zu den bestehenden Produktionsverhält-
nissen oder — und das ist dessen rechtlicher Ausdruck — zu den bestehenden 
Eigentumsverhältnissen, unter denen sie sich bis dahin bewegt haben. Diese Ver-
hältnisse werden aus der Entwicklungsforrfi der Produktionskräfte zu ihren 
Fesseln. In diesem Zeitpunkt kommt die Zeit der gesellschaftlichen Revolution.8 

Der Marxismus-Leninismus betrachtet jene Reforme, die die Arbeiterklasse 
als Ergebnis des Klassenkampfes gegen die Bourgeoisie erreicht, bloss als quan-
titative Änderung, die zur Vorbereitung der Proletarrevoiution unumgänglich 
sind. Nach dem Marxismus-Leninismus bedeutet aber das Stehenbleiben bei 
der Betreibung, bei der Erkämpfung dieser Reforme einen Ausgleich mit der 
Kapitalistenklasse. Lenin weist darauf hin: „Jener, der nur den Klassenkampf 
anerkennt, ist noch kein Marxist, er kann noch innerhalb der Rahmen des bür-
gerlichen Denkens und bürgerlichen Politik bleiben. Wird der Marxismus bloss 
auf die Lehre des Klassenkampfes beschränkt, so bedeutet das die Schmäle-
rung, die Verfälschung des Marxismus, wodurch er dahin gelenkt wird, das sie 
für die Bourgeoisie noch annehmbar ist. Nur jener ist ein wirklicher Marxist, 
der die Anerkennung des Klassenkampfes auch auf die Anerkennung der Pro-
letardiktatur ausdehnt."9 

Die Anwendung der Grundsätze der Dialektik in der marxistischen Sozial-
wissenschaft bedeutet, dass jene gesellschaftlichen Widersprüche aufgedeckt 
werden müssen, mit denen die Entwicklung des Staates und Rechtes verbunden 
sind. Ein Teil der bürgerlichen Theoretiker verneint den Einfluss der Klassenge-
gensätze auf den Staat und das Recht. Ein anderer Teil erkennt zwar die Verbin-
dung zwischen Staat und Recht und den gesellschaftlichen Gegensätzen, aber 
behauptet, dass es eben die Aufgabe des Staates und Rechtes ist, diese Klassen-
gegensätze auszugleichen. Nach ihnen ist eben der bürgerliche Staat dazu beru-
fen, diese Gegensätze zu beseitigen. Der bürgerliche Staat — behaupten sie — 
ist also ein Staat, der über den Klassen steht, und die wirksamste Sicherung des 
Klassenfriedens. Dagegen lehrt die marxistisch—leninistische Sozialwissen-, 
schaft, dass der Staat, der stets ein Unterdrückungsorgan der herrschenden 
Klassen ist, kein Mittel der Beseitigung der Gegensätze, sondern ein Mittel der 
konsequenten Durchführung des Klassenkampfes ist. 

Daraus folgt, dass der bürgerliche Staat niemals ein über den Klassen stehen-
der Staat sein kann, er dient in beliebig demokratischer Form den Interessen 
der Kapitalisten, d. h. er sichert die ungestörte Ausbeutung des Proletariats. Le-

8 Marx—Engels: A történelmi materializmusról (Über den geschichtlichen Mate-
rialismus) Budapest, 1949. 17. p. 

9 Lenin: Állam és forradalom (Staat und Revolution) Budapest, 1949. 48. p. 
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nin bewertete den bürgerlichen demokratischen Staat folgenderweise: „In der 
kapitalischen Gesellschaft finden wir unter den günstigsten Bedingungen ihrer 
Entwicklung, in den demokratischen Republiken, eine mehr oder minder voll-
kommene Demokratie. Doch dieser Demokratismus ist immer zwischen die en-
gen Rahmen der kapitalistischen Ausbeutung gezwängt und ist dem Wesen 
nach immer nur für die Minderheit, für die vermögenden Klassen, für die 
Reichen demokratisch."10 Er kritisiert die Versuche jener, die den bürgerlichen 
Staat als ein Mittel der Versöhnung der Klassengegensätze auffassen, folgender-
weise: „ . . . es ist eine kleinbürgerliche Utopie, die unzertrennlich mit der Aner-
kennung des Staates, der über den Klassen steht, verschmolzen ist und in der 
Praxis zum Verrat der Interessen der arbeitenden Klassen geführt hat. . . " l l 

Die marxistisch-leninistische Gesellschaf tswissenschaft träumt also nicht von 
dem Ausgleich der Klassengegensätze — wie es die bürgerlichen Theoretiker 
tun — sondern weist darauf hin, dass die Klassengegensätze zur Revolution, zur 
Ausbildung eines Staates und Rechtes neueren Typs führen. Hinsichtlich der 
Entwicklung des Staates und Rechtes bedeuten also die gesellschaftlichen Ge-
gensätze den Motor, der die Entwicklung fördert. Dieser Motor der Entwicklung 
bleibt auch nach Erkämpfung des Proletarstaates durch die Proletarrevolution 
nicht stehen, sondern arbeitet solange, bis im sozialistischen Staat die ausbeu-
tenden Klassen, bzw. ihre Reste beseitigt sind. 

Der Materialismus kann auf eine Vergangenheit von zweitausend Jahren 
zurückblicken. Im Laufe dieser zweitausend Jahre traten sehr viele Vertreter 
des Materialismus auf, und als Folge ihrer Tätigkeit bildeten sich auch sehr viele 
Richtungen der materialistischen Philosophie aus. Die Untersuchung des vor-
marxistischen Materialismus muss sich darauf beschränken, die wichtigsten 
Leitfäden der Entwicklung in der Geschichte der materialistischen Philosophie 
hervorzuheben. Die materialistische Philosophie, wie im allgemeinen jede Wis-
senschaft im Laufe der Geschichte, blieb nicht in dem Zustand wie es vor zweitau-
send Jahren war, sondern sie entwickelte sich. Nach Engels machte auch der 
Materialismus eine ganze Reihe von Entwicklungsstufen durch. Der Mate-
rialismus muss schon mit jeder epochalen naturwissenschaftlichen Entdeckung 
eine neue Form annehmen.12 Aus der erwähnten Feststellung von Engels geht 
es klar hervor, dass der wahre Materialismus schon in der Vergangenheit im-
mer mit den epochalen naturwissenschaftlichen Entdeckungen Schritt hielt. 

Der philosophische Materialismus nahm seinen Anfang im 7. Jahrhundert . 
vor unserer Zeitrechnung, auf den ionischen Kolonien. Dieser Materialismus um-
fasste alle Ergebnisse der damaligen Wissenschaften. Auf seine Ausbildung üb-
ten einerseits die damals schon sehr hohe Zivilisation des Orients, andererseits 
die Erfordernisse des täglichen praktischen Lebens einen grossen Einfluss aus. 
Die Vervollkommnung und der grosse Aufschwung der Schiffahrt schuf eine 
Verbindung zwischen Kleinasien, Griechenland. Persien und Ägypten. Es be-
gann der Handelsverkehr und neben dem Austausch der Wirtschaftsgüter, 
wurden auch die kulturellen Güter ausgetauscht. Die reichgewordenen Händler 
trugen eine entwickelte Form der ägyptischen Kultur in ihr eigenes Land, die 
dort früher vollkommen unbekannt war. Die Entwicklung der Schiffahrt hatte 
die Entwicklung der Astronomie, der Technik usw. zur Folge. Diese Entwicklung 

10 Ebenda. 99. p. 
11 Ebenda. 31—39. p. 
nEngels: Feuerbach und die Auflösung der klassischen deutschen Philosophie (im 

Ung.). Budapest. 1949. 20. p. 
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brachte auch die ersten materialistischen Denker hervor, unter denen Thaies 
und Anaximenes zu erwähnen sind. Für die materialistischen Philosophen war es 
natürlich, dass die Welt Gesetze besitzt, die vom Menschen unabhängig sind, aber 
vom Menschen auferkannt und für eigene Zwecke verwendet werden können. 
Bei der Erforschung der Gesetzmässigkeiten der Welt haben sie festgestellt, 
dass wir die Welt über unsere Sinnesorgane erlkennen, dass diese Welt eine 
materielle Welt ist, und dass diese Welt entstanden ist und sich entwickelt. 
Dieser Standpunkt ist zweifellos eine spontane Offenbarung der materialis-
tischen und dialektischen Auffassung. Die dialektische Richtung des vormarxis-
tischen Materialismus erreichte in der Auffassung zweier griechischen Philoso-
phen, in der von Leukippos und Demokrit seinen Gipfel. Leukippos hatte bloss 
eine Ahnung vom Atom, dagegen löste Demokrit bereits das Problem, das 
Leukippos aufgeworfen hatte. Seine wissenschaftliche Überzeugung ist die Er-
kenntnis der Tatsache, dass die Welt eine von uns unabhängige, objektive Wirk-
lichkeit ist. Die durch unsere Sinne wahrnehmbare Welt ist die „Materie", deren 
kleinste Einheit das Atom ist. Er lehrte, dass das Atom die kleinste unteilbare 
Einheit der Welt ist. Die Irrtümlichkeit dieser Theorie lag darin, dass er das 
Atom als eine unteilbare Einheit vorstellte, obwohl die naturwissenschaftlichen 
Forschungen aufdeckten, dass das Atom kein endgültiges Element der Materie 
ist. Dieser Irrtum verringert aber keineswegs die Verdienste von Demokrit und 
seines Vorgängers, da die damalige Naturwissenschaft noch auf einer nie-
drigen Entwicklungsstufe stand. Demokrit führt die geistigen Prozesse, die 
Erkenntnis, auf die Bewegung der Atome zurück mit der Begründung, dass es 
auch geistige Atome gibt, die feiner als die körperlichen Atome sind. Diese 
irrtümliche Auffassung stammte daraus, dass Demdkrit sämtliche Bewegungs-
erscheinungen der Welt durch die Platzänderung der Atome erklärte. Infolge 
dieser Erklärung der Erscheinungen nennen wir den Materialismus von Demok-
rit mechanischen Materialismus. 

Nach der mittelalterlichen Ohnmacht bildete sich der neuzeitliche Materia-
lismus, — ebenso wie im Altertum, — zuerst dort aus, wo das wirtschaftliche 
Leben einen Aufschwung nahm, wo der Handel eine neue Blüte erlebte, in 
Italien, in England und in Frankrecih. Das erste Land, wo sich der moderne Mate-
rialismus ausbildete war zugleich der Vater des modernen Kapitalismus: England. 
Nach Marx ist der Materialismus dter eigenste Sprössling Gross'britann iens.13 

Schon Bacon stellte die These auf, die die Grundlage des klassischen Materia-
lismus bildet, nämlich, dass die Welt materiell ist. Die Erkenntnis der mate-
riellen Welt ist die Aufgabe der Wissenschaften. Deshalb ist es das Ziel der 
Menschen, die materielle Welt zu erkennen und sie in seine Dienste zu stellen. 
Zur Erkenntnis der materiellen Welt eignen sich die Naturwissenschaften, des-
halb' müssen die Naturwissenschaften entwickelt werden, und zwar auf prak-
tischem, experimentellem Wege. Nach der Feststellung von Marx: „Der Mate-
rialismus wird in seiner weiteren Entwicklung einseitig. Hobbes systematisiert 
den Materialismus von Bacon. Die Sinnlichkeit verliert ihre Blüte und wird zur 
abstrakten Sinnlichkeit der Geometrie. Die physische Bewegung wird Opfer der 
mechanischen oder mathematischen Bewegung und die Geometrie wird als höch-
ste Wissenschaft betrachtet. Der Materialismus wird Menschenfeind. Um den 
menschenfeindlichen unkörperlichen Geist besiegen zu können, ist d.er Materia-
lismus gezwungen seinen eigenen Körper ünmepfindlich zu machen und wird as-

13 Marx zitiert von Engels: Engels: Anti-Dühring. (im Ung.) Budapest 1949. 366. p. 
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ketisch. Er tritt als Geisteswesen auf und übt auch die unbarmherzige Konsequenz 
der Vernunft aus."14 Der Verdienst von Hobbes liegt darin, dass er die Philosophie 
von Bacon in ein System gegossen und die Vorurteile des Materialismus von Bacon 
beseitigt hat. Sein Irrtum wurzelt in der mechanischen materialistischen Auffas-
sung. Auch er ist bestrebt alles durch die Bewegung zu erklären, die sich in der 
einfachen Ortsänderung offenbart. Locke bewies überzeugend, dass alle unsere 
Vorstellungen aus der Erfahrung stammen, das wir ohne Erfahrungen keine Vor-
stellungen hätten. Die materialistische Philosophie von Bacon, Hobbes, Locke hat 
trotz der schweren Irrtümer, die in ihrer Lehre vorkommen, eine sehr grosse 
Bedeutung, vorüber Engels schreibt: „. . . es ist nicht zu bezweifeln, dass Bacon, 
Hobbes und Locke die Väter jener glänzenden Schule der französischen Materi-
alisten waren, die das 18. Jahrhundert, trotz allen Siegen der Deutschen und 
Engländer zu Wasser und zu Lande über die Franzosen, doch überwiegend zu 
einem französischen Jahrhundert machte, und zwar um vieles vor der fran-
zösischen Revolution, die diesem Jahrhundert die Krone aufsetzte .. ."15 

Die- wichtigste Richtung des vormarxistischen Materialismus ist der fran-
zösche Materialismus, über dessen Ausbildung vom Auftreten von Descartes die 
Rede sein kann. Der französische Materialismus stützte sich neben dem engli-
schen Materialismus auch auf. inländische philosophische Überlieferungen. Die 
Philosophie von Descartes ist französische Erbschaft. Doch die französischen Ma-
terialisten begnügten sich nicht mit den Lehren der früheren Philosophien, son-
dern sie folgten mit Aufmerksamkeit auch die Entwicklung der Naturwissenschaf-
ten und bauten ihre philosophische Feststellungen auf die Physik von Newton 
auf. Descartes hat zwei geschaffene Substanzen, die Ausdehnung und das Denken, 
und eine nicht geschaffene Substanz, Gott, anerkannt. Da er einerseits das Beste-
hen einer nicht geschaffenen Substanz und andererseits das Bestehen solcher Ide-
en gelehrt hat, die mit dem Menschen zusammen geboren werden, ist Descartes 
kein reiner Materialist, sondern ein opportunistischer Materialist, aber zugleich 
auch ein opportunistischer Idealist — Dualist —, weil er die Welt aus zwei Prinzi-
pien erklärt. Der französische philosophische Materialismus erreicht seine Glanz-
zeit, den Gipfel seiner Entwicklung in der Philosophie von Helvetius und Diderot, 
im 18. Jahrhundert. Diderot — sagt Lenin — erreichte beinahe den modernen (dia-
lektischen) Materialismus. Das Zeitalter, in welchem er lebte, begünstigt nicht 
sein Auftreten und fast sein ganzes Leben vergeht in harten Kämpfen. Er kämpft 
mit der Kirche, mit der bestehenden gesellschaftlichen Ordnung und macht auch 
mit dem Gefängnis Bekanntschaft. 

In Deutschland übten die idealistischen Philosophen zur Zeit der Heiligen Al-
lianz und in der Folgezeit eine starke Propaganda für den Idealismus und für die 
Lehren der Religion aus. „Dieses Land war für jeden beliebigen idealistischen Phi-
losophen ein freies Jagdrevier." In dieser Umgebung trat mit seiner materialisti-
schen Überzeugung Ludwig Feuerbach auf, von dem Engels festgestellt hat, „dass 
er den Materialismus ohne Umschweife wieder auf den Thron gehoben hat". „Der 
Entwicklungsgang von Feuerbach ist eine — freilich niemals ganz orthodoxe — 
hegelianische Entwicklung in Richtung des Materialismus, eine Entwicklung, die 
gewissermassen einen vollen Bruch mit dem idealistischen System seines Vor-
gängers erfordert." Mit unwiderstehlicher Kraft gelangt er schliesslich zu der Ein-
sicht, dass das Bestehen der „absoluten Idee" vor Bestehen der Welt, wie es Hegel 

14 Engels: Anti-Dühring (im Ung.) Budapest, 1949. 367. p. 
15 Ebenda 368. p. 
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lehrte, „das vorherige Bestehen der logischen Kategorien" ist nichts anderes, als 
ein Rest eines fanatischen Glaubens an einem Schöpfer ausserhalb der Welt. Er 
erkennt, dass die materielle, mit unseren Sinnen wahrnehmbare Welt, zu der auch 
wir gehören, die einzige Wirklichkeit ist und dass unser Bewusstsein, unser Den-
ken, so sehr sie auch übersinnlich erscheinen, das Produkt eines materiellen, kör-
perlichen Organs, des Gehirns sind. Die Materie ist kein Produkt des Geistes, son-
dern der Geist ist das höchstrangige Produkt des Gehirns. Das ist freilich reiner 
Materialismus. Als aber Feuerbach hier angelangt ist, scheut er zurück. Er kann 
nicht das übliche philosophische Vorurteil, nicht gegenüber dem Wesen der Dinge, 
sondern gegenüber der Benennung Materialismus überwinden. Er sagt: ,,. . . zu-
rückblickend stimme ich vollkommen.mit den Materialisten überein, nach vorne 
blickend aber nicht".16 

Im 19. Jahrhundert erfolgte ein gewaltiger Fortschritt der Naturwissenschafr 

ten. Insbesondere waren von entscheidender Bedeutung die Entdeckung der Zelle, 
der Umwandlung der Energie, der Entwicklungstheorie von Darwin und die ge-
waltige Entwicklung der organischen. Chemie. Die Philosophie wurde reif, Marx 
und Engels weiterentwickeln den Materialismus auf Einfluss von Hegel und Feu-
erbach und übermitteln der Welt die klassische Definition des Materialismus. 
Engels fasst die Mängel des vormarxistischen Materialismus. — insbesondere 
des aus dem 18. Jahrhundert — zusammen. Der Materialismus des vergangenen 
Jahrhunderts war vorwiegend mechanisch, weil damals von der ganzen Natur-
wissenschaft nur die Mechanik und auch davon bloss die Mechanik der festen 
Körper im Weltall und auf der Erde, also die Mechanik der Gravitation gewisser-
massen vollendet war . . . In den Augen der Materialisten des 18. Jahrhunderts 
war der Mensch ebenso eine Maschine, wie in den Augen von Descartes das 
Tier. Diese ausschliessliche Anwendung des Masstabs der Mechanik auf Erschei-
nungen, die chemischer und organischer Natur sind und für welche die Gesetze der 
Mechanik zwar ebenfalls gültig sind, doch von anderen höheren Gesetzmässigkei-
ten in den Hintergrund gestellt werden, ist eine eigentümliche, wenn auch zu sei-
ner Zeit unvermeidliche Einschränkung des klassischen französischen Materialis-
mus. Die zweite eigentümliche Einschränkung dieses Materialismus erschien darin, 
dass er nicht imstande war, die Welt, als einen Prozess, als eine in geschichtlichem 
Werden befindliche Materie aufzufassen. Das entsprach dem damaligen Zustand 
der Naturwissenschaften und der damit zusammenhängenden metaphysischen, d. 
h. dialektikwidrigen Art des Philosophierens. Sie wussten, dass sich die Natur in 
ewiger Bewegung befindet. Doch diese Bewegung spielte sich nach der damaligen 
Auffassung in Form eines ewigen Kreislaufs ab und daher kam es nie vorwärts; 
das Ergebnis war immer dasselbe. Dieselbe geschiehtswidrige Auffassung war 
auch auf dem Gebiet der Geschichte gültig.17 Kurz zusammengefasst wurzelte der 
Irrtum der vormarxistischen Materialisten in ihrer mechanischen und unhistori-
schen Auffassung. Jener Kampf ist aber ein Verdienst der Vertreter des vormar-
xistischen Materialismus, der bereits seit zweitausend Jahren ununterbrochen im 
Gange ist: der Kampf der Wissenschaft gegen die Scheinwisserischaft. 

Die Erschaffung der wissenschaftlichen Theorie des philosophischen Materia-
lismus ist mit dem Namen von Marx und Engels verbunden. Diese Theorie besagt, 
dass die Welt von Natur aus materiell ist und sich nach den Bewegungsgesetzen 

16 Engels: Feuerbach und die Auflösung der klassischen deutschen Philosophie (im 
Ung.) Budapest, 1949. 20. p. -

17 Ebenda. 21—22. p. 
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der Materie entwickelt, weiters, dass die Materie primär und das Bewusstsein se-
kundär ist und schliesslich, dass die Welt und ihre Gesetzmässigkeiten erkannt 
werden können. Bei der Behandlung der Grundzüge des philosophischen Materia-
lismus muss die Frage der Materie untersucht werden. Gibt es eine Materie, oder 
nicht, und wenn es gibt, kann sie erkannt werden, oder nicht. Das sind die Fragen, 
die in jeder philosophischen Richtung aufgeworfen werden. Die Verneinung der 
Materie ist jene Grundbedingung, aus der jede idealistische Richtung entspringt 
und in den fantastischesten Vorstellungen gipfelt. Die Verneinung der Materie, als 
objektiver Realität, bedeutet nämlich zugleich die Anerkennung der Überlegen-
heit der „Ideen", des Geistes über die materielle Welt, die Anerkennung des von 
der materiellen Welt unabhängigen Geistes, wohin dann tatsächlich jede idealisti-
sche Richtung hingelangt. Auch Lenin bezeichnet als Grenzstein, zwischen der ide-
alistischen und der materialistischen Auffassung diese Frage: „Wird die Materie 
verneint, so wird jene seit sehr langem bekannte Lösung der erkenntnistheoreti-
schen Fragen wiederholt, die die äussere objektive Quelle unserer Sinne, die un-
serer Empfindung entsprechende objektive Wirklichkeit leugnet. Das ist umge-
kehrt die Anerkennung jener philosophischen Richtung, die von den Idealisten 
und den Agnostikern geleugnet wird und kommt in folgenden Definitionen zum 
Ausdruck: Materie ist, die auf unsere Sinne wirkend Empfindungen verursacht, 
Materie ist die objektive Wirklichkeit, die von unseren Empfindungen aufgedeckt 
wird."18 

Der Gegensatz zwischen der idealistischen und der materialistischen Weltauf-
fassung kommt auf dem Gebiet der Gesellschaftswissenschaft als eine Erklärung 
des Staates und des Rechtes auf idealistischer bzw. materialistischer Grundlage 
zum Ausdruck. Der philosophische Idealismus und Dualismus — der letzten Gra-
des infolge seines Gegensatzes mit dem Materialismus ebenfalls zu den idealis-
tischen Richtung zu rechnen ist — offenbart sich auf dem Gebiet der Gesell-
schaftswissenschaften in folgenden: entsprechend dem philosophischen Idealis-
mus, der sich für die Priorität des Geistes einsetzt, fasst die idealistische Gesell-
schaftswissenschaft den Staat und das Recht als den bestimmenden Faktor des 
Lebens der Gesellschaft, so auch des materiellen Lebens, auf. Die dualistische 
Auffassung kommt in der starren Gegenüberstellung des Staates und Rechtes* 
als selbständiger geistigen Erscheinungen zu den materiellen Erscheinungen der 
Gesellschaft zum Ausdruck. Diese Auffassung leugnet also ebenfalls die Priorität 
der Materie. Eine andere Offenbarung des Idealismus ist der wissenschaftliche 
Agnostizismus, der die Unerkennbarkeit des Staates und Rechtes lehrt Die mar-
xistisch-leninistische Gesellschaftswissenschaft, die die Grundsätze des philo-
sophischen Materialismus als Grundlage nimmt, betrachtet den Staat und das 
Recht als Erscheinungen der einheitlichen materiellen Welt, als solche Erschei-
nungen, die immer durch den wirtschaftlichen Unterbau als Überbau bestimmt 
sind. Die bekannte Feststellung von Marx über diese Frage ist folgende: bei 
der gesellschaftlichen Produktion ihres Lebens treten die Menschen in be-
stimmte, zwangmässige, von ihrem Willen unabhängige Verhältnisse, in Pro-
duktionsverhältnisse miteinander, die einer bestimmten Entwicklungsstufe ihr-
er materiellen Produktionskräfte entsprechen. Die esamtheit dieser Produk-
tionsverhältnisse bildet die wirtschaftliche Struktur der Gesellschaft, jene reelle 
Grundläge, auf dem sich ein rechtlicher und politischer Überbau erhebt und dem 

18 Lenin: Materialismus und Empiriokritizismus (im Ung.) Budapest. 1949. 140— 
141. p. . 
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.bestimmte Formen des gesellschaftlichen Bewusstseins entsprechen.10 Der Mar-
xismus-Leninismus betont die Priorität der Materie, doch leugnet auch die Wich-
tigkeit des Überbaus nicht. Die politische, rechtliche, philosophische, religiöse, 
künstlerisché und literarische usw. Entwicklung beruht auf einer wirtschaftlichen 
Grundlage. Doch alle üben eine Wechselwirkung untereinander, und auch auf die 
wirtschaftliche Grundlage aus. Es verhält sich nicht so, dass die wirtschaftliche 
Lage eine Ursache ist, die allein wirksam ist und alles andere bloss eine passive 
Folge wäre. Es spielt sich eine Wechselwirkung ab, wobei aber die Grundlage der 
wirtschaftlichen Notwendigkeit letzten Endes entscheidend ist.20 Wird also der 
Uberbau — so auch das Recht —als Form und die wirtschaftliche Grundlages als 
Inhalt aufgefasst, so erhalten wir folgende marxistische Formel: der Inhalt be-
stimmt die Form, ihren Charakter, ihre Eigenheiten und Änderungen. Die Form 
aber übt ihrerseits eine Rückwirkung auf den Inhalt aus. Demzufolge ist die 
Kenntnis der Form unvermeidlich notwendig, um den Inhalt, dessen Entwicklung 
und Änderung verstehen zu können, das ebenfalls auf Rückwirkung der Form er-
folgt. Die marxistisch-leninistische Gesellschaftswissenschaft stellt fest, dass die 
rechtlichen und politischen Formen einzig im Zusammenhang mit ihrer auf die 
Wirtschaft ausgeübten aktiven Wirkung, nicht aber davon getrennt zu verstehen 
und richtig zu bewerten sind. Das bedeutet die Anerkennung des Grundsatzes 
des philosophischen Materialismus auf dem Gebiet des Staates und Rechtes. Im 
Zusammenhang mit so komplizierten Erscheinungen des gesellschaftlichen Le-
bens, wie es der Staat und das Recht sind, stellt sich die marxistisch-leninistische 
Gesellschaftswissenschaft im Gegensatz zum Agnostizismus der bürgerlichen 
Wissenschaft auf dem Standpunkt, dass auch auf dem Gebiet des Staates und 
Rechtes unbedingte Kenntnisse mit wissenschaftlichem Wert erlangt werden kön-
nen. Die marxistisch-leninistische Gesellschaftswissenschaft lieferte immer eine 
klare und richtige Orientierung über die Probleme des Staates und Rechtes und 
liefert solche auch heute. Die Ergebnisse dieser Wissenschaft sind durch ihre 
praktische Anwendung erwiesen. Die marxistisch-leninistische Gesellschaftswis-
senschaft bildete sich in enger Verbindung mit dem praktischen revolutionären 
Kampf aus und entwickelt sich ständig weiter — das ist ihre gewaltige gesell-
schaftliche und wissenschaftliche Bedeutung — ünd wird im gesellschaftlichen 
Aufbau zu einer materiellen Kraft. Die marxistisch-leninistische Gesellschafts-
wissenschaftlich ist nicht eine Sammlung von Dogmen, sondern ein Leitfaden im 
Kampf, den die Werktätigen für die Verwirklichung des sozialistischen Staates 
und Rechtes führen. 

Es taucht die Frage auf, was für Folgerungen aus dem Gesagten bei dem 
Studium dér Anschauungen bezüglich des Staates und Rechtes abgeleitet werden 
können. Vor allem ist es notwendig 1) die Aufdeckung der Bewegung der gesell-
schaftlichen Erscheinungen, also des Staates und Rechtes sowie des geschicht-
lichen Zusammenhanges der sie betreffenden Anschauungen, weil wir auf diesem 
Wege zur logischen Verallgemeinerung, zur Erkenntnis des Wesens der zwei 
Erscheinungen gelangen können und so ihre Bewegung widerspiegeln können, 
2) der Staat und das Recht müssen in der Struktur der konkreten gesellschaft-
lichen wirtschaftlichen Bildung eingeordnet werden, um ihren Inhalt verstehen, 
ihre wesentlichen Züge in Abstraktionen wiedergeben zu können, wobei man sich 

19 Marx—Engels: Uber den geschichtlichen Materialismus, (im Ung.) Budapest, 
1949. 17. p. 

20 Brief von Engels an Starkemburg vom 25.. Januar 1894. Marx—Engels: Ausge-
wählte Briefe (im Ung.) Budapest, 1950. 546. p. 
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zum gedanklich Konkreten erheben muss und dabei auch die anderen Katego-
rien der dialektischen Logik zu beachten sind (Wesen-Schein, Wesen-Erscheinung, 
Wesen und Begriff, Zufall, Zwangsmässigkeit usw.).21 

Die formelle Logik untersucht aber im Gegensatz zur dialektischen Logik 
bloss ein einziges Moment des Wesens der gesellschaftlichen Erscheinungen und 
bestimmt bloss die formellen Kriterien der Erfassung des Wesens. Die formelle 
Logik ist daher nur eine Elementarstufe der Erkenntnis der gesellschaftlichen 
Erscheinungen, also auch des Staates und Rechtes.22 

. 2. Auch bei der Untersuchung der politisch-rechtlichen Doktrinen sind wir 
davon ausgegangen, dass alle solche gesellschaftliche Anschauungen politische 
Anschauungen sind, die ausdrücken, wie sich das Verhältnis der kämpfenden 
Klassen zur Staatsgewalt, zur politischen Organisation der Gesellschaft, zu deren 
Formen, Aufgaben und Mitteln gestaltet. Die Politik ist nämlich das Gebiet des 
Verhältnisses sämtlicher Klassen und Schichten zum Staat und zur Regierung, das 
Gebiet des Verhältnisses sämtlicher Klassen untereinander.23 Die politische An-
schauung ist nach dem Gesagten in einem engen Zusammenhang mit den recht-
lichen Anschauungen, weil sich dieselben auf die Regelung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse und auf deren Methoden Beziehen also ein Element der politischen 
Anschauungen bilden. Die politischen Anschauungen (und innerhalb deren auch 
die rechtlichen Anschauungen) stehen aber in einem engen Zusammenhang mit 
den Interessen, die durch die materiellen Lebensbedingungen bestimmt sind, weil 
sie unmittelbar auf ihrer Grundlage Zustandekommen. Die politischen Anschau-
ungen stellen also zwecks Erfüllung der Interessen der gegebenen herrschenden 
Klasse gewisse Forderungen und verlangen von der politischen Gewalt einen 
Schutz und die Sicherheit für diese Forderungen. Die Aufgabe der staatlichen und 
rechtlichen Institutionen ist also auf diese Weise der Schutz der Interessen der 
herrschenden Klassen unter Inanspruchnahme des Zwanges. (Beim kapitalisti-
schen Staat wird später eingehend bewiesen, beim sozialistischen Staat wird auf 
die Besonderheiten des Problems hingewiesen.) 

Die politischen und rechtlichen Anschauungen, und in diesem Zusammen-
hang besonders der Staat, soll nicht nur mittels der Gesetze und Kategorien der 
dialektischen Logik, sondern auf ihrer Grundlage auch mit anderen Methoden 
untersucht werden. Mit Hinsicht darauf, dass er als gesellschaftliche Erschei-
nung eine doppelte Natur hat, ist auch die sog. soziologische Methode bei der 
Untersuchung des Staates und damit auch des Rechtes von grosser Bedeutung. 

21 Halász, P. : Az államfogalom meghatározásának néhány kérdése (Einige Probleme 
der Bestimmung des Staatsbegriffes) Studia iuridica auctoritate Universitatis Pécs pub-
licata, Budapest, 1958. 40. p. Papp, I.: Az állam meghatározása (Bestimmung des Staates) 
Acta, Jur. et Pol. 1958. t. V. f. 12. Szeged, 1958. 12. p. Szabó, I.: Hans Kelsen és a marxista 
jogelmélet (Hans Kelsen und die marxistische Rechtstheorie) All. Értesítő 1951.1. Vergl. 
Péteri, Z.: Az államforma fogalmáról. (Der Begriff der Staatsform) ÁJI Ért. 1961. 4. Sz. 
L. Fuksz: Nekoterie voproszi metodologii iszledovanija szocialiszticseszkogo goszu-
darsztva (Metodologitschaskie problemi sevetskoi juriditscheskoj nauki) Kiev, 1965. 37. 
p. V. V. Kopejcnikov: Csestnoutschnüe metodi izutschenija mechanisma obscsennarod-
nogo gosudarstva (Ebenda 64. p.) P. P. Martiischenko: V voprozsu o primenenii nokoto-
rila filosofskich kategorij pri izucsenii kanstitucii (ebenda 107.) Z. Péter: La science po-
litique bourgeoise et la théorie marxiste-leniniste de l'État. Acta Juridica Tom. VI. 3—4. 
221. p. 

22 vergl. A marxista filozófia alapjai (Die Grundlagen der marxistischen Philoso-
phie) Budapest, 1963. 13—78. p. Fogarasi: Logika, Budapest, 1958. V. P. Kazimircsuk: op. 
50., Ehrlich: O tak zumoj dogmatyce prawa (Studia z teorii prawn) Warsawa, 1965. 9. p. 

23 Lenin: Válogatott művek I. köt. (Ausgewählte Werke T. 1.) Budapest, 1948. 246. p. 
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Die in der Mitte des vorigen Jahrhunderts ausgebildete marxistische Soziologie 
erkannte — im Gegensatz zu der in der selben Zeit ausgebildeten bürgerlichen 
Soziologie — dass der Staat einerseits eine objektive Tatsache ist, andererseits 
dass ifin menschliche Verhältnisse zum Ausdruck bringen. Demzufolge ist der 
Staat eine gesellschaftliche Erscheinung, die sich aus menschlichen Verhältnissen 
bildete und die in menschlichen Verhaltensformen erscheint. So verfügt der Staat 
auch über eigene Gesetzmässigkeiten, worauf auch die konkreten menschlichen 
Verhaltensformen eine Wirkung ausüben, die die .Staatsorganisation verkörpern. 
So besteht also die Möglichkeit, dass wir durch Sammlung der Angaben bezüglich 
der den Staat verkörpernden menschlichen Verhaltensformen zu den Kenntnissen 
bezüglich des Staates gelangen. Um die Gesetzmässigkeiten des Staates als Orga-
nisation vollkommner, vielsetiger und der Wirklichkeit besser entsprechend auf-
decken zu können, müssen die komplizierten Zusammenhänge zwischen Indivi-
duum und Gesellschaft tiefgehender. erkannt werden, damit der Leitung, der 
Wirksamkeit der sozialistischen Gesellschaft durch Sammlung eines Kenntnis-
materials, das es erleichtert, eine Unterstützung gegeben wird; Mit Hinsicht also 
auf die doppelte Natur des Staates und darauf dass er als gesellschaftliche Er-
scheinung 1) einerseits über objektive, vom Individuum unabhängige eigene Ge-
setzmässigkeiten verfügt, andererseits 2) dass er sich in menschlichen Verhaltens-
formen offenbart, ist es notwendig, die ganze Erscheinung, die darin auftretende 
konkrete menschliche Verhalten durch soziologische Methoden zu untersuchen. 
Mit diesen Methoden befasst sich eine bedeutende Literatur. Hier wollen wir nur 
einige der wichtigsten soziologischen Methoden erwähnen, wie die Befragung, die 
Beobachtung, die Analyse der Dokumente und die damit zusammenhängende 
Probenahme, sowie den Versuch.24 

Hinsichtlich der Geschichte der politischen und rechtlichen Doktrinen sind 
diese Methoden von dem Standpunkt aus bedeutend, um zu wissen, mit welcher 
Methode jenes Kenntnismaterial erworben.wurde, das bei der theoretischen Ver-
allgemeinerung mitgewirkt hat, die in den Anschauungen über Staat und Recht 
zum Ausdruck kommen. Die marxistische politisch-rechtliche Doktrin war immer 
in engem Zusammenhang mit der politischen Praxis. 

Die politische Praxis ist die Teilnahme an der Verwaltung der Staatsangele-
genheiten, die Bestimmung ihrer Leitungsformen und ihrer Funktionierung. Die 
politische Praxis ist nicht nur eine staatliche, sondern auch eine gesellschaftlich-
politische Praxis, d. h. in ihrem Mittelpunkt steht die Frage der Gewalt und ihr 
Wesen ist der Klassenkampf, die Klassendiktatur. Die politische Theorie steht 
immer in engem Zusammenhang mit dem wirtschaftlichen, kulturellen usw. Le-
ben, weil dieselben konzentriert in der politischen Praxis erscheinen, die durch 
objektive Gesetze der Gesellschaft bestimmt ist. Deshalb ist die Untersuchung 
der politischen Verhältnisse durch soziologische Methoden und damit die Kennt-
nis der doppelten Natur der gesellschaftlichen Erscheinungen notwendig. Dazu 
leistet die allgemeine Soziologie, als Theorie, eine grosse Hilfe. 

Die politische Theorie ist die Verallgemeinerung der politischen Praxis. Die 

24 Vergl. Hegedűs, A.: A modern burzsoá szociológia és a társadalmi valóság (Die 
moderne bürgerliche Soziologie und die gesellschaftliche Wirklichkeit) Budapest. 1961,. 
197. p. A szociológiáról (Über die Soziologie) Budapest, 1966. Szabó. I.: Az állam-és jog-
elmélet jellege. Állam- és jogelmélet (Egyetemi jegyzet) Charakter der Staats- und 
Rechtstheorie. Die Staats- und Rechtstheorie) Budapest, 1964. Kulcsár, K.: Bevezetés a 
marxista szociológiába (Egyetemi jegyzet) (Einführung in die marxistische Soziologie) 
Budapest, 1965. 
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politische Theorie der Arbeiterklasse ist aber die Verallgemeinerung der Erfah-
rungen, die die Arbeiterklasse auf der der ganzen Welt erworben hat und ihr 
Ziel ist die Forderung des praktischen Kampfes der Arbeiterklasse, das Zumbe-
wusstseinbringen dieses Kampfes. Die politische Theorie der Arbeiterklasse wen-
det die Aufmerksamkeit vor allem auf die politischen Erfahrungen, die aus den 
Revolutionen abgeleitet werden können und umfasst die Strategie und Taktik der 
Arbeiterklasse. Die marxistische politisch-rechtliche Doktrin ist zugleich eine 
eigentümliche Form der politischen Theorie, weil darin der Standpunkt bezüg-
lich der politischen Praxis systematisch und zusammenhängend erscheint,25 

Die nichtmarxistischen politisch-rechtlichen Doktrinen waren nicht auf 
exakte Gesellschaftskenntnis begründet, aber auch diese haben verallgemeinert 
und haben dadurch die politische Praxis gefördert. Die politische Theorie und 
Praxis stehen in engem Zusammenhang mit den Parteien, weil sie ohne deren Un-
tersuchung nicht verstanden werden können. Das Bestehen der Partei ist ein Er-
gebnis des Klassenkampfes und sie besteht seitdem es überhaupt einen Staat 
gibt. Die politisch-rechtlichen Doktrinen drücken die Praxis der politischen Par-
teien aus und sie begründen sie als Anschauungssysteme. Bei der Erkenntnis der 
politisch-rechtlichen Praxis spielt die Anwendung der empirischen Methoden 
der soziologischen Forschung eine grosse Rolle. Diese Methoden wurden bereits 
von den Klassikern des Marxismus angewandt.26 Natürlich müssen die durch die 
dialektische Logik und die allgemeine Soziologie aufgedeckten Tatsachen auch 
vergleichend bewertet werden. Dabei kann die Überlegenheit der marxistischen 
politisch-rechtlichen Doktrin gegenüber den bürgerlichen politisch-rechtlichen 
Doktrinen nachgewiesen werden. 

In der bürgerlichen Gesellschaftswissenschaft ist der „methodologische Plu-
ralismus" eine weitverbreitete Richtung, dessen Grundsatz betont, dass in jeder 
Wissenschaft eine andere, dem Charakter der Fachwissenschaft entsprechende 
Methode anzuwenden ist. 

Eine im Kreis der Gesellschaftswissenschaften auftretende Form des metho-
dologischen Pluralismus ist auch jene Auffassung, wonach in der Wissenschaft 
selbst — entsprechend dem Wesen der gesellschaftlichen Erscheinung — mehrere 
Methoden notwendig sind. Als folge des methodologischen Pluralismus herrscht 
in den bürgerlichen Gesellschaftswissenschaften ein tatsächliches Chaos, wodurch 
sie auf methodologischen Gebiet in eine Sackgasse gelangen. 

Auch die Anwendung der allgemeinen philosophischen Methode ist in den 
"bürgerlichen Gesellschaftswissenschaften nicht erfolgreicher.27 

Die bürgerlichen Gesellschaftswissenschaften bleiben notwendigerweise im 
Labyrinth der metaphysischen Methoden stecken, die Anwendung der Dialektik 
bedeutet nämlich, dass durch Erkennen der Entwicklungsgesetze auch das Ende 
der Klassenherrschaft der Bourgeoisie, infolgedessen der verfallende Charakter 

25 Vergl. Antallfy, György—Halász, Pál: A politika és jogi tanok története a marxiz-
mus megjelenéséig c. egyetemi kollégium programtervezete. (Geschichte der politischen 
und rechtlichen Lehrein bis zum Auftretein des Marxismus) (Programmvorschlag eines 
Universitätskollegiums) Felsőoktatási Szemle 1961. 10. Nr. G13. p. 

26 Vergl. Marx: A szakszervezetekről (Über die Gewerkschaften) Budapest, 1956. 
Engels: A munkásosztály helyzete Angliában (Die Lage der Arbiterklasse in England) 
Budapest, 1958. Lenin: A kapitalizmus fejlődése Oroszországban (Die Entwicklung des 
Kapitalismus in Russland) Budapest, 1949. 

27 Vergl. Kritikai tanulmányok a modern polgári jogelméletről (Kritische Studien 
über die moderne bürgerliche Rechtstheorie) (Red. J. Szabó) Budapest, 1963. 
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des bürgerlichen Staates und Rechtes zum Vorschein kommt". Deshalb kann in 
den bürgerlichen Gesellschaftswissenschaften die dialektische Methode nicht zur 
Anwendung kommen. Die bekanntesten Züge des bürgerlichen Idealismus, der 
metaphysischen Methode sind der Agnostizismus, der Formalismus und der Dog-
matismus. Der Agnostizismus leugnet die Erkennbarkeit des Wesens und der Ge-
setzmässigkeiten des Staats und Rechts. Eine seiner wichtigsten Richtungen ist 
der Pragmatismus. Die Vertreter dieser Methode behaupten, dass sie in den Vor-
dergrund ihres wissenschaf tlichen Interesses und ihrer Arbeit die Tatsachen 
stellen. Sie stellen aber in Wirklichkeit die gesellschaftlichen Erscheinungen und 
Tatsachen so ein, dass sie daraus ihren Klasseninteressen entsprechende „wissen-
schaftliche" Folgerungen ableiten können. Der bürgerliche Agnostizismus er-
scheint im Pragmatismus darin, dass die Vertreter der pragmatischen Methode 
die Möglichkeit der objektiven Erkennbarkeit des Staates und Rechtes leugnen 
und als Beweis ihrer Behauptung auf den individuellen Charakter der Interessen 
hinweisen. Ein anderer Teil der bürgerlichen Theoretiker anerkennt das Bestehen 
der Gesetzmässigkeiten bezüglich der Natur, leugnet es aber bezüglich der Ge-
sellschaft. Diese Auffassung stellt die Naturwissenschaften den Gesellschaftswis-
senschaften so gegenüber ,als ob sich die Naturwissenschaften mit der Welt des 
Gesetzmässigen, die Gesellschaftswissenschaften aber mit der Welt des Zufälligen 
befassen würden. Auf die Ausbildung dieser Ansachauung übte die sog. neukan-
tianische Philosophie einen entscheidenden Einfluss aus. Zwei Richtungen der 
neukantianischen Schule sind bekannt: die Marburger und Badener Richtung. 
Die neukantianische Schule ist durch die Gegenüberstellung des unerkennbaren 
„Dinges an sich" und der relativ erkennbaren Form charakterisiert. Demnach 
kann die wissenschaftliche Erkenntnis z. B. nur die Form des Staates und Rechtes 
annähern, ihr Wesen aber nicht. Die Behauptung, dass die Wissenschaft unfähig 
ist, das. Wesen der gesellschaftlichen Erscheinungen zu klären, begünstigt jene, 
Hie ein Interesse an der Verhüllung der Wahrheit haben. 

Der Formälismus erscheint auf dem Gebiet der Gesellschaftswissenschaft 
darin, dass die gesellschaftlichen Erscheinungen als blosse Form betrachtet wer-
den, die vom Inhalt der gesellschaftlichen Verhältnisse unabhängig ist. 

Nach den Anhängern des Rechtspositivismus besteht die Aufgabe in der ju-
ristischen Bearbeitung der Regeln und Dogmen des geltenden Rechtes. Diese Be-
arbeitung besteht darin, dass die Rechtsnormen mit beschreibendem Charakter 
mitgeteilt werden und die formellen technischen Unterschiede zwischen den 
Rechtsnormen untersucht werden. 

In der bürgerlichen Sozialwissenschaft kommt auch die soziologische Me-
thode zur Anwendung, die in technischer Hinsicht sehr entwickelt ist.28 Dabei 
wird auch die vergleichende Methode angewandt. 

Aus dem Gesagten können folgende allgemeine Folgerungen bezüglich der 
bürgerlichen politischen und rechtlichen Lehren abgeleitet werden.29 

a) Da der Ausgangspunkt die idealistische Philosophie ist, lehren ihre Ver-
treter die Priorität dieser Ideen, sie unterordnen ihre politischen . Anschau-
ungen vorbestimmten Prinzipien ; b) daraus ergibt sich die Betonung der imma-

28 Kulcsár, Kálmán: A ténykutatások jelentősége a jogi jelenségek megismerésében. 
(Bedeutung der Tatsachenforschungen in der Erkenntnis der rechtlichen Erscheinungen. 
ÂJI. Ért. 1961. 428—433. p. Paul, F.: Lasarsfeld: Metodologätscheskie problemi soziologii 
(Szociologija segodja 68. p). 

2ù Vergl. M. Prélot: Histoire des idées politiques. Paris, 1959. J. Touchard: Histoire 
des idées politiques. Paris. 1963. 
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nenten Entwicklung der Ideen (geistesgeschichtliche Richtung), wobei sie jene 
getrennt von den gesellschaftlich-wirtschaftlichen Verhältnissen behandeln und 
sie behaupten, dass in den politischen Lehren die Integration der Ideen erfolgt 
ynd die menschlichen Handlungen diese Ideen verwirklichen; c) es ist charakte-
ristisch für die bürgerlichen politisch-rechtlichen Lehren, dass sie die teleologische 
und positivistische Methode bei der Untersuchung der „Entwicklung" der Ideen 
anwenden. So wird diese Lehre voluntaristisch und subjektiv; d) es ist weiters 
charakteristisch, dass sie unter verschiedenen Benennungen erscheinen: politische 
Theorie (USA), Staatslehre, Verwaltungslehre, Verfassungslehre, — .dMi. Politik 
(Deutschland), Politologie usw. 

Es. kann festgestellt werden, dass die Mehrheit der bürgerlichen politischen 
Theorien bzw. Politik und die damit verbundene Geschichte der politischen und 
rechtlichen Lehren das Verhältnis der politischen Praxis und Theorie nicht rich-
tig auffast; nämlich wird darin nicht durch die Praxis die Richtigkeit der Theorie 
nachgewiesen, sondern durch bestimmte Werte, denen beide entsprechen (na-
turrechtliche Anschauung). 

Die Wissenschaft ist kein Selbstzweck.. Ihre Aufgabe besteht vor allem darin, 
dass durch sie die Lösung der praktischen Probleme ¿gef ordert wird. Die Wissen-
schaft steht also mit der Praxis — die immer neue Erscheinungen hervorbringt — 
in engster Verbindung. Aus dieser Verbindung folgt von selbst, dass es kein 
ewiges und unabänderliches wissenschaftliches System gibt. Das System der Wis-
senschaften entwickelt sich zusammen mit der Entwicklung der materiellen Welt 
und der Gesellschaft. 

Innerhalb des Systems der Gesellschaftswissenschaften befassen sich ver-
schiedene Wissenschaften mit dem Staat. 

Der geschichtliche Materialismus behandelt den Staat und das Recht im Zu-
sammenhang mit der Gesellschaft, mit der gesellschaftlichen Revolution. Der ge-
schichtliche Materialismus ist eine Wissenschaft, die sich mit der Gesamtheit der 
Gesellschaft, mit den Gesetzmässigkeiten der Entwicklung der Gesellschaft be-
fasst. Der geschichtliche Materialismus untersucht das Verhältnis der einzelnen 
Erscheinungen der Gesellschaft zu der Gesamtheit der Gesellschaft. Der ge-
schichtliche Materialismus weist auf den gemeinsamen gesellschaftlichen Boden 
des Staates und Rechtes hin, beweist jenen inneren Zusammenhang, der zwischen 
den beiden Kategorien besteht. 

Die gemeinsamen Wurzeln des Staates und Rechtes reichen bis zur Aufglie-
derung der Gesellschaft auf Klassen zurück, ihr Bestehen ist unzertrennbar vom 
Bestehen der gesellschaftlichen Klassen. In der Gesellschaft, bei der es keine 
Klassen gab, (also in der Urgemeinschaft), bzw. bei der es keine geben wird (also 
im Kommunismus), war, bzw. wird es weder Staat noch Recht geben. 

Staat und Recht sind aber nicht nur hinsichtlich ihres Entstehens, sondern 
auch hinsichtlich ihrer Funktion nicht voneinander zu trennen. 

Was das Recht betrifft, so ist es ohne Staat unvorstellbar, denn der Staat 
sichert seine Geltung. Es ist jene Feststellung von Lenin bekannt, die auf die 
Abhängigkeit des Rechtes vom Staat hinweist, dass kein Recht ohne Staat beste-
hen kann: „. . . ohne einen Apparat, der das Einhalten der Rechtsnorm zwingen 
kann, ist das Recht soviel wie nichts." 

Das Problem des Staates und Rechtes bildete immer ein zentrales Problem 
der Politik. Lenin hat dessen Wesen in einem seiner Vorträge fölgenderweise zu-
sammengefasst: „Dieses Problem ist deshalb so verwickelt und kompliziert, weil 
es die Interessen der herrschenden Klassen in viel höherem Mass berührt, als 
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jedes andere Problem. Man pflegt mit den Lehren über den Staat die gesellschaft-
lichen Privilegien, die Ausbeutung, das Bestehen des Kapitalismus beweisen — 
deshalb wäre es der grösste Fehler in dieser Frage eine Unparteilichkeit zu erwar-
ten, darauf rechnen, dass die Leute, die sich in die Maske der Wissenschaft ver-
hüllen hier die Ansicht der reinen Wissenschaft ausdrücken könnten"30. 

Lienin weist in einer anderen Arbeit, im Vorwort zum Werk „Staat und Re-
volution" in 1917 auf die grosse Bedeutung des Problems des Staates hinsichtlich 
des Kampfes des Proletariats hin: „Das Problem des Staates ist zurzeit von ganz 
besonderer Bedeutung, sowohl aus theoretischem, als auch praktischem politi-
schem Standpunkt."31 Die Werktätigen müssen deshalb in der Frage des Staates 

'und Rechtes ein klares Bild erhalten, wéil dás eine entscheidende Bedingung des 
Erfolges ihrer Arbeit für den Aufbau des Sozialismus ist. 

Mit dem Staat und Recht befassen sich auch die Geschichtswissenschaften 
und in diesem Kreis die Staats- und Rechtsgeschichte.3:2 Ihre Aufgabe ist, dass sie 
die wissenschaf tliche Bedeutung und Rolle sämtlicher Faktoren, die auf den Staat 
und das Recht eines gewissen Zeitalters wirken, aufdeckt und erklärt. Sie unter-
sucht keine allgemeine Gesetze, sondern die in den verschiedenen gesiellschaftlicK-
wirtschaftlichen Formationen bestehenden Staats- und Rechtstypen, als Institu-
tionen; damit sie die Erscheinungen der einzelnen Zeitalter richtig bewerten 
kann, die dié Entwicklung des Staates und Rechtes beeinflusst haben, muss sie 
das Wesen, die allgemeinen Gesetzmässigkeiten der Entwicklung des Staates und 
Rechtes kennen. 

Mit dem Problem des Staates und Rechtes befassen sich nicht nur der ge-
schichtliche Materialismus und die Geschichtswissenschaften. Daneben befassen 
sich mit diesen Problemen zahlreiche juristische Fachwissenschaften, unter ihnen 
in erster Reihe die Wissenschaften des Staatsrechts und der Staatsverwaltung.38 

Die Untersuchungen dieser Wissenschaften erstrecken sich auf einen bestimmten 
Kreis der staatlichen Tätigkeit." So befasst sich das Staatsverwaltungsrecht mit 
den Organen der Staatsverwaltung und mit ihrer Funktion, das Strafrecht unter-
sucht die staatliche Tätigkeit im Kampf gegen die Kriminalität, usw. 

Neben den genannten Wissenschaften befassen sich mit dem Staat und Recht 
auch die marxistische Staats- und Rechtstheorie sowie die Geschichte der poli-
tischen und rechtlichen Lehren,1"1 unter denen die letztere als „beschreibende Ge-
schichtwissenschaft" eine gewisse Selbständigkeit35 im Vergleich zu den erstge-

30 Lenin: Az államról. Marx—Engels, marxizmus. (Über den Staat Marx—Engels, 
Marxismus) II. Ausg. Budapest. 1949. 400. p. 

31 Lenin: Állam- és forradalom. Válogatott Művek. 2. köt. (Staat und Revolution) 
Ausgewählte Werke. T. 2. Budapest, 1.949. 155. p. 

= - 32 Világtörténet I—VIII. Weltgeschichte T. I—VIII. (Red. I. P. Franzev usw.) Bu-
dapest, 1962—1965. Vergl. Állam-és jogtörténet, Egyetemi jegyzet (Staatsr und Rechts-
geschichte) (Red. Csizmadia).. Budapest, 1965. 

33 Kovács István: A szocialista alkotmányfejlődés új elemei (Neue Elemente der so-
zialistischen Verfassungsentwicklung) Budapest, 1962. 17—61. p. 

34 Állam- és jogelmélet I. köt. Egyetemi jegyzet (Staats- und Rechtstheorie) T. I. 
Lehrbuch (Red. Antalffy, Gy.:24—128. p. Budapest, .1965. Vergl. weiters Kritische Stu-
dien über die moderne bürgerliche Rechtstheorie Kritikai tanulmányok a modern polgári 
jogelméletről (Red. Szabó Imre), Budapest, 1963. 

35 Vergl. Isztoria palititscheskih utschenij. Moszkva, 1960. red. S. F. Ketschekjan, 
(Red. Mokitschew); Isztorija polititscheskih utschenij, Moszkva, 1965. (red. Mokitschew) 
G. L. Seidler: Az imperializmus jogi doktrínái (Die rechtlichen Doktrinen des. Imperialis-
mus) Budapest, 1961. M. Maneli: Histeris doktryn politycznaprawnych. XIX. w. Warsa-
wa, 1966. Innerhalb der bürgerlichen Sozialwissenschaften befasst sich ein besonderes 
'Studium mit der Geschichte der politischen und rechtlichen Áuschauungen; vergl. z. B. 
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. nannten aufweist. Das Objekt der Wissenschaft der Staats- und Rechtstheorie ist 
der Staat und das Recht, hinsichtlich ihres Klassenwesens, der Rolle und Bestim-
mung im gesellschaftlichen Leben mittels verschiedener Kategorien wobei auch 
ihre Entwicklungsgesetze aufgedeckt werden. In dieser Hinsicht ist — wie darauf 
neuestens hingewiesen wird — die Staats- und Rechtstheorie ein Hauptteil der 
marxistisch-leninistischen Wissenschaft der Politik.36 

Die Staats- und Rechtstheorie wendet bei der Untersuchung des Staates-
und Rechtes die Thesen des geschichtlichen Materialismus an, aber sie ist auch 
zugleich eine juristische Fachwissenschaft, sie gibt nämlich auch eine rechtliche 
Analyse dieser Erscheinungen. So untersucht sie im Verhältnis zum geschichtli-
chen Materialismus den Staat- und das Recht in einem Zusammenhang — ent-
sprechend den allgemeinen Prinzipien des geschichtlichen Materialismus — mit 
dem konkreten Recht und mit den konkreten wirtschaftlichen Verhältnissen. 
Aber sie bleibt hier nicht stehen, sondern sie verallgemeinert ausgehend aus dem 
Material der Geschichte, das heisst sie untersucht die gemeinsamen Zustands- und 
Entwicklungsgesetze des Staates und Rechtes im Verhältnis zu den einzelnen ju-
ristischen Fachwissenschaften. Die Staats- und Rechtstheorie befasst sich mit 
solchen Problemen, die für jede juristische Fachwissenschaft eine grundlegende 
Bedeutung haben, also mit solchen Fragen, die gemeinsame Gesetzmässigkeiten 
des Staates und Rechtes bilden. So befasst sie sich z. B. mit der gesellschaftlichen 
Rolle des Staats und Rechtes, mit ihrem Klassencharakter, mit den anderen ge-
sellschaftlichen Faktoren, die auf das Recht und den Staat wirken, wie die Bedeu-
tung der wirtschaftliehen Grundlage'der Gesellschaft, die Wechselwirkung der 
ideellen Überbaue (z. B. das Verhältnis der Moral und des Rechtes zueinander) 
usw. Die Staats- und Rechtstheorie befasst sich auch mit der Frage ihrer eigenen 
geschichtlichen Entwicklung. 

Alle Thesen der marxistisch-leninistischen Staats- und Rechtstheorie haben 
eine wissenschaftliche Grundlage. Die Thesen der marxistischen-leninistischen 
Staats- und Rechtstheorie sind durch die Praxis nachgewiesen, ihre Gesetze haben 
also die Kraft der objektiven Wahrheit. Die Wissenschaftlichkeit des marxistisch-
leninistischen Staats- und Rechtstheorie entspringt aus jener Tatsache, das sie 
ihre Objekte, den Staat- und das Recht, niemals aus abstrakten Ideen, sondern 
aus der Wirklichkeit ableitet. Wenn die marxistische Staats- und Rechtstheorie 
aus der Wirklichkeit ausgeht, so nimmt sie neben der Priorität der materiellen 
Welt Stellung, sie nimmt die Grundsätze des philosophischen Materialismus an. 

Die bürgerliche Wissenschaft kann über das Wesen des Staates- und Rechtes 
keine Lehre mit wissenschaftlichem Wert geben, weil sie diese getrennt von der 
Wirklichkeit erklären will, sie führt ihr Bestehen einmal „aüf ein von der Ma-
terie unabhängig Bestehendes", andermal auf ein Absolutum zurück. Diesbe-
züglich sagte Lenin in seinem bereits erwähnten Vortrag: „. . . es gibt kaum eine 
andere Frage, die von den Vertretern der bürgerlichen Wissenschaft, der Philo-

Touchard: Histoire des idées politiques I—II. Paris. 1963. Darüber hinaus befassen sich 
auch die verschiedenen bürgerlichen staats- und rechtswissenschaftlichen Zweige mit 
der Frage, so z. B. Brecht: Politische Theorie. Tübingen, 1961. C. J. Friedrich: The Fhi-
losophy of Law in Historical Perspective. Chicago, 1958, W. Sellnow: Gesellschaft-Staat-

jRecht. Berlin, 1963. 
36 Az állam- és jogelmélet c. tárgy programm-tervezete. (Programmentwurf der 

Staats- und Rechtstheorie. Szovetszkoe Goszudarsztvo i Pravo 1966. 2. Nr. 138. p. E. V. 
Tadewosjan: Vita a politikai tudományról (Diskussion über die politische Wissenschaft). 
№ . Í0. 
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sophie, der Rechtswissenschaft, der Ökonomie und der Publizistik so sehr ver-
wickelt worden wäre, vorsätzlich, aber auch ungewollt, wie das Problem des 
Staates. Diese Frage wird oft mit religiösen Fragen vermischt, oft nicht nur die 
Vertreter der religiösen Lehren (von ihnen ist das natürlich zu erwarten), aber 
auch solche Leute, die denken, dass sie von den religiösen Vorurteilen frei sind, 
tun es. Sie verwechseln die besondere Frage des Staates mit der Frage der Religi-
on und sind bestrebt, das sie — oft in komplizierten philosophischen Kleidern und 
in philosophischer Begründung — Thesen darüber ausarbeiten, dass der Staat 
irgendeine göttliche, übernatürliche Kraft sei, die die Quelle des Lebens für die 
Menschheit bedeutet, dass sie den Menschen eine nicht mensichliche, sondern da-
von unabhängige Eigenheit verleihen kann, dass diese Kraft von Gott stammt."37 

An der Stellungnahme der bürgerlichen Gelehrten zeigt sich ihre Klassen-
einschränkung, die die vollkommene Aufdeckung der Wahrheit hindert, die Vor-
führung jener Wahrheit, wonach die Klassenherrschaft einmal ein Ende nimmt 
und wonach die Zukunft dem Proletariat die Türen öffnet. Die Verhüllung dieser 
Wahrheit ist ein Interesse auch der bürgerlichen Gelehrten, deshalb gehen sie 
bei der Untersuchung des Staates- und Rechtes aus unklaren, vorgestellten Kate-
gorien aus. 

Wir begegnen unter den bürgerlichen Auffassungen, die sich mit dem Staat 
und Recht befassen, solche, wonach die Kenntnisse bezüglich der Gesellschaft, 
déren Entwicklungsgesetze nicht wissenschaftlich genau, zuverlässig betrachtet 
werden können und.diese Kenntnisse nur bedingt, subjektiv, ungenau sind; wo-
nach hinsichtlich der Erscheinungen des gesellschaftlichen Lebens niemals Er-
kenntnisse von wissenschaftlichem Wert erworben werden können. 

Dagegen können wir nach dem geschichtlichen Materialismus im gesellschaft-
lichen Leben, in der Entwicklung der Gesellschaft ebensolche wissenschaftliche 
Erkenntnisse mit unbedingter Geltung erwerben, wie in den Naturwissenschaf-
ten. 

Werden die; Grundsätze des geschichtlichen Materialismus angenommen, sö 
werden durch die Disziplinen, die sich mit dem Staat befassen, wissenschaftlich 
jene Probleme gelöst, die mit der Entstehung, Entwicklung und Änderung des 
Staates und Rechtes, mit ihrem Klasseninhalt, mit der Rolle im gesellschaftlichen 
Lében in Verbindung stehen. 

Die mit dem Staat sich befassenden marxistischen Wissenschaften dienen, 
den Interessen des Proletariats. Der Dienst der Interessen des Proletariats und die 
Wissenschaftlichkeit sind keine gegensätzlichen Kategorien, weil die Wissen-
schaftlichkeit, das heisst das Ausgehen aus der objektiven Grundlage, aufdeckt, 
dass der Weg der gesellschaftlichen Entwicklung zu der Verwirklichung der Klas-
seninteressen des Proletariats führt. 

Die Arbeiterklasse hat kein Interesse an der Verhüllung der Wahrheit, sie 
braucht die Wirklichkeit nicht abändern, im Gegenteil, sie kämpft mit einer 
Theorie von wissenschaftlichem Wert gegen jene Irrtümer und Ilusionem, die 
von den ausbeutenden Klassen ihr gegenüber gestellt werden. 

Die mit dem Staat sich befassenden marxistischen Wissenschaften haben die 
Unrichtigkeit jener Staats- und Rechtsauffassungen nachgewiesen, die das In-
teresse der ausbeutenden Klassen unterstützen. 

Die nicht marxistischen Theorien, die vor und nach der marxistischen-leni-
nistischen politischen Doktrin entstanden sind, haben die Erklärung des Staates 

37 Lenin: op. cit. 400—401. p. ' 
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und Rechtes in der göttlichen Vernunft, im Wohlwollen oder Böswilligkeit ein-
zelner Personen oder gesellschaftlicher Klassen gesucht. Die marxistisch-leni 
nistische politische Doktrin gibt von den materiellen Bedigungen der gesell-
schaftlichen Entwicklung eine streng wissenschaftliche Erklärung für die Erschei-
nungen des Staates und Rechtes. 

Die marxistisch-leninistische politisch-rechtliche Doktrin stellt jene wissen-
schaftlich erwiesene These auf, dass der Staat und das Recht nicht ewig sind, 
sondern geschichtliche Kategorien,-die unter bestimmten geschichtlichen Bedin-
gungen entstanden sind und unter bestimmten Bedingungen wieder verschwin-
den. 

Die bürgerlichen Theorien vor und nach der marxistischen-leninistischen po-
litisch-rechtlichen Doktrin erkannten nicht, oder leugneten aus Klasseninteresse 
jene Tatsache, dass die Entstehung, die Entwicklung und das Aufhören des 
Staates und Rechtes mit der Klassenstruktur der Gesellschaft in Verbindung 
steht: mit der Entstehung, Entwicklung und Verschwinden der gesellschaftlichen 
Klassenverhältnisse. 

Die marxistisch-leninistische politisch-rechtliche Doktrin hat bewiesen, dass 
die Entwicklung des Staates und Rechtes nicht von der Entwicklung der Klassen-
struktur der Gesellschaft gesondert behandelt werden kann. Das Bestehen des 
Staates und Rechtes ist mit dem Bestehen der Klassen verbunden. Staat und 
Recht entstanden mit der Aufgliederung der Gesellschaft auf Klassen und werden 
verschwinden, wenn die Klassengliederung der Gesellschaft aufhört. 

Für die bürgerliche Ideologie ist es besonders charakteristisch, dass sie die 
Lehre vom Staat und Recht, die über den Klassen stehen, verkündet. Die bürger-
lichen Ideologen wollten und wollen es noch jetzt beweisen, dass der heutige Staat 
— darunter wird freilich der bürgerliche Staat verstanden — die höchste Stufe 

,der staatlichen Entwicklung bedeutet und dass dieser Staat berufen ist, die Inte-
ressen aller gesellschaftlichen Klassen übereinzustimmen. 

Die marxistisch-leninistische politisch-rechtliche Doktrin erwies vom bürger-
lichen Staat und Recht, dass diese die letzten geschichtlichen Typen des ausbeu-
tenden Staates und Rechtes sind. Sie werden von einem Staat und Recht ganz 
neuen Typs, vom sozialistischen Staat und Recht abgelöst, deren Bestimmung 
das erstemal in der Geschichte die radikale Beseitigung jeder Ausbeutung und der 
Aufbau der klassenlosen kommunistischen Gesellschaft ist. Marx und Engels ha-
ben durch die Aufdeckung der Entwicklungsgesetze der Gesvellschaft noch bewie-
sen, dass der Verwirklicher des sozialistischen Staates und Rechtes, die berufen 
ist den ausbeutenden Staat und Recht zu sütrzen und den Kommunismus auf-
zubauen, die allein konsequente revolutionäre Klasse, der Führer der arbeitenden 
Massen, die Arbeiterklasse ist. 

Ein Ziel dieser Arbeit ist der Hinweis auf den qualitativen Unterschied zwi-
schen den bürgerlichen politisch-rechtlichen Doktrinen bezüglich des Wesens des 
Staates. . . . . 

Das Prinzip der Parteilichkeit, das, durch den Marxismus-Leninismus auf 
jedes Gebiet der Wissenschaft, also auch auf das Gebiet der politischen und recht-
lichen Lehren angewandt wird, erfordert, dass nach Analyse jeder beliebigen 
gesellschaftlichen Erscheinung der Standpunkt des Proletariats, als Klasse, offen 
bekennt, d. h. ein parteilicher Standpunkt eingenommen wird. 

Dieser Grundsatz und Forderung ist die Folge jener Erkenntnis, dass es keine 
über den Klassen stehende Wissenschaft und Ideologie gibt, dass auch diese Ge-
biete des Klassenkampfes sind, und zu den Formeln gehören, in denen die gesell-
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schaftlichen Klassen ihren Kampf zu Ende führen. Solange es einander gegen-
übererstehende Klassen gibt, wäre jede Lehre unvorstellbar, die keinen Klassen-
ursprung und kein Klassenziel hätte. Eben deshalb bekennen sich die marxistisch-
leninistischen politischen und rechtlichen Lehren, als solche, damit auch die 
Staats- und Rechtstheorie bewusst als Wissenschaften, die dem Klasseninteresse 
des Proletariats dienen. 

Die Aufgabe dieser Wissenschaften besteht darin, die Vervollkommnung des 
Bewusstseins und des Ansehens der Arbeiterklasse zu fördern und eine Unter-
stützung bei der Bestimmung jener Wege, Mittel und Methoden zu gewährleisten, 
womit — nach Aufbau und Weiterentwicklung des sozialistischen Staates und 
Rechtes — die Arbeiterklasse erfolgreich für die endgültige Befreiung sämtlicher 
Werktätigen von der Ausbeutung kämpfen kann. 

Das Grundmotiv der Lehren der bürgerlichen Gelehrten über Staat und Recht 
ist jene Behauptung, dass die Wissenschaft, die sich mit Staat und Recht befasst, 
„eine unparteiliche Forschung der Wahrheit", „ein Mittel des unparteilichen Dien-
stes der Wahrheit" ist. Diese bürgerliche Auffassung betont, dass sich die Staats-
und Rechtswissenschaft von den „Klassenvorurteilen" befreien und nach „Ob-
jektivität" streben muss. Natürlich wollen die bürgerlichen Theoretiker dadurch 
das Klassenziel veschleiern und stellen ihre eigene Lehren als „reine Wissen-
schaft" dar. 

In der bürgerlichen Rechtswissenschaft unserer Zeit ist in dieser Hinsicht die 
Auffassung von Hans Kelsen die bedeutendste, der seine Lehre „reine Rechts-
lehre" genannt hatte.38 Nach Kelsen müssen sich die Staats- und Rechtstheorie, 
aber auch die politisch-rechtlichen Lehren von der Politik und von den Klassen-
interessen fernhalten. Die Kelsen'sche Richtung betrachtet diesem Grundsatz ent-
sprechend den Staat und das Recht unabhängig von den gesellschaftlichwirt-
schaftlichen Verhältnissen. 

Wenn Kelsen den Staat und das Recht auf Grund der „reinen Wissenschaft" 
untersucht, erörtert er die Ideen des über den Klassen stehenden Staates und 
Rechtes, die der „Ewigkeit" und denkt dabei auf den ausbeutenden. Staat und 
Recht, also steht im Dienst der kapitalistischen Klasseninteressen. Die Lösung 
des bürgerlichen „Objektivismus", der „Unparteilichkeit" ist nur eine Maske, 
hinter der die der wissenschaftlichen Wahrheit gegenüberstehende bürgerliche 
Parteilichkeit verborgen ist. 

Die marxistisch-leninistische Lehre enthüllt den bürgerlichen „Objektivis-
mus" und nimmt offen für die Parteilichkeit der Wissenschaft Stellung, Sie be-
hauptet, dass auch die Lehren über Staat und Recht die reellen Klassenverhält-
nisse der Gesellschaft widerspiegeln. Lenin weist darauf in seinem Vortrag „Über 
den Staat" folgenderweise hin: „Bezüglich des Problems des Staates kann man 
immer bei den Lehren über den Staat, bei den Staatstheorien den Kampf der 
verschiedenen Klassen untereinander beobachten, jenen Kampf, der sich im 
Kampf der Anschauungen über die Bedeutung des Staates widerspiegelt oder 
sich entwickelt."30 

Die marxistisch-leninistischen politischen und rechtlichen Lehren, die Staats-
und Rechtstheorie, sind auch ein Mittel im Kampf für die Erschaffung des sozialis-
tischen Staates und Rechtes, im Kampf gegen die Reste der bürgerlichen Theorie 
im Bewusstsein der Werktätigen. 

38 Hans Kelsen: Reine Rechtslehre. Leipzig und Wien, 1934. 16. pp. 16. f., weiters 
Hans Kelsen: The Communist Theory of Law. London 1959. 

39 Lenin: op. cit. 401. p. 
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Marx lehrt, dass die Theorie, wenn sie in das Bewusstsein der Massen ein-
dringt, zu einer materiellen Kraft wird. Diese Kraft kann sowohl der Zerstörung, 
als auch dem Aufbau dienen, demnach, ob sie die Ideologie der aufstrebenden, der 
fortschrittlichen Klasse ist, die die gesellschaftliche Wirklichkeit ausdrückt, oder 
aber die Ideologie der verfallenden Klassen, die ein Interesse an der Verschlei-
erung der Wirklichkeit haben. 

Die marxistisch-leninistischen politisch-rechtlichen Lehren und die entspre-
chende Staats- und Rechtstheorie bilden die Ideologie der fortschrittlichsten 
Klasse der Gesellschaft, des Proletariats, zugleich sind sie eine wissenschaftliche 
Ideologie (d. h. exakt, nachweisbar usw.). Ihre Begründer, Marx und Engels, ha-
ben die Thesen in Kenntnis der Entwicklungsgesetze, von den bestehenden Klas-
senverhältnissen ausgehend aufgestellt. Sie begründeten ihre Lehre über den 
Staat der Proletarier und über ihr Recht unter Beachtung des Klassenkampfes 
des Proletariats. Diese Lehre beinhaltete natürlich nicht die konkrete Bestimmung 
der sozialistischen Form des Staates und Rechtes, da ja Marx und Engels keine 
Prophezeiungen gében wollten. 

Die marxistischen Lehren waren und sind noch immer im Kampf und in der 
Arbeit für das Erschaffen und die Entwicklung des sozialistischen Staates von 
grosser Bedeutung. 

Die marxistisch-leninistischen politischen und rechtlichen Lehren und die 
Staats- und Rechtstheorie als ideologische Waffe der Klasse des Proletariats, muss 
auf jene bürgerlichen Theorien hinweisen, die auf ideologischer Ebene erscheinen 
und die geeignet sind, das Bewusstsein der Werktätigen zu beeinflussen (z. B. die 
bürgerliche Konzeption des allgemeinen ,,Wohlstand"-Staates). Auf dem Grund 
dieser Ideologien und Konzeptionen sind oft Tendenzen verborgen, die das Interes-
se des Proletariats gefährden und den Aufbau des Sozialismus hindern. Es ist un-
sere Aufgabe, die Angriffe auf der Front der Ideologie aufzudecken und das wird 
durch die komplexe Ubersicht der Kenntnisse über den Staat im Spiegel der poli-
tischen und rechtlichen Doktrinen gefördert. 

3. Marx, Engels und Lenin untersuchten nur die grundlegendsten Probleme 
und die wichtigsten Zusammenhänge des Staates und Rechtes,40 obwohl sie auch 
mit dem Staat und Recht zusammenhängende Kategorien verwendeten. Sie haben 
aber den inneren logischen Inhalt dieser Kategorien und Begriffe systematisch 
nicht zusammengefasst. 

Die wichtigsten Zusammenhänge des Staates und Rechtes, ihre geschichtliche 
Entwicklung (ihre Zusammenhänge mit anderen gesellschaftlichen Erscheinungen 
und ihre Abgrenzung und Wechselwirkungen) und die sie widerspiegelnden wich-
tigsten Kategorien (logische Beziehungen), ihr Inhalt, die die Widerspiegelungen 
der geschichtlichen Entwicklung des Staates und Rechtes sind, wurde zuerst in der 
sowjetischen staats- und rechtswissenschaftlichen Literatur in eine einzige Wis-
senschaft, in die Staats und Rechtstheorie zusammengefasst. Daraus ergibt sich 
also der selbständige Problemenkreis dieser neuen Wissenschaft: die wichtigsten 

40 Marx: A tőke I. köt. (Das Kapital) T. I. p. 32. und 255. 1949. Klasseninhalt des 
Staates p. 291, Funktion T. II. Budapest 1953.101. und 857—858. p. Souveränität, Staats-
form, T. III. Über die Funktion im Zusammenhang mit der Aufsicht und Verwaltung 
Engels: Anti-Dühring, Budapest 1948. 141. p. über die klassenunterdrückende Funktion: 
263. p., über die wirtschaftliche Funktion 335. p. über die Gewalt usw. Lenin: Werke T. 
33. Budapest, 1965. Entfremdung, 6—11., 152—175. p., Staat und Demokratie 74—81 p. 
Begriff, 172—174. p. usw. 
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Gesetzmässigkeiten der Entwicklung des Staates und Rechtes und die wichtigs-
ten Kategorien, die diese Gesetzmässigkeiten widergeben. 

Diese neue Wissenschaft musste mit den früheren staats- und rechtstheoreti-
schen Richtungen und mit dem System der Wissenschaften, die auf ihrer Grund-
lage entstanden sind, (z. B. mit der Wissenschaft der Politik, mit der allgemeinen 

. Rechtslehre, mit der besonderen Rechtssoziologie bzw. politischen Soziologie) ab-
brechen. Imre Szabó betont, „die Staats- und Rechtstheorie muss eine Wissen-
schaft sein, die sich mit dem Inhalt, mit dem WTesen und mit der Form des Staates 
und Rechtes befasst, sie muss sich zugleich mit den gemeinsamen allgemeinen Be-
griffen und der Struktur des Staates und Rechtes befassen und muss auch die Rolle 
einer solchen Wissenschaft spielen, die auf Grund der Aufdeckung der Entwick-
lungsgesetze des Staates und Rechtes zugleich eine Wissenschaft wird, die geeignet 

, ist den „richtigen" Staat und Recht zu bestimmen.41 

Marx, Engels und Lenin haben sich mit dieser Frage auf die Weise befasst, 
dass ihre Thesen und Feststellungen im Zusammenhang mit Staat und Recht einen 
Teil der Philosophie, bzw. des geschichtlichen Materialismus und des wissenschaft-
lichen Sozialismus bildeten, d. h. sie standen auf einer höheren Stufe der Verallge-
meinerung, wobei auch der Klassenkampf der Arbeiterklasse und ihre Wirkung 
auf den Klassenkampf inbegriffen war (das ist die wichtigste Seite des soziologi-
schen Aspekts). • 

Die wichtigsten Thesen der marxistischen politischen und rechtlichen Doktrin 
entwickelten sich sowohl in der Sowjetunion, als auch in den volksdemokratischen 
Ländern und wurden in Hinsicht der wissenschaftlichen Systematik in den ge-
schichtlichen Materialismus, in den wissenschaftlichen Sozialismus bzw. in die 
Staats- und Rechtstheorie eingeordnet, wobei ihre eigentümlichen Seiten entfaltet 

. wurden. Diese Thesen und Begriffe differenzierten sich innerhalb der Staats- und 
Rechtstheorie-weiter. Einerseits werden die allgemeinen Gesetzmässigkeiten des 
Staates und Rechtes (aller Staaten und Rechte im Laufe der Geschichte), unter 
Beachtung der relativen Selbständigkeit der Erscheinungen analysiert. Im weite-
ren werden die Kategorien analysiert, die die auf den wichtigsten Thesen der mar-
xistischen politischen Doktrin aufgebauten und dieselbe umfassenden allgemei-
nen Gesetzmässigkeiten ausdrücken, sowie ihre Zusammenhänge mit dem kapita-
listischen und sozialistischen Staat. 

4. Wie wir darauf bereits hingewiesen haben, bildete sich die Staats- und 
Rechtstheorie, als einheitliche Wissenschaft, geschichtlich in der sowjetischen Ent-
wicklung, prinzipiell aufgrund der Einheit des staatlichen und rechtlichen Teils 
des Überbaus mit Klassencharakter aus.42 

Es ist bekannt, dass auch in der kapitalistischen Entwicklung Richtungen (so 
z. B. die naturrechtliche, oder die vernunftrechtliche Richtung) aufgetreten sind,43 

die die allgemeine Lehre über den Staat und das Recht einheitlich aufgefasst hat-
ten. Deren Grundlage war — und allein das hatte die Vereinheitlichung ermög-

41 Szabó Imre: Az állam- és jogelmélet jellege. Állam- és jogelmélet I. Egyetemi 
jegyzet. (Charakter der Staats- und Rechtstheorie. Staats und Rechtstheorie, Lehrbuch). 
Budapest 1965. Red. Antalffy György 17. p. 

42 D. A. Kerimöv—J. Koroljev—H. D. Sargorodszkij: Obscsaja teorija goszudarsztva 
i prava. Leningrád 1961. 3—16. p. 

43 Vergl. Hobbes, Th.: Leviathan. London, 1651. 128. p. 203. p. Rousseau, J. J.: Társa-
dalmi szerződés (Contrat social) Budapest 1959. 103. p. 162., p. 133. Kant, I. Az ítéleterö 
kritikája (Kritik der Urteilskraft). 108., 320., 403., 431. p. 
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licht — bloss der rechtliche Aspekt: die rechtliche Regelung des Staates. Der Klas-
sencharakter des Staates und des Rechtes wurde aber ausser Acht gelassen, bezie-
hungsweise verheimlicht. 

In unseren Tagen, auch unter Beachtung der neuesten Entwicklung der sozia-
• listischen Wissenschaft der Soziologie, erscheint die Notwendigkeit, dass es be-
gründet wäre, den Staat — und auch das Recht — sowie die mit ihnen verbunde-
nén wichtigsten Kategorien neben der grundlegenden gesellschaftlichen und wirt-
schaftlichen Bestimmtheit, eben innerhalb der Staats- und Rechtstheorie, unter 
Beachtung der übrigen soziologischen Gesichpunkte zu analysieren. Unserem 

' Standpunkt nach — wie wir es in dieser Arbeit áuch teilweise versuchen — kann 
' ein derartiger Untersuchungsstandpunkt zur Weiterentwicklung der Staatstheo-
rie beitragen.44 

Wie bekannt, berührt die marxistische Staatstheorie auch die verschiedenen 
anderen Zweige der Staats- und Rechtswissenschaft und ausserdem auch verschie-
dene andere sozialwissenschaftliche Zweige. Daraus folgt, dass die Darlegung der 
Problematik der Staatstheorie nur komplex erfolgen kann. 

Betreffend die Wissenschaftszweige, die ausserhalb der Staats- und Rechts-
wissenschaft liegen, verursacht weiterhin ein Problem, dass auch diese Wissen-
schaftszweige den Staat analysieren. Die Untersuchng des Staates wird bis zu 
einem gewissen Grade auch von der Philosophie, vom wissenschaftlichen Sozia-
lismus, von der marxistischen Soziologie, aber auch von der politischen Wirt-

. schaftslehre unternommen. 
Innerhalb der Staats- und Rechtswissenschaften kann aber die Entscheidung 

der Frage durch die Verbindung in erster Reihe mit dem Staatsrecht und in gewis-
sem Sinn mit dem Verwaltungsrecht, beziehungsweise mit dem internationelen 
Recht bestimmt werden. So z. B. verzichtet das Staatsrecht insbesondere bei der 
Untersuchung des gesellschaftlichen Systems, bei der Behandlung des Verfas-
sungsrechtes des gegebenen konkreten Staates und bei der Untersuchung der 
konkreten Institutionen — eben zwecks Vergleichs der staatlichen Organisation 
und deren rechtlichen Regelung — keineswegs auf die Behandlung auch der 
staatstheoretischen Grundlagen. 

Mit Hinsicht auf das Gesagte ist es möglich, dass die Stellung, die die Staats-
und Rechtstheorie im System der Sozialwissenschaften einnimt, in gewissem 
Masse abweichend vom bisherigen bestimmt werden muss. 

Betreffend die Staats- und Rechtstheorie, sowie das Verhältnis der übrigen 
staats- und rechtswissenschaftlichen Zweige wurde schon oft betont, dass die 
Staats- und Rechtstheorie eine Wissenschaft mit allgemeinem Charakter ist. 
Diese These ist auch im weiteren gültig. Diese Feststellung muss aber auch in der 
Richtung zur Geltung gebracht werden, dass innerhalb der Staats- und Rechts-
theorie auch die Staatstheorie als solche als allgemeine Wissenschaft im Gegen-
satz zu der besonderen Gruppe der Staatswissenschaften erscheint. 

És ist auch daran nicht zu zweifeln, dass die Rolle der Staats- und Rechts-
theorie im System der Staats- und Rechtswissenschaften dem Wesen nach auf-
grund der Konzeption, die auf der sowjetischen re'chtswisserischaftlichen Konfe-

44 Z. Bauman: Általános szociológia, (Allgemeine Soziologie) Budapest, 1967. 76,, 
219., 413. p. Kulcsár, K.: Bevezetés . . . (Einführung . . . ' . ) op. cit. 113. p. Papp, I: A marxis-
ta szociológia oktatása az állam- és jogtudományi karokon. (Unterricht der marxisti-

' sehen Soziologie auf den Staats- und Rechtswissenschaftlichen Fakultäten. Felsőoktatási 
' Szemle: "1966. 33. Nr. 
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renz vom Jahr 1938 von Wischinskij vorgetragen wurde-4®' aufgefasst wird. In die-
sem Zusammenhange würde es sich lohnen das Problem auszuarbeiten, inwiefern 
diese Stellungnahme, metaphysisch war, '.inwiefern sie mit der Forderung der 
Unabänderlichkeit aufgetreten ist oder inwiefern wir noch heute uriter dem Ein-
fluss der Konzeptionen stehen die auf dieser Konferenz sich geoffen'barthatten. 
Soviel kann schon heute festgestellt werden, dass A. P. Wischinskij aus der. Staats-
und Rechtstheorie Untersuchung jener soziologischen Züge im Zusammenhang 
mit dem Staat und Recht ausgeschieden hatte, die über die wichtigsten sozio-
logischen Aspekte hinausgehen. Zugleich betrachtete er die Thesen der marxisti-
schen Philosophie in Hinsicht auf den Staat und das Recht abstrakt. 

Es erfordert eine weitere theoretische Analyse, ob es möglich ist, eine relativ 
unabhängige Staatstheorie aufzustellen, die sich von der allgemeinen Rechtstheo-
rie absondert und was deren Rolle im System der Gesellschaftswissenschaften 
sein kann. 

In der kapitalistischen Entwicklung — insbesondere nach Ausbildung der po-
litischen Wissenschaft — trennte sich die Staatstheorie von der Rechtstheorie so-
wohl auf der Ebene des Unterrichts, als auch auf der der wissenschaftlichen For-
schung. 

Die selbständige bürgerliche Wissenschaft der Politik hat den rechtlichen Ge-
sichtspunkt in Bezug auf dem Staat bereits vollkommen aus dem Kreis der Unter-
suchungen ausgeschlossen. Die spezielle Staatsphilosophie, die Staatssoziologie 
und die allgemeine Staatslehre können aber allein nicht als allgemeine.Staatswis-
senschaften betrachtet werden. Übrigens gibt es heute schon auch unter kapitalis-
tischen Verhältnissen solche, die erkannt haben, dass die verschiedenen staats-
rechtlichen Standpunkte gemeinsam verwendet werden müssen und bestrebt sind 
<— Wenn auch mechanisch — diese im Rahmen der politischen Soziologie, bezie-
hungsweise der politischen Wissenschaft zu vereinen.46 

Die Staatsauffassung der Klassiker des Marxismus-Leninismus war eine so-
ziologische Staatsauffassung mit einem philosophischen Aspekt. Daraus ergibt 
sich — auch in Hinsicht auf die Entwicklung und Ergebnisse der Soziologie der 
neuesten Zeit — dass heute bereits bei der Untersuchung der Probleme des Staates 
neben der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Bestimmtheit auch die Unter-
suchung und die Aufdeckung der übrigen soziologischen Zusammenhänge nicht 
ausbleiben kann. Das kann aber keinesfalls bedeuten, dass bei der Untersuchung 
der Fragen des Staates der rechtliche Gesichtspunkt ausser Acht bleiben kann. Es 
ist nämlich nicht zu bezweifeln, dass die allgemeinen Zusammenhänge zwischen 
dem Wesen, der Organisation (der Form), der Funktion des Staates und dem Recht 
durch die Staatstheorie untersucht werden müssen. Um das geltend zu machen, 
können wir in dieser Arbeit nur teilweise anstreben. Die Staatstheorie ist nämlich 
in mehreren Beziehungen auch eine Rechtstheorie.47 

Aus dem Gesagten ergibt sich folgendes: bei der relativen Selbständigkeit 

45 A. J. Wischinski: A szovjet szocialista jogtudomány alapvető feladatai (Grundle-
gende Aufgaben der sowjetischen sozialistischen Rechtswissenschaft. Probleme der sow-
jetischen Staats- und Rechtswissenschaft) Budapest, 1950. 3—85. p. 

46 Duverger, M. Institutions et droit constitutionnel. Paris, 1965. 4, 6., 138., 154., 165., 
714., Eisermann, G.: Die Lehre von der Gesellschaft. Das Lehrbuch der Soziologie. Stutt-
gart, 1958. •; ; . . •• " - ' • • _ • - - ' • 

47 Viktor, Knapp: A termelés irányítása és: az állam- és jogtudomány. (Leitung der 
Produktion und die Staats- und Rechtswissenschaft) Budapest, 1962. 126. p. 
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der Staatstheorie48 muss der Staat in erster Reihe in seinen philosophischen, so-
ziologischen, und rechtlichen Aspekten untersucht werden. Daraus folgt natür-
licherweise ein gewisser Integrationsprozess bis zu einem gewissen Grade, bei der 
Untersuchung des Staates. Die relative Selbständigkeit der Staatstheorie inner-
halb der Staats- und Rechtstheorie ermöglicht — unter Beachtung des oben Ge-
sagten — eine tiefere, vielseitigere, konzentriertere Untersuchung der Probleme 
des Staates. 

48 Szabó, I.: Szocialista jogelmélet — népi demokratikus jog. (Sozialistische Rechts-
theorie— volksdemokratisches Recht). Budapest, 1967. 11—64. p. 

30 



Kapitel II. 

GRUNDFRAGEN DES VERHÄLTNISSES DES STAATES UND DER 
GESELLSCHAFT IM SPIEGEL DES MARXISMUS 

1. Das XIX. Jahrhundert war das revolutionärste Zeitalter der Soziologie und 
zugleich der Philosophie. Das Auftreten der Marxismus öffnete ein neues Ära in 
der Geschichte der Soziologie und Philosophie. Die Ausgestaltung der neuen Klas-
se ergab die Ideologie des Proletariates. 

Die Entstehung des Marxismus war eine Notwendigkeit, es war aber keine 
Notwendigkeit, wo und wann es entstanden ist, das heisst, dass auch ein anderes 
Volk oder ein anderes Land in dieser Zeit so grosse Gelehrten, wie Marx und Enr 
gels hätte hervorbringen können, die eine grossartige Synthese der hegelianischen 
Dialektik, des früheren philosophischen Denkens, des utopistischen Sozialismus, 
der klassischen englischen bürgerlichen Wirtschaftslehre, des Materialismus und 
der revolutionären Praxis geschaffen haben. Wir können die Lehren des Marxis-
mus nur dann entsprechend verstehen, wenn wir auf diese Quellen des Marxis-
mus in geschichtlicher Übersicht hinweisen. 

Der utopistische Sozialismus des XIX. Jahrhunderts unterscheidet von den 
antiken, den mittelalterlichen und den kommunistischen Utopien des XVIII. Jahr-
hunderts. Er unterscheidet sich darin, das er ihre Vorgänger aber auch die Gesell-
schaft seiner Zeit kritisch betrachtet und ist bestrebt die Lösung der Probleme 
zu erreichen, die sich aus den Verhältnissen der industriellen Umbildung in die-
sem Jahrhundert ergeben. Vorher waren die sozialistischen Lehren grundlegend 
von landwirtschaftlichem Charakter und befassten sich mit dem Gemeineigen-
tum des Grund und Bodens. Die Industrialisierung wirkte auch auf die Bildung 
der Wissenschaft der Soziologie, sie verursachte neue Verhältnisse, nämlich — 
und vor allem— schuf sie das Proletariat. Zwischen der Bourgeoisie und dem 
Proletariat besteht ein Gegensatz, der aufgehohen werden muss, deshalb er-
scheint die Sehnsucht in der kleinbürgerlichen Ideologie nach den Verhältnissen 
vor dem Kapitalismus. 

Der erste Denker nach der französischen Revolution, der die staatsrechtlichen 
Probleme in den Hintergrund gestellt hat und- in den Mittelpunkt seiner Unter-
suchungen die Gesellschaft stellte, war Charles. Fourier (1772—1837).1 Er liess die 
rein rechtliche Lösung der politischen Fragen beiseite und erweckte die franzö-
sische und englische Wirtschaftslehre vor der Revolution wieder zum Leben. 
Smith und die französischen Physiokraten meinten, dass die Entwicklung der 
Wirtschaft und der Gesellschaft nur durch ihre immanenten Gesetzmässigkeiten 
bestimmt und geordnet ist und behaupteten, dass der Staat nur eine nebensäch-

1 Vergl. Bebel: Charles Fourier élete.és eszméi (Das Leben und Ideen von Charles 
Fourier), Budapest, 1962. p. 103. 
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liehe Rolle in der Gestaltung der Wirtschaft und der Gesellschaft spielt. Auch 
Fourier wusste. oder dachte zu wissen, dass es so ist. Er teilte den Prozess der Ge-
schichte der Gesellschaft nach vier Entwicklungsabschnitte auf: die Wildheit, die 
Barbarei, der Patriarchat und die Zivilisation. Die Zivilisation ist mit der heute als 
bürgerlich bezeichneten Gesellschaft identisch, (d. h. mit der Gesellschaftsord-
nung, die seit dem XVI. Jahrhundert zustande gebracht wurde,) und weist nach, 
„dass die Sünde, die von der Barbarei auf einfacher Art begangen die von der zi-
vilisierten Ordnung auf komplizierte, zweideutige, falsche und listige Art zu einer 
Lebensform erhoben werden", weiterhin, dass die Zivilisation ..sich in einem 
falschen Kreis" bewegt, in Widersprüchen, die sie ständig wieder erschafft, ohne 
sie beseitigen zu können, so dass sie ständig das Gegenteil erreicht, als was sie 
erreichen wollte oder wovon sie behauptet, dass sie es erreichen will. Z. B. „in der 
Zivilisation stammt die Armut vom Reichtum selbst". Wie es zu sehen ist, behan-
delt Fourier die Dialektik ebenso meisterhaft, wie sein Zeitgenosse Hegel. Gegen 
die Behauptung der Un'begrenztheit der bestimmten menschlichen Vervollkomm-
nung beweist er mit entschiedener Dialektik, dass jedes geschichtliche Zeitalter 
einen nach oben verlaufenden, aber auch seinen nach unten verlaufenden Zweig 
hat und er verwendet diese Methode auch bei der Untersuchung der Zukunft der 
ganzen Menschheit. Wie Kant in die Naturwissenschaft „den zukünftigen Unter-
gang der Erde" eingeführt hatte, so führt Fourier den zukünftigen Untergang 
der Menschheit in die Geschichtsauffassung ein. Das Zeitalter der Zivilisation 
betrachtet er als einen Zustand der vollkommenen Anarchie, die die mensch-
lichen Beziehungen atomisiert und den Handelsgeist als solchen, der jede höhere 
Idee vertilgt, Heuchelung, Prahlen, Reichtum der Reichen, Armut der Armen zu-
stande bringt. Der Kampf zwischen Kapital und Arbeit, die Herrschaft der Rei-
chen über der Regierung, die Aufstände und Revolutionen der Armen kennzei-
chen die Zivilisation, deren Konsequenzen die Prostitution und das Aushalten 
sind. Als letztes Entwicklungsstadium der gesellschaftlichen Entwicklung be-
trachtet Fourier den Sozialismus, in dem die Menschen in Phalanstern leben. 
Die Phalanster sind freie Vereinigungen der Kapitalisten, der Arbeiter und der 
mit der Verwaltung betrauten Personen, wobei sie gleichmässig an der Produk-
tion teilnehmen und das freie Leben gesichert ist. Er hofft das der Mensch in ein 
ganz neues Zeitalter seiner Entwicklung übergeht, wo sein Leben länger wird, 
ja sogar die Natur sich ändert und ein ewiger Lenz blüht. Neben zahlreichen 
wertvollen Erkenntnissen von Fourier, ist sein gesellschaftliches Ideal volkommen 
irreel und nicht zu verwirklichen. Das haben auch seine Zeitgenossen gesehen und 
deshalb konnte seine Auffassung nur einem engen Kreis .wirken. Jene Konzep-
tion ist wertvoll, womit er die Entwicklung der Gesellschaft aus der Entwicklung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse bestimmt hat. Dieser Gedanke übte, wenn auch 
nicht in seiner Zeit, aber im Laufe der Geschichte, eine grosse Wirkung aus. 

Claude Henri Saint-Simon (1710—1825) ging ähnlich wie Fourier aus den 
Lehren der französischen Revolution aus und es können bei ihm beinahe alle nicht 
streng ökonomische Gedanken der späteren Sozialisten beobachtet werden.2 Er 
kritisiert streng die wirtschaftliche und gesellschaftliche Ordnung seiner Zeit, 
die trotz der französischen Revolution ihre wirtschaftliche Organisation aufrecht-
erhalten hat. Er kommt zu dem Schluss, dass die Wirtschaft grundlegend den 

2 S. Engels: A szocializmus.fejlődése az utópiától a tudományig. Marx—Engels válo-
gatott művei II. köt, (Die Entwicklung des Sozialismus von der Utopie zur Wissenschaft. 
Marx—Engels: Ausgewählte Werke T. II. Budapest, 1963. p. 106. 



Charakter eines Zeitalters bestimmt. Er betrachtet dais Gesetz, das das Eigentum 
schützt, als primär und grundlegend unter den Gesetzen; dagegen das Gesetz, 
das die Gewalt bestimmt, als ein darauf begründetes sekundäres Gesetz. Entspre-
chend seiner materialistischen Auffassung teilt er die europäische Geschichte 
auf das Zeitalter des Feudalismus, das Zeitalter der revolutionären und der in-
dustriellen Gesellschaft. Er bezeichnet den Feudalismus als ein positives Zeit-
alter, als einen solchen revolutionären und „kritischen" Übergang, der zum In-
dustrialismus führt. Der Industrialismus bedeutet bei ihm das goldene Zeitalter 
gegenüber der Disharmonie seiner Zeit. Er glaubt daran, dass auf Einfluss seiner 
Lehren die moderne Gesellschaft als eine Gesellschaft der Industrietreibenden, 
der Tätigen erscheint. Unter Industrietreibenden versteht er sämtliche Werktä-
tigen im bürgerlichen Sinn, also die Unternehmer, die Bankiere, die Geschäfts-
leute, die Kleingewerbetreibenden und die Arbeiter. An der untersten Stufe seiner 
gesellschaftlichen Hierarchie stehen die Arbeiter, an der zweiten Stufe die Natur-
wissenschaftler und an der ersten Stufe die .Vertreter seiner Lehren. Das Eigen-
tum gründet sich nach seiner Auffassung auf der Arbeit, gegenüber dem Feuda-
lismus, wo die Grundlage des Eigentums die Eroberung und die Gewalt ist. Des-
halb haben die Reste der feudalen Gesellschaft, die Priester und die Adeligen, — 
die in die Klasse der Nichtstuenden gehören — in der industriellen gesellschaft-
lichen Ordnung keine Lebensberechtigung. 

Saint-Simon stellt von der Gesellschaft fest, dass es die Aufgabe der Herr-
schenden ist, den Wohlstand der Massen zu sichern. Die „Industriemagnaten" sind 
demgemäss die geborenen Führer der Arbeiter, aber er steht trotz dieser Fest-
stellung nicht zum Privateingentum. Er betrachtet das Eigentum bloss als gesell-
schaftliche Tatsache, die einer. Entwicklung unterworfen ist, in verschiedenen 
Zeiten verschiedenerweise gewertet bzw. geregelt werden kann. In seiner vor-
gestellten zukünftigen Gesellschaft sollen Christlicher Humanismus und eine 
Organisation ipi Interesse der Arbeiter und Tätigen zustande kommen. Er glaubt, 
dass die neue Moral, die neue Arbeitsordnung ein Paradies auf Erden ver-
wirklichen wird. Er erkennt, dass auf Grund der alten christlichen Lehren diese 
Neuerungen nicht eingeführt werden können, deshalb tritt an die Stelle des alten 
„Staat Gottes", der die positiven Wissenschaften mit der Ethik der Selbstlosigkeit 
verbindet und der die Einheit der Menschheit zum Ausdruck bringt. Seine Vor-
stellungen bedeuten bis zu einem gewissen Grad einen Rückschritt zu früheren 
gesellschaftlichen Formen, worin die Gesellschaft und der Staat von der Religion 
durchdrungen war und wo die Kultur und die Wirtschaft eine Einheit bildete. 
Demzufolge verwirklicht er die von Jesus vorbereitete Gesellschaft, worin die 
Religion herrscht und wo die Kaiser verschwinden und an Stelle der Kriege der 
Frieden tritt. Er bezeichnet die Wissenschaften und die Industrie als heilig, weil 
diese den Armen helfen, sich an Gott zu nähern und aus der Armut auszubrechen. 
Nach Saint-Simon wird also der Staat Gottes kommen und dadurch verwirklichen 
sich alle Prophezeiungen. 

Zwar führte der kritische utopistische Sozialismus einzelne Denker zur Recht-
fertigung der modernen Technik, zugleich aber nur bedauern sie das Proletariat, 
nehmen Anteil an sein Los, aber erkennen im Proletariat nicht jene politische 
Kraft, die fähig ist, die gesellschaftlichen Verhältnisse zu ändern. Die Philosophie 
dieses Zeitalters, bzw. die sozialistischen Theorien bedeuten die Philosophie des 
Elends und zugleich — wie es Marx charakterisierte — das Elend der Philosophie. 
Die Philosophie dieser Zeit hat einen dualistischen Charakter, d. h. sie versucht 

3 Antalffy Acta 33 



das Glück der Gesellschaft, das Wohl der Mehrheit aufgrund der Gesetze der 
Natur. Gottes oder der Vernunft abzuleiten. Das Proletariat wurde nicht als eine 
revolutionäre Kraft betrachtet und man dachte die gesellschaftlichen Probleme 
durch den Staat oder durch die Geste der Reichen lösen zu können. 

Robert Owen (1771—1358) erkennt das Elend des Proletariats, kritisiert 
die bestehende gesellschaftliche Ordnung und bringt kommunistische Gemein-
schaften, Siedlungen zustande, wobei er bestrebt ist, soziale Reforme ins Leben 
zu rufen. Er wollte auf diese Weise die Überlegenheit der sozialistischen Wirt-
schaftsform beweisen3. Diese Gemeinschaften hatten einen „landwirtschaftlich-
kommunistischen", kleinbürgerlichen Charakter, sie befassten sich also haupt-
sächlich mit landwirtschaftlicher Produktion. Owen wollte neben der Wirtschaft 
auch die Erziehung und die Schulen reformieren. Er beseitigte die Kinderarbeit, 
stellte eine Arbeitszeit fest, verbesserte die Hygiene in den Fabriken und in den 
Wohnungen, er errichtete genossenschaftliche Geschäfte, führte die Altersrente, 
die Krankenversicherung und die Arbeitslosenunterstützung ein. (Auch Combe 
und Gray standen unter dem Einfluss Owens.) 

Der eigentliche Theoretiker des Owenismus war Thompson, der auf Einfluss 
des Bentham'schen Utilitarismus als höchstes Ziel das Wohl der Gesellschaft 
betrachtete und das auch als Grundprinzip der Politik bezeichnete. 

Die Entwicklung des französischen Sozialismus hängt auch mit dem engli-
schen geistlichen Leben zusammen, wie auch die Entwicklung des französischen 
Kapitalismus mit dem englischen Wirtschaftsleben in Verbindung steht. Auch 
die grosse französische Revolution liess ihre Spuren in der Entwicklung zurück, 
deren Einfluss in den politischen Lehren stark bemerkbar ist, vor allem darin, 
dass infolge der Erfahrungen der Klassenkämpfe die revolutionäre Praxis auch 
in der Theorie erscheint. 

Einer der hervorragendsten französischen Vertreter des utopistischen Sozia-
lismus ist Auguste Blanqui (1805—1881)4, der eine solche revolutionäre sozialis-
tische Regierung forderte, die für eine gewisse Zeit diktatorische Vollmacht 
hat. Nach seiner Auffassung muss das Volk, für den Kommunismus durch 
kostenlosen Unterricht und durch Ausbildung des Gemeinschaftsgefühls vor-
bereitet werden, weil der Kommunismus nicht auf einmal, mit einem Gesetz, son-
dern nur durch langjährige Erziehung und Unterricht verwirklicht werden kann. 
Er erkennt also, dass die Revolution an sich noch nicht die Verwirklichung des 
Sozialismus ist, der Sozialismus ist erst die Übernahme der politischen Gewalt, 
seitens der Arbeiterklasse und die. kommunistische wirtschaftlich-gesellschaft-
liche Formation kann mittels der so erfassten Gewalt durch wirtschaftliche und 
kulturelle RefOrme erreicht werden. Die Revolution wird nach seiner Ansicht 
nicht durch das organisierte Proletariat, sondern durch eine hervorragende Füh-
rergruppe — er nennt sie „Elite" — verwirklicht, die das Proletariat mit sich 
reisst. Dieser Standpunkt ist ohne Zweifel irrtümlich und schon Marx und be-
sonders Lenin haben jene Konzeption scharf kritisiert, wonach die sozialistisch é 
Revolution von einer engen Gruppe verwirklicht wird, denn das bedeutet die Un-
terschätzung der Kraft des Proletariats und verdammt die Revolution zu Erfolg-
losigkeit. - • 

Die Entwicklung der Technik ist die richtige. Grundlage der gesellschäftlichen 

3 Ausgewahlté Schriften von R. Owen (R. Owen válogatott írásai) Budapest, 1965. 
32. p. 

4 S. Weltgeschichte (Red. Pranzew usw.) T. VI. Budapest, 1964. p. 192—193. 
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Revolution, weil dadurch die Produktivität der Arbeit gehoben und eine Konzent-
ration erreicht wird. Die Mensehen kommen dadurch zueinander näher und so 
kommen die „Keime der zukünftigen Sozialisierung" zustande. Cabot betrachtet 
die Entwicklung der Technik als Grundlage der gesellschaftlichen Entwicklung, 
er wurde unter dem Einfluss von Owen und Morus Anhänger, der kommunist-
ischen Gesellschaft.5 In seinem Werk „Voyageen Icarie" skizziert er die von ihr 
vorgestellte kommunistische Gesellschaft. Der „ikarische Kommunismus kommt 
ohne Gewalt, ohne Revolution zustande; die Wissenschaft, die Künste sowie die 
Erziehung sind jene Faktoren, die die Menschen zur Aufstellung der neuen Ord-
nung geeignet machen. Diese Faktoren helfen dem Volk, seine Lage zu erkennen 
und zeigen den Weg, welcher zu dem Zustand des Glücks führt, wo eine Vermö-
gens- und Arbeitsgemeinschaft herrscht und wo die Menschen gleich sind. Cabot 
möchte also den Naturzustand auf Einfluss der frühen Utopien zurückbringen, 
doch er unterscheidet sich davon, indem er das Zustandekommen des Naturzu-
standes auf Grund des Bewusstseins und der Liebe erreichen will, damit sie auch 
die Zivilisation umfassen, Die Lage, die Möglichkeiten und die Ungleichheiten der 
Kräfte — schreibt er — müssen sich so entwickeln, dass keine individuellen Un-
terschiede äusserlich ausgedrückt werden. Die zur Gesetzkraft erhobene Brü-
derlichkeit ist das Medium, das die Unterschiede der Ungleichheit ohne Gefahr 
erscheinen lässt, weil ihr Wesen schon vorangehend ausgeglichen wurde. 

Ikarien ist eine Republik, deren Basis die Gleichheit der Mitglieder der Ge-
sellschaft ist. Die organische Ordnung ist auf der Vereinigung der Bürger aufge-, 
baut. Nach der demokratischen Verfassung wird das Volk durch ein Parlament, 
aus 2000 Abgeordneten 'bestehend vertreten, die Vollziehende gewalt. liegt in den 
Händen des Präsidenten und in einer Leitung der aus 15 Mitgliedern besteht. 
Jede Beziehung des Lebens ist nach praktischen Gesichtspunkten geregelt. Eine 
besondere Wichtigkeit wird den Wissenschaften und Künsten zugeschrieben und 
davon gesorgt, dass das Volk richtig erzogen wird, dass die Kinder durch über-
flüssige Wortdrescherei nicht belastet werden. In dessen Interesse sollen die 
Kinder nur gute Beispiele, anständige Handlungen und . Reden hören bzw. vor 
sich sehen und auch die Lüge ist unbekannt. Es gibt kein Privateigentum, der 
Staat verwaltet das Nationalvermögen, das unter den Werktätigen nach ihren 
Bedürfnissen verteilt wird. Bei der allgemeinen Vermögensgemeinschaft ist die 
Geldwirtschaft unbekannt, deshalb kommen auch keine Interessenehen zustande. 
Auf dem Gebiet der Religion herrscht vollkommene. Freiheit, die Religion wird 
als Privatsache aufgefasst. Für jeden sind, aber folgende drei Grundgesetze der 
Moral verpflichtend: 1) liebe deinen Nächsten wie dich selbst, 2) tue niemanden 
Schlechtes an, das du selbst für dich nicht wünschst, 3) tue anderen soviel Gutes, 
was du für dich wünschtest. Diesen moralischen Thesen entspricht die allgemeine 
Religion, die das Sein Gottes bejaht, dessen; Wesen aber unerkennbar bleibt. Jesus 
Christus ist der Ausdruck der Gleichheit, der Brüderlichkeit und der Vermögens-
gemeinschaft. Auf diesen Religionsanschauungen ist auch das Gesetz der ikari-
schen Gesellschaft aufgebaut, nämlich das gleiche Recht der Menschen zu der 
Arbeit und zu den Vergnügungen, aber auch ihre Pflicht entsprechend dem Na-
turgesetz. Cabot verwirft die mit dem Privateigentum und mit der Geldwirtschaft 
zustandegekommene Ungleichheit und nach seiner Meinung bedeuten die gün-
stigeren Gegebenheiten und die bessere Fähigkeit kein Recht zu einem höheren 
Lohn und zu mehr Vorteilen. 

5 Cabot, Etienne: Voyage en Icarie. Roman philosophique et social. Paris, 1842. 
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Es ist interessant und charakteristisch für die ikarische Utopie, dass sie nicht 
nur als ein selbstbezwecktes Spiel des Geistes erschienen ist, sondern sie trat mit 
dem Anspruch der Verwirklichung auf, verbreitete sich in den Massen und for-
derte sogar Opfer. Cabot selbst dachte, dass seine Idee verwirklicht werden kann 
und er wurde Opfer dieses Glaubens. 

Eine extreme politische Erscheinung des Individualismus ist der Anarchis-
mus, der mit utopistischen Zügen besonders in den Lehren von Blanqui erscheint. 
Anarchistische Züge finden wir deshalb bei den Denkern, die sich zum Indivi-
dualismus neigen. Die Grundlage dieser Ideen ist der Grundgedanke des Anar-
chismus, wonach der Mensch von Natur aus frei und sein eigener Herr ist, aber 
die Menschen wurden im Staat und in der Gesellschaft im Laufe der Geschichte 
ihrer Grundrechte beraubt. Deshalb leugnen die Vertreter des Anarchismus die 
Berechtigung des Staates und verwerfen alle politischen und gesellschaftlichen 
Bande. Einer der prägnantesten Vertreter dieser Richtung ist Max Stirner, der 
in seinen Werk „Der Einzige und sein Eigentum" den Anarchismus zu einem phi-
losophisch begründeten politischen Programm machte. Ebenso wie die anderen 
Hegelianer stellte auch er das Individuum, den Menschen in den Mittelpunkt 
seiner Untersuchungen, der der. Herr der Welt ist, der in seinen Gedanken und 
Vorstellungen jeden Menschen und jedes Ding ausser sich selbst als sein Eigentum 
betrachtet. Das Individuum muss seine „Einzigkeit" erkennen, dass er der 
Verwirklicher seiner Vorstellungen ist, sonst ist er als von solchen Ideen besessen 
zu betrachten, wie Staat, Gott, Moral, Familie. Wenn der Mensch nach seinem 
eigenen Willen handelt, so wird er von allen religiösen, politischen und huma-
nitären Anschauungen frei, und anerkennt nichts anderes, als das Gesetz der 
Willkür seines Willens. So kann das Individuum, als freies Wesen, mit ihm ähn-
lichen Individuen, nicht in staatlichen oder anderen festen Fesseln — das würde 
nämlich die Enschränkung seiner Freiheit bedeuten — sondern nur in einer 
losen Beziehung zu den anderen zusammenwirken. Eine solche Gemeinschaft der 
freien Egoisten bedeutet eine Arbeitsgemeinschaft, die in der Zukunft Zustan-
dekommen wird, und wo jedes Mitglied soviel arbeitet, wieviel sein eigener Ego-
ismus und der Egoismus der anderen erfordert. Ist das Übereinkommen nicht 
mehr erwünscht, so kann jener, der gegen das Übereinkommen steht, aus der 
Vereinigung austreten. Die Kritik- von Stirner über dem Liberalismus ist charak-
teristisch, wonach der Mensch nach Abschaffung der religiösen Freiheit der Skla-
ve des Humanismus und der Freiheit wurde.6 

2. Marx und Engels haben bei der Untersuchung der Erscheinungen des Staat-
es und Rechtes den bürgerlichen Staat und Recht einer radikalen Kritik unter-
worfen. Marx widmete der Kritik des bürgerlichen Staates und Rechtes seine 
Werke: „Klassenkämpfe in Frankreich" und„18. Brumaire von Louis Bonaparte". 
In diesen kritisiert er bei der Bewertung der revolutionären Ereigniss der Jahre 
1848—1852 in Frankreich auch das bürgerliche Recht. Die französische bürger-
liche Republik deklarierte das Recht zur Arbeit und Marx schreibt über dieses 
Recht, dass es in bürgerlichem Sinn eine Unsinnigkeit, ein wertloser frommer 
Wunsch sei, weil hinter dem Recht zur Arbeit die Macht über das Kapital, hinter 
der Macht über das Kapital die Enteignung der Produktionsmittel, ihre Unter-

6 T. J. Oisermann: A marxista filozófia kialakulása, (Die Ausbildung der marxis-
tischen Philosophie), Budapest, 1964. p. 502. 
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werfung der vereinten Arbeiterklasse,'also die Beseitigung der Lohnarbeit und 
des Kapitals und die Abschaffung ihrer gegenseitigen Beziehung steht.7 

In seinem Werk „Der 18. Brümaire von Louis Bonaparte" bewertet Marx die, 
französische bürgerliche Verfassung von 1848, die darin gesicherten Bürger- und 
Freiheitsrechte, die ..Rechtsgleichheit". Seine. Kritik ist zugleich; die Kritik des 
ganzen bürgerlichen Rechtes. „Die Verfassung weist überall auf später zu schaf-
fenden organischen Gesetze hin, deren Aufgabe es sein wird, dass . . . der Geriuss 
dieser unbeschränkten Freiheitsrechte so geregelt wird, dass sie weder gegenein-
ander, noch in die öffentliche Sicherheit stossen." Jeder Paragraph der Verfas-
sung umfasst seinen eigenen Gegensatz, sein eigenes Unter- und Oberhaus, näm-
lich in der allgemeinen Phrase die Freiheit und in der Randbemerkung die Ver-
nichtung dieser Freiheit. Solange also der Name der Freiheit beachtet wurde und 
bloss ihre tatsächliche Ausübung verhindert war — freilich auf gesetzlichem Wege 
— war das verfassungsmässige Bestehen der Freiheit unverletzt und unverschmä-
lert, wenn auch ihr tatsächliches Bestehen noch so sehr vernichtet wurde.8 

Marx schont aber auch den bürgerlichen Staat nicht von der Enthüllung. 
Nach seiner Charakterisierung ist der bürgerliche Staat ein Staat, dessen ein-
gestandenes Ziel die Verewigung der Herrschaft des Kapitals, der Arbeitsskla-
verei ist.9 Das Klassenziel der Bourgeoisie, ihre materiellen Interessen und das 
materielle Interesse der Bourgeoisie . . . sind am innigsten mit der Aufrechterhal-
tung der breiten und weitverzweigten Staatsapparat verschmolzen. Hier wird die 
überflüssige Bevölkerung unterbracht und hier wird in Form der staatlichen 
Gehälter ergänzt, das sie in Form von Profit, Zinsen, Renten und Honorare ein-
heimsen kann. Andererseits ist sie durch ihr politisches Interesse gezwungen, die 
Unterdrückung, d. h. die Mittel der Staatsgewalt und das Personal von Tag zu Tag 
zu erhöhen . . .10 

Im Kommunistischen Manifest ist eine bündige, kurze Charakterisierung des 
bürgerlichen Rechtes zu finden: „Euere Ideen selbst sind die Produkte der Pro-
duktions- und Eigentumsverhältnisse, ebenso, wie euer Recht bloss, der zu Gesetz 
erhobene Willen euerer Klasse ist, ein Willen, dessen Inhalt durch die materiellen 
Lebensbedingungen euerer Klasse gegeben sind"11. 

Aber Marx und Engels haben nicht nur die bürgerliche Staatsgewalt kritisiert,, 
sondern auch die neue politisch-rechtliche Doktrin begründet. Die zitierten Ge-
danken des Kommunistischen Manifests weisen einerseits auf die wirtschaftlich-
gesellschaftliche Grundlage der Diktatur des Proletariats, andererseits auf das 
Wesen und auf die wichtigsten Aufgaben der Diktatur des Proletariats hin. Der 
Fortschritt der Industrie, dessen willens- und widerstandsloser Träger die Bour-
geoisie ist, stellt anstelle der Isolierung der Arbeiter infolge der Konkurrenz 
Verbände und durch'diese ihre revolutionäre Vereinigung. Mit der Entwicklung 
der Grossindustrie verliert also die Bourgeoisie den Boden, auf dem sie produziert 
und die Produkte aneignet. Vor allem produziert sie ihren eigenen Totengräber. 
Ihre Vernichtung ist ebenso unvermeidlich, wie der Sieg des Proletariats.12 Der 

7 Marx: Osztályharcok Franciaországban (Klassenkämpfe in Frankreich) Budapest,. 
1948. p. 68. 

8 Marx: Louis Bonaparte brümaire 18-á ja. Marx-Engels: Válogatott művek I. köt. 
Budapest, 1949., p. 222—223. (Der 18. Brümaire von Louis Napoleon) Marx-Engels: Aus-, 
gewählte Werke T. I. 

9 Marx—Engels: Válogatott Művek (Ausgewählte Werke) T. I. Budapest, 1949. p. 140. 
10 Op. cit. 140—141. p. 
11 Kommunista Kiáltvány (Das Kommunistische Manifest) Budapest, 1949, p. 59.. 
12 Op. cit. p. 31. 
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erste Schritt der Arbeiterrevolution besteht darin, dass der Proletariat zur herr-
schenden Klasse erhoben und die Demokratie errungen wird. Das Proletariat 
verwendet seine politische Herrschaft dazu, dass es die Bourgeoisie allmählich 
jedes Kapitals beraubt, um alle Produktionsmittel in der Hand des Staates, d. h. 
in der Hand.des als herrschende Klasse organisierten Proletariats zu vereinen und 
die Menge der Produktionskräfte "möglichst schnell zu vermehren. Das kann na-
türlich vorläufig nur auf die Weise erfolgen, dass das Proletariat diktatorisch in 
die Eigentumsrechte und in die bürgerlichen Produktionsverhältnisse eingreift.13 

Marx und Engels sind bei ihrer Tätigkeit zu folgenden wichtigsten wissen-
schaftlichen Feststellungen im Zusammenhang mit dem Staat und Recht, als 
gesellschaftlichen Erscheinungen gelangt : 

a) Sie haben die gesellschaftliche Natur des Staates und Reshtes aufgedeckt 
nämlich wenn man staatliche Zustände untersucht, ist die Versuchung allzu 
gross, den materiellen Charakter der Verhältnisse ausser Acht zu lassen und alles 
durch den Willen der handelnden Personen.zu erklären. Es gibt aber Verhältnisse, 
die die Handlungen sowohl der Privatleute, wie auch einzelner Behörden be-
stimmen und ebenso willensunabhängig sind wie die Atmungsweise. Stellen wir 
uns von vornherein auf diesen materiellen Ständpunkt, so werden wir weder auf 
der einen, noch auf der anderen Seite den guten oder schlechten Willen als Aus-
nahme voraussetzen, sondern wir werden sehen, dass die Verhältnisse dort wir-
ken, wo es auf den ersten Augenblick so schien, dass diese Personen wirken. So-
bald wir nachgewiesen habén, dass eine gewisse Sache durch die Verhältnisse 
notwendig wird, ist es nicht mehr schwer aufzuklären, unter welchen äusseren 
Verhältnissen diese Sache tatsächlich Zustandekommen musste unter welchen sie 
nicht zustandenkommen konnte, obwohl sich dafür schon ein Bedarf zeigte. Das 
können wir ungefähr mit der selben Sicherheit bestimmen, wie dér Chemiker be-
stimmt, unter welchen äusseren Bedingungen verwandte Materien eine Verbin-
dung bilden müssen.14 

b) Sie haben die wichtigsten Entwicklungs- und Zustandsgesetze der beiden 
Erscheinungen aufgedeckt und haben in diesem Zusammenhang nachgewiesen, 
dass sie geschichtliche Kategorien sind, dass sie Mittel der wirtschaftlich herr-
schenden Klasse sind zur Unterdrückung der gegenüberstehenden Klasse, also 
Institutionen, die die Interessen der herrschenden Klasse ausdrücken und diesen 
dienen, dass sie als Teile das Überbaus von den Produktionsverhältnissen und 
von den darauf begründeten Klässenverhältnissen bestimmt werden, dass sie 
als Elemente dés Überbaus in Wechselwirkung stehen und auf die wirtschaftliche 
Grundlage rückwirken, dieselbe stärken und beeinflussen, dass. die diesbezüg-
lichen Anschauungen, Ideen und Lehren ebenfalls durch die Produktionsverhält-
nisse bestimmt werden und die früheren Anschauungen infolge der Klassen-
schranken unfähig waren das Wesen des Staates und Rechtes aufzudecken, dass 
der Übergang von einem Macht- und Normtyp in den anderen durch eine gesell-
schaftliche Revolution verwirklicht wird, dass dies alles zur Diktatur des Prole-
tariats führt., die einen. Übergang zwischen der kapitalistischen und kommunis-
tischen Gesellschaft bildet, dass Staat und Recht absterben, wenn jene Bedingun-
gén aufhören, die sie ins Leben gerufen haben.10 

j3„ Op. cit.. p. 45. . •• -
14 Marx—Engels: Művei. (Werke) Budapest, 1957. p. 176. 
15 Marx—Engels: Válogatott-Művek 1!.. köt. (Ausgewählte Werke T. II.) Budapest, 

1949: 26, 30, 314, 518, 487—489. usw. . 
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• Zu den genannten wissenschaftlichen-Feststellungen haben Marx und EngeLs 
die früheren wissenschaftlichen Feststellung verwendet ,auch jene, die von 
uns als Vertreter der vormarxistischen politischen und rechtlichen Doktrinen 
analysiert wurden; aber sie bedeuten dennoch etwas grundlegend Neues, denn 
sie haben die wahre Natur der beiden Erscheinungen (des Staates und Rechtes), 
ihre Entwicklungs- und Zustandsgesetze aufgedeckt, die genannten Thesen fassen 
die. vormarxistischen politisch-rechtlichen Doktrinen zusammen und gehen über 
sie hinaus. 

Die genannten wichtigsten Thesen von Marx und Engels wurden schon in 
ihrem Leben, aber auch nach ihrem Tode einerseits von den bürgerlichen Gelehr-
ten der Gesellschaftwissenschaft, andererseits von ihren Epigonen, von den Re-
visionisten, mit denen wir uns.später befassen wollen, angegriffen und entstellt. 

Marx und Engels haben ihre Lehre über Staat und Recht — ebenso wie ihre 
anderen Lehren — niemals als ein System starrer Dogmen betrachtet, sondern sie 
haben selbst die Tatsachen der Praxis mit Aufmerksamkeit in Folge genommen 
und haben die Lehren ständig weiterentwickelt. 

Gegen die bürgerliche Verfälschung und Entstellung der marxistischen poli-
tisch-rechtlichen Doktrin führten schon Marx und Engels einen unversöhnlichen 
Kampf. Das Werk von Marx: „Die Kritik des Gothaer Programms" ist z. B. gegen 
Lassalle gerichtet. Darin kritisiert er die mit Bismark paktierende opportunis-
tische Politik und die Lehren Lassalle's^ die im Gothaer Programm (Vereini-
gungsprogramm der Allgemeinen Deutschen Arbeitervereinigung und der So-
zialdemokratischen Arbeiterpartei, 1875) zum Ausdruck kamen und worüber En-
gels im Vorwort der „Kritik des Gothaer Programms" schreibt: „ . . . jener ent-
schiedener Schritt rückwärts . . . . der sich in diesem Programmentwurf offen-
bart ...^erweckte in uns eine lebhafte Entrüstung."16 

Die Entstellung des Marxismus durch die kleinbürgerlichen Theoretiker der 
II. Internationale vermehrten sich in den letzten Lebensjahren von Engels, 
aber noch mehr nach seinem Tode, als der Opportunismus eine vorherrschende 
Richtung in der II. internationale wurde. Unter gegebenen Verhältnissen erwar-
tete jene wichtige Aufgabe die Marxisten, dass sie einen unversöhnlichen Kampf 
gegen die Verfälscher der marxistischen politischen und rechtlichen Lehre führen. 
Diese Aufgabe wurde von Lenin in engem Zusammenhang mit der russischen Ar-
beiterbewegung durchgeführt, wobei er die Klassenziele der opportunistischen 
Verfälscher des Marxismus enthüllte, und die Tatsache, dass hinter der Verfäl-
schung der marxistischen Theorie der Verrat der Interessen der Arbeiterklasse, 
ihre Auslieferung an die Bourgeoisie verborgen ist. 

3. Untersuchen wir die russischen Besonderheiten der kapitalistischen Ent-
wicklung, so können wir feststellen, dass sehr bedeutende Hindernisse in der Aus-
gestaltung des Proletariats in Russland zu beobachten waren, da die Ent-
wicklung der Manufakturen, ja sogar die der kapitalistischen Fabriken und 
Betriebe — abweichend von den westeuropäischen Ländern — zur Zeit des Leib-
eigenensystems erfolgte und deshalb lange Zeit hindurch kein industrielles Pro-
letariat sich ausbilden konnte. Die Beseitigung der Leibeigenschaft sicherte einen 
freien Weg für die Entwicklung des Kapitalismus und des Proletariats, weil die 
russische Bourgeoisie ein Kompromi ss mit der feudalen adeligen Reaktion ab-
schloss und aus Angst vor der Arbeiterschaft der treueste Unterstützer der zaris-

16 Marx: A gothai program kritikája. Marx—Engels: Válogatott Művek II. köt. (Kri-
tik des Gothaer Programms) Marx—Engels: Ausgewählte Werke T. II. 
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tischen Willkür wurde. Das bedeutete, dass das sich ausbildende Proletariat nicht 
einmal mit der formellen Freiheit des bürgerlichen Demokratismus leben konnte 
und deshalb das Zustandekommen der Arbeiterbewegungen und Arbeiterorga-
nisationen auf viel grössere Schwierigkeiten stiess, als in den westlichen Ländern. 
Es ist unzweifelhaft, dass nach Beseitigung des Leibeigenensystems sich trotzdem 
die Entwicklung des Kapitalismus und damit die Ausbildung des Proletariats be-
schleunigt hat. Lenin hat in seinem Werk: „Die Entwicklung des Kapitalismus in 
Russland" den Zusammenhang der Entwicklung des industriellen Proletariats mit 
dem Prozess der Ausbildung des industriellen Kapitalismus nachgewiesen. Das 
moderne industrielle Proletariat ist durch die nach Beseitigung der Produktions-
formen dér Kleinwarenproduktion zustandegekommen, d. h. durch die Grossin-
dustrie der Fabriken, die die Manufakturen ablöst, und die Grundlage des zahlen-
mässigen Wachstums der Lohnarbeiter bildet. Diese quantitative Änderung wird 
dann zu einer qualitativen und es entsteht das Proletariat. Dessen entscheidende 
Vorbedingung ist, dass der Produzent von den persönlichen Fesseln frei wird. Die 
Befreiung vom Liebeigenen-Grundsherr-Verhältnis bedeutet zugleich die Be-
raubung breiter Massen von den Produktionsmitteln, d. h. durch diese „Befrei-
ung" kommt jene Klasse zustande, deren Mitglieder keine eigenen Produktions-
mittel besitzen und zwecks ihres Lebensunterhalts gezwungen sind, ihre Arbeits-
kraft und ihre Arbeit den Kapitalisten, die über Produktionsmittel verfügen, zu 
verkaufen. In den 80-er Jahren des XIX. Jahrhunderts arbeitete mehr als die 
Hälfte der Arbeiter in Russland in Fabriken. Es ist charakteristisch, dass sich die 
Zahl der industriellen Arbeiter zwischen 1861 und 1881 verdoppelte, (d. h. 1881 
waren 668 000 Arbeiter in der Industrie beschäftigt). 

In den Jahren 1880—1890 begann auch in Russland die Zentralisation und 
Konzentration des Kapitals, demzufolge riesige Betriebe und Fabriken, mit sehr 
vielen Arbeitern ausgebildet wurden. Diese grosse Zahl, eine solche Zentralisation 
des Proletariats, erleichterte die Möglichkeit der Organisation und den Kampf der 
Arbeiterschaft gegen den Kapitalismus. 

Die Lage des russischen Proletariats war sehr schwer, da sie sowohl von der 
Ausbeutungsweise des Kapitalismus, als auch von dem des Feudalismus betroffen 
war. In den ersten Jahrzehnten nach der Reform von 1861 wurde die Ausbeutung 
durch kein Gesetz eingeschränkt. In dieser Zeit bildete sich eine bedeutende „Ar-
beiterreserve" aus, die einerseits die Arbeitslöhne niederzudrücken andererseits 
die Arbeitszeit zu erhöhen ermöglichte, so dass die Fabriksarbeiter oft 16—13 
Stunden arbeiteten. Die Arbeitslöhne waren ausserordentlich niedrig, besonders 
nach 1861, als sich die Preise der Bedarfsartikel und die Wohnmieten stark er-
höhten. Die unbegrenzte kapitalistische Ausbeutung löste den Widerstand der 
Arbeiter aus. Diese Bewegungen waren zu Béginn von einem spontanen Cha-
rakter sie wurden aber mit der Zeit immer organisierter und bewusster. In den 
60-er Jahren ist die Arbeiterbewegung noch nicht bedeutend und hängt inhaltlich 
nicht so sehr mit der Läge der industriellen Arbeiter, als mit der Beseitigung 
der Leibeigenenverhältnisse zusammen. Aber bereits zu dieser Zeit erscheinen 
ausgesprochene Proletarierförderungen, vor allem Forderungen, die die Erhöhung 
der Arbeitslöhne zum Ziele haben. Der Hauptgrund der Arbeiterunruhen und Ar-
beiteraufstände war der niedrige Arbeitslohn. Die Verbitterung und Wut der Ar-
beiter wurde noch dadurch "grösser, dass die Kapitalisten sogar diese niedrigen 
Arbeitslöhne unter verschiedenen Vorwänden verringerten. 
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Bis zu den 70-er Jahren entwickelte sich die Arbeiterbewegung bedeutend. 
Zwischen 1870 und 1880 sind 220 Arbeiterstreiks vorgekommen, deren Ausmass 
und Heftigkeit voneinander verschieden war, abhängig von der Grösse der ein-
zelnen Fabriken und der Willkür der einzelnen Fabrikanten. In dieser Streikbe-
wegung spielten in erster Reihe die Arbeiter, der grösseren Städte eine 'wichtige 
Rolle, besonders die Arbeiter von Moskau und Petersburg. . Mindestens 60% 
dieser Proteste standen mit Lohnstreitigkeiten im Zusammenhang und der Aus-
bruch der Gegensätze wurde durch die unglaublich niedrigen Arbeitslöhne oder 
durch die willkürliche Herabsetzung der Löhne ausgelöst. Ein neues Kennzeichen 
der Streiks der 70-er Jahre ist, dass die Teilnehmer nicht nur wirtschaftliche, 
sondern — mittelbar oder unmittelbar, — bewusst oder unbewusst — auch poli-
tische Forderungen laut werden Lassen. Mit dem Aufschwung der Arbeitermas-
senbewegung erscheinen die ersten revolutionären Arbeiterkreise. Ihren Zus-
tandekommen wurde häufig von solchen intellektuellen Revolutionären gehol-
fen, die die Arbeiterschaft für die. Narodnik-Bewegung17 gewinnen wollten. Das 
ist aber nicht immer gelungen und es offenbarte sich in immer weiterem Kreise 
jene spontane Bestrebung der Arbeiter, dass sie ihre Klassenorganisation von den 
Narodniks unabhängig machen. Das ist der Ausdruck des Protests, womit die Ar-
beiterschaft jenen Narodnik-Illusionen gegenüberstand, die die Arbeiterbewe-
gung der Bauernrevolution unterordnen wollten. Die Narodniks sahen zwar in 
der Bauernschaft jene Masse, die fähig ist, den Zarismus abzustürzen, ihre Lehren 
sind aber voller Widersprüchen, weil sie eigentlich die gesellschaftlichen Verhält-
nisse wom Gesichtspunkt der Kleinproduzenten, der Kleinbürger beurteilen. Le-
nin betrachtet das Wesen der Narodnik-Ideologie als eine Utopie, weil sie in der 
Revolution und im Kampf gegen die Willkür den „Bauemsozialismus" verwirk-
lichen wollten. Diese Illusion wurde von den revolutionären Organen der Arbei-
terschaft von Anfang an verworfen. Die Narodniks erkannten die Notwendigkeit 
der planmässigen Arbeit nicht, um eine revolutionäre Organisation zur Aus-
führung des politischen Kampfes zustande bringen zu können. Sie dachten, dass 
durch die Revolution der Bauernschaft der Sozialismus verwirklicht werden kann, 
ohne irgendeine organisierte Bewegung und führende Kraft. Sie erkannten 
die geschichtliche Berufimg der Arbeiterklasse nicht und ihre Bauernrevolutio-
nen hatten einen bürgerlichen und regressiven Charakter. 

Bis zu der Mitte der 1880-er Jahre zeigte sich die Entfernung der Arbeiter-
schaft von der Narodnik-Richtung immer deutlicher. Sie. hielten die Taktik des 
Sichvermischens unter dem Volk für unsinnig, denn es brachte keine praktischen 
Ergebnisse. Die Arbeiterschaft verfügte noch nicht über die Fähigkeit des Organi-
sierens, deshalb machte sich der Einfluss der Narodniks mehr oder minder fühl-
bar. Die erste reifere Organisation, die Südrussische Arbeitervereinigung, wurde 
in 1875 gebildet, än deren Spitze SosnoWskij stand. Hinsichtlich der Anzahl der 
Mitglieder war das noch eine kleine Organisation, sie bestand im Ganzen aus bloss 
50—60 Personen, an die sich noch weitere 200—300 Personen als Sympathisanten 
anschlössen. Die Vereinigung hat eine Satzung ausgearbeitet, auf welches die 
ähnliche Satzung der Internationale einen starken Einfluss auwsirkte. Der Grund-
satz besagt, dass die bestehende Ordnung der Gerechtigkeit widerspricht, deshalb 
muss die Arbeiterschaft im Interesse der Anerkennung ihrer Rechte Gewalt aus-
üben, womit sie dann alle Privilegien abschaffen kann. Die Schöpfer der Satzung 

17 A filozófia története IV. (Die Geschichte der Philosophie) IV. Budapest, 1964. 
p. 32. f. 
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haben erkannt, dass zur Verwirklichung ihrer Pläne die Entwicklung des Be-
wusstseins der Arbeiterschaft und die Vereinigung erforderlich sind. Unter Be-
achtung dieser Grundsätze wurden die Aufgaben der Vereinigung nach folgenden 
festgesetzt : 1. ..Ideologische Propaganda im Interesse der Befreiung der Arbeiter 
vom Joch des Kapitals und der privilegierten Klassen." 2. „Vereinigung der Ar-
beiter des südrussischen Grenzgebietes.'' 3. .,Der zukünftige Kampf gegen die 
wirtschaftliche und politische Ordnung." Die Schaffung dieser Satzung ist ohne 
Zweifel sehr-bedeutend in der Geschichte der russischen Arbeiterbewegung, aber 
ein grundlegender Fehler war, dass die besonderen Aufgaben des Proletariats 
nicht erkannt wurden und auch nicht die Rolle der politischen Freiheitsrechte und 
der staatlichen Einrichtung im politischen Kampf der Arbeiterschaft. Deshalb 
konnte nur eine sehr mangelhafte Taktik ausgearbeitet werden, d. h. es wurde 
bloss das Endziel bestimmt, die zum Erreichen des Endziels erforderlichen Zwi-
schenabschnitte, Teilforderungen aber nicht. Der Grund dieses Mangels war das 
Fehlen der entsprechenden revolutionären Erfahrung und der revolutionären Ide-
ologie. Viele Mängel und Fehler im Programm und in der Organisation der Süd-
russischen Arbeitervereinigung wurden dann durch die in 1878 gebildete Nord-
russische Arbeitervereinigung beseitigt. Der Bildung dieser Vereinigung gingen 
die grossen Streiks der Baumwollspinnereien zu Beginn des Jahres 1878, die Un-
ruhen in der Alexandrowskij-Fabrik im August desselben Jahres und Streiks in 
vielen anderen Betrieben und Manufakturen voran. 

Auf die russische Arbeiterbewegung übte der Kampf der westeuropäischen 
Arbeiterschaft, insbesondere die Pariser Kommüne einen grossen Einfluss aus. 
Dieser Einfluss ist auch im Programm und im Statut der neuen Vereinigung be-
merkbar. Die Leiter der Vereinigung, Obnorskij und S. N. Halturin (1856—1882) 
organisierten die Vereinigung unter Beachtung der ausländischen Erfahrungen. 
Die Nordrussische Arbeitervereinigung hat bereits ein höheres Ziel, als die Süd-
russische weil sie einerseits offen ihren Anschluss an die westlichen sozialdemok-
ratischen Parteien verkündet, andererseits politische Freiheitsrechte fordert aus 
der Überlegung, dass „die politische Freiheit uns-und unsere Organisation gegen 
die Willkür der Behörden sichern kann, die richtige Entwicklung unserer Welt-
anschauung, sowie ein erfolgreicheres Fortführen unserer Propaganda ermög-
licht." Diese Vereinigung erkennt schon die geschichtliche Bedeutung der Arbei-
terschaft, die Notwendigkeit des-gemeinsamen Kampfes von Arbeiterschaft und 
Bauernschaft. „Nichts liegt entfernter von unserer Vernunft und unserem Her-
zen, als- dass wir uns wom Dorf vergessen.. Für uns ist der Muschik und sein 
Wäldchen ebenso lieb, wie.der Fäbriksarbeiter, ja .sogar ist die Verbesserung sei-
ner Lebensbedingungen noch wichtiger, weil dann kein einziger Kulak uns von 
seinem Grund und Boden wegrufen könnte, um seinem unersättlichen Appetit zu 
dienen." Ein Fehler dieser Vereinigung war, dass sie am Ende der 70-er Jahre zu-
liess, dass sich die Terrorharidlungen weitverbreiten, wodurch die Arbeit der Ver-
einigung untergraben wurde.18 

Die revolutionäre Lage wurde also nach Russland übertragen. Die Führer der 
Arbeiterbewegung lenkten ihre Aufmerksamkeit immer mehr auf die Ereignisse 
in Russland. Die speziellen russischen EntwicklungsVerhältnisse und die Lage des 
russischen Proletariats, sowie die Lehren der russischen Wissenschaftler zogen 
mit Recht die Aufmerksamkeit auf sich. Auch Marx, der die revolutionären 

is Ver gl. A Szovjetunió, kommunista pártjának története (Die Geschichte der Kom-
munistischen Partei der Sowjetunion) Budapest, 1959. p. 523—24, 
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"Lehren der russischen Materialisten des XVIII. Jahrhunderts hochschätzte, 
schöpfte aus diesen Lehren. Das Lebenswerk von Radischtschew und der russi-
schen revolutionären Demokraten verschwand also nicht spurlos, sondern wurde 
zur wertvollsten revolutionären Überlieferung der Arbeiterklasse. Zahlreiche 
Peststellungen vom dialektischen und geschichtlichen Materialismus wurden 
übernommen und weiterentwickelt. 

Die materialistische Naturtheorie* von Tschernischewskij und Dobroljubow 
müssen ohne Zweifel als eines der bedeutendsten Kettenglieder des Kampfes um 
die Vereinigung des Materialismus und der Dialektik betrachtet werden, auch 
wenn ihre Vérsuche keinen vollen Erfolg brachten. Sie entwickelten den Mate-
rialismus Feuerbachs insofern weiter, dass sie zugleich mit der Verkündung des 
Prinzips Materialismus in der Welt die Notwendigkeit der darin sich abspielen-
den Prozesse und die Tatsache erkannten, dass die Bewegung das spezielle Kenn-
zeichen der Materie ist. Es gelang ihnen zwar nicht, die materialistische Dialektik 
auf das Gebiet der gesellschaftlichen Entwicklung zu übertragen, aber auch jene 
Teilergebnisse haben einen wissenschaftlichen Wert, die sie auf diesem Gebiet er-
reicht haben. Neben dem unmittelbaren geistigen Einfluss haben sie auch einen 
bedeutenden indirekten Einfluss ausgeübt, ihre Lehren schufen nämlich die 
Grundlagen der revolutionären Ideologie der russischen Arbeiterbewegung, die 
wieder einen starken Einfluss auf die europäischen Arbeiterbewegungen ausübte. 
Die 80-er und 90-er Jahre bedeuteten in Westeuropa eine verhältnismässig fried-
liche Periode, die sich auch in der Arbeiterbewegung zeigte. Dagegen lebte Russ-
land in dieser Zeit im Zustand einer revolutionären Krise und die rassische Ar-
beiterbewegung begann sich in dieser Zeit stärker zu entf altén, umsomehr, weil 
auch das Auftreten Lenins in diese Zeit fällt, der entscheidend dazu beigetragen 
hat, dass die Bewegung des Proletariats von der Spontaneität in Richtung der 
bewussten Bewegung weiterentwickelt werde. 

Wenn wir die Tätigkeit der russischen fortschrittlichen Denker und die Er-
gebnisse der Arbeiterbewegungen betrachten, so kann festgestellt werden, dass 
diese nicht nur auf die Erstärkung und die Weiterentwicklung der Arbeiterbewe^ 
gungen und der revolutionären Ideologie wirkten, sondern dass sie ein neues 
Zeitalter der Welt eröffneten und die Erfüllung der Entwicklung der Menschheit, 
den Kommunismus in die Wege leiteten. • 

In Russland trat Wladimir Iljitsch Lenin (1870—1924) im Schutz des Marxis-
mus auf. 

Lenin weist in seinem Werk „Was soll geschehen?" (1902) auf folgendes hin: 
die Ökonomisten betrügen die Arbeiterklasse, indem sie verkünden, dass die so-
zialistische Ideologie aus der spontanen Bewegung der Arbeiterklasse zustande 
kommen kann, weil die sozialistische Ideologie in Wirklichkeit nicht durch , die 
spontane Bewegung, sondern durch die Wissenschaft zustande kommt. Lenin 
schrieb sein Werk „Ein Schritt vorwärts, zwei Schritte rückwärts" (erschienen 
1904) gegen die Richtung der Menschewiken. Die Menschewiken wollten die sozial-
demokratische Partei desorganisieren, aber ihr Hintergedanke war die organisa-
torische Auflösung des Proletariats. In seinem Werk „Zwei Taktiken der Sozial-
demokratie in der demokratischen Revolution" (1905) widersetzt sich Lenin dem 
Plechanow'schen Opportunismus; er betont die Notwendigkeit der Hegemonie des 
Proletariats in der bevorstehenden demokratischen Revolution. Das Wesen des 
Opportunismus von Plechanow war die Leugnung der führenden Rolle des Prole-
tariats, wobei er .nach aussen ein Übereinkommen mit der Bourgeoisie propa-
gierte. • 
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Lenin hat in seinen Werken mit voller Klarheit die marxistische Lehre vom 
Staat und Recht erörtert, er hat sie gegen feindliche Angriffe-verteidigt und ge-
gen Fälschungen geschützt. Aber er blieb hier nicht stehen sondern er. entwickelte-
die marxistische politisch-rechtliche Lehre und bereicherte sie mit neuen Lehren. 

Lenin verwendete bei der Bearbeitung der Fragen des Staates und Rechts 
und auch die praktischen Erfahrungen der. Arbeiterbewegung, er schuf die har-
monische Einheit der Theorie des Marxismus und der Praxis der Arbeiterbewe-
gung. Besonders wichtig sind in dieser Hinsicht die drei Revolutionen, die sich in 
Russland abgespielt haben: die bürgerlich demokratische Revolution von 1905, 
die bürgerlich demokratische Revolution von 1917. und die sozialistische Oktober-
revolution von 1917 und dieser folgend die Erfahrungen des Aufbaus des Sozialis-
mus. 

Lenin hat die marxistische Lehre über die Diktatur des Proletariats weiter-
entwickelt und hat die Staatsform der Proletardiktatur entdeckt: die S.owjetge-
walt. Lenin befasste sich auch mit einer hinsichtlich der Proletardiktatur sehr 
wichtigen Frage, mit der Frage des Klassenbündnisses des Proletariats und er 
hat auch auf diesem Gebiet die Lehren von Marx und Engels weiterentwickelt. Er 
definierte die Proletardiktatur, als eine besondere Form des Klassenbündnisses 
zwischen dem Proletariat und den ausgebeuteten Massen der von ihm geführten 
Nichtproletarierklassen. 

Lenin hat durch Anwendung der Dialektik auch das Problem des „unüber-
brückbaren Gegensatzes" der Demokratie und Diktatur gelöst. Er hat nachgewie-
sen, dass jede Diktatur zugleich Demokratie ist. und umgekehrt. Die Diktatur 
ist für die herrschende Klasse eine Demokratie, und die Demokratie ist eine Dik-
tatur von der Seite der Ausgebeuteten betrachtet. Er bezeichnete das als eine 
unbedingt zur Geltung kommende Gesetzmässigkeit in jeder Klassengesellschaft. 

Im Problemenkreis der Diktatur des Proletariats arbeitete Lenin die Frage der 
Diktatur des Proletariats, als der höchste geschichtliche Typ der Demokratie aus. 
Er bewies, dass die sozialistische Demokratie höherer Ordnung ist, als alle frühe-
ren Demokratien — so auch "als die Demokratie der Bourgeoisie—, weil sie in 
der Geschichte das erstemal für die herrschende Mehrheit eine Demokratie bedeu-
tet. Die sozialistische Demokratie bedeutet nämlich für das Proletariat und für 
seine Verbündeten, für die arbeitenden Massen eine Demokratie aber gegenüber 
den Ausbeutern bedeutet sie eine Diktatur. 

Lenin hat auch andere Grundprobleme des Staates und Rechtes gelöst. Er 
arbeitete die Lehre über den Sieg des Sozialismus in einem Land aus, wodurch er 
die ideologische Zuflucht der Opportunisten zunichte machte. Weitergehend erar-
beitete Lenin die Lehre über die Aufgäben des Proletarstaates, als des Organisa-
tors und Führers des sozialistischen Aufbaus; die Form und Methode der Lösung 
der Frage der Nationalitäten im sozialistischen Staat usw. 

Als Ergebnis seiner theoretischen Forschungen wies Lenin auf den Weg des 
praktischen Kampfes der Arbeiterklasse hin, der zur siegreichen Revolution und 
•später zum erfolgreichen Aufbau des Sozialismus führte. Lenin hat aber nicht nur 
ideologisch die sozialistische Revolution und den sozialistischen Aufbau vorberei-
tet, sondern er hat sie auch tatsächlich zu Ende geführt. 

In seiner Tätigkeit verkörperte sich die vollkommene Einheit der Theorie 
und der Praxis, die Einheit der Theorie des Marxismus und der Praxis der Arbei-
terbewegung. 

Bei der Organisierung des Kampf es um die Proletardiktatur brachte die kom-
munistische Partei unter Führung Lenins den Arbeiter-Bauernbund zustande. 
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Sich auf diese alles überwältigende geseUschaftliche Kraft stützend stürzte die 
kommunistische Partei als Ergebnis der russischen sozialistischen Oktoberrevolu-
tion die Macht der Kapitalisten und der Grundbesitzer, vernichtete den bürger-
lichen Staat und errichtete die Macht der Arbeiter und Bauern. 

Der erste Schritt der sozialistischen Oktoberrevolution war die Übernahme 
der Staatsgewalt und die Enteignung der grundlegenden Produktionsmittel von 
den Kapialisten und den Grundbesitzern. Mit diesem Schritt beraubte die Arbei-
terklasse ihre Feinde jener Waffen womit sie sich an der Macht halten konnten. 

Der Marxismus lehrt und die geschichtliche Erfahrung der sozialistischen 
Staaten der Sowjetunion und der volksdemokratischen Staaten unterstützt, dass 
die Völker nur durch die sozialistische Revolution und durch Verwirklichung der 
Proletardiktatur zurrí Sozialismus gelangen können. 

Man kann die Frage aufwerfen, -wozu der Staat der Proletardiktatur not-
wendig ist, wozu er- geschichtlich berufen ist. 

Der Staat ist im Diktatur des Proletariats notwendig, damit sie die Ergebnisse 
der sozialistischen Revolution befestigt und weiterentwickelt, die bürgerliche Ord-
nung, deren wirtschaftliche Grundlage (das Privateigentum der Produktionsmit-
tel) und politische Grundlage (den bürgerlichen Staat) vernichtet, die ausbeuten-
den Klassen und jene Ursachen, die Ausbeutung der Menschen von anderen Men-
schen verursachen, beseitigt. Der Staat im Proletardiktatur ist notwendig, damit 
das Proletariat den Sozialismus aufbauen kann, dessen vollen und endgültigen 
Sieg erringt und auf diese Weise die materiellen, kulturellen und politischen Vor-
aussetzungen des Überganges auf den sich entfaltenden Aufbaus des Kommunis-
mus vorbereitet, die sozialistischen Errungenschaften der Werktätigen verteidigt. 
Ohne sozialistische Revolution kann also der Staat der Diktatur der Arbeiterklasse 
nicht zustande kommen, ohne diese Diktatur kann aber der Sieg der sozialisti-
schen Revolution, d. h. der endgültige Sieg des Sozialismus nicht gesichert wer-
den. Hinsichtlich ihres Klassenwesens, ihrer Aufgäben und Ziele ist der Staat der 
Proletardiktatur ein Arbeiter-Bauernstaat, worin die Arbeiterklasse die führende 
Rolle spielt. Nach der Definition von Lenin ist die Proletardiktatur eine besonde-
re Form des Bündnisse von Arbeitern und Bauern zwecks endgültigen Umsturzes 
des Kapitalismus, zwecks Niederwerfung des Widerstandes der Bourgoisie und 
ihrer Restaurationsversuche, ein Bündnis das die endgültige Errichtung und Be-
festigung des Sozialismus bezweckt. 

Der Staat der Proletardiktatur ist ein grundlegendes Mittel bei der Erschaf-
fung der neuen Ordnung und bei der revolutionären Umgestaltung der kapitalis-
tischen Gesellschaft zu einer sozialistischen Gesellschaft. 

Das ist das Wichtigste und Grundlegendste. Der Staat der Proletardiktatur 
verwirklicht aber auch die Funktionen, die zur Unterdrückung des Widerstandes 
der gestürzten ausbeutenden Klassen notwendig sind. Diese Funktion des sozi-
alistischen Staates der Proletardiktatur wird dadurch notwendig, dass die gestürz-
ten ausbeutenden Klassen ihre Macht nicht freiwillig den Arbeitern und Bauern 
übergeben wollen und auf jede Weise einen Widerstand gegen der neuen Gewalt 
entfalten, wobei sie ihr altes System wiederherzustellen bestrebt sind! 

Die unterdrückende Funktion kommt nur gegen die gestürzten ausbeutenden 
Klassen zur Geltung. Gegenüber seinen Verbündeten — der arbeitende Bauern-
schaft und anderen arbeitenden Schichten der Gesellschaft — erfüllt aber das Pro-
letariat die Aufgaben der Führung, konzentriert ihre Anstrengungen und Ener-
gie auf den Aufbau des Sozialismus. 

Die Gewalt ist aber nicht das wichtigste und kein grundlegendstes Moment 
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der Tätigkeit des Staates der Proletardiktatur. Seine Hauptbestimmung ist die 
Erschaffung der sozialistischen Gesellschaft, die Erziehung des neuen Menschen. 

Die marxistische politische und rechtliche Doktrin wurde durch die Tätigkeit 
von Lenin mit folgenden wichtigen wissenschaftlichen Thesen reicher: a) im Zu-
sammenhang mit dem Staat hat Lenin die Theorie bezüglich des Überganges der 
bürgerlichen Diktaturen in die demokratische Arbeiter-Bauerndiktatur und des 
letzteren die Proletardiktatur aufgestellt, er analysierte den Zusammenhang und 
den Unterschied zwischen dem Klasseninhalt des Staates und der Form der Aus-
übung der Gewalt, unter Beachtung des Verhältnisser der Diktatur und der De-
mokratie ihrer Einheit und ihres Gegensatzes. Lenin arbeitete die Theorie des 
Mechanismus des sozialistischen Staates und dessen grundlegende Eigenheiten 
aus, so besonders die Fragen der sozialistischen Demokratie und der Rolle der 
weitgehenden Kontrolle des Volkes im sozialistischen Staat; b) er hat im Zusam-
menhang mit dem Recht die Rolle und Bedeutung des sozialistischen Rechtes bei 
der Regelung des Masses der Arbeit und des Verbrauchs nachgewiesen, sowie auf 
dem Gebiet der Sicherung der Gleichheit; er hat die Unentbehrlichkeit der Ge-
setzlichkeit in der Tätigkeit des sozialistischen Staates, in dessen sämtlichen Ent-
wicklungsabschnitten nachgewiesen.10 

4. Der Marxismus unterscheidet zwischen Staat und Gesellschaft und deckt 
die geschichtlichen Gesetzmässigkeiten ihrer Ausbildung und Entwicklung auf,, 
davon ausgehend, dass der gesellschaftliche Ursprung des menschlichen Bewusst-
seins die Gedankenwelt des Menschen, das menschliche Bewusstsein über die Be-
wusstseinswelt der Tiere erhebt. Der Marxismus stellt fest, dass der Einflüss des 
Gehirns und der in seinem Dienste stehenden Sinne, des immer klareren Bewusst-
seins, der abstrahierenden und folgernden Fähigkeit zur Arbeit und zur Sprache 
ständig von neuem anspornt. Diese Erentwicklung ist nicht beendet worden als 
der Mensch sich endgültig vom Affen trennte. Die Entwicklung schreitet bei den 
verschiedenen Völkern zu verschiedener Zeit, in verschiedenem Mass und Rich-
tung — unterbrochen von Rückschlägen — ständig vorwärts. Die Entwicklung 
wurde in bedeutendem Mass durch den mit dem Menschen erscheinenden neuen 
Faktor, durch die Gesellschaft20 nach vorwärts getrieben und in eine bestimmtere-
Richtung gelenkt. Der Austausch des Bewusstseinsinhaltes verbindet das Denken 
der zusammenlebenden Menschen, erweitert und erhöht dessen Leistungsfähig-
keit in unglaublichem Mass. Es macht den Menschen zu einer Zusammenarbeit 
höheren Grades und zur zweckmässigen Handlung fähig. Es befähigt den Men-
schen, das grösste Ergebnis seiner zweckmässigen Tätigkeit, die Gesellschaft her-
vorbringen, ein Mittel, das ihn von der objektiven Umgebung hervorhebt und 
ihn nicht nur subjektiv, durch die planmässige Form der Zusammenarbeit und 
durch die Ausbildung des gesellschaftlichen Bewusstseins, sondern auch objektiv 
über die anderen Spezies erhebt und sie im Laufe der Entwicklung zum Herrn der 
Welt macht. Dadurch wird auch eine ideologische Form der gesellschaftlichen 
Zusammenarbeit, das gesellschaftliche Bewusstsein geschaffen. 

Der Mensche wurde — wie bekannt — durch das Produktionsmittel über die 
Natur und die Umgebung gehoben. Das befähigt ihn, dass er sich mit unveränder-
Körper an die sich ändernde Welt anpasse. Das bedeutet aber nicht, dass das Her-
vorbrigen und die Entwicklung der Produktionsmittel für ihn gar keine Änderung 
mit sich bringt. Die Produktionsmittel befreien den Menschen von den Fesseln der 

19 Vergl. Lenin: Müvei (Werke) T. 25. Budapest, 1952. 505—507. p. 
20 Heller, H.: Handwörterbuch der Soziologie," Stuttgart, 1959. 612. p. 
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Rassenentwicklung, aber sie setzet neue, nunmehr durch die Entwicklung der 
Produktionsmittel und Produktionskräfte bestimmten Änderungen in der Ent-
wicklung in Gang. Die Produktionsmittel sind das Ergebnis der gemeinsamen Tä-
tigkeit der Menschen. Ihre Entwicklung kommt notwendigerweise in der Erschaf-
fung der eigenen Orgänisationsförmen der menschlichen Zusammenarbeit, der 
menschlichen Arbeit und des gesellschaftlichen Lebens und in der immer höheren 
Reproduktion zum Ausdruck. 

Der gesellschaftliche Kampf bei der Entwicklung der Produktionsmittel ruft 
eine Arbeitsteilung hervor und gibt derselben eine bestimmte Organisationsform. 
Im Laufe der Entwicklung schafft er immer höhere Formen der Arbeitsteilung, 
der Organisation der Arbeit und zugleich schafft er im gesellschaftlichen Be-
wusstsein, in der Ideologie und in der ideologischen Entwicklung auch die ideolo-
gische Form dieser gesellschaftlichen Zusammenarbeit. Es befreit die geistige 
Entwicklung des Menschen qualitativ gegenüber der individuellen Erfahrung des 
zentralen Nervensystems, der Bewertung und dem Denken des Menschen, ebenso 
wie die Entwicklung der Produktionsmittel, der Produktionskräfte ihn von den 
Fesseln der Rassenentwicklung befreit. Es wäre also ein grundlegender Fehler, 
wenn man eine starre Trennungslinie zwischen den Produktionsmitteln und dem 
gesellschaftlichen Bewusstsein in dem Sinn suchen wollte, welches der beiden den 
Vorrang beim Menschenwerden und in der gesellschaftlichen Entwicklung hat. 
Die beiden entwickelten sich in enger dialektischer. Wechselwirkung und die 
menschliche Arbeit verbindet diese beiden Grundfaktoren der gesellschaftlichen 
Entwicklung. 

Marx beantwortete die Frage, was die Gesellschaft unabhängig von ihrer 
Form ist in seinem Brief an P. P. Annenkow folgenderweise: „Sie ist das Produkt 
der Wechseltätigkeit der Menschen. Ob die Menschen diese oder jene gesellschaft-
liche Form frei wählen? Keinesfalls. Setzen Sie einen gewissen Entwicklungsgrad 
der Menschen voraus und Sie erhalten eine gewisse Form des Verkehrs (com-
merce) und Verbrauchs. Setzen Sie einen bestimmten Entwicklungsgrad der Pro-
duktion, des Verkehrs und des Verbrauchs voraus und Sie erhalten ein bestimm-
tes gesellschaftlichen System, Sie erhalten die bestimmte Organisation der Fami-
lie, der Stände oder Klassen, mit einem Wort eine bestimmte bürgerliche Gesell-
schaft. Setzen Sie eine bestimmte bürgerliche Gesellschaf (société civile) voraus 
und Sie erhalten die entsprechende politische Organisation, die bloss ein offiziel-
ler Ausdruck der bürgerlichen Gesellschaft ist/'21 , -, " . , 

Der Charakter der Gesellschaft und die Änderung ihrer Förme'n wird also' 
. durch die Produktionskräfte und durch die Entwicklung.der Produktionsverhält-
nisse bestimmt. Auch das ist klar, dass in der menschlichen Geschichte die Konti-
nuität durch jene Tatsache gesichert wird, dass die von der vorangehenden Gene-
ration erworbenen Produktionskräfte für jede folgende. Generation als Rohstoff 
der neuen Produktion dienen. -

Es ist eine Erfahrungstatsache, dass die Menschen in. Gruppen leben. Zwar 
ist die Nachweisung der Gründe dieser Tatsache nicht Gegenstand unserer Unter-
suchungen, soviel muss dennoch festgestellt werden, dass dieses Zusammenleben 
sowohl aus Zwang wegen des Kampfes um das Dasein, als auch deshalb erfolgen 
kann, weil das am besten anderen verschiedenen — an dieser Stelle eingehend. 

21 Marx—Engels: Válogatott Művek. (Ausgewählte Werke T. II.) Budapest, 1949. 
p. 440. 
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nicht behandelten — Verhältnissen der Menschen entspricht. Es ist klar, dass ob 
wir nun von Horden oder von Gruppen sprechen, zum Zusammenleben der Men-
schen irgendeine Organisation notwendig wurde. Auch das ist leicht einzusehen, 
dass wenn die einzelnen Menschen eine Tätigkeit mit grösserem Wirkungsgrad 
als ihre isolierte Arbeit ausführen wollen, irgendeine Art der Arbeitsteilung frü-
her oder später unvermeidlich wird. Diese notwendige Arbeitsteilung differen-
ziert die Menschengruppen und so wird das Verhältnis zu den Produktionsmitteln 
die Grundläge der späteren Schichtung der Gesellschaft, ihrer neuen Einheit, 
weil dadurch gesellschaftliche Verhältnisse unter den Menschen zustande kom-
men. 

Die Geselleschaft entsteht also dadurch, dass unter den Menschen spezielle 
Beziehungen zustande kommen. Unter Gesellschaft pflegt man im allgemeinen die 
Gemeinschaft der Menschen zu verstehen. Die menschliche Gemeinschaft drückt 
aber nicht den Begriff der Gesellschaft aus. Die Gesellschaft ist nicht die Gemein-
schaft einiger Menschen, sondern die umfassendste, weiteste Gemeinschaft der 
Menschen, das aber keineswegs bedeutet, dass sie in jedem Zeitalter alle Menschen 
umfasst. Im Altertum haben die Griechen und Römer mit den amerikanischen 
Stämmen oder mit den Chinesen keine gemeinsame Gesellschaft gebildet. Zum 
Begriff der Gesellschaft gehört also, dass sie eine solche Gemeinschaft der Men-
schen ist, in der sie in ingerdeine Beziehung, in irgendein Verhältnis zueinander 
stehen. Diese ist aber keine zufällige, sondern eine ständige und dauerhafte Be-
ziehung. Sie arbeiten gemeinsam, oder sie kämpfen gegeneinander, aber jedenfalls 
besteht eine Beziehung unter ihnen, die Tätigkeit und das Leben der einzelnen 
Menschen ist organisch mit der Tätigkeit und dem Leben aller anderen verbun-
den. Der Ausdruck „organisch" muss betont werden und um es vollkommen ver-
stehen zu können, muss der wahre Sinn des Wortes untersucht werden. Hobhouse 
bestimmt das folgenderweise: „organisch wird ein Ding genannt, wenn es aus Tei-
len besteht, die vollkommen verschieden sind, die aber vernichtet werden oder 
sich wesentlich verändern, wenn diese Teile vom Ganzen entfernt werden."22 Zer-
legen wir diese Definition, so steht der Aufbau der Gesellschaft und das Verhält-
nis der Menschen untereinander im allgemeinen klar vor uns. Da das Zusammen-
leben eine gemeinsame Tätigkeit und die Tätigkeit eine bestimmte Form des Zu-
sammenlebens bedeutet, gehört noch zum Begriff der Gesellschaft dass neben der 
Gesamtheit der miteinander lebenden Menschen neben dem Zusammenleben auch 
die gemeinsame Tätigkeit eine unerlässiiche Bedingung ist. Die Gesellschaft ist 
also „das Produkt der wechselseitigen Tätigkeit der Menschen". Diese Tätigkeit 
hat einerseits eine bestimmte Richtung, ein bestimmtes Ziel, andererseits bildet 
und formt sie die Gesellschaft selbst und eine immer neue Form des menschlichen 
Zusammenlebens. 

Zum Begriff der Gesellschaft gehört also auch, auf was die menschliche Tätig-
keit gerichtet ist, was die Richtung und Änderung der Tätigkeit bestimmt dass die 
Gesellschaft eine wirtschaftliche, politische und kulturelle Gemeinschaft der zu-
sammen lebenden Menschen ist. Die Gesellschaft ist also eine Gemeinschaft die 
die wirtschaftliche, politische und kulturellen Tätigkeit der zusammenlebenden 
Menschen in eine Einheit fasst und der eine bestimmte geordnete Form verleiht. 

Die Gesellschaft ist eine dauerhafte, die umfassendste, weiteste wirtschaft-
liche, politische und kulturelle Gemeinschaft der gemeinsamlebenden Menschen, 

22 Vergl. Hobhouse, L. T.: Social Development. London 1924. p. 64. 
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innerhalb deren sie durch bestimmte Beziehungen im Interesse der gemeinschaft-
lichen Tätigkeit untereinander verbunden sind. 

Die grosse geschichtliche Bedeutung des Marxismus ist die die Entdeckung 
der Entwicklungsgesetze der ausgebildeten Gesellschaft. Die Entwicklung der 
gesellschaftlich-wirtschaftlichen Bildungen ist ein natürlicher geschichtlicher 
Prozess, wonach die sog. wirtschaftlichen Gesetze keine ewigen Naturgesetze, 
sondern Gesetze sind, die im Laufe der Geschichte entstehen und vergehen.23 

Es besteht eine Gesellschaft, seitdem Menschen auf Erden sind. Die Gesellschaft 
gliederte sich aber anfangs nicht auf Klassen. Die Anhäufung der grossen Vermö-
gen in der Hand einzelner verursachte die Aufgliederung der Gesellschaft auf 
Klassen. Der Beginn der Klassengesellschaft, die Aufgliederung auf Klassen ist 
durch den Klassenkampf gekennzeichnet, der den Widerspruch zwischen den 
Produktionskräften und den Produktionsverhältnissen ausdrückt. „Der Klassen-
kampf ist die entscheidenste Bewegkraft der Entwicklung der Gesellschaft. Der 
Marxismus hat auch festgestellt, das für jede Gesellschaft der Charakter und die 
Art der Vereinigung der Produktionsmittel und der Arbeitskräfte charakteris-
tisch sind. Die Gesetze, die mehr oder weniger für die gesamte bisherige Geschich-
te gültig waren, drücken bloss solche Verhältnisse aus, die in sämtlichen auf Klas-
senherrschaft Begründeten Gesellschaftsordnungen gemeinsam sind. Bisher war 
die ganze geschriebene Geschichte die Geschichte des Klassenkampfes, die Ge-
schichte der Herrschaft einzelner gesellschaftlichen Klassen und ihrer Siege über 
anderen Klassen. Und das wird immer so sein, bis die Grundlagen des Klassen-
kampfes und der Klassenherrschaft — das Privateigentum und die planlose ge-
sellschaftliche Produktion — nicht verschwunden sind."2"'1 

Das Wesentliche ist, dass jede gesellschaftlich-wirtschaftliche Formation nach 
ihren eigenen Gesetzen entsteht und sich danach entwickelt. So war die Ordnung 
der Urgemeinschaft durch kollektive Arbeit und durch das kollektive Eigentum 
der Produktionsmittel charakterisiert. Die Vereinigung der Produktionsmittel 
mit der Arbeitskraft erfolgte auf dieser Grundlage. In der sklavenhaltenden, feu-
dalen und kapitalistischen Gesellschaft war diese Vereinigung auf verschiedenen 
Formen des Privateigentums der Produktionsmittel begründet. In der sozialis-
tischen Gesellschaft sind die Produktionsmittel in der Hand der Gesellschaft und 
das gewährleistet eine unbegrenzte Möglichkeit der Entwicklung der gesellschaft-
lichen Produktion. Die Gegensätze zwischen Produktionsmitteln und Produktions-
verhältnissen werden in letzter Reihe durch die soziale Revolution gelöst, wodurch 
die alte Gesellschaft von einer neuen Gesellschaft abgelöst wird. Diese allgemeine 
Gesetzmässigkeit der Entwicklung der Menschheit schliesst es nicht aus, dass je-
de gesellschaftlich-wirtschaftliche Formation ihre eigenen Entwicklungsgesetze 
besitzt und dass sich die einzelnen Länder innerhalb derselben gesellschaftlichen 
Formation auf besondere Weise entwickeln können. Das ist dadurch zu erklären, 
dass dieselbe wirtschaftliche Ordnung in den verschiedenen Ländern in versche-
denen Variationen infolge konkreter geschichtlicher oder anderer Verhältnisse 
(Rassenverbindungen, geographische Bedingungen usw.), die die Entwicklung 
jedes einzelnen Landes beeinflussen, erscheinen-kann. . 

Nach Aufgliederung der Gesellschaft auf Klassen kommt der Staat, das Recht 
und die Politik zustande. 

Der geschichtliche Materialismus lehrt, dass das geistige Leben der Gesell-

23 Engels: Anti-Dühring, Budapest, 1946. 23^24. p. 
24 Lenin: Müvei 2. köt. (Werke, T. 2.) Budapest 1951. p. 5. 
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schaft die Bedingungen des materiellen Lebens der Gesellschaft widerspiegelt. Be-
züglich der Bedeutung der gesellschaftlichen Ideen, Theorien, Anschauungen und 
politischen Institutionen und deren geschichtlichen Rolle, leugnet der geschicht-
liche Materialismus keinesfalls ihre wichtige Rolle und Bedeutung im Leben, der 
Gesellschaft, in der Geschichte der Gesellschaft, im Gegenteil, er betont sie so-
gar.25 

Der Marxismus hat die Gesetzmässigkeit der Entwicklung der Menschheit 
aufgedeckt und den Begriff der gesellschaftlich-wirtschaftlichen Formationen, als 
die Gesamtheit der gegebenen Produktionsverhältnisse bestimmt.26 

Damit hat Marx jener Auffassung ein Ende bereitet, dass „die Gesellschaft 
ein mechanischer Haufen der Individuen ist, woran die Obrigkeit oder (und das 
ist dasselbe) die Gesellschaft, die Regierung beliebige Änderungen vornehmen 
könnte und die zufällig entsteht und sich ändert. Marx ist der erste, der die Sozio-
logie auf wissenschaftliche Grundlagen gelegt hat. Die wissenschaftliche Grund-
lage der Soziologie ist durch den geschichtlichen Materialismus gegeben."27 Neben 
dem geschichtlichen Materialismus besteht eine selbständige marxistische Sozio-
logie, die sich parallel zur Entwicklung der bürgerlichen Soziologie im ständigen 
Kampf als ein neuer Typ des Denkens über die Gesellschaft ausgebildet hatte, 
denn vorher war — wie wir es gesehen haben — das Denken über die Gesellschaft 
von dem politischen Denken (in weiterem Sinn vom philosophischen Denken) 
nicht getrennt. Die Gesellschaft, die gesellschaftlichen Verhältnisse—im Zusam-
menhang mit dem Begriff der gesellschaftlich-wirtschaftlichen Formation — 
nehmen einen wichtigen Platz in der politisch-rechtlichen Doktrin des Marxis-
mus—Leninismus ein.28 

Die Produktionsverhältnisse bilden in ihrer Gesamtheit, was wir gesell-
schaftliche Verhältnisse nennen, undzwar mit einem speziellen unterscheidenden 
Charakter der auf einem bestimmten Grad der Entwicklung stehenden Gesell-
schaft. Die antike Gesellschaft, die feudale Gesellschaft, die bürgerliche Gesell-
schaft sind je eine Gesamtheit der Produktionsverhältnisse. Jede bedeutet zu-
gleich eine besondere Stufe in der Geschichte der Menschheit. 

Folgende Hauptzüge der Marx'schen Definition sind hervorzuheben: a) Die 
menschliche Gesellschaft ist eine besondere Organisation, die auf den wirtschaft-
lichen (Produktions-) Beziehungen der Menschen untereinander beruht. Die Men-
schen werden durch Produktionsbeziehungen zu einer Gesellschaft verbunden, 
b) Die Gesellschaft der Menschen wurde durch die Tätigkeit der Menschen, d. h. 
durch die Arbeit, durch die gemeinsame Produktion hervorgerufen und auch der 
Mensch wird durch die Produktionsverhältnisse geformt, sie sind deren Produkte. 
Die Arbeit ist aber eine zweckmässige Tätigkeit zur Unterwerfung und der Nut-
zung der Naturkräfte, c) Die Grundlage der menschlichen Gesellschaft sind die 
wirtschaftlichen, Produktionsverhältnisse der Menschen, die immer an eine be-
stimmte Stufe der geschichtlichen Entwicklung gebunden sind, d) Die mensch-

25 Sztálin: A leninizmus kérdései (Die Fragen des Leninismus) Budapest, 1951. p. 682. 
26 (Marx gibt die Definition der Lehre über die gesellschaftlich-wirtschaftlichen 

Formationen im „Vorwort" seines Werkes: „Zur Kritik der politischen Ökonomie". 
Diese Lehre wurde dann, in den Werken von Lenin „Wer sind jene Volksfreunde und 
wie kämpfen sie gegen die Sozialdemokraten" und im anderen Werken) vollständig 
entwickelt. 

27 Lenin: Művei 1. köt. (Werke, T. 1.) Budapest, 1959. p. 139. 
28 Bezüglich des Entstehens des Staates und Rechtes und des Verhältnisses zwi-

schen Gesellschaft und Staat, vergl. Antalffy György—Halász Pál: Társadalom, állam, 
jog. (Gesellschaft. Staat, Recht), Budapest ,1963. p. 5—45. und. 213—217. 
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liehe Gesellschaft ist ein Teil der materiellen Welt, aber ein spezieller Teil, das 
sich darin offenbart, dass die Mitglieder der Gesellschaft über ein Bewusstsein, 
über einen Willen verfügen, d. h. dass in den gesellschaftlichen Prozessen der Wil-
len, die Vernuf t, das Bewusstsein und die Zielsetzung mitwirken, e) Sämtliche Er-
scheinungen und Prozesse der menschlichen Gesellschaft kommen unter Mitwir-
kung des menschlichen Willens, der Vernunft und des Bewusstseins als Ergebnis 
der Tätigkeit des Menschen zustande und bilden sich aus, sowie drücken sich-die 
verschiedenen gesellschaftlichen Erscheinungen in menschlichen Verhaltensfor-
men aus, daher ist die Gesellschaft das komplizierteste Gebiet der Wirklichkeit, 
f) Auf den Produktionsverhältnissen und Beziehungen unter der Menschen — also 
auf den Verbindungen, die die Menschen zu einer Gesellschaft vereinen — sind 
alle anderen gesellschaftlichen Verhältnisse, unter ihnen die ideologischen usw. 
Verhältnisse aufgebaut. ( 

Es ist also klar, dass die Gesellschaft ein spezielles System der materiellen und 
ideologischen Beziehungen und Verhältnisse der Menschen untereinander ist, wo-
rin das Individuum hineingeboren wird, das er nicht selbst verwirklicht, sondern 
dessen Grundlage durch die wirtschaftlichen und Produktionsverhältnisse gebil-
det wird. Die zitierte Marx'sche Definition der Gesellschaft bestimmt das Wesen 
der Gesellschaft. Das Wesen und der Begriff sind aber nicht identisch. Demzufolge 
umfasst die Definition der Gesellschaft auch die ideologischen Verhältnisse, ihre 
Ausdrucksformen und die gesellschaftlichen Erscheinungen (den Überbau). 

Der von Marx ausgearbeitete Begriff der gesellschaftlich-wirtschaftlichen 
Formation, sowie die Lehre von Lenin über die zwei grossen Gruppen der gesell-
schaftlichen Verhältnisse drücken das oben Gesagte prägnant aus,29 

Die Definition der Gesellschaft umfasst die Einheit des Allgemeinen, des Be-
sonderen und des Einzelnen und gibt an, dass das System der Gesellschaft, als ein 
System der materiellen und ideologischen Beziehungen der Menschen untereinan-
der, nicht unabänderlich ist, sondern entwickelt sich ständig, besitzt bestimmte 
Entwicklungsstufen, innerhalb deren einzelne über abweichende Besonderheiten 
verfügen. 

Es ist hier ämPlatz jene Worte von.Marx zu zitieren, womit er darauf hinge-
wiesen hat, dass die gesellschaftlich-wirtschaftliche Formation eine Entwick-
lungsstufe der menschlichen Gesellschaft ist, auf die Allseitigkeit der kapitalisti-
schen Gesellschaft, als „lebende Bildung", die ständig in Entwicklung begriffen 
ist, und auf die kapitalistischen Produktions- und ideologischen Verhältnisse. 
Marx schreibt im Vorwort seines Werkes „Zur Kritik der politischen Ökonomie": 
nämlich in der gesellschaftlichen Produktion unseres Lebens treten die Menschen, 
in bestimmte notwendige willensunabhängige Verhältnisse, in Produktionsver-
hältnisse, die einer bestimmten Entwicklungsstufe ihrer materiellen Produktions-
kräfte entsprechen. 

Die Gesamtheit der Produktionsverhältnisse bildet die wirtschaftliche Struk-
tur der Gesellschaft, jenen reellen Grund, auf dem der rechtliche und politische 
Überbau aufgebaut ist und dem bestimmte Bewusstseinsformen entsprechen. 

Die Produktionsweise des materiellen Lebens bestimmt im allgemeinen den 
gesellschaftlichen, politischen und geistigen Lebensprozess. 

Nicht das Bewusstsein der Menschen ist es, das ihr Sein bestimmt, sondern im 
Gegenteil^ das. gesellschaftliche Sein bestimmt ihr Bewusstsein. 

Die materiellen Produktionskräfte kommen auf einer gewissen Stufe ihrer 

20 Lenin: op. cit. p. 149. 
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Entwicklung in Gegensatz zu den bestehenden Produktionsverhältnissen, d. h. 
juristisch ausgedrückt, zu jenen Eigentumsverhältnissen, unter denen sie sich 
bisher entwickelt haben. 

Diese Verhältnisse werden aus den Entwicklungsformen der Produktions-
.kräfte zu ihren Fesseln. 

Dann kommt die Zeit der gesellschaftlichen Revolution. Durch Abänderung 
der wirtschaftlichen Grundlage erfährt langsamer oder schneller der ganze gewal-
tige Überbau eine revolutionäre Umgestaltung. Bei der Untersuchung solcher re-
volutionären Umgestaltungen muss stets zwischen der mit naturwissenschaft-
lichen Genauigkeit feststellbaren Umgestaltung in den wirtschaftlichen Produk-
tions'bedingungen und den rechtlichen, politischen, religiösen, künstlerischen oder 
philosophischen, mit einem Wort ideologischen Formen unterschieden werden, 
worin die Menschen zum Bewusstsein dieses Zusammenstosses erweckt werden 

.und es zu Ende kämpfen. 
Wie auch das Individuum nicht danach beurteilt wird, was es von sich selbst 

denkt, so kann auch eine solche revolutionäre Umbildung nicht auf Grund des 
eigenen Bewusstsein beurteilt werden, sondern im Gegenteil, dieses Bewusstsein 
muss auf Gründ der Widersprüche des materiellen Lebens, des Zusammenstosses 
der gesellschaftlichen Produktionskräfte mit den Produktionsverhältnissen er-
klärt werden. 

Eine gesellschaftliche Gestaltung wird solange nicht vernichtet, bis sich jene 
Produktionskräfte nicht entstanden sind, für welche sie genügend Raum bietet; 
und niemals treten Produktionsverhältnisse höherer Ordnung an ihre Stelle, bis 
deren materielle Daseinsbedingungen im Innere der alten Gesellschaft selbst nicht 
ausgestaltet werden. 

Deshalb setzt sich die Menschheit immer nur solche Ziele, die sie auch lösen 
kann, weil, wenn wir es gründlich untersuchen, so sehen wir, dass die Aufgabe nur 
dort auftaucht, wo die materiellen Bedingungen ihrer Lösung bereits vorhanden 
oder zumindest im Enstehen begriffen sind.30 

Im Zusammenhang mit dem Gesagten muss es betont werden, wenn keine 
Produktion und Reproduktion wäre, keinen Verkehr, keine Verhältnisse unter 
den Menschen existierten, das geistige Leben der Menschen und auch die Gesell-
schaft aufhören würde. 

Im Zusammenhang mit dem Begriff der Gesellschaft muss auch darauf hinge-
wiesen werden, dass in den konkreten materiellen, ideologischen Verhältnissen 
der Menschen unter den Erscheinungen (Institutionen) und Prozessen, die sie wi-
derspiegeln, im allgemeinen objektive, feste, notwendige Zusammenhänge beste-
hen, die auch zwischen dem Staat und der Gesellschaft erscheinen. 

Die in der Gesellschaft vorhandenen objektiven, festen, notwendigen Zusam-
menhänge werden durch den Begriff des gesellschaftlichen Gesetzes ausgedrückt, 
d. h. durch den allgemeinen, wesentlichen, notwendigen, sich wiederholenden in-
neren Zusammenhang der gesellschaftlichen Erscheinungen (Prozesse). 

Das gesellschaftliche Gesetz drückt auch aus, dass unter den gesellschaftlichen 
Erscheinungen eine Bedingtheitsbeziehung, d. h. kausale Beziehung — eine Wech-
selwirkung besteht. 

Aufgrund des Gesagten taucht die Frage auf, in was für einem Verhältnis die 

30 Marx: Előszó a politikai gazdaságtan bírálatához. Engels: Válogatott Művek Bu-
dapest, 1949. p. 338—342. (Marx: Vorwort zur Kritik der politischen Ökonomie) (Engels: 
Ausgewählte Werke, Budapest, 1949. p. 338—342.) 
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Menschen zu den unter den Menschen ausgebildeten in ihren speziellen materiell-
ideologischen Beziehungen zur Geltung kommenden gesellschaftlichen Gesetzen, 
d. h. zu den bestehenden, objektiven, allgemeinen, wesentlichen, notwendigen, 
sich wiederholenden inneren Zusammenhängen stehen.31 

Die Beziehung kann auf solche Weise definiert werden, dass einerseits ihr Be-
stehen nicht vom Bewusstsein und Willen der Menschen abhängt, andererseits 
aber die gesellschaftlichen Gesetze das Bewusstsein, den Willen und die Tätigkeit 
des Menschen bestimmen. Das Bewusstsein, der Willen und die Tätigkeit der Men-
schen wird also durch die allgemeinen, die besonderen und anderen gesellschaft-
lichen Gesetze (z. B. die Produktionskräfte spielen im Verhältnis zu den Produk-
tionsverhältnissen immer eine bestimmende Rolle) bestimmt. Das gesellschaft-
liche Sein bestimmt das Bewusstsein, der Uberbau der Gesellschaft hängt vom 
Unterbau ab — freilich offenbaren sich diese Gesetze in jeder gesellschaftlich-
wirtschaftlichen Gestaltung in besonderer Form, wenn sie auch allgemein sind. 
Ein spezielles gesellschaftliches Gesetz ist z. B. das Gesetz des Klassenkampfes-
Ein einzelnes, in der sozialistischen Gesellschaft zur Geltung kommendes wirt-
schaftliches Gesetz, das neu und eigenartig ist, z. B. das Gesetz der planmässigen 
und proportionellen Entwicklung der Volkswirtschaft. 

Es taucht die Frage auf, dass, wenn der Willen, das Bewusstsein und die Tä-
tigkeit der Menschen durch die gesellschaftlichen Gesetze bestimmt sind, d. h. die 
Entwicklung der Gesellschaft ein naturgeschichtlicher Prozess ist, ist der Mensch 
nicht frei hat keine Aktivität und auch keine bewusste Tätigkeit notwendig. Der 
Mensch aber hat die Freiheit, die Aktivität und die bewusste Tätigkeit notwendig, 
weil sie das Wissen, die Kenntnis der Gesetze, die zweckmässige Tätigkeit, die zum 
erwarteten Ergebnis führt, erleichtern. So ist die Kenntnis des Gesetzes die Be-
dingung, womit die erfolgreiche, zielbewusste * Tätigkeit der Menschen möglich 
wird. Würden die Menschen die Gesetze nicht kennen, so würden sie blindlings 
handeln. Die Notwendigkeit, d. h. die determinierende Wirkung der gesellschaft-
lichen Gesetze und die Freiheit des Menschen stehen nicht in Gegensatz zueinan-
der. Die objektive und die subjektive Seite ergänzen sich notwendigerweise. Die 
Willensfreiheit bedeutet, dass der Mensch die Fähigkeit zur richtigen Entschei-
dung erwirbt. Das bedeutet, dass die gesellschaftlichen Gesetze dem Willen unter-
worfen sind. So können die Menschen sich die Kräfte der Gesellschaft unterordnen 
und so kann es verhindert werden, dass Kräfte und Vorgänge, die sich in der Ge-
sellschaft bilden, über den Menschen herrschen. (Das ist strenger Determinismus, 
berührt aber nicht die relative Freiheit der Wahl hinsichtlich der Mittel, die zur 
Lösung der Aufgabe notwendig sind.) 

Die Entwicklung der Gesellschaft ist den allgemeinen und. besonderen Ge-
setzen unterworfen, daher besteht in der Entwicklung der Gesellschaft ein Zusam-
menhang, eine Kontinuität, aber auch die Unterbrochenheit. D. h. die gesellschaft-
lich-wirtschaftlichen Gestaltungen unterscheiden sich, aber sie hängen auch mit-
einander zusammen. (Auch die Entwicklung der Produktionskräfte wirkt sich — 
neben den allgemeinen Gesetzen — darauf aus.) 

Mit Hinsicht darauf, dass es nicht nur vertikal und horizontal begrenzte Ge-
sellschaften (als Gemeinschaften) gibt, sondern innerhalb der horizontal begrenz-
ten Gesellschaften verschiedene Gemeinschaften (Dorf, Stadt, Komitat, Unter-
nehmung, Produktionsgenossenschaft, Familie, gesellschaftliche Organisation, 

3i Vergl. Szabó András: Törvény és az ember, (Gesetz und Mensch) Magyar Filozó-
fiai Szemle, 1960. 1. Nr. 
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Staat, Nation, Volk, Klasse) vorhanden sind, in denen im Vergleich zu der ganzen 
Gesellschaft, aber davon nicht isoliert, die materiellen und ideologischen Verhält-
nisse sich eigenartig ausbilden, ist es notwendig diese eigenartige Ausbildung der 
materiellen und ideologischen Verhältnisse zu kennen. Deshalb ist auch die mar-
xistische Soziologie auf mehrere Teile gegliedert und untersucht so die Geltung 
der allgemeinen Gesetze auf bestimmten Gebieten des gesellschaftlichen Lebens. 
So untersucht sie die Eigenheiten der konkreten Geltung dieser Gesetze, die in 
einer gesellschaftlich-wirtschaftlichen Bildung oder auf einzelnen Gebieten dieser 
die Zusammenhänge zwischén den Bewusstsein- und ideologischen Verhältnissen 
und den materiellen Verhältnissen ausdrücken. Hier ist die konkrete Erschei-
nungsweise wichtig, d. h. die Erforschung der spezifischen gesellschaftlichen Ge-
setze ist das Ziel. Darin und dabei erscheint die selbständige marxistische Soziolo-
gie. 

Auf Grund der marxistisch-leninistischen Lehre über die gesellschaftlichen 
Verhältnisse kann das Verhältnis zwischen Staat und Gesellschaft, zwischen Ge-
sellschaft und Staat richtig aufgefasst werden. Diese Beziehung kann eingehend 
aufgedeckt werden, doch ist eine detaillierte Gruppierung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse notwendig. 

Die erste Form der Gesellschaft ist die Gesellschaft der Urgemeinschaft, deren 
bedeutendste Instutition die Familie ist. Hinsichtlich der Ausarbeitung des Ver-
hältnisses zwischen Staat und Gesellschaft ist die Untersuchung der Familienver-
hältnisse wichtig. Das hat Engels richtig erkannt. 

Morgan führte die Geschichte der Familie zurück und gelangte zu dem Urzu-
stand, wo innerhalb eines Stammes der Geschlechtsverkehr unbegrenzt war.32 Je-
des Weib gehörte jedem Mann und jeder Mann.jeder Frau. Bei den Wirbeltieren 
höherer Ordnung gibt es ebenfalls zwei Formen der Ehe (Vielweiberei oder Paare-
he). Das Menschwerden des Affen ist aber nur durch die gemeinsame Kraft und 
Verstandesfähigkeit einer Horde vorzustellen. Aus dem Zustand der unr.egelmäs-
sigen Geschlechtsbeziehungen entwickelte sich bald a) die Familie, die sich auf 
Blutsverwandschaft aufbaute. In dieser verteilen sich die Ehegruppen nach Ge-
nerationen, die Geschwister und Enkelsgeschwister sind untereinander zugleich 
Eheleute. (Diese Form der Ehe existiert heute nicht mehr.) Der Geschlechtsver-
kehr ist nur unter der Vorfahren, d. h. zwischen Kindern, Eltern und Grosseltern 
verboten. Später erscheint die b) Punalua — Familie, wo bereits der Verbot der 
Ehe zwischen Brüdern und Schwestern zur Geltung kommt, weil die Stämme, die 
die Inzucht abgeschafft haben, sich besser und schneller entwickelten. Die alten 
Haushaltungen lösten sich auf, der Kern der einen wird eine Gruppe der Brüder, 
der der anderen eine oder mehrere Reihen der Schwestern. Nach der Moral von 
Hawai wären die Schwestern oder die Enkelstöchter ersten, zweiten oder dritten 
Grades die gemeinsamen Frauen ihrer Männer, von den letzteren waren aber ihre 
Brüder ausgeschlossen. Diese Punalua-Familie war in ganz Polynesien verbreitet, 
ja sogar früher in Amerika, wie es das Verwandschaftssystem der Irokesen be-
weist. Das Geschlecht stammt in den meisten Fällen direkt aus der Punalua-Fami-
lie. (Eine Ausnahme bildet das Klasseninstitution der Australier.) Als das Verbot 
des Geschlechtsverkehrs zwischen Geschwistern in Kraft tritt, formt sich aus der 
Gruppe ein Geschlecht, d. h. es kommt jener geschlossene Kreis der Blutsverwand-

32 Morgan: Az ősi társadalom, (Die Urgesellschaft) Budapest, 1961. 49. p. 
Engels: A család, a magántulajdon és az állam eredete (Ursprung der Familie, des Pri-
vateingentums und des Staates), Marx—Engels: Válogatott Művek II. köt. (Ausg. Werke 
T. II.) Budapest, 1949. p. 276. 
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schaft auf mütterlichem Zweig zustande, innerhalb dessen die Ehe verboten ist. 
Es ist anzunehmen, dass die Punalua-Familie bei jedem Volk vorhanden war, wo 
die Spuren der Geschlechtsorganisation nachweisbar sind, c) Die auf Paaren be-
gründete Familie kommt bereits in der Zeit der Gruppenehe vor, es bilden sich für 
kürzere oder längere Zeit Ehepaare. Auf der ersten Stufe der Barbarei macht die 
steigende Kompliziertheit der Eheverbote immer mehr die Gruppenehe unmög-
lich. Auf dieser Stufe sind die Männer zur gelegentlichen Untreue berechtigt, der 
Ehebruch der Frau wird aber streng bestraft. Auf den Übergang zwischen Grup-
penehe und Paarehe bezieht sich die vierte Entdeckung von Bachoferi. (Es gibt 
gewisse Feiertage, wo der alte freie Geschlechtsverkehr wieder zugelassen ist, ius 
primae noctis usw.) In Europa und in Asien brachte die grosse Entwicklung der 
Viehzucht — in erster Reihe durch die Arbeit der Männer -— grosse Vermögen mit 
sich. Die Männer stürzten das mutterrechtliche Geschlecht und dadurch erlitten 
die Frauen eine Niederlage von weltgeschichtlicher Bedeutung. Die Übergangs-
form der patriarchalen Familie ist die antike familia — die auch die Sklaven und 
Sklavinnen umfasste — die südslawische Modruga, die altdeutsche und indische 
Hausgemeinschaft. Die Vielweiberei und die Vielmännerei sind immer ein Luxus-
produkt der Geschichte, immer nur Ausnahmen und niemals eine Regel, d) Die 
Grundlage der monogamen Ehe ist die Herrschaft der Männer und ihr Zweck ist 
die Zeugung von Nachkommen, deren Abstammung auch auf väterlichem Zweig 
unzweifelhaft ist. Das bildet sich auf der oberen Stufe der Barbarei (das griechi-
sche Heldenzeitalter) sowie beim Übergang auf die Zivilisation aus. Der erste Klas-
sengegensatz der Geschichte fällt mit dem Entstehen des Gegensatzes zwischen 
Mann und Frau, — der sich in der monogamen Ehe ausgebildet hatte —, überein. 
Die Monogamie ist notwendigerweise durch die Prostitution und den Ehebruch 
ergänzt. Die bürgerliche Ehe hängt von der Klassenstellung der Eheleute ab, in-
sofern ist sie also immer eine Interessenehe. Die Liebe kann nur in den unter-
drückten Klassen, unter den Proletariern die Grundlage der Ehe sein. Die rechte 
liehe Ungleichheit zwischen den beiden Geschlechtern ist nicht die Ürsache, son-
dern die Folge der wirtschaftlichen Unterdrückung der Frauen. Die Ausbaunung 
der Grossindustrie eröffnete den Weg für die Frauen — allerdings nur für die Pro-
letarfrauen — in die gesellschaftliche Produktion. Die Monogamie verschwindet 
nicht nach Abschaffung der sie zustandebringenden wirtschaftlichen Gründe, nur 
die Prostitution hört auf und die Monogamie wird auch für die Männer verwirk-
licht. Engels untersuchte die auf Jahrtausende zurückgreifende. Urgeschichte auf 
dem Weg, den Morgan eröffnet hatte, und teilt sie auf die Zeitalter der Wildheit 
und der Barbarei auf, wobei er bei den beiden eine untere, mittlere und obere 
Stufe unterscheidet. Auf Grund der Untersuchungen von Engels ist es festzustel-
len, dass zur Zeit der Wildheit die Produktionsverhältnisse im allgemeinen durch 
den unmittelbaren gemeinsamen Kampf um die Güter des Lebensunterhalts kenn-
zeichnet waren. Durch die gemeinsame Verfügung über diese Güter war die Pro-
duktionsweise im allgemeinen durch die sammelnde Lebensweise und durch die 
unbearbeiteten Steingeräte charakterisiert. Die Dauer des Zeitalters der Wildheit 
kann mit mehreren Hunderttausend Jahren angenommen werden. Die Entwick-
lung beginnt im ersten Abschnitt ausserordentlich langsam und schreitet auch 
lagsam fort. Der Mensch lebt noch auf Bäumen, so verteidigt er sich gegen die 
Raubtiere. Das unzweifelhaft grösste Ergebnis dieses Zeitalters ist die Entdeckung 
des Feuermachens, weil dadurch der Mensch nicht mehr auf den Bäumen leben 
muss. Demzufolge wird seine Hand für die Arbeit, für die Beschäftigung mit 
Stein- und Holzgeräten frei. 
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Die Verwendung des Feuers und das Kennenlernen der Fischerei auf der 
mittleren Stufe der Wildheit ermöglichen die „Verbreitung des Menschen auf der 
ganzen Erde". 

Die obere. Stufe der Wildheit ist nach Entdeckung des Pfeils und Bogens ne-
ben dem Sammeln und der Fischerei dadurch gekennzeichnet, dass die Jagd all-
gemein wird. Den Mensch erhebt sich in dieser Zeit durch den gemeinsamen 
Kampf und durch seine Waff en über die Tierwelt, aber seine Lebensweise ist noch 
immer die Erwerbung durch Sammeln der in der Natur vorhandenen Lebensmit-
tel, bzw. durch Fischerei und Jagd. 

Die Zeit der Barbarei unterscheidet sich von der Wildheit, dass der Mensch 
durch die primitiven Formen der Viehzucht und des Ackerbaus bereits den Weg 
betreten hat, dass er selbst seine Nahrung mittels der Pflanzenbaus und der Vieh-
zucht herstellt, womit .natürlich die Bedeutung der Jagd und Fischerei allmählich 
in den Hintergrund tritt. Es beginnt also eine bedeutende Entwicklung der Pro-
duktionskräfte. 

Die Produktionsverhältnisse des Zeitalters der Barbarei sind ebenso wie die 
der Wildheit, noch immer durch den gemeinsamen Kampf ums Dasein und durch 
die gemeinsame gesellschaftliche Verfügung über die Güter charakterisiert. In 
der ersten Hälfte der Barbarei sichert der Mensch grösstenteils durch Verwendung 
der in der Natur fertig gefundenen Nahrungsquellen sein Leben, zwar erlangen bei 
ihrer Erwerbung die Formung der Geräte und ihre Verwendung eine immer grös-
sere Bedeutung. Das Paläolithikum wird durch das Neolithikum, durch die For-
mung, Gestaltung der Geräte abgelöst, und auf der mittleren und oberen Stufe 
der Barbarei beginnt die Verwendung des Kupfers, der Bronze und des Eisens. 

Neben der Verwendung der Metalle und der wesentlichen Weiterentwicklung 
der Geräte ist das grösste Ergebnis dieser Zeit, dass in der mittleren Stufe die 
Viehzucht neben der Jagd beginnt und in der oberen Stufe allgemein wird. Neben 
der Viehzucht und dem Sammeln ist bereits ein primitiver Pflanzenbau zu be-
obachten. Es beginnt jenes Zeitalter, als der Mensch selbst seine Nahrung durch 
aktive Beeinflussung und Änderung der Natur zu sichern sucht. Dadurch wird 
auch der Tausch unter den Stämmen allgemein, der eine weitgehende Ausdehnung 
und damit eine grössere Entwicklung der Produktionskräfte ermöglicht. 

Hinsichtlich der Entwicklung der Produktionskräfte ist das Zeitalter der Zi-
vilisation gegenüber der beiden vorangehenden Zeitalter dadurch charakterisiert, 
dass die Landwirtschaft allgemein wird und bei einzelnen Völkern sich die Ar-
beitsteilung ausbildet. Es entwickeln sich die Dörfer und Städte, die Landwirt-
schaft und die Industrie und auch der Warenaustausch, der Handel entwickelt sich 
als selbständiger Wirtschaftszweig. Gleichzeitig damit erfolgt die sprunghafte und 
ausserordentliche Entwicklung der Produktionskräfte. 

Im letzten Abschnitt der Entwicklung erscheint die moderne Maschinenin-
dustrie, und der damit verbundene Verkehr, die Technik und es entwickelt sich 
gegenüber der Produktion mit individuellen Nutzgeräten die Produktion auf 
Grund der Geräte mit gesellschaftlicher Nutzung. 

Die Gesellschaft der Urgemeinschaft ist zuerst nur eine lose Horde. Die Mit-
glieder der Horde lebten als Mitglieder einer einzigen grossen Familie. Die Ent-
wicklung der Arbeitsmittel, das Wachsen der Produktionskräfte schuf die Grund-
lage zur Ausbildung von festeren Gruppen mit grösserer Menschenzahl; aus der 
Horde bildeten sich Geschlechter. 

Engels hält, Morgan folgend, den Stamm der Irokesen für das klassische Bei-



spiel des ursprünglichen Geschlecht. Im Geschlecht der Irokesen herrschten fol-
gende Gewohnheiten : 1. Jedes Geschlecht wählt sich seihen eigenen Sachem 
(Häuptling im Frieden) und seinen Häuptling (Kriegsführer). Bei dieser Wahl ha-
ben alle Mitglieder des Geschlechts, also sowohl die Männer als auch die Frauen 
Wahlrecht. Die Gewalt des Sachem ist im Geschlecht von eher patriarchalem, mo-
ralem Charakter, Zwangsmittel stehen ihm nicht zur Verfügung. 2. Das Gesch-
lecht kann zu jeder Zeit den Sachem und den Kriegsführer mit demselben Ver-
fahren, wie bei der Wahl absetzen. 3. Kein Mitglied des Geschlechts darf innerhalb 
des Geschlechts heiraten; das ist eine grundlegende Regel des Geschlechts, wo-
durch es tatsächlich zusammengehalten wird. 4. Das Vermögen der Verstorbenen 
geht auf die übrigen Mitglieder des Geschlechts über, und bleibt so innerhalb des 
Geschlechts. Da bei den Irokesen der Nachlass unbedeutend ist, erben die Brüder, 
die Schwestern und der Onkel mütterlicherseits die Wertgegenstände des Mannes, 
der Nachlass des Weibes wird unter seinen Kindern und Schwestern verteilt, die 
Brüder hatten daran keinen Anteil. Der Mann und die Frau konnten voneinander 
nichts erben, auch das Kind vom Vater nicht. 5. Die Mitglieder des Geschlechts 
leisteten einander Hilfe und Schutz und rächten die von Fremden begangenen Be-
leidigungen gegenseitig. Das Verfahren der Blutrache hatte besondere Regeln. 6. 
Das Geschlecht hatte einen oder mehrere Namen und der Name des Einzelnen 
zeigte, zu welchem Geschlecht er gehört. Die Geschlechtsrechte waren mit dem 
Geschlechtsnamen verbunden. 7. Das Geschlecht war berechtigt Fremde aufzu-
nehmen und aus diesem vollwertige Mitglieder des Stammes zu machen. Die Auf-
nahme erfolgte auf Empfehlung irgendeines Mitglieds des Geschlechts. 8. Beson-
dere religiöse Feier können bei den Indianerstämmen nicht nachgewiesen werden. 
9. Das Geschlecht besitzt eine gemeinsame Begräbnisstätte. 10. Der Rat des Gesch-
lechts ist eine demokratische Versammlung sämtlicher erwachsenen Männer und 
Frauen, wo jeder über gleiches Wahlrecht verfügt. Dieser Rat übte souverän die 
(nach dem Gesagten ausgebildete) Geschlechtsgewalt aus. 

. Die griechische Geschlechtsorganisation war in der vorgeschichtlichen Zeit 
dieselbe wie bei den Irokesen. Als die Griechen auf der Bühne der Geschichte er-
schienen sind, standen sie bereits auf einer höheren Stufe der Entwicklung, als 
die amerikanischen Indianer. Bei der Beschreibung des Lebens der griechischen 
Stämme spricht Engels über folgende zusammenhaltende Kräfte: die.gegenseitige 
Erbschaft, die Verpflichtung des gegenseitigen Schutzes und Hilfe, der Verbot der 
Ehe innerhalb des Geschlechtes, die Abstammung nach Vaterrecht, das Recht der 
Adoption, das Recht der Wahl der Vorsteher. Die Phratria genannte Gemeinschaft 
umfasste — ebenso wie bei den Irokesen — mehrere Geschlechter. Die Verfassung 
der griechischen Stämme vereinte folgende Elemente: einen Rat mit aristokrati-
schen Charakter, bestehend aus den Führern des Geschlechts, 2. die Volksver-
sammlung, 3. den Feldherrn, dessen Gewalt aber sehr beschränkt war. 

Die Organisation des römischen Geschlechts ist sehr ähnlich der griechischen 
Geschlechtsorganisation, oder, der der Irokesen. Das Geschlecht ist auch hier exo-
gam. Zehn Geschlechter bildeten eine Phratria, die bei den Römern Curia genannt 
wurde, zehn Kurien einen Stamm, trigus comitia, die drei Stämme zusammen den 
populus romanus. Die Organe der Geschlechter sind folgende: die Volksversamm-
lung tribus comitia der Senat und der rex. Der rex war zu dieser Zeit noch kein Kö-
nig, sondern nur Feldherr, Richter und Hoher Priester, der wahrscheinlich auf 
Vorschlag seines Vorgängers gewählt wurde und der auch seiner Funktion entho-
ben werden konnte. Engels schreibt über den Wirkungskreis des römischen rex: 
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. . . neben dem Senat und der Volksversammlung stand der rex, dessen Rolle ge-
nau dieselbe war, wie die des griechischen basileus und er war . . . keinesfalls ein 
König mit beinahe unbeschränkter Gewalt. . . Auch er war Feldherr, Hoher Pries-
ter und der Leiter der Verhandlungen gewisser Gerichte. Er hatte überhaupt keine 
Kompetenz in bürgerlichen Sachen, oder bezüglich des Lebens, der Freiheit und 
des Vermögens der Bürger, höchstens infolge der Strafgewalt des Feldherrn oder 
der Gewalt des straf vollführenden höchsten Richters. Die Würde des rex konnte 
nicht geerbt werden, im Gegenteil, zuerst wurde er, wahrscheinlich auf Antrag 
seines Vorgängers, gewählt und dann in einer zweiten Versammlung feierlich in 
sein Amt eingesetzt.33 

Die ältesten keltischen Reliquien, die auf uns geblieben sind, zeigen das Ge-
schlecht in voller Lebenskraft in Irland, Schottland und Wales; nur in England 
wurden diese Organisationen mit Gewalt unterdrückt. Die keltischen Geschlech-
ter kannten auch das gemeine Bodeneigentum des Geschlechts; der Boden wurde 
zwar jährlich zwecks Bearbeitung neu aufgeteilt, dabei blieb aber genügend ge-
meinschaftlicher Boden übrig. Die Verf assung der keltischen Stämme war demok-
ratisch. 

In den Stammesorganisationen kam vollkommene Gleichheit zur Geltung. 
In der Ausübung der Gewalt nahmen alle Erwachsenen, sowohl Männer wie 
auch Frauen, teil. Infolge des niedrigen Entwicklungsgrades der Produktions-
kräfte kam noch kein Mehrprodukt zustande, das enteignet hätte werden kön-
nen, ebenso auch nicht die Aufteilung der Gesellschaft auf Klassen. Da noch 
keine Klassen vorhanden waren, hatte noch keine Klasse einen Apparat, der 
seine Gewalt über die anderen Klassen gesichert hätte. Weder Staat noch Recht 
existierte in dem Sinn, wie wir es heute gebrauchen. Wenn wir auch über ein 
Recht in heutigem Sinn in der Urgemeinschaft nicht reden können, gab es den-
noch gewisse Konventionen, die die Sicherung der gesellschaftlichen Ordnung 
bezweckten. Z. B. konnte der Rat des Stammes jenes Mitglied, das gegen die 
Regeln des Zusammenlebens verstiess, aus dem Geschlecht ausstossen. Die Strafe 
des Ausstossens aus dem Geschlecht sicherte die Ordnung innerhalb des Ge-
schlechts ; in der Beziehung zwischen den Geschlechtern geschah die Abhilfe der 
Unrechte durch die Blutrache, zu deren Vollstreckung die Mitglieder des Gesch-
lechts verpflichtet waren. 

Der Verwahrer der gesellschaftlichen Gewalt war der vom ganzen Volk ge-
entschieden, denen es zukommt; die Blutrache zwischen Geschlecht und Stamm, 
wählte Rat, das Haupt des Geschlechts, bzw. innerhalb des Stammes der Stam-
mersrat und der Stammeshäuptling; Engels charakterisiert die gesellschaftliche 
Gewalt der Geschlechtsorganisation folgenderweise: die Geschlechtsorganisation 
ist trotz ihrer Primitivheit und Einfachheit eine wunderbare Verfassung. Ohne 
Soldaten, ohne Gendarmen, ohne Gefängnisse und Rechtsstreite, geht alles auf 
seinem Wege. Jeder Streit, jede Diskussion wird durch die Gemeinschaft jener 
entschieden, denen es zukommt; die Blutrache ist ein selten angewandtes letztes 
Mittel, dessen zivilisiertere Form schliesslich auch die Todesstrafe unserer Gesell-
schaft ist, wobei diese mit zahlreichen Vorteilen und Nachteilen der Zivilisation 
belastet ist. Zwar gibt es in der primitiven Gesellschaft bedeutend mehr gemein-
schaftliche Angelegenheiten, als in unseren Tagen, . . . gibt es "keine Spur unserer 

33 Engels: A család, a magántulajdon és az állam eredete, Marx—Engels: Válogatott 
Művek II. köt. (Ursprung der Familie des Privateigentums und des Staates) Marx—En-
gels: Ausg. W. T. II. 276—277. p. 



schwerfälligen und komplizierten Verwaltungorganisation. Es gibt keine Armen 
und Entbehrenden, der Gemeinschaftshaushalt und das Geschlecht ist seiner 
Verpflichtungen gegenüber den Alten, Kranken und Invaliden bewusst. Jeder ist 
frei und gleich — auch die Frauen. Sklaverei gibt es noch nicht, die Unterwer-
fung fremder Stämme ist auch noch eine Ausnahme.34 

Die Wirtschaftsordnung der Gesellschaft der Urgemeinschaft und die Pro-
duktionsverhältnisse der Urgemeinschaft öffneten in der ersten Periode der Ent-
wicklung ein weites Feld der Entwicklung der Produktionskräfte. Die Produk-
tionsverhältnisse waren auf dem gesellschaftlichen Eigentum der Produktions-
mittel aufgebaut. In der Urgemeinschaft war das gemeinsame Eigentum der Pro-
duktionsmittel nicht das Ergebnis der gesellschaftlichen Enteignung, sondern des-
sen, dass diese Mittel nur durch eine Kollektive verwendet werden konnten. Die 
Entwicklung der Produktionskräfte musste auf einer bestimmten Stufe das ge-
meinsame Eigentum der Produktionsmittel abschaffen und musste das Privatei-
gentum der Produktionsmittel zustandebringen. Die Entwicklung der Produk-
tionsmittel in der Gesellschaft der Urgemeinschaft ermöglichte die gesonderte 
Produktion der einzelnen Familien. 

Das Privateigentum der Produktionsmittel und die Ausbeutung der Menschen 
durch Menschen erscheint bereits auf der mittleren Stufe der Barbarei, als sich die 
Viehzucht und die Landwirtschaft ausgebildet hatten. Das Privateigentum er-
streckt sich ursprünglich auf die Arbeitsgeräte, Waffen, Schmuck. Vieher: das 
Privateigentum des Bodens bildete sich erst viel später aus. Der Übergang zur 
Viehzucht und Ackerbau bedeutete immer sicherere Quellen des Lebensunter-
halts. (Z. B. ernährten sich die Hiirtenstämme, dadurch, dass sie über Herden ver-
fügten, regelmässig mit Milch und. Fleisch.) Jede frühere Art der Erwerbung der 
Mittel, die zum Lebensunterhalt notwendig sind, tritt in den Hintergrund und 
übergibt ihren Platz der Viehzucht und dem Ackerbau. Zu Beginn ist das ganze 
Vermögen der Besitz des Geschlechtes, es ist aber wahrscheinlich, dass das Privat-
eigentum der Herden sich schon sehr früh ausgebildet hatte . . . zu Beginn der 
glaubwürdigen Schrift sind die Herden überall im Eigentum des Familienhauptes, 
aber ausserdem auch die Kunstgegen stände des barbarischen Zeitalters Metall-
gegenstände, Luxusartikel und schliesslich das menschliche Gut, der Sklave.35 

Von diesem Augenblick angefangen werden die Produktionsverhältnisse — 
die auf dem gesellschaftlichen Eigentum der Produktionsmittel gemeinsam mit 
der Arbeitsteilung nach Geschlecht und Alter und mit der Stammesordnung auf-
gebaut waren — aus einem Faktor, der die Entwicklung der Produktionskräfte 
fördert, zu Fesseln der Entwicklung. Es wurde notwendig, dass die Ordnung der 
Geschlechter durch eine andere wirtschaftliche und gesellschaftliche Ordnung 
aufgelöst werde. 

Im Entstehen und Entwicklung des Privateigentums und der Ausbeutung des 
Menschen durch den anderen Menschen spielte die gesellschaftliche Arbeitsteilung 
und der Tausch eine gewaltige Rolle. 

Die erste gesellschaftliche Arbeitsteilung kam zwischen den Hirtenstämmen 
und den nicht viehzüchtenden Stämmen zustande dadurch, dass sich die Vieh-
zucht von der Jagd und Sammeln absonderte. Bei einer ganzen Reihe der ent-
wickeltesten Stämme — bei Ariern, Semiten, viellecht auch bei den Turaniern 
— wurde zuerst das Zähmen der Tiere, später nur mehr die Zucht und das Hüten 

34 Engels: op. cit. p. 248—249. 
35 Engels: op. cit. p. 210. 
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zu einer Hauptbeschäftigung. Es trennten sich Hirtenstämme von der Masse der 
barbarischen Völker: das war die erste grosse gesellschaftliche Arbeitsteilung.36 

Die Ausbildung des Ackerbaus erweiterte und vertiefte diese Arbeitsteilung. 
Die erste gesellschaftliche Arbeitsteilung brachte die Auflösung der Geseilt 

schaft auf Klassen mit sich. Infolge der Entwicklung der Produktionskräfte wurde 
die Einbeziehung fremder Arbeitskräfte (ausserhab der Familie) notwendig. Sol-
che Arbeitskräfte waren einerseits die bei den Kämpfen genommenen Kriegsge-
fangenen, andererseits die Mitglieder der ärmsten Familien. Das Verhältnis des 
Sklaven zu seinem Herrn kann in dieser Zeit als patriarchal bezeichnet werden, 
dessen Grund darin liegt, dass der Sklave mit den Mitgliedern der Familie ge-
meinsam arbeitet. Die Zahl der Sklaven ist zu dieser Zeit noch gering. Die Ein-
beziehung einer grösseren Zahl von Sklaven in die Produktion wurde erst nach 
dem Ständigwerden des Ackerbaus möglich. Engels weist auf die gesellschaftliche 
Wirkung der ersten gesellschaftlichen Arbeitsteilung hin, die erste grosse gesell-
schaftliche Arbeitsteilung, die mit der Erhöhung der Arbeitsproduktivität, also 
des Vermögens und mit der Ausdehnung des Produktionsgebietes verbunden war,, 
führte unter den gegebenen geschichtlichen Bedingungen notwendigerweise zur 
Ausbildung der Sklaverei. Aus der ersten grossen gesellschaftlichen Arbeitstei-
lung wurde die erste grosse Aufteilung der Gesellschaft auf zwei Klassen, auf 
Herren und Sklaven auf Ausbeuter und Ausgebeuteten geboren.37 

Neben die erste Arbeitsteilung die auf der mittleren Stufe der Barbarei er-
folgte und die die Klassengliederung zur Folge hatte, trat auf der oberen Stufe 
der Barbarei diez weite From der Arbeitsteilung ein: das Handwerk trennte sich 
vom Ackerbau. Engels analysiert die Ursachen der zweitenge sellschaftlichen Ar-
beitsteilung in dem er schreibt, dass das Weben, die Metallbearbeitung und die an-
deren immer mehr gegliederten Handwerke gestalteten die Produktion immer 
vielseitiger und ausgebildeter. Der Ackerbau produzierte nicht nur Getriede, Hül-
senfrüchte und Obst, sondern auch öl und Wein, deren Herstellung entdeckt 
wurde. Eine so vielseitige Tätigkeit konnte nicht mehr von einem einzigen Men-
schen ausgeführt werden, es erfolgte also die zweite grosse Arbeitsteilung, das 
Handwerk sonderte sich vom Ackerbau ab.38 

Die zweite Form der Arbeitsteilung, die als Ergebnis der weiteren grossen 
Entwicklung der Produktionskräfte zustande gekommen ist, verstärkte die Auf-
gliederung der Gesellschaft auf Klassen, die durch die erste Arbeitsteilung zu-
stande gekommen waren; die Entwicklung der Produktionskräfte gestaltete die 
Produktionsverhältnisse gründlich um. Auf der mittleren Stufe der Barbarei war 
bereits die Institution der Sklaverei vorhanden. Mit Ausdehnung des Ackerbaus, 
dann nach Ausbildung des Handwerks wurde die Heranziehung der Sklaven in 
die Produktion unbeschränkt. Die Sklaven bildeten in der Gesellschaft zahlen-
mässig die Mehrheit. 

Die Vermögensunterschiede, die als Folge der zweiten gesellschaftlichen Ar-
beitsteilung dauernd wurden, brachte mit sich die Aufgliederung der Klassen 
der Freien auf Arme und Reiche. Zum Unterschied zwischen Freien und Sklaven 
kommt nun der Unterschied zwischen Armen und Reihen — die neue Arbeits-
teilung führt zur weiteren Klassengliederung der Gesellschaft.39 

36 Engels: op. cit. p. 304. 
37 Engels: op. cit. p. 306. 
38 Engels: op. cit. p. 308. 
39 Eilgels: op. cit. p. 308. 
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Das Zeitalter der Zivilisation wird durch eine neue Phase der Arbeitsteilung 
in die Wege geleitet. Die gesellschaftliche Arbeitsteilung zwischen Bauern und 
Handwerkern erforderte ein grösseres Mass des Tausches der Arbeitsprodukte, 
machte den Tausch zwischen den einzelnen Produzenten zu einen Lebensbe-
darf der Gesellschaft". Das Ständigwerden des Tausches brachte die dritte Form 
der gesellschaftlichen Arbeitsteilung zustande; es bildete sich jene gesellschaft-

• liehe Schicht aus, die zur institutionellen Abwicklung des Tausches berufen ist: 
die Schicht der Händler. Die Zivilisation macht die schon ausgebildete Arbeits-
teilung konstant und erhöht sie hauptsächlich dadurch, dass sie den Gegensatz 
zwischen Dorf und Stadt verschärft. Sie fügt eine dritte, für die neue Gesell-
schaft charakteristische, entscheidend wichtige Arbeitsteilung hinzu: sie bringt 
eine Klasse zustande, die sich nicht mehr mit der Produktion befasst, sondern nur 
mit dem Tausch der Produkte: die Händler.40 -

Diese dritte Arbeitsteilung verschärft die schon ausgebildete und oben cha-
rakterisierten Klassengegensätze, das Vermögen konzentrierte sich und. häufte 
;sich in der Hand einer geringzähligen Klasse an und damit erhöhte sich ständig 
die Armut der Massen/'1 

Dieser oben dargestellte Entwicklungsprozess der Produktionskräfte und die 
als Folge dieser Entwicklung zustande gekommene Klassengliederung machte die 
'Gentilorgariisation überflüssig. Die Stammesorganisation bedingt die wirtschaft-
lich-gesellschaftliche Gleichheit der Menschen, die freien Lebensverhältnisse ohne 
Ausbeutung. Diese Lebensverhältnisse verschwanden im Laufe der wirtschaftlich-
geselleschaftlichen Entwicklung und die Freiheit wurde durch die Sklaverei, die 
Gleichheit durch die Unterdrückung abgelöst. An Stelle der Stammesorganisation 
trat eine Organisation, die den neuen gesellschaftliche Kräfteverhältnissen ent-
sprach und die Unterdrückung sicherte, der Staat. Engels beweist die Unhalt-
barkeit der Gentie Organisation. Die Geschlechtsverfa-ssung erwuchs aus einer 
Gesellschaft, die keine inneren Gegensätze gar keine Zwangsmittel ausser der 
öffentlichen Meinung konnte. Dagegen bildete sich nun eine Gesellschaft aus, 
die notwendigerweise infolge ihrer sämtlichen wirtschaftlichen Bedingungen 
auf Freie und Sklaven, auf ausbeutende Reiche und ausgebeutete Arme ge-
gliedert wurde, eine Gesellschaft, die nicht nur unfähig gewesen wäre, die Ge-
gensätze auszugleichen, sondern sie notwendigerweise immer mehr vershärfte. 
Eine solche Gesellschaft kann nur in ständigem offenem Kampf der Klassen 
gegeneinander bestehen, oder unter der Herrschaft einer dritten Macht, die 
scheinbar über den kämpfenden Klassen steht, ihren offenen Zusammenstoss 
verhindert und den Klassenkampf höchstens auf wirtschaftlichem Gebiet, un-
ter sog, gesetzlichen Formen zulässt. Die Zeit der Stammesorganisation ist ab-
gelaufen. Sie wurde durch die Arbeitsteilung und deren Ergebnis, die Aufglie-
derung der Gesellschaft auf Klassen aufgelöst. An ihre Stelle trat der Staat/'2 

5. Die. Ausbildung der Staatsorganisation kann am besten anhand der Aus-
bildung des athenischen Staates illustriert werden. Nach Engels ist die Entste-
hung des athenischen Staates ein typisches Beispiel der Staatenbildung, ein-
erseits weil es ausschliesslich das Werk gesellschaftlicher Kräfte ist und ohne 
äusseren Eingriff und innere Gewalt erfolgte, andererseits weil diese ausseror-

40 Engels: op. cit. 310. p. 
41 Engels: op. cit. p. 312. 
42 Engels: op. cit. p. 313. 
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dentlich entwickelte Staatsform (demokratische Republik) sich unmittelbar aus 
der Stammesgesellschaft entwickelte.43 

Engels dehnte seine Untersuchungen auf die gesellschaftliche Entwicklung 
der attischen Stämme aus und zeigt auf dieser Grundlage die Auflösung der 
Stammesordnung und die Ausbildung des Staates. 

Die erste Spaltung an der Geschlechtsordnung wird — wie wir es gesehen ha-
ben — durch das Erscheinen des Privateigentums und als dessen Folge den Über-
gang auf das Vaterrecht geschlagen. In Attika gab es vier Stämme, innerhalb der 
Stämme 12 Phratrien. Die Phratria ist eine losere religiöse und politische Organi-
sation, als das Geschlecht. Die Angelegenheiten der Gemeinschaft wurden inner-
halb. der Phratrien auf der Volksversammlung erledigt. Jeder hatte Wahlrecht 
innerhalb der Phratrien. Mit Ausbildung der Arbeitsteilung, mit Entwicklung 
des Warenaustausches und des Handels, mit Beginn der Schiffahrt und als Folge 
des Zustandekommens der Handwerkszweige änderte sich auch die Bevölkerung 
wesentlich. Es bilden sich die Phratrien der verschiedenen Handwerke, z. B. die 
Phratria der Schuhmacher, aus. Engels weist nach, dass der Handel und der Kauf 
und Verkauf des Bodens die Mitglieder der Geschlechter immer mehr vermischt 
und die Funktion der Organe der Geschlechtsverfassung immer mehr unmöglich 
wird. 

Auch innerhalb der einzelnen Phratrien wird infolge des Erscheinens der 
Fremden die Verwaltung immer mehr erschwert. Die Wirren stehen an der Tages-
ordnung und werden noch durch das Auftreten der Ausgeschlossenen erhöht. 
Es wurde daher die Ausarbeitung einer gemeinsamen Verfassung notwendig, 
die das allgemeine Volksrecht umfasste. An Stelle des losen Bündnissese der 
nebeneinanderlebenden Stämme trat das vereinte Volk. So entstand ein all-
gemeines athenisches Volksrecht, das über den rechtlichen Gewohnheiten der 
Stämme und Geschlechter stand. Dem athenischen Bürger kamen als solchem 
gewisse Rechte und ein gewisser Rechtsschutz auch dort zu, wo er dem Stam-
me nach nicht zuhause war. Das war der erste Schritt zur Untergrabung der 
Geschlechtsorganisation, weil das den Weg der Aufnahme von Bürgern eröffnete, 
die in ganz Attika fremd waren und ausserhalb der athenischen Geschlechtsorga-
nisation standen und auch ausserhalb blieben.44 

An Stelle der unbrauchbar gewordenen Geschlechtsverfassung wurde eine 
neue Verfassung geschaffen, die die Geschichte Theseus zuschreibt. Die Ver-
waltung wurde in Athen zentralisiert. Das ist bereits eine notwendige Folge der 
Vereinigung zu einem einheitlichen Volk und der Aufgliederung auf Klassen. 
Das athenische Volk ist die Gemeinschaft dreier Klassen, der Klasse der Adeli-
gen, der Bauern und der Handwerker. Die drei Klassen besassen keine gleichen 
Rechte, die Erledigung der öffentlichen Angelegenheiten ist das Privileg der Ade-
ligen. 

Der in Entstehung begriffene Staat sanktionierte die Klassenbildung. Die 
Kleinbesitzer wurden arm und waren gezwungen, ihren Grund und Boden zu 
verpfänden. Die Vermögensvermehrung der Adeligen trug aber dazu bei, dass 
sie ihre Klassenherrschaft noch mehr vertieften. Die Verfassung von Theseus zeigt 
klar den Gegensa'tz der Stammesgesellschaft und des Staates. 

Der erste Versuch der Staatenbildung richtete sich auf das Zerreissen der 
Geschlechter, weil sie einzelne in die privilegisierte Schicht, andere aber in die 

43 Engels: op. cit. p. 269. 
44 Engels: op. cit. p. 260. 
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Schicht ohne Privilegien versetzte, sie trennt die letztere Schicht auf zwei Be-
rufszweige und stellt so alle den anderen gegenüber.45 

Die Verfassungsreform von Solon schützte das Eigentum des Schuldners und 
errichtet zugleich vier Klassen nach der Grösse und dem Ertrag des Bodens. Seine 
Verfassung sanktioniert also das Privateigentum. Die Rechte und Pflichten sind 
im Verhältnis des Bodeneigentums verteilt. Die Macht war aber noch im Besitz 
der Volksversammlung. Die Verfassung Solon's ist ein treues Spiegelbild der 
Klassenkämpfe. Sie beschränkt die unbeschränkte Habgier der Adeligen und 
durch Vertilgung der Schulden, die die Landwirtschaft belasteten, mildert sie 
das Elend'der armen Bauernschaft. Es ist bemerkenswert, dass die Adelsprivile-
gien abgeschafft und den vermögenden Fremden, die zu keinem Geschlecht ge-
hörten, mit dem Adel gleiche Bürgerrechte gewährt werden. Gegenüber den Vor-
rechten der Geburt ist in der Verfassung von Solon das Vermögen die Grundlage 
des „Vorrechts". 

Die Verfassung von Kleisthenes entstand 509. v. u. Z. und liess die letzten 
Spuren der Geschlechtsverfassung verschwinden. Die Bevölkerung wurde nach 
Wohnort gegliedert, v Die Autonomie des Demos ist eine politische und mili-

tärische Körperschaft. Zehn Einheiten (demos) bilden einen Stamm. Der athe-
nische Staat setzt sich aus zehn Stämmen zusammen und wird von 500 gewählten 
Räten verwaltet, aber letzten Grades entscheidet die Volksversammlung in jeder 
wichtigen Staatsangelegenheit. In der Volksversammlung besitzt jeder Bürger 
Beratungs- und Wahlrecht. 

. Daraus ist es ersichtlich, wie eines der wesentlichsten Kennzeichen des 
Staates, die selbständig gewordene öffentliche Macht, von der Mehrheit des Vol-
kes fremd geworden ist. Mit der Ausbildung der herrschenden Klasse erschien 
auch der Staat, als bewaffnete öffentliche Macht. Es ist charakteristisch, dass die 
zwölf Bezirke mit einer bestimmten Anzahl von Soldaten zur Aufrechterhaltug 
der zentralen Macht beitragen mussten. 

Ein besonderes Organ diente der Zurückweisung der äusseren Angriffe und 
der Beseitigung der inneren Wirren. Das Mittel der Zurückweisung der äusseren 
Angriffe ist das Heer. Die inneren Wirren wurden von der Polizei niedergeworfen. 
Sobald der Staat sich ausbildet, zugleich wird, auch die Polizei ins Leben gerufen. 
Sowohl die Polizei als auch das Militär sind Organe des Interessenschutzes einer 
einzigen Klasse, der herrschenden Klasse. 

Nach Engels ist der Staat das Produkt und die äussere Erscheinung der Un-
versöhnlichkeit der Klassengegensätze. Ein Staat kam dort und dann zustande, 
wenn die Versöhnung der Klassengegensätze objektiv unmöglich wird. Und um-
gekehrt, das Bestehen des Staates beweist, dass die Klassengegensätze unversöhn-
lich sind.46 Der Staat ist deshalb notwendig, damit sich die Klassen mit gegen-
sätzlichen wirtschaftlichen Interessen gegenseitig nicht vernichten. Zwar ent-
springt er der Gesellschaft, doch wird er ihr immer mehr entfremdet. _ 

Der Staat teilt seine Untertanen nach Gebiet ein; er errichtet eine öffentliche 
Macht, die nicht mit der selbsttätigen bewaffneten Organisation identisch ist, weil 
seit der Klassengliederung eine solche nicht mehr bestehen kann. Engels nennt 
die öffentliche Macht des Staates besondere Formationen der bewaffneten Men-
schen, die objektive Funktionen haben. Die besonderen Formationen der bewaff-

45 Engels: op. cit. p. 261. 
46 Engels: A család, a magántulajdon és az állam eredete (Ursprung der Familie des 

Privateigentums und des Staates) Marx—Engels: Válogatott Művek II. köt. (Marx—En-
gels: Ausg. W. T. II.) Budapest, 1949. p. 314. 

63 



neten Menschen kommen durch die Notwendigkeit der Klassenunterdrückung 
zustande. Der Staat — und so die öffentliche Gewalt — kann abhängig von der 
Klassenherrschaft verschiedene Typen haben. Engels stellt mit der Entwicklung 
der öffentlichen Gewalt im Zusammenhang fest, dass der Staat sich von der 
alten Stammesorganisation in erster Reihe darin unterscheidet, dass er die Un-
tertanen nach Gebiet einteilt. „Uns erscheint diese Einteilung natürlich, obwohl 
sie das Ergebnis eines langen Kampfes mit der alten Geschlechts- und Stammes-
organisation ist."47 Das zweite Kennzeichen des Staates — schreibt Engels — 
ist die Errichtung einer öffentlichen Macht, die nicht mehr unmittelbar mit der 
sich selbst als bewaffnete Macht organisierte Bevölkerung identisch ist. Diese 
besondere Macht, diese öffentliche Macht ist deshalb notwendig, weil die selbst-
tätige bewaffnete Organisation der Bevölkerung seit der Aufteilung der Bevöl-
kerung auf Klassen unmöglich wurde . . . Diese öffentliche Macht besteht in jedem 
Staat und besteht nicht nur aus bewaffneten Männern, sondern auch aus säch-
lichen Zutaten, aus Gefängnis und allerlei Zwangsinstitutionen, die die Stammes 
gesellschäft gar nicht einmal kannte. . . Diese öffentliche Macht wird um-
so stärker, je mehr sich die Klassengegensätze innerhalb des Staates verschärfen 
und je grösser die angrenzenden Staaten grösser werden und ihre Bevölkerungs-
zahl zunimmt. . ,48 

Der Staat, als die Gewaltsorganisation der herrschenden Klasse zur Bezwin-
gung der Unterdrückten, diese „besondere" bewaffnete öffentliche Macht setzt 
sich aus zfoei Teilen, aus einem subjektiven und einem objektiven Teil zusammen. 

a) Der subjektive Teil des Staates ist die besondere bewaffnete Gruppe zur 
Durchführung des Willens der herrschenden Klasse. Manchmal bewaffnet sich 
die herrschende Klasse selbst, aber es kommt auch vor, dass nicht die ganze herr-
schende Klasse Waffen trägt, sondern sie Unterhält eine besondere bewaffnete 
Macht, wobei der einfache Bürger nur ausnahmsweise bewaffnet wird, damit er 
nicht für den Staat der herrschenden Klasse gefährlich werden könne. Diese öf-
fentliche Gewalt genannte bewaffnete Macht ist das Wesen des Staates. Im anti-
ken sklavenhaltenden und im mittelalterlichen feudalen Staat bewaffnet sich die 
herrschende Klasse selbst, im kapitalischen Staat aber ersetzen ständige und be-
zahlte Gewaltsorgane das eigene Unterdrückungsorgan, aber auch diese werden 
von Mitgliedern der herrschenden Klasse geführt. Das Tragen der Waffen wird 
ein Monopol und abhängig von der Genehmigung der Staatsgewalt. Engels cha-
rakterisiert treffend die Allmächtigkeit der öffentlichen Gewalt, wenn er schreibt, 
dass im bürgerlichen Staat ein Polozist ein grösseres Ansehen besitzt, als ein 
Gelehrter. Es ist zu bemerken, dass die Grösse der bewaffneten Kräfte des Staates 
— neben äusseren, internationalen Faktoren — auch von der Schärfe der Klas-
sengegensätze zwischen der herrschenden Klasse und der unterdrückten Klassen 
abhängt. So z. B. wurde in Ungarn von 1913 im Horthy System der Personalstand 
der Gewaltsorganisation auf das dreifache erhöht. 

b) Der objektive Teil des Staates sind die zahlreichen sächlichen Bestand-
teile der bewaffneten öffentlichen Macht, wie z. B. der Galgen, die Ketten, die 
Gefängnisse usw. 

Die herrschende Klasse verwendet auch die geistige Gewalt für ihre Zwecke. 
Solche sind der Film, das Radio, das Theater, die Presse usw. Die Rolle der gei-

47 Ebenda p. 315. 
48 Ebenda p. 315. 
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stigen Gewalt ist irreführend. Ihr wahrer Charakter kommt nur dann zum Aus-
druck wenn sich der Klassenkampf verschärft. 

Lenin wies in seinem Vortrag auf der Swerdlow Universität über dem Staat 
darauf hin, dass der Staat stets ein Verwaltungsapparat über der Gesellschaft 
bildet und das Zwangsmittel, die physische Kraft immer in der Hand der regie-
renden Gruppe ist. „Die Methoden der Gewalt ändern sich, aber stets, als ein 
Staat bestanden hatte, konnte in jeder Gesellschaft eine Gruppe der Menschen 
gefunden werden, die regierte, die befahl und herrschte und zwecks Erhaltung 
der Macht über einer Gewaltsorganisation verfügte, die physischen Zwang an-
wenden konnte".49 

6. Die bürgerlichen Staatstheorien stiimmtèn in einem Ziel überein, sie waren 
in einem Ziel einheitlich, darin nämlich, dass sie die politische Macht, die Diktatur 
der wirtschaftlich herrschenden ausbeutenden Klassen aus vollen Kräften be-
dienten. Zu diesem Ziel einstanden eigentlich die verschiedenen Theorien bezüg-
lich des Entstehens des Staates und Rechtes. 

Die theokratische Auffassung schreibt dem Staat einen göttlichen Ursprung 
zu. Sie lässt den Staat von einer übernatürlichen Kraft, von einer oberen Gewalt 
abstammen. Diese obere Gewalt bezeichnet jene Person oder Personen (Dynastie) 
die dem Staat auf einem gewissen Gebiet ausgestaltet haben. 

Die Keime der theokratischen Staatstheorien können bereits bei den alten 
orientalischen Völkern aufgefunden werden. Der primitive Mensch ist geneigt, 
jede Sache, die für ihn unverständlich ist, von einem höheren Wesen abstammen 
zu lassen. So dachte er auch über den Staat, dessen Ursprung er nicht kannte. 
Auch die Griechen und Römer haben ihre staatlichen Institutionen den Göttern 
geweiht. 

Die wichtigsten Anhänger der theokratischen Theorie waren im Zeitalter des 
Feudalismus die katholischen (hl. Augustin, Thomas von Aquino) und die protes-
tantischen (Luther, Melanchton, Zwingli, Calvin) Kirchenphilosophen. 

Diese Lehre erlebte im XVIII. Jahrhundert, eine wahre Renaissance. Unter 
den theokratischen Staatsphilosophen, die am Absolutismus glaubten schreibt z. 
B. Bossuet folgenderweise: ..Die Könige sind heilige Wesen, die Monarchie ist 
die beste gottgefällige Regierungsform ; die Könige sind die Statthalter Gottes auf 
Erden, ihr Thron ist in Wirklichkeit der Thron Gottes auf Erden, der durch die 
Herrscher besetzt wird."50 

Die Bemerkung von Rousseau über diese unwissenschaftliche Staatstheorie 
ist treffend: „Wenn jede.Macht von Gott stammt, so stammt auch jede Krankheit 
von ihm. Wäre es verboten dagegen als Hilfe einen Arzt zu rufen?"51 

Diese Anschauung trat nach dem Sturz der französischen Revolution wieder 
in den Vordergrund (de Maistre, de Bonald usw.), die öfters den der französi-
schen Revolution gegenüber gestellt wurden, aber bis zu unseren Tagen werden 
sie von jenen angewandt, die ihre politischen Zielsetzungen durch religiöse Phra-
seologie verhüllen möchten. 

Die Vertragstheorie des Stäates führt den Ursprung und das Wesen des Staat-
es auf die unmittelbaren Folgen der menschlichen Natur zurück, die Vertreter 
dieser Lehre Hessen den Staat aus der natürlichen gemeinschaftlichen Neigung 
des Menschen (Locke) oder im Gegenteil vom natürlichen menschlichen Egoismus 

49 Lenin: Az államról (Über den Staat) Budapest, 1952. p. 26. 
50 Bousset: Politique tirée des paroles de la Sainte Ériture. Oeuvres complètes, Pa-

ris, 1887. 
51 Rousseau, J. J.: Társadalmi szerződés (Contrat social) Budapest, 1958. I. 3. 
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abstammen, Nach dieser Theorie ist die Grundlage des Staates ein gesellschaft-
licher Vertrag zwischen den Menschen (contrat social), der den Übergang aus 
dem natürlichen Zustand (Status naturalis) zum Staatsbürgerstand (Status zivi-
lis) bedeutet. 

Der Verfasser des „Contrat social". Rousseau, verkündet, dass „Mensch zu 
sein bedeutet soviel, wie frei zu sein, der Mensch kann sogar auf diese Freiheit 
nicht verzichten, die Freiheit ist untrennbar' vom Menschen, weil sie von Natur 
aus besteht".52 Davon ausgehend gelangt er zu der Folgerung, dass sich der Staat 
auf einem sog. gesellschaftlichen Vertrag begründen muss, wodurch sich die ver-
tragschliessenden Parteien einem gemeinsamen Willen, den Willen der Gemein-
schaft unterordnen. Da der Mensch frei ist, kann die Unterordnung nur durch 
Sel'bstbeschränkung erfolgen. Der Staat ist also nach Rousseau eine Vereinigung, 
die durch den Rechtsverzicht einzelner entsteht, die Staatsgewalt kommt aus der 
Vereinigung aller Rechte und Gewalt der einzelnen Personen zustande. Ein 
solcher Staat kann nur solange bestehen, bis der gesellschaftliche Vertrag von den 
Erschaffern des Staates nicht verletzt wird, weil der Mensch, wenn der Vertrag 
verletzt wird, sinkt wieder in seinen ursprünglichen natürlichen Zustand zurück. 

In der Theorie von Rousseau bedeutet es einen Fortschritt, dass er das Recht 
des Volkes zur Revolution anerkennt. Er hielt die Sicherung der Interessen der 
untersten Volksschicht vor Augen und deshalb forderte er, dass jeder gleichmässig 
in der Staatsgewalt teilnehmen soll, weil der Natur nach jeder gleichmässig frei 
ist. Nach ihm sollte jeder Bürger nicht nur in der Gesetzgebung, sondern auch in 
der Durchführungsgewalt gleicherweise teilnehmen. 

Diese Lehre von Rousseau bereitete theoretisch die grosse französische bür-
gerliche Revolution vor und auch die anderen bürgerlichen Revolutionen berie-
fen sich alle auf den „Contrat Social". Zwar ist für uns die Staatstheorie des gesell-
schaftlichen Vertrags unannehmbar, weil dadurch das Entstehen und die Ent-
wicklung des Staates nicht erklärt werden kann, so ist es doch ein Verdienst von 
Rousseau, dass er die Menschheit auf die Hochschätzung der Freiheit gelehrt hat-
te. Die Wirkung seiner Lehre ist deshalb ausserordentlich gross, weil er die Inte-
ressen des unterdrückten Volkes in den Vordergrund stellt. 

Auch die deutschen idealistischen Philosophen, mit Kant an der Spitze sind 
Anhänger der Vertragstheorie des Staates. Kant verwirft aber die geschichtliche 
Begründung des gesellschaftlichen Vertrags und auf Grund der „reinen Vernunft" 
stehend gelangt er zu dem Ergebnis, dass der von der reinen Vernunft ausgestal-
tete Vertrag als rechtliche Grundlage der Staatstheorie betrachtet werden muss. 

Der Naturrechtler Fichte geht ebenfalls aus der Staatstheorie von Locke 
und Rousseau aus. Seiner Ansicht nach kann der Mensch auf seine natürliche 
Freiheit nicht verzichten, daher kann er den gesellschaftlichen Vertrag beliebig 
lösen. Nach seiner Auffassung können nicht nur ein Mensch, sondern auch mehr-
ere aus dem Staat austreten, die Ausgetretenen können sich wieder vereinigen, 
und sie können der Natur nach auf demselben Gebiet, wo sie sich vereinigen, 
einen Vertrag untereinander schliessen, also sie können einen neuen Staat zu-
stande bringen. Die Richtigkeit der Vertragstheorien wurde auch von den deut-
schen idealistischen Philosophen, von Mohl, Bluntschli, usw. unterstützt. 

52 Rosseau: Ebenda. 
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Kapitel III. 

HAUPTABSCHNITTE DER ENTWICKLUNG DES SOZIALISTISCHEN 
STAATES UND GESELLSCHAFT 

1. In der bürgerlichen Fachliteratur sind zahlreiche Werke zu finden, die 
das Verhältnis zwischen Staat und Klassenherrschaft verschleiern und den Staat 
als ein Mittel der Versöhnung der Klassengegensätze bezeichnen. Auf diesem We-
ge sind viele der bürgerlichen Gelehrten sogar zur Idealisierung des ausbeuten-
den Staates gelangt, so z. B. Hegel, nach dem „der Staat die Verwirklichung der 
moralischen Idee ist". Solche und ähnliche Lehren sind natürlich unter gegebenen 
Verhältnissen geeignete Mittel der Rechtfertigung, der Befestigung der Macht der 
ausbeutenden Klassen. Um bei dem Beispiel zu bleiben sah z. B. Hegel die Ver-
wirklichung der moralischen Idee in der preussischen absoluten Monarchie und 
so wurde seine Lehre ein Ausdruck des Klassenkompromisses zwischen der deut-
schen Kleinbürgerschaft seiner Zeit und der feudalen Kräfte. 

Engels wies darauf hin, dass „die Menschheit, die in der Person von Hegel 
soweit gelangt ist, dass die absolute Idee entdeckt wurde, musste auch dorthin 
gelangeen dass diese absolute Idee verwirklicht werde. Die praktischen po-
litischen Forderungen der absoluten Idee gegenüber den Zeitgenossen können al-

" so nicht sehr bemessen sein. Deshalb sehen wir am Ende der ^Rechtsphilosophie", 
dass die absolute Idee sich in jener feudalen Monarchie verkörpern musste, die von 
Friedrich Wilhelm III. mit so ausdauernder Hartnäcskigkeit den Untertanen ver-
sprochen wurde, also in jener durch die damaligen deutschen kleinbürgerlichen 
Verhältnisse bestimmten beschränkten und mässigen indirekten Herrschaft der 
herrschenden Klassen; dabei wird uns sogar die Notwendigkeit des Adels auf 
spekulativem Wege bewiesen.1 

Die marxistisch—leninistische Staats- und Rechtstheorie deckt gegenüber 
solchen und ähnlichen bürgerlichen Anschauungen jene Tatsache auf, dass der 
ausbeutende Staat — in keiner Form — die Interessengegensätze der Gesell-
schaftsklassen beseitigen kann, noch weniger kann er die Aufgliederung der 
Gesellschaft auf Klassen beseitigen, er selbst ist das Produkt der Aufgliederung 
der Gesellschaft auf Klassen und ein Mittel um die wirtschaftliche, politische und 
ideologische Herrschaft der in der Gesellschaft herrschenden Klasse zu sichern. 

Der Staat, als Gewähr der wirtschaftlichen Macht der herrschenden Klasse, . 
diente im Laufe der Geschichte immer dem Ziel, dass die Klasse, die über die Pro-
duktionsmittel verfügt, den Mehrwert, enteignen könne, der durch jene Klassen 
produziert wurde, die selbst vom Besitz der Produktionsmittel ganz oder teilweise 
ausgeschlossen waren. So ist die Aufgabe des sklavenhaltenden Staates, die Aus-
beutung der Sklavenhaltenden gegenüber den Sklaven zu sichern; der feudale 

1 Engels: Feuerbach és a klasszikus német filozófia belbomlása (Feuerbach und die 
Auflösung der klassischen deutschen Philosophie) Budapest, 1949. 11. p. 
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Staat ist die Gewaltsorganisation, der feudalen Herren zur Enteignung der Leibei-
genenarbeit; und schliesslich sichert der kapitalistische Staat den Profit für die 
Bourgeoisie, den Mehrwert, der von den Lohnarbeitern hergestellt wird, die der 
Produktionsmittel beraubt sind. 

Die Ursache der politischen Herrschaft der herrschenden Klasse — wie im all-
gemeinen die Ursache jeder politischen Erscheinung, — ist in den wirtschaftlichen 
Verhältnissen der Gesellschaft zu suchen. Wir haben bereits darauf hingewiesen, 
dass die wirtschaftliche Macht in den Händen der herrschenden Klassen ist. Da-
gegen ist der Anteil der Ausgebeuteten die wirtschaftliche Abhängigkeit, die die 
Ausgebeuteten dazu zwingt, dass sie sich der wirtschaftlich herrschenden Klasse 
unterwerfen. Die wirtschaftliche Abhängigkeit allein genügt aber nicht zur Er-
haltung der bestehenden Herrschaftsverhältnisse, neben dem wirtschaftlichen 
Zwang ist auch ein politischer Zwang notwendig. Die wirtschaftliche Herrschaft 
der Ausbeutenden kann ohne einen solchen Zwang nich dauerhaft erhalten blei-
ben. ... 

In den ausbeutenden Gesellschaften bedeutet der Staat den politischen 
Zwang. Das ist jener Apparat, womit die Ausbeutenden die Ausgebeuteten zur 
Folgsamkeit, zu einem Verhalten, — das von ihrem Gesichtspunkt aus entspre-
chend ist, — zwingen können. Die Bestimmung der Entstehung Und des Bestehens 
des Staates, als einer Unterdrückungsorganisation, ist die Sicherung der wirt-
schaftlichen Macht der Ausbeutenden. 

Der Staat ist jene organisierte Kraft, wodurch— mittels der rechtlichen Re-
gelung — die herrschende Klasse ihren Willen zur Geltung bringt, diesen Willen 
zu einem in der Gesellschaft herrschenden Willen umändert. Die verpflichtende 
Kraft der staatlichen Befehls beruht auf der Zwangsgewalt des Staates. Die Macht-
mittel des Staates sind das Heer, die Straforgane, der Abwehrdienst, die Gefäng-
nisse. 

Der Staat verfügt über solche Kraftquellen, um jene, die sich ihm widersetzen, 
zu Gehorsamkeit zu zwingen. Der Staat verwendet gegen jene, die gegen die 
herrschende Klasse auftreten, Gewalt, d. h. er tritt als Diktatur auf. Vom Gesichts-
punkt des Klassencharakters aus besteht in jedem Staat, unabhängig von seinem 
Typ, diese Diktatur; der sklavenhaltende Staat ist die Diktatur der Sklavenhälter 
gegenüber den Sklaven, der feudale Staat die Diktatur der Feudalherren gegen-
über den Leibeigenen, der kapitalistische Staat die Diktatur der Kapitalisten ge-
genüber den Lohnarbeitern. Auch der Staat des Proletariats unterscheidet sieht 
nicht hinsichtlich seines diktatorischen Charakters von den ausbeutenden Staaten, 
auch dort besteht eine Diktatur: die Diktatur des Proletariats gegenüber den 
ausbeutenden Klassen. Aber.diese Diktatur ist die Diktatur der Mehrheit über der 
Minderheit, die Diktatur der Ausgebeuteten über den Ausbeutern. 

Weitergehend gehört zum Begriff der Klassenherrschaft auch die ideologische 
Herrschaft der herrschenden Klasse. Die Staatsgewalt wird von der herrschenden 
Klasse so ausgeübt, dass sie auch ihre ideologische Herrschaft aufrechterhält, dass 
sie auch im Bewusstsein der Gesellschaft ihre Ideen festsetzt, dass sie ihre An-
schauungen auf die ganze Gesellschaft aufzwingt. Die Ideologie der herrschenden 
Klasse bildet auch den Inhalt ihrer politischen Herrschaft. Die ideologische Klas-
senherrschaft ist hinsichtlich der Befestigung der Macht der herrschenden Klasse 
ebenso wichtig, wie die politische Gewalt. 

Es ist für jede politische Gewalt — so auch für den Staat als Gewaltsorganisa-
tion, — charakteristisch, dass sie jene, die ihrer Gewalt unterworfen sind, zur 
Befolgung ihres Willens zwingen kann.2 Um den Begriff des staatlichen Zwanges 
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richtig verstehen zu können, muss zuerst der Begriff des staatlichen Willens ge-
klärt werden.3 

Ein Teil der bürgerlichen Gelehrten — die Vertreter der „Willenstheorie des 
Staates — haben die verschiedensten Lehren in diesem Zusammenhang abgefasst. 
Ihre Mehrzahl begnügt sich mit der formellen Definition des staatlichen Willens, 
deshalb reden sie von seinem höchsten souveränen, jeden verpflichtenden Willen, 
der von den Kräfteverhältnissen der gesellschaftlichen Klassen unabhängig, der 
„von den Staatbildenden anerkannte" Willen ist. Zum Geltendmachen dieses Wil-
lens ist die zwingende Kraft notwendig, die die Eigenheit der Herrschaft selbst ist. 

Die marxistisch-leninistische Staats- und Rechtstheorie steht natürlich einer 
solchen abstrakten Erklärung des staatlichen Willens gegenüber deren Zweck klar 
ist: sie möchte den Willen der Bourgeoisie als den Willen des „ganzen Vol-
kes", der Gemeinschaft darlegen. Die marxistisch-leninistische Staats- und 
Rechtstheorie weist darauf hin, dass der staatliche Willen niemals ein über den 
Klassen stehender Willen sein kann. Der Willen des Staates ist nämlich immer der 
Willen, der herrschenden Klasse, die gegen die ausgebeuteten Klassen nur durch 
Zwang (physischer oder geistiger Zwang) zur Geltung gebracht werden kann und 
jene Organisation, die diesen Zwang zur Geltung bringt, ist eben der Staat. Es ist 
also festzustellen, dass die zwingende Gewalt des Staates immer die zwingende 
Gewalt der herrschenden Klasse ist. 

Schon vor der Ausbildung der gesellschaftlichen Klassen — in der Zeit der 
Urgemeinschaft — kann von einem Zwang gesprochen werden, der der Aufrecht-
erhaltung dieser Gesellschaftsordnung diente, gegenüber den Störern der Ord-
nung. Dieser Zwang war aber der Zwang der ganzen Gemeinschaft und nicht 
der Staat bringt ihn zur Geltung, weil damals eben mangels an Klassen mit gegen-
sätzlichen Interessen-nocht kein Staat vorhanden war. 

Aber nicht nur bezüglich des Charakters des Zwanges besteht zwischen dem 
Zwang, der sieht in der vorstaatlichen Gesellschaft offenbarte und dem staatlichen 
Zwang ein entscheidender Unterschied, sondern auch hinsichtlich der Verwirk-
lichung des Zwanges. Während in der Gesellschaft der Urgemeinschaft der Zwang 
vom bewaffneten Volk bei innerer oder äusserer Störung der gesellschaftlichen 
Ordnung ausgeübt wurde, so dienen in der Klassengesellschaft zu diesem Zweck 
besondere, über der Gesellschaft stehende bewaffnete Organisationen, sowie die 
sachlichen Zutaten der Staatsgewalt (Gefängnisse usw.). Wird das Zwangsmittel 
untersucht, so weist Engels auf den entscheidenden Unterschied zwischen der 
Urgemeinschaft und der Klassengesellschaft folgenderweise hin: „an die Stelle 
des seinen Schutz selbst besorgenden tatsächlich bewaffneten Volkes trat eine im 
Dienst der staatlichen Behörden stehende, also auch gegen das Volk einsetzbare 
öffentliche Macht".4 

2 Szabó Imre: Hans Kelsen és a marxista jogelmélet. Kritikai tanulmányok a mo-
dem polgári jogelméletről. (Hans Kelsen und die marxistische Rechtstheorie. Kritische 
Studien über die moderne bürgerliche Rechtstheorie) Budapest, 1963. 422. Papp Ignác: 
Az állam meghatározása és a nemzetközi jog. (Definition des Staates und das inter-
nationale Recht). Acta Juridica et Politica Tom. V. fasc. 12. Szeged, 1958. 

3 Poschke Vilmos: Jogforrás és jogalkotás (Rechtsquelle und Gesetzgebung) Buda-
pest, 1965. p. 390—434. 

4 Engels: A család, a magántulajdon és az állam eredete Marx—Engels: Válogatott 
Művek II. köt, Budapest, 1949. p. 259. Szabó Imre: Társadalom és jog. Budapest, 1964. p. 
.123—124. 
(Engels: Ursprung der Familie, des Privateigentums und des Staates) (Marx—Engels: 
Ausgewählte Werke I. II.) (Szabó, I.: Gesellschaft und Recht). • 
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Es ist für den staatlichen Zwang charakteristisch, dass er gegenüber dem 
Volk, den Ausgebeuteten, die die Mehrheit der Gesellschaft bilden, zur Geltung 
kommt. Das gilt für alle ausbeutenden Staaten. Es verhielt sich so schon beim er-
sten, beim sklavenhaltenden Staat und Recht. Dieser Typ des Staates und Rechtes 
wurde von den Sklavenhalter erschaffen und bildete ein Mittel in ihren Händen, 
womit die Sklavenhalter die Gemeinschaft leiteten, die gewaltigen Massen der 
Sklaven und vermögenslosen Freien aber ausbeuteten und unterdrückt hielten. 

2. Der sozialistische Staat setzt sich aus zwei Entwicklungsabschnitten zu-
sammen : in der ersten Phase erscheint er als der Staat der Diktatur des Prole-
tariats, in dem zweiten Abschnitt als gesamtnationaler Staat: 

Der Gedanke der Proletardiktatur wurde seitens der Begründer des Marxis-
mus für das wichtigste Prinzip der Theorie des wissenschaftlichen Kommunismus 
gehalten. Sie haben bewiesen, dass die Widersprüche der kapitalistischen Gesell-
schaft notwendigerweise zur Proletarrevolution führen. Der erste Schritt der Pro-
letarrevolution besteht — wie es Marx und Engels im Kommunistischen Manifest 
schrieben — in der Umgestaltung des Proletariats zur herrschenden Klasse, die 
Erkämpfung der Demokratie. 

Das Proletariat verwendet seine politische Gewalt dazu, dass die Gesamtheit 
der Produktionskräfte möglichst schnell gesteigert werde.5 

Indem Marx und Engels die Frage der Wege des Überganges vom Kapitalis-
mus zum Sozialismus ausarbeiteten, sahen sie schon zu Beginn, dass die Arbei-
terklasse zur Lösung der Aufgabe den Staat unbedingt benötigt. Dieser Staat un-
terscheidet sich aber grundlegend von allen ausbeutenden Staaten, weil dieser 
die Diktatur der Mehrheit über der Minderheit ist. 

Im Kommunistischen Manifest kommt die Idee der Diktatur des Proletariats 
nur in allgemeiner Abfassung zum Ausdruck. Die Konkretisierung und Entwick-
lung der Idee erfolgte durch die Verallgemeinerung der Ergebnisse der grossen 
Klassenkämpfe des XIX. Jahrhunderts, d. h. auf Grund der Erfahrungen der Re-
volution von 1848—49 und der Pariser Kommüne von 1871. Die Begründer des 
Marxismus widmeten der Erfahrung der Massen eine grosse Aufmerksamkeit. 
Lenin betonte in seinem Werk ,.Staat und Revolution": „Die Lehre von Marx ist 
auch hier, wie immer, eine mit tiefer philosophischer Weltanschauung und reichen 
geschichtlichen Kenntnissen beleuchtete Zusammenfassung der Erfahrungen."6 

Die Revolution von 1848 bewegte Marx dazu, dass er eine allgemeine Folge-
rung darüber ableite, dass das Proletariat in der bürgerlichen Gesellschaft un-
fähig ist, die Gewalt einfach zu erfassen und dass die Arbeiterklasse zur Ver-
wirklichung ihrer eigenen Diktatur zuerst den bürgerlichen Staatsapparat ver-
nichten muss. Die Vernichtung des alten Staatsapparates ist die Bedingung des 
Sieges der Proletarrevolution. Diese Folgerung wurde durch die Erfahrung der 
ersten Proletardiktatur der Welt, der Pariser Kommüne bekräftigt. 

Die Führer der II. Internationale wollten diese Ideen von Marx entstellen und 
begraben, diese wurden von Lenin in seinem Werk „Staat und Revolution" wieder 
bekräftigt, ja sogar weiterentwickelt, nachdem er die Erfahrungen der russischen 
Revolutionen und der Arbeiterbewegungen des Zeitalters des Imperialismus ver-
allgemeinert. hatte. 

Lenin hat es bewiesen, dass die Folgerungen von Marx eine prinzipielle Be-

5 Vergl. Marx, Engels: Kommunista Kiáltvány (Das Kommunistische Manifest) Bu-
dapest, 1948. 36. p. 

6 Lenin: Művei (Werke) Budapest, 1952. p. 436. T. 25. 
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deutung haben,, dass der Verlauf der Entwicklung sämtlicher bürgerlichen Staaten 
die allgemeinen Züge des militärischen, bürokratischen Apparats und vor allem 
dessen Wachstum aufweist und dass dieser Apparat notwendigerweise im Laufe 
der sozialistischen Revolution vernichtet werden muss. Die Leugnung der Not-
wendigkeit der Vernichtung des bürgerlichen Staatsapparates seitens von Kautsky 
und der übrigen Reformisten bedeutet praktisch die Leugnung der Proletardikta-
tur und bedeutet zugleich den Übertritt vom Standpunkt des Klassenkampfes zum 
Standpunkt der bürgerlichen Deutung des Staates. Das Erhalten des Gewaltsappa-. 
rates des bürgerlichen Staates kann nämlich nur auf Grund der Anerkennung des 
über den Klassen stehenden Staates und der Einschränkung des Klassenkampfes 
des Proletariats in den Rahmen des bürgerlichen Staates begründet sein. 

Die Sozialistische Oktoberrevolution und die Revolutionen der volksdemok-
ratischen Staaten bekräftigten in vollem Masse jene These des Marxismus-Leni-
nismus, dass die Errichtung der Proletardiktatur die Vernichtung des bürgerlichen 
Staatsapparates bedingt. Während die Februarrevolution von 1917 in Russland 
den ganzen Apparat der zaristischen Monarchie beinahe unberührt liess, wurde 
es von der Sozialistischen Oktoberrevolution vernichtet und ein neuer sowiet-
ischer Staat geschaffen. 

Diese Revolutionen zeigten, dass die Formen und Methoden der Vernichtung 
des bürgerlichen Staatsapparates natürlich verschieden sein können, und dass vom 
alten Staat einzelne Elemente zurückbleiben und im neuen Staatsystem verwendet 
werden können, aber im ganzen genommen muss dass alte Staatsystem, sein mili-
tärischer, bürokratischer Machtapparat zerschlagen werden. Der bürgerliche 
Staatsapparat ist zur Lösung der neuen Aufgaben des Proletarstaates nicht 
geeignet, weil er durch alle Fäden zum System der Ausbeutung und der Unter-
drückung gebunden ist, mit der Bestimmung, die Werktätigen zurückzudrängen. 
Dagegen unterdrückt die Diktatur des Proletariats den Widerstand der gestürzten 
ausbeutenden Klassen. 

Die Diktatur des Proletariates ist also prinzipiell ein Staat ganz neuen Typs. 
Marx definiert ihre geschichtliche Bedeutung und ihren Platz in der Geschichte. 
Zwischen der kapitalistischen und.der Kommunistischen Gesellschaft gibt es eine 
Periode in welcher die erste auf revolutionärem Weg zur zweiten umgestaltet 
wird. Dieser Periode entspricht auch ein politischer Übergang, dessen Staat nur 
die revolutionäre Diktatur des Proletariats sein kann. 

Das Ziel der Diktatur des Proletariats und ihre Rolle besteht darin, dass sie 
die kommunistischen Grundlagen der Gesellschaft fördert und als Mittel der Un-
terdrückung des unvermeidlichen Widerstandes der ausbeutenden Klassen dient. 
Es ist aber jene Vorstellung unrichtig, dass die Diktatur des Proletariats bloss Ge-
walt sei. Die Proletardiktatur wendet Gewalt gegen die ausbeutenden Klassen nur 
insofern an, inwiefern sie dazu gezwungen ist. Hinsichtlich der arbeitenden Mas-
sen erscheint die Diktatur des Proletariats überhaupt nicht als Organ der Gewalt 
und tritt auch nicht so auf, sondern als jene Form der politischen Führung, wo-
durch die Arbeiterklasse die nicht proletarischen arbeitenden Massen lenkt. Mit 
der Hilfe der Diktatur des Proletariats werden die arbeitenden Massen von 
der Bourgeoisie getrennt um die Arbeiterklasse vereint und die Massen in den 
Aufbau der neuen Gesellschaft einbezogen werden. 

Lenin hat die Frage der Proletardiktatur auch eingehend ausgearbeitet und 
betrachtete sie als eine besondere Vereinigung der Arbeiterklasse und der Bau-
ernschaft, in der die führende Rolle der Arbeiterklasse zukommt. Das Bündnis 
der Arbeiter und Bauern ist das höchste Prinzip der Proletardiktatur. Der Staat 
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der Arbeiterklasse ist jene Form der politischen Organisation der Gesellschaft, 
die die höchste Stufe der Demokratie sichert: Demokratie für die Mehrheit. 
Die Diktatur des Proletariats ist auf der vollen. Unterstützung und Verkstärkung 
des Bündnisses der Arbeiterklasse mit der Bauernschaft und mit den anderen 
-Schichten der erktätigen begründet. Abweichend von allen vergangenen Staaten 
.steht die Proletardiktatur nicht dem Volk gegenüber, sondern vertritt dessen 
grundlegenen Interessen und deshalb führt sie die Keime des gesamtnationalen 
.Staates in sich. 

Die Diktatur des Proletariats ist nicht nur ein Apparat der Staatsgewalt, weil 
die Proletardiktatur, als System, auch die Einbeziehung der Massen in den soziali-
stischen Aufbau, der Werktätigen in die Lenkung des Landes umfasst. 

Die Proletardiktatur ist nämlich das ganze System der Massenorganisationen 
unter der Führung der kommunistischen Partei (Räte, Gewerkschaften, Genossen-
schaften. Jugend verbände usw.). Ohne die Partei, als führende Kraft, ist die Ver-
wirklichung der Proletardiktatur unmöglich. Die Partei verwirklicht die Diktatur 
des Proletariats durch den Staat, wobei sie sich auf die Hife der Massenorganisa-
tionen der Werktätigen stützt und die Arbeit aller Organisationen zum Aufbau des 
Sozialismus und des Kommunismus vereint und diese Arbeit lenkt. 

Wie die Erfahrung der Kommunistischen Partei der Sowjetunion bewiesen 
hat, wächst die Proletardiktatur mit der Zeit in den gesamtnationalen sozialisti-
schen Staat über, der später sich zu einer kommunistischen gesellschaftlichen 
Selbstverwaltung umbildet. Das Proletariat organisiert also nicht deshalb seine 
Diktatur;, um es ewig aufrechtzuerhalten, sondern deshalb, dass die Klassen und 
zum Schluss auch der Staat beseitigt werde. 

Der sozialistische Staat ist das Mittel der Proletardiktatur und sein unmit-
telbares Ziel besteht darin, sämtliche Formen der Unterdrückung und der Aus-
beutung aus der Gesellschaft zu beseitigen, die Unterentwicklung der vorangehen-
den gesellschaftlich-wirtschaftlichen Systeme zu bekämpfen. 

Der sozialistische Staat ist hinsichtlich seines gesellschaftlichen Inhaltes im 
ersten Abschnitt des Aufbaus des Sozialismus der Staat der Diktatur der Arbei-
terklasse, er gestaltet sich nach Aufbau des Sozialismus zu einem gesamtnatio-
nalen Staat, zur vollen sozialistischen Demokratie um. In diesem Staat — in allen 
Abschnitten seiner Entwicklung — ist die führende Rolle im Besitz der Arbeiter-
klasse und diese führende Rolle bleibt auch in der Periode des sich entfaltenden 
Aufbaus des Kommunismus bestehen. 

Das Zustandekommen des sozialistischen Staates bedeutet ein neues Zeitalter 
in der Geschichte der Gesellschaft, weil ein solcher Staat zuerst in der Geschichte 
entstanden ist, der nicht der Ausbeutung des Menschen durch den Menschen, son-
dern der Beseitigung der wirtschaftlichen Grundlagen jeder Ausbeutung dient. 

Die Proletardiktatur ist das Mittel der Proletarrevolution. Das Proletariat 
kann ohne die revolutionäre Diktatur seine geschichtliche Rolle nicht erfüllen — 
es kann den Kapitalismus nicht stürzen und den Sozialismus nicht aufbauen — 
Diese Diktatur ist dazu notwendig, dass nach Sturz der wirtschaftlichen Grundla-
ge der Bourgeoisie die Errungenschaften der Revolution dauernd erhalten werden, 
wobei das weitere Ziel der Revolution die klassenlose Gesellschaft ist. Abweichend 
von den früheren Staatstypen beschränkt sich die Proletardiktatur nicht aus-
schliesslich auf die Gewalt. Das Moment der Gewalt steht nur in der Periode des 
Bürgerkrieges im Vordergrund. In der Periode des Aufbaus des Sozialismus 
kommt die organisatorische Arbeit in den Vordergrund, das freilich die Gewalt 
gegen die Reste der ausbeutenden Klassen nicht ausschliesst. In den Werken der 
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Klassiker des Marxismus begegnen wir verschiedene Definitionen des Begriffes 
der Proletardiktatur. Die Ursache der Verschiedenheit der Definitionen ist nicht 
der Mangel der Genauigkeit, sondern, dass in diesen Definitionen die verschie-
denen Aspekte der Proletardiktatur betont werden. Jede der Definitionen um-
fasst irgendeine Seite des Begriffs. Es wird zum Beispiel oft betont, dass die Pro-
letardiktatur die unumschränkte Macht des Proletariats bedeutet, dass sie nichts 
anderes ist als die Führung der Gesellschaft durch die Arbeiterklasse in staatlicher 
Form. Die Proletardiktatur wird nämlich durch den Staat verwirklicht. Die staat-
liche Form derProletardiktatur wird durch die Räte gebildet, die führende Kraft 
ist im System der Proletardiktatur die marxistische Partei. 

In einer Definition der Proletardiktatur schreibt Lenin über diese Frage fol-
gendes : „Wenn wir den lateinischen, wissenschaftlichen, geschichtlich-philosophi-
schen Ausdruck der Diktatur des Proletariats in eine einfache Sprache überset-
zen, so bedeutet das: nur eine bestimmte Klasse, und zwar die städtischen und im 
allgemeinen die Fa'briks-, die Industriearbeiter sind fähig, die ganze Masse der 
Werktätigen und der Ausgebeuteten im Kampf um den Sturz des Kapitals, im 
Laufe des Sturzes des Kapitals und im ganzen Kampf um die Erhaltung und Befe-
stigung des Sieges, in der Arbeit der Erschaffung dér neuen sozialistischen gesell-
schaftlichen Ordnung, im Kampf um die endgültige Beseitigung der Klassen zu 
führen."8 

Die Klassiker des Marxismus lenken die Aufmerksamkeit auf die drei Seiten 
der Proletardiktatur, die deren Klasseninhalt und geschichtliche Rolle bestim-
men. 

a) Die erste Seite: die Verwendung der Macht der Proletardiktatur zur 
Unterdrückung der ausbeutenden Klassen, zur Verteidigung des Landes, zur 
Aufrechterhaltung der Verbindung mit dem Proletariat anderer Länder, sowie 
die Entwicklung und die Arbeit an den Sieg der Weltrevolution. 

b)Die zweite: die Verwendung der Macht des Proletariats zur endgültigen 
Trennung der arbeitenden und von der Bourgeoisie, ausgebeuteten Massen, zur 
Aufrechterhaltung des Bündnisses zwischen dem Proletariat und den Massen; 
zur Einbeziehung der Massen in den Aufbau des Sozialismus; zur Leitung der 
Massen durch das Proletariat in Form der Staatsgewalt. 

c) Die dritte Seite: die Verwendung der Macht des Proletariats für die Organi-
sierung des Überganges zum Sozialismus und zur klassenlosen Gesellschaft und 
zur Beseitigung der Klassen. 

Diese drei Seiten der Proletardiktatur sind unzertrennlich verbunden und das 
gegenseitige Verhältnis der drei Seiten der Proletardiktatur bleibt nicht unver-
änderlich. In den einzelnen Abschnitten der Enwticklung der Proletardiktatur 
kommt immer eine andere Seite in den Vordergrund. 

Die erste Seite der Proletardiktatur bestimmt ihre geschichtliche Rolle im 
Kampf gegen die ausbeutenden Klassen und deren Staaten und drückt jene Tat-
sache aus, dass die Proletardiktatur auch Gewalt anwendet. Das folgt aus der Not-
wendigkeit der Vernichtung des Widerstandes der vor der Erkämpfung der Prole-
tardiktatur herrschenden Klassen. Zwar isi die Gewalt notwendig in der Proletar-
diktatur, bedeutet sie nicht nur Gewalt gegen die ausbeutenden Klassen, sondern 
sie bedeutet auch die Führung und Erziehung der nicht proletarischen arbeitenden 
Massen durch das Proletariat. 

Diese führende Rolle der Arbeiterklasse ist durch die zweite Seite der Prole-
7 Marx—Engels: Válogatott Művek II. köt. (Ausg. W.) T. II, Budapest, 1949. 25. p. 
8 Lenin: Művei 29. köt. (Werke T. 29.) Budapest, 1953. p. 427—428. 
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tardiktatur ausgedrückt, die die Aufgabe dieser Diktatur gegenüber den nicht 
proletarischen arbeitenden Massen, besonders gegenüber der Bauernschaft be-
stimmt. Lenin betonte öfters die Rolle des Proletariats bei der Führung der ande-
ren Schichten des arbeitenden Volkes.9 

Nach Lenin ist die wichtigste Grundlage der Proletardiktatur das Bündnis 
des Proletariats mit der arbeitender Bauernschaft, die Werwirklichung eines 
Bündnisses, in dem das Proletariat seine führende Rolle erhalten, und die Ent-
wicklung der Gesellschaft in die Richtung des Sozialismus lenken kann. Das Prole-
tariat gewinnt für sich die Mittelschichten der Gesellschaft, schliesst mit ihnen 
ein dauerhaftes Bündnis und sichert ihre allmähliche Einziehung in den sozialist-
ischen Aufbau. Die Unterstützung, die dem Proletarstaat von den weitesten ar-
beitenden Massen zuteil wird, ist ein grundlegender Unterschied zwischen dem 
Proletarstaat und allen ausbeutenden Staaten. 

Die dritte Seite der Proletardiktatur bestimmt die Rolle der Wirtschaft und 
der ganzen Gesellschaft in der Beseitigung der Klassenstruktur und in der Um-
formung des Bewusstseins. 

Zusammengefasst kann es festgestellt werden, dass die Kraft, die die Umfor-
mung der kapitalistischen Gesellschaft zu einer sozialistischen Gesellschaft ver-
wirklicht, die revolutionäre Diktatur des Proletariats ist, als die Macht des arbei-
tenden Volkes, die von der Partei der Arbeiterklasse geführt wird und deren Ziel 
der Aufbau des Sozialismus ist. Die Notwendigkeit der Proletardiktatur folgt aus 
jenem unvermeidlichen Widerstand, den die durch die revolutionäre Macht ge-
stürzten Klassen gegenüber der Revolution entfalten. 

Die Theorie der Proletardiktatur nimmt also die psychologische Reaktion der 
besiegten Klassen in Betracht. Sie nimmt weiters das Nebeneinanderstehen der 
verschiedenen wirtschaftlichen Sektoren in der Anfangsperiode, das in der ersten 
Zeit nach der Revolution, die Zusammenarbeit der verschiedenen Klassen erfor-
dert. Die Proletardiktatur bedeutet aber nicht die Technik der Herrschaft mit Ter-
ror, weil der revolutionäre Terror bloss ein Schutz gegen den gegenrevolutionären 
Terror ist, d. h. die Proletardiktatur ist eine politische Notwendigkeit. „Marxist ist 
nur jener — sagte Lenin — der die Anerkennung des Klassenkampfes auch auf 
die Anerkennung der Proletardiktatur ausdehnt."10 

Die Proletardiktatur führt zu einer neuen Form der Proletardemokratie. Die-
sen unterscheidet sich darin von der bürgerlichen Demokratie, dass sie in der Pha-
se vor dem Aufbau des Sozialismus eine Demokratie für die arbeitenden Massen 
ist, zugleich aber eine Diktatur für die besiegten Klassen. Die Diktatur der Arbei-
terklasse ist deshalb eine Demokratie, weil sie die Herrschaft der Mehrheit über 
der Minderheit bedeutet. Der Demokratismus der Proletardiktatur offenbart sich 
auch darin, dass sie das Bündnis der Arbeiterklasse mit dem ganzen arbeitenden 
Volk und mit jeder den Sozialismus fördernden demokratischen Kraft bedeutet. 
'Dieses Bündnis ist deshalb notwendig, weil die Arbeiterklasse ohne die Zusam-
menarbeit mit der Bauernschaft, der Intelligenz, ja sogar mit den Kleinbürgern 
den Sozialismus nicht auf bauen könnte. 

Die besondere Rolle des sozialistischen Staates in der wirtschaftlichen Orga-
nisierung der Gesellschaft wird durch zwei Umstände bestimmt. Erstens dadurch, 
dass die Proletarrevolution — deren Mittel die Proletardiktatur is — die Vernich-
tung der Möglichkeit der Ausbeutung zum Ziel gesetzt hat, gegenüber den frühe-
ren Revolutionen, wo eine Form der Ausbeutung durch eine andere Form der 

9 Vergl. Lenin: Müvei 29. köt. (Werke T. 29.) p. 387. 
10 Lenin: Müvei 25. köt. (Werke T. 25.) Budapest, 1952. p. 441. 
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Ausbeutung abgelöst wurde. Zweitens dadurch, dass die Proletarrevolution, dann 
beginnt, als die fertigen Formen des sozialistischen wirtschaftlichen Systems noch 
fehlen oder noch beinahe fehlen. 

Die sozialistische Revolution beginnt damit, dass die Staatsgewalt vom Pro-
letariat übernommen wird, dass sie zur Triebkraft des Aufbaus der neuen sozialis-
tischen Wirtschaft wird. Deshalb ist der Proletarstaat zur Erfüllung einer gros-
sen konstruktiven, schaffenden Rolle im Aufbau der sozialistischen Wirtschaft be-
rufen. Dadurch werden unter anderen die Notwendigkeit und die objektiven wirt-
schaftlichen Voraussetzungen geschaffen, dass der bürgerliche Staat dem neuen 
sozialistischen Staat seinen Platz übergibt. Bei der Vollführung dieser geschicht-
lichen Aufgaben ist eine ganz neue politische Organisation der Gesellschaft not-
wendig. Die Arbeiterklasse kann diese Organisation von der Bourgeoisie nicht 
übernehmen, weil die letztere niemals selbst auf ihre Gewalt verzichtet. Nach der 
Erringung der Gewalt kann die Arbeiterklasse den alten Staatsapparat nicht ver-
wenden. Der neue Staatsapparat wird von den arbeitenden Massen selbst aufge-
baut. Der sozialistische Staat und Gesellschaft kann nur durch die tätige und un-
mittelbare Teilnahme der grossen Mehrheit des arbeitenden Volkes an der Leitüng 
des Staates zustande kommen. 

Welche sind jene Kennzeichen, die die Überlegenheit des sozialistischen 
Staates über anderen Staaten beweisen? 

Die Überlegenheit des sozialistischen Staates liegt in wirtschaftlicher Hinsicht 
darin, dass seine wirtschaftliche Grundlage das sozialistische wirtschaftliche Sys-
tem, das gesellschaftliche Eigentum der Produktionsmittel ist, dass er die Grund-
lage der Ausbeutung beseitigt, und die Einführung der sozialistischen Planwirt-
schaft ermöglicht, die standige Erhöhung des Reichtums der Gesellschaft und des 
Volkswohls sichert. 

Die Überlegenheit des sozialistischen Staates liegt in politischer Hinsicht da-
rin, dass 1. der sozialistische Staat von Anfang an die Interessen der von der Ar-
beiterklasse geführten arbeitenden Massen, d. h. der überwiegender Mehrheit der 
Gesellschaft vertritt; 2. dass er die staatsbürgerliche Freiheit und die Menschen-
rechte nicht nur rechtlich garantiert, sondern auch wirtschaftlich sichert. Die so-
zialistische Demokratie befreit die Menschen von den wirtschaftlichen Krisen, 
sichert rechtlich und materiell das Recht zur Arbeit und schliesslich 3. ermöglicht 
durch das System der Räte die Teilnahme der Massen in der Leitung des Staates. 
Bei der weiteren Entwicklung erscheint der sozialistische Staat nach Beseitigung 
der ausbeutenden Klassen, als der Vertreter der Interessen des ganzen Volkes, als 
ein gesamtnationaler Staat. Daraus ergibt sich seine Kraft und Festigkeit, deren 
Quelle in der Unterstützung des ganzen Volkes liegt. 

Der sozialistische Staat bekennt sich zu den Grundsätzen der Freiheit und der 
Gleichheit aller Völker, auf Grund des Prinzips des Internationalismus, er kämpft 
gegen den Chauvinismus und sichert jedem Staatsbürger, unabhängig von seiner 
Nationalität oder Rasse, gleiche Rechte und Freiheit im Staat. 

Die Überlegenheit des sozialistischen Staates liegt in kultureller Hinsicht da-
rin, dass rieben der Möglichkeit des Lernens für jeden die unbeschränkte Ent-
wicklung und Blüte der Kultur, der Wissenschaft und der Kunst bei der Ver-
wirklichung der wahren Kulturrevolution gefördert wird. Das ganze Volk kann 
die in der Vergangenheit angehäuften oder in der Gegenwärt geschaffenen Kul-
turgrüter gemessen. 

3. Das Programm der Kommunistischen Partei der Sowjetunion enthält neue 
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theoretische Verallgemeinerungen bezüglich der bereits erfolgten Änderungen 
des sozialistischen Staates, die die Grundlage der im Programm angegebenen ein-
zelnen Aufgaben und Richtlinien bilden. Diese Verallgemeinerungen sind hin-
sichtlich der Staatstheorie von grosser Bedeutung,.weil sie auch auf andere sozi-
alistischen Staaten angewandt werden können, wenn sie in den Abschnitt der Ent-
wicklung gelangen, in welcher sich die Sowjetunion in der Gegenwart befindet. 

Im Zusammenhang mit der Möglichkeit dieser Änderung müssen vor allem 
einige theoretische Thesen festgelegt werden: 

Zuerst jene These, dass der Staat der Proletardiktatur im Leben der Gesell-
schaft nicht für ewig besteht, und wie jede gesellschaftliche Erscheinung Ände-
rungen unterworfen ist. Infolge der Liquidierung der ausbeutenden Klassen tritt 
die Proletardiktatur allmählich in den Hintergrund, und sc hört der Staat ein 
.Unterdrückungsorgan der feindlichen Klassen zu sein auf. 

Mit dem Zustandekommen der sozialistischen Wirtschaft entwickelten sich 
die wirtschaftlich-organisatorischen und kulturell-erzieherischen Funktionen 
des sozialistischen. Staates. Dadurch konnten die notwendigen wirtschaftlichen 
und politischen Bedingungen geschaffen werden, dass der Staat der Proletar-
diktatur zu einem gesamtnationalen Staat werde. Im Laufe der Entwicklung 
des Sozialismus verstärke sich dieser Prozess des Uberganges Da der Staat die 
wichtigste Aufgabe — die Sicherung des vollen und endgültigen Sieges des Sozi-
alismus — gelöst hatte, erfüllte der sowjetische Staat der Proletardiktatur seine 
weltgeschichtliche Rolle und wandelte sich zu einem gesamtnationalen Staat, d. 
h. zu einem Organ um, das die Interessen und Willen des ganzen Volkes aus-
drückt. 

In diesem Zussammenhang ist folgendes in Betracht zu ziehen: 
1. Abweichend von allen früheren Staaten, verschwindet der Staat der Prole-

tardiktatur von der Bühne des gesellschaftlichen Lebens nicht als Ergebnis einer 
gesellschaftlichen Revolution, nicht als Ergebnis • eines Konflikts zwischen den 
Produktionsmitteln und den Produktionsverhältnissen sondern als Ergebnis der 
friedlichen, planmässigen Entwicklung der sozialistischen Gesellschaft, so dass 
der Staat selbst die Bedingungen seines Aufhörens vorbereitet. 

2. Der Prozess des Überganges des Staates der Proletardiktatur zu einem ge-
samtnationalen Staat erfolgt allmählich, nach dem Mass des Vorhandenseins der 
notwendigen wirtschaftlichen und politischen Bedingungen. 

3. Zwischen dem Staat der Proletardiktatur und dem gesamtnationalen Staat 
steht keine unüberwindbare Mauer. Beide Staaten sind verschiedene Stufen der 
Entwicklung der sozialistischen Staatlichkeit. Sowohl der Staat der Proletardik-
tatur, als auch der gesamtnationale Staat gehören zu demselben, d. h. zu dem so-
zialistischen Staatentyp, aber sie stehen auf verschiedenen Stufen der Entwick-
lung. Der Staat der Proletardiktatur ist der erste Abschnitt der Entwicklung des 
sozialistischen Staates, der gesamtnationale Staat ist dessen zweiter Abschnitt. 

Ein grundlegender Zug des gesamtnationalen Staates ist, dass er das Organ 
des ganzen Volkes ist, die Interessen und den Willen des ganzen Volkes ausdrückt. 
Mit dem gesamtnationalen Staat kommt in der Geschichte der Menschheit das 
erstemal ein Staat zustande, der nicht das Mittel der Klassenherrschaft ist. 

Das sowjetische Volk — der Besitzer des gesellschaftlichen Vermögens — 
verfügt über alle Produktionsmittel (Fabriken, Betriebe, Banken, Wälder, Boden, 
Bodenschätze). Das sowjetische Volk verfügt auch über die volle politische Macht 
die es in seinem eigenen Interesse, d. h. im Interesse des Aufbaus der kommunis-
tischen Gesellschaft verwendet. -
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Die wirtschaftliche Grundlage der sozialistischen Gesellschaft, ihr wirtschaft-
licher Aufbau bedingt auch den Klassenaufbau der Gesellschaft. In der Sowjet-
union sind mit dem Sieg des Sozialismus endgültig die ausbeutenden Klassen 
verschwunden, weil die wirtschaftliche Grundlage ihres Bestehens fehlt. Es blie-
ben zwei befreundete Klassen — die der Arbeiter und die der Bauer — und es 
blieb eine gesellschaftliche Gruppe des Volkes, die aus dem Volk gewordene Intel-
ligenz, die mit tausend Fäden mit dem Volk verbunden ist und bedingungslos dem 
Volk dient. 

Die Arbeiter, die Bauer und die Intelligenz — als gesellschaftliche Gruppen — 
werden im Laufe des Aufbaus des Sozialismus, besonders mit dessen Beendigung, 
und mit dem vollen und endgültigen Sieg des Sozialismus wesentlich geändert. 

Die Arbeiter und die Bauer bilden qualitativ neue Klassen, wenn auch noch 
die Kennzeichen und der Unterschied zwischen der Produktion mittels staatlichen 
Eigentums (gesamtnationale Güter) und auf Grund des Eigentums der land-
wirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft besteht. Im sowjetischen Staat er-
folgt eine ständige und unaufhaltbare Annäherung der beiden Formen des so-
zialistischen Eigentums (staatliches und genossenschaftliches Eigentum) und auf 
dieser Grundlage hören die noch verbliebenen Unterschiede zwischen den beiden 
Freundesklassen, der Arbeiterklasse und der Bauernschaft auf. 

Da die Arbeiterklasse die am besten organisierte Kraft der sowjetischen Gê -
sellschaft ist, behält sie in der Periode des sich entfaltenden Aufbaus des Kom-
munismus ihre führende Rolle. Diese Rolle wird durch die tatsächliche Stel-
lung der Arbeiterklasse in der Gesellschaft bestimmt. 1. Sie steht mit dem staat-
lichen. dem gesamtnationalen Eigentum — mit der reifsten und höchsten 
Form des sozialistischen Eigentums —: in unmittelbarer Verbindung. 2. Das be-
stimmt ihre Organisation, das klare und tiefgehende Verständnis der gesamtnatio-
nalen Interessen, die Rolle der Arbeiterklasse, als des Führers der Gesellschaft, 
ihres Vortrupps. 3. Sie tritt als Fahnenträger der kommunistischen Produktions-
weise und der marxistisch-leninistischen Ideologie auf, die als Träger der neu-
en Produktionsverhältnisse die fortschrittlichste, wahrlich völkische Ideologie ist. 

Die führende Rolle der Arbeiterklasse hat eine geschichtliche Bedeutung. 
Schon lange Zeit vor der Erringung der Proletardiktatur trat die Arbeiterklasse 
als Führer der arbeitenden Bauernmassen auf, vorbereitete die revolutionären 
Massen der Bauernschaft für den Kampf gegen die Unterdrücker und Ausbeuter 
und bestärkte sie zu diesem Kampf. Nach Organisierung der Gewalt schloss die 
Arbeiterklasse mit der arbeitenden Bauernschaft ein Bündnis ab. Sie trat bei 
der Umgestaltung der kapitalistischen Gesellschaft zur sozialistischen Gesell-
schaft als Führer der arbeitenden Bauer und der arbeitenden Intelligenz auf. 
Nach Erringung des vollen und endgültigen Siegs des Sozialismus und nach Um-
gestaltung des Staates der Proletardiktatur zu einem gesamtnationalen Staat 
erfüllt die Arbeiterklasse auch weiterhin die Rolle des Führers der Bauernschaft 
und der Intelligenz. Diese Rolle hört erst mit dem Aufbau des Kommunismus auf, 
als nämlich die Klassen selbst aufhören. 

Der Ausgangspunkt der neuen theoretischen Verallgemeinerungen ist also 
die Feststellung, dass die Proletardiktatur ihre geschichtliche Aufgabe erfolgreich 
beendet hat. Der sowjetische sozialistische Staat trat in einen neuen Abschnitt 
seiner Entwicklung. Diese Folgerung ergibt sich daraus, dass der Staat auch nach 
Verwirklichung des Sozialismus ein Staat bleibt, d. h. auch dann, wenn schon 
keine unterdrückten und herrschenden Klassen existieren. Er ändert sich aber 
sowohl begrifflich, wie auch inhaltlich. Das Programm besagt über des sowjeti-
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sehen Staat folgendes: „. . . Jener Staat, der als Staat der Proletardiktatur zu-
stande gekommen ist, gestaltete sich im neuen, gegenwärtigen Abschnitt zu einem 
universellen gesamtnationalen Staat, zu einem Organ, das die Interessen und den 
Willen des ganzen Volkes ausdrückt, um."11 Da wir wissen, dass unter den sow-
jetischen Verhältnissen der Begriff des Volkes alle-Klassen bzw. Schichten der 
Gesellschaft umfasst, ist der gesamtnationale Staat der Staat des ganzen Volkes. 
Diese Definition hat nichts mit jener Definition des Volksstaates zu tun. die von 
den bürgerlichen Theorien ausgebildet wurde, wonach der völkische Charakter 
des Staates eine Macht bedeutet, die ein Kompromiss zwischen den antagonisti-
schen Klassen ausdrückt. Die neue These, nach der in der Geschichte das erstemal 
ein Staat entstanden ist, der zwar noch Staat, aber nicht mehr die Diktatur einer 
Klasse ist, wurde vom Programm auf eine mutige, schöpferische Verallgemeine-
rung der Entwicklung in der Proletardiktatur begründet. 

Ausgehend von den marxistischen Thesen und praktischen Erfahrungen, dass 
der Aufbau des Sozialismus nur nach Erringung der Proletardiktatur möglich 
wird, stellt das Programm ausgesprochen fest, dass die durch die Sozialistische 
Oktoberrevolution errichtete Proletardiktatur in der Sowjetunion ihre geschicht-
liche Bestimmung erfüllt, den vollen Sieg der ersten Phase des Kommunismus, 
den Sozialismus, gesichert hat und damit die bisherige Proletardemokratie zur 
gesamtnationalen sozialistischen Demokratie umgestaltet wurde. So erfüllte also 
die Proletardiktatur voll und ganz ihre Aufgabe in der inneren Entwicklung der 
Sowjetunion. Das Programm stellt expressis verbis fest: „Die Diktatur des Pro-
letariats sicherte, den vollen und endgültigen Sieg des Sozialismus — des ersten 
Abschnittes des Kommunismus — sicherte den Übergang der Gesellschaft in den 
allgemein sich entfaltenden Aufbau des Kommunismus, damit erfüllte sie ihre 
geschichtliche Bestimmung und ist in der Sowjetunion hinschtlich der Aufgaben 
der inneren Entwicklung nicht mehr notwendig." „Die Partei geht davon aus, 
dass die Diktatur der Arbeiterklasse schon vor Absterben des Staates ihre Not-
wendigkeit verliert."12 

Wie ist jene Feststellung zu verstehen, dass die Diktatur des Proletariats in 
der Sowjetunion hinsichtlich der Aufgaben der inneren Entwicklung unnötig ge-
worden ist? 

Es ist bekannt, dass die Diktatur des Proletariats, als Organ des Klassen-
kampfes nicht nur innere, sondern auch äussere Funktionen hat, die in erster 
Reihe mit dem Bestehen der kapitalistischen Staaten zusammenhängen. Im in-
ternationalen Leben und Beziehungen wird der Klassenkampf in verschiedenen 
Formen weitergeführt, solange bis der Kommunismus nicht zu einem Weltsystem 
wird. Deshalb führen der sowjetische Staat und die sozialistischen Staaten durch 
ihre Aussenpolitik — wobei sie das Prinzip des friedlichen Beisammenlebens ver-
künden, gegen den imperialistischen Aufriistungswettlauf kämpfen und die wirt-
schaftliche Zusammenarbeit der Staaten sozialistischen und kapitalistischen Sys-
tems verkünden — unter Anwendung dieser neuen Formen den Klassenkampf 
fort, d, h. der sozialistische Staat behält nach aussen seinen Klassencharak-
ter, hält nach aussen das Wesen der Proletardiktatur aufrecht, erfüllt ihre Funk-
tionen auf internationaler Ebene, in den zwischenstaatlichen Beziehungen. 

Aus der Feststellung des Programms der Kommunistischen Partei der Sow-

11 A Szovjetunió Kommunista Pártja XXII. Kongresszusának anyaga (Material des 
XXII . Kongresses der Kommunistischen Partei der Sowjetunion) Budapest, 1961. p. 444. 

12 Ebenda d. 444. 



jetunion, nämlich die Proletardiktatur wurde in der Sowjetunion hinsichtlich der 
inneren Entwicklung unnötig, also die Proletardiktatur wird noch vor Absterben 
des Staates unnötig, kann auch beleuchtet werden, in welchem.Sinn das Prog-
ramm die Definition der Proletardiktatur anwendet. 

Lenin verwendete den Begriff der Proletardiktatur in mindestens drei Be-
deutungen. Die engste Deutung ist in seinem Werk „Zur Geschichte der Frage 
der Diktatur" zu finden, wo er schreibt: „Zur Zeit des Bürgerkrieges kann jede 
siegreiche Macht nur Diktatur sein . . . Die Diktatur bedeutet eine unbeschränk-
te Macht, nicht aber eine Macht, die sich auf Gesetze stützt.13 

Diese engste Definition wird von Lenin mit der Zeit des bewaffneten Kam-
pfes in Zusammenhang gebracht, wenn sich die revolutionäre Macht unmittelbar 
auf die Gewalt stützen muss, wobei das bisherige Recht verletzt wird. Eine zweite 
Definition der Proletardiktatur gibt Lenin in seinem Werk „Die Proletarrevolu-
tion und der Renegat Kautsky". Auch hier betont er die Gewalt, doch in 
einem weiteren Sinn wie oben: „Ein undbedingt notwendiges Kennzeichen 
der Diktatur, ihre unerlässliche Bedingung ist die gewaltsame Unterdrük-
kung der Ausbeuter als Klasse und folglich die Verletzung der reinen Demokra-
tie d. h. der Gleichheit und der Freiheit in Hinsicht auf diese Klasse"14. Die Pro-
letardiktatur bedeutet also in dieser zweiten Definition die Macht des Proleta-
riats, worin die führende Kraft die Arbeiterklasse, das Kennzeichen der Prole-
tardiktatur die entsprechende Einschränkung der Rechte der ausbeutenden Klas-
sen ist. Schliesslich ist die Proletardiktatur nach der dritten, weitesten Defini-
tion: „ein Klassenbündnis in besondere Form zwischen dem Proletariat, dem 
Vortrupp der Werktätigen und der vielköpfigen nicht proletarischen Schicht der 
Werktätigen (Kleinbürger, Kleineingentümer, Bauerschaft, Intelligenz usw.) oder 
deren Mehrheit".15 In diesem Sinn bedeutet also die Proletardiktatur die Führung 
der Gesellschaft durch die Arbeiterklasse während der ganzen Periode des Über-
ganges vom Kapitalismus zum Kommunismus. 

Das Programm der Kommunistischen Partei der Sowjetunion verbindet die 
Definition der Proletardiktatur mit dem an zweiter Stelle erwähnten Begriff und 
verbindet den Begriff mit der Periode vom Kapitalismus bis zum Sozialismus, 
wobei es den Begriff, als eine Phase der Entwicklung der sozialistischen Staat-
lichkeit erklärt, in der Klassengewalt angewandt wird. In diesem Sinn beendet 
die Proletardiktatur mit der Beseitigung der ausbeutenden Klassen ihre geschicht-
liche Aufgabe, die Klassengewalt wird überflüssig. Der Staat ist auch weiterhin 
notwendig, doch er verliert seinen Diktaturcharakter. Aus dem Programm ist 
auch festzustellen, dass das Ende der Mission der Arbeiterklasse nicht das Auf-
hören ihrer Führung, ihrer führenden Rolle bedeutet. „Da die Arbeiterklasse die 
arn.besten organisierte Kraft der sowjetischen Gesellschaft ist, erfüllt sie ihre 
führende Rolle auch in der Periode des allgemein sich entfaltenden kommunis-
tischen Aufbaus. Die Erfüllung der gesellschaftsführenden Rolle der Arbeiter-
klasse gipfelt im Aufbau des Kommunismus, wenn die Klassen aufhören"16. 

In der neuen Lage ändert sich der Charakter der Führung der Arbeiterklasse. 
Vor allem verliert diese Führung ihren Herrschaftscharakter gegenüber den ge-
wesenen Ausbeutern. Die Arbeiterklasse muss aber in der Entwicklung der neuen 

13 Lenin: Művei 31. köt. (Werke T. 31.) Budapest, 1951. p. 351—361. 
14 Lenin: Művei 28. köt. (Werke T. 28.) Budapest, 1952. p. 260. 
15 Lenin: Művei 29. köt. (Werke T. 29.) Budapest, 1953. p. 387. 
10 A Szovjetunió Kommunista Pártja XXII . Kongresszusának anyaga. (Material des 

XXII. Kongresses der Kommunistischen Partei der Sowjetunion) Budapest, 1961. 444. p 
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Elemente der kommunistischen Gesellschaft auch weiterhin eine führende Rolle 
spielen. 

Es taucht die Frage auf, ob wir infolge der Umgestaltung des Staates zu einem 
gesamtnationalen Staat in der Sowjetunion einem Staat ganz neuen Typs gegen-
überstehen. Es kann festgestellt werden, dass das nicht der Fall ist, weil der ge-
samtnationale. Staat bloss einen neuen Entwicklungsabschnitt des sozialistischen 
Staates bedeutet. Dieser Staat gehört auch weiterhin dem arbeitenden Volk und 
bleibt hinsichtlich seiner wesentlichen Züge mit den anderen sozialistischen 
Staaten identisch. Nach dem Programm der Kommunistischen Partei der Sowjet-
union: „Die sozialistischen Länder haben eine wirtschaftliche Grundlage gleichen 
Typs: die Produktionsmittel stehen im gesellschaftlichen Eigentum: eine Staats-
ordnung gleichen Typs: das von der Arbeiterklasse geführte Volk ist im Besitz 
der Macht; ihre Ideologie ist identisch: der Marxismus;—Leninismus; ihre Inte-
ressen sind gemeinsam .. ."17 und auch ihr Ziel ist das gleiche: die Verwirklichung 
des Kommunismus. 

Diese Gleichheit des Typs besteht solange, bis der sozialistische Staat, als 
die politische Organisation der Gesellschaft besteht. 

Die wichtigste theoretische Frage, die durch die Ausbildung des gesamtnatio-
nalen Staates aufgeworfen wird, ist das Problem des Wesens des Staates auf sei-
nem derzeitigen Entwicklungsabschnitt. Der dialektische Materialismus lehrt, 
dass dasselbe Wesen abhängig von den konkreten geschichtlichen Verhältnissen 
verschiedenerweise erscheinen kann- Der Erkenntnisprozess ist ein Prozess der 
Aufdeckung der Bewegung von den äusseren Erscheinungen in Richtung des We-
sens, der Aufdeckung des immer tieferen Wesens und der verschiedenen Seiten 
der Erscheinung. 

Im ersten Abschnitt der Entwicklung erschien das Wesen des sozialistischen 
Staates unter den konkreten geschichtlichen Verhältnissen des Bestehens vori 
Klassen mit gegensätzlichen Interessen in der Proletardiktatur, in der Form des 
scharfen Klassenkampes. In dieser Hinsicht ist die Proletardiktatur die Erschei-
nungsform des sozialistischen Wesens des sowjetischen Staates. Zugleich ist aber 
die Proletardiktatur auch eine Erscheinung, die ihr eigenes Wesen, eigene Ent-
wicklungsformen besass. Das Wesen der Proletardiktatur offenbart sich vor allem 
darin, dass die Arbeiterklasse eine organisierte Gewalt gegen die Klassenfeinde, 
gegen die Ausbeuter anwendet. Das war aber nicht die wichtigste Erscheinung 
des Wesens der Proletardiktatur. Die wichtigste Erscheinung des Wesens der Pro-
letardiktatur bestand darin — wie es Lenin nachgewiesen hatte, — dass sich darin 
die Demokratie in noch nie empfundenem Mass für jeden Werktätigen entfaltete. 
Bei der Entwicklung des sozialistischen Staates ist die Erscheinungsform ihres 
Wesens, dass der Kreis der Gewalt gegen die Klassenf einde der Werktätigen — in-
folge. des Aufhörens, des Vers.chwindens der Klassenfeinde — immer enger wird. 
Gleichzeitig entwickelt sich immer mehr das Wesen des sozialistischen Staates, 
sein wahrer Demokratismus. 

Das kommt unmittelbar in der weitgreifenden Entwicklung des gesamtnatio-
nalen sozialistischen Demokratismus zum Ausdruck, das der Hauptzug und wich-
tigstes Kennzeichen des gesamtnationalen Staates ist. Das drückt das neue Ver-
hältnis zwischen dem sozialistischen Staat und der Gesellschaft aus. 

Der gesamtnationale Staat ist also nicht irgendein ganz neuer Staat im Ver-
gleich mit der Proletardiktatur. Beide sind Staaten gleichen Typs. Der Staatstyp 
änderte sich nicht — ohne Hinsicht auf die bedeutenden Änderungen im Ausdruck 

17 Ebenda p. 371. 
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des Wesens. Es wäre unrichtig, wenn man von zwei verschiedenen Typen des so-
zialistischen Staates spräche. 

Der gesamtnationale Staat ist nicht mehr Klassenstaat in dem Sinn, dass da-
rin nicht mehr die politische Herrschaft einer Klasse, der Arbeiterklasse, d. h. die 
Diktatur der Arbeiterklasse vorhanden ist. Die sowjetische Gesellschaft besteht 
aber aus zwei befreundeten Klassen und einer gesellschaftlichen Schicht, der In-
telligenz und der gesamtnationale Staat drückt den Willen und die Interessen 
dieser Klassen und der Intelligenz aus. Deshalb kann er innerlich in dieser Hin-
sicht und ausschliesslich in diesem Sinn ein Klassenstaat genannt werden. 

Alle bisher bekannten Staaten der Geschichte waren und sind noch heute 
ihrem Charakter nach eine Diktatur der herrschenden Klasse: der gesamtnatio-
nale Staat ist aber nicht mehr das Mittel der Herrschaft einer einzigen Klasse. Der 
gesamtnationale Staat ist die politische Organisation des ganzen Volkes, das ganze. 
Volk verwirklicht darin voll und ganz, ohne jede Einschränkung seine Macht. 

Was ist also die gegenwärtige Richtung und die Perspektive der weiteren 
Entwicklung der Änderungen der Institutionen der sozialistischen Staatlichkeit, 
der sozialistischen Demokratie? Welche Methoden sollen diesen Änderungen die-
nen? 

Die Hauptrichtung der weiteren Entwicklung der sozialistischen Staatlich-
keit ist die vielseitige Entwicklung und Vervollkommnung der sozialistischen De-
mokratie. Nach dem Programm der Kommunistischen Partei der Sowjetunion: 
„Die allgemeine Entwicklung und Vervollkommnung der sozialistischen Demok-
ratie, die tätige Teilnahme sämtlicher Staatsbürger in der Staatsverwaltung.. . 
die Verbesserung der Arbeit des Staatsapparates und die erhöhte Volksaufsieht 

• über die Tätigkeit des Staatsapparats: das ist die Hauptrichtung der Entwicklung 
der sozialistichen Staatlichkeit in der Periode des Aufbaus des Kommunismus".18 

Neben dieser wichtigsten und unmittelbar zeitgemässen Vorbedingung der 
Entwicklung der sozialistischen Demokratie, die sich auf alles erstreckt, können 
noch mindestens vier Entwicklungstendenzen angegeben werden, woraus sich 
der tiefgreifende Prozess der Umbildung der sozialistischen Staatlichkeit zu einer 
kommunistischen gesellschaftlichen Autonomie zusammensetzt. Diese, sind fol-
gende : 1. die allmähliche Übergabe einzelner von staatlichen Organen besorgten 
Aufgaben an gesellschaftliche Organisationen; 2. die Verringerung der Rolle des 
staatlichen Zwanges in gesellschaftlichen Verhältnissen; 3. allmähliches Ver-
schwinden des politischen Charakters der Staatsorganisation; 4. das Aufhören der 
Funktion des Schutzes gegen äussere Feinde im perspektivischen Mass der Um-
bildung des Sozialismus zu einem Weltsystem. 

Bezüglich der Methoden und Institutionen der Verwirklichung der Haupt-
richtung dieser Änderungen haben diese, trotz ihres im Programm bestimmten 
ziemlich speziellen Charakters, grosse Bedeutung auch hinsichtlich der übrigen 
sozialistischen Staaten (insbesondere wenn sie auch durch die Erfahrungen be-
kräftigt werden). Bei der Entwicklung des sozialistischen Demokratismus tritt 
der weitere Ausbau der Volksvertretungsorgane in Form des Rätesystems in den 
Vordergrund. Dessen Bedeutung besteht hinsichtlich der weiteren Entwicklungen 
der Institutionen der Volksvertretungsorgane, darin, dass die Räte schon jetzt 
die Züge der staatlichen und der gesellschaftlichen Organe vereinen, da sie in 
immer grösserem Kreis neben den staatlichen und rechtlichen Methoden gesell-
schaftliche Methoden anwenden. Der Keim der kommunistischen gesellschaft-

18 Ebenda 445. p. 

fi Aritalffy Acta 81 



liehen Autonomie ist also in den Räten verborgen, weil die Züge der gesellschaft-
lichen Organisation der Räte, — infolge ihres doppelten Charakters — immer mehr 
zur Erscheinung kommen und das Übergewicht über ihren Charakter der Organe 
der Staatsgewalt erlangen. Die letzte Phase dieses Prozesses kommt dann zustan-
de, wenn die gesellschaftsorganisatorischen Züge der Räte ausschliesslich werden, 
d. h. wenn die Räte in der kommunistischen gesellschaftlichen Autonomie voll-
kommen ihren Charakter der Staatsorgane verlieren und sich mit den Massen-
organisationen zu Organisationen ausschliesslich gesellschaftlichen Charakters 
vereinen. 

Das Programm der Kommunistischen Partei der Sowjetunion sieht eine ganze 
Reihe von speziellen für das ganze Rätesystem gemeinsamen Institutionen und 
Methoden neben den für die einzelnen Rätestufen bestimmten Methoden und 
Instituionen vor. 

Jene im ganzen Rätesystem gleichen Institutionen und Methoden sind 
besonders interessant, deren Aufgabe darin besteht, dass die Erhöhung der ge-
sellschaftlichen Kontrolle der Arbeit des Räteapparates und der aktiven Teilnah-
me der Staatsbürger in der Anbeit dieses Apparates gesichert wird. Im Zusam-
menhang mit der Bildung der Räte , wird im Programm die weitere Entwicklung 
der demokratischen Wahlmethoden, insbesondere bei der Kandidierung der 
Mitglieder der Räte vorgesehen und ausserdem die Forderung erhoben, dass bei 
jeder Wahl mindestens ein Drittel des Personalstandes erneuert werden muss. 
Bei der Kontrolle der Räte muss ihre Verantwortung gegenüber den Wählern 
erhöht werden. In den Berichten vor den Wählern muss neben der Rückberufung 
der Ratsmitglieder, die sich des Vertrauens unwürdig erwiesen, konsequent jenes 
Prinzip zur Geltung kommen, dass jedes Ratsmitglied eine bestimmte Aufgabe zu 
erfüllen habe, wenn die Räte tatsächlich „arbeitende" Vertretungsorgane wer-
den sollen und nicht nur Beschlüsse zu fassen haben. Es handelt sich hier von der 
richtigen Organisationsarbeit, die die Verwirklichung der Beschlüsse gewährlei-
stet. 

Die grössere Rolle der Räte erfordert, dass die Bedeutung der ständigen Aus-
schüsse der Räte, als Organe, die von den Räten ins Leben gerufen sind, erhöht 
werden, so dass allmählich jene Angelegenheiten in ihren Wirkungskreis kom-
men, die bisher in die Kompetenz der Verwaltungsorgane der Rätes oder anderer 
Staatsverwaltungsorgane gehörten. 

Auch die Superiorität der Räte über die Verwaltungsorgane muss vervoll-
kommnet werden, um auch dadurch die Ausdehnung des Wirkungskreises der 
demokratischen Grundsätze bezüglich der Bildung und Arbeit des Staatsappara-
tes zum Ausdruck zu bringen. 

Ein Novum, das die leitende Rolle und die Priorität der Räte gegenüber den 
Verwaltungsorganen hervorhebt, ist jene prinzipielle Forderung des Programms, 
dass alle Führungsfunktionen der staatlichen Organe durch Wahl besetzt werden 
und die Verpflichtung des Berichtes vor den Wählern ausgedehnt werde. Dem-r 
nach besetz jeder Werktätige in leitender Stellung seine Funktion aufgrund einer 
direkten Wahl der entsprechenden Vertretungsorgane, ist diesen und seinen 
Wählern verantwortlich, so wie es schon jetzt bei den Vollführungs- und Verord-
nungsorganen der Räte geregelt ist. Auch die Forderung wird im Programm er-
hoben, dass die leitenden Organe auf jeder Ebene regelmässig neu zu wählen 
sind. Das Programm der Kommunistischen Partei der Sowjetunion wirft die Ent-
wicklung der Methoden der in verschiedenen Formen (z. B. Gemeindeversamm-
lungen, Produktionskonferenzen usw.) erscheinenden unmittelbaren Demokratie 
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auf und betont, dass der unmittelbare Einfluss der Gesellschaft auf die Gesetz-
gebungstätigkeit erhöht wird. Es wird die Ausdehnung des Rechtes der Gesetzes-
initiative auf die Gewerkschaften und auf ändere gesellschaftliche Massenorgani-
sationen vorgeschlagen, es wird also der Kreis der staatlichen Organe überschrit-
ten, die früher allein dieses Recht besassen. Die allgemeine Diskussion der Gesetz-
vorlagen muss ein ständiges Element des Gesetzgebungsprozesses werden. Auch 
jene Forderung ist neu, wonach das tote Institut der Volksabstimmung durch 
Vorlage der wichtigsten Gesetze der unmittelbaren Abstimmung des Volkes wie-
der belebt werden soll. Auf diese Weise wird die Gesamtheit der Wähler zu Ge-
setzgeber. 

Die Methoden und Institutionen der Demokratisierung der gesamtstaatlichen 
Gesetzgebung müssen auch bei den territorialen Räten angewandt werden (Z. B. 
die Beachtung der öffentlichen Meinung durch öffentliche Diskussion der wich-
tigsten örtlichen Verordnungsentwürfe). 

Die Tendenz der allseitigen Entwicklung der Demokratie kommt neben den 
Mitteln, die die Erhöhung der gesellschaftlichen Kontrolle des Apparats sichern 
sollen, in der Forderung der Ausdehnung der persönlichen Freiheit sowie in der 
allmählichen Beseitigung der Grenzen zwischen Staat und und Gesellschaft zum 
Ausdruck, das allmählich zum Absterben des Staates führt. 

Eine wichtige Erscheinung des Absterbens des Staates ist die Übergabe der 
Funktionen der staatlichen Organe an die gesellschaftlichen Organisationen in 
weiterem Sinn. Dieser Prozess der „Entstaatlichung", der sog. Vergesellschaftli-
chung, kann verschiedene. Formen annehmen und zurzeit spielt er sich in zwei 
Häuptformen ab; 1. Die gemischte Form der nicht vollen Entstaatlichung, wenn 
der Staat den Beschlüssen und Verordnungen der gesellschaftlichen Organisatio-
nen oder anderer gesselschaftlicher Selbsverwaltungsorgane die Kraft der staat-
lichen Verwaltungsbeschlüsse verleiht und ihre Durchführung durch Zwangsmit-
tel sichert 2. Die Form der tatsächlichen Entstaatlichung, wenn gewisse Angele-
genheiten voll und ganz aus der Kompetenz einzelner staatlichen Organe gesell-
schaftlichen Organisationen zur Erledigung mit gessellschaftlichen Methoden 
übertragen werden. In diesem Prozess, in dieser zweiten Form, verringert sich der 
Einflusskreis des Staates auf das gesellschaftliche Leben. Hier steht an erster 
Stelle die Organisation und Verwaltung der Kultur. In erser Reihe werden näm-
lich die kulturellen Insitutionen vom Kreis der Staatsverwaltung herausgenom-. 
men. Dieser Prozess dehnt sich dann auf das Gebiet des Gesundheitsschutzes, auf 
die Befestigung der öffentlichen Ordnung (Entwicklung der Volksdruschinen, der 
gesellschaftlichen Gerichte auf den Arbeitsplätzen usw.) und auch auf andere 
Gebiete aus. 

In der Periode des Absterbens des Staates ist eine weitere wichtige Tendenz 
die Verringerung der Rolle des Zwanges in den gesellschaftlichen Beziehungen. 
Diese Tendenz erscheint ausdrücklich in der Periode nach Beendigung des Auf-
baus des Sozialismus, im Abschnitt, wo der Staat, der nicht mehr ein Staat der 
Proletardiktatur ist, ein gesamtnationaler Staat wurde.19 Diese Tendenz ist die Fol-
ge 1. der Beseitigung der antagonistischen Klassengegensätze und der nicht mehr 
notwendigen Anwendung der Gewalt gegen die ausbeutenden Klassen, 2. der 
Entwicklung des kommunistischen Bewusstseins. Es handelt sich hier vor allem 
von der Verringerung der Rolle des staatlichen Zwanges, nicht aber von der Rolle 
jedes Zwanges im allgemeinen, das zurzeit noch nicht angewandt werden kann. 

; 19 Ebenda p. 444. 
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Bezüglich der Kriminalität richtet das Programm der Kommunistischen Partei 
der Sowjetunion die Aufmerksamkeit vor allem nicht auf die Repression, son-
dern auf die Vorbeugung, die durch Anwendung der gesellschaftlichen Einwir-
kung und der. Mittel der Erziehung zu verwirklichen ist. Diese Tendenz wird in. 
der Perspektive notwendigerweise die. Strafmittel vollkommen durch gesellschaft-
liche Erziehungsmittel ablösen. In diesem Prozess sind folgende Abschnitte zu 
unterscheiden: a) in der Wirkung der Rechtsnormen nehmen die Elemente der 
Überzeugung einen grösseren Platz ein und die Zwangselemente verringern sich, 
b) allmählich übergeht man von der Anwendung der staatlichen Zwangsmittel 
auf die Anwendung des gesellschaftlichen Zwanges, c) von der Anwendung des 
Zwanges übergeht man auf die ausschliessliche Anwendung der Überzeugungs-
mittel. 

Die nächste Tendenz kann schwer auf die Sprache der Praxis übersetzt wer-
den: Das ist die Tendenz, die auf die „Politiklosigkeit" der Tätigkeit des Staates 
gerichtet ist. Dieser Prozess wurde von Engels prophezeit, als er darüber .sprach, 
dass die Zeit kommt, wo an Stelle der Verwaltung der Personen die Verwaltung 
der Dinge tritt. Nach der Feststellung von Lenin: „. . . der absterbende Staat ist 
auf einer gewissen Stufe nicht mehr politischer Staat zu nennen."20 Das Programm 
der Kommunistischen Partei der Sowjetunion besagt über diese Frage, dass „die 
Planungs- und evidenzhaltenden Organe, die Organe der Leitung der Wirtschaft 
und der kulturellen Entwicklung sind jene, die zurzeit staatliche Organe sind, 
aber ihren politischen Charakter verlieren werden."21 Das Wesen dieses Prozesses 
liegt darin, dass an Stelle der aufhörenden politischen Funktionen des Klassen-
staates, die mit dem staatlichen Zwang in Verbindung stehen, die wirtschaftlich-
organisatorische und kulturell erziehende Funktion tritt, aber auch diese Funk-
tion verliert ihren politischen Inhalt unter den Umständen des Reichtums der 
Güter, der Beseitigung der Klassen, wenn sich die reiche Individualität der Mit-
glieder der kommunistischen Gesellschaft, die ausschliesslich technisch-Organisa-
torischen Charakter hat, ausbildet. 

Die letzte Tendenz besteht darin, dass auch die Funktion des Schutzes gegen 
die äusseren Feinde des Landes aufhört. Dessen Verwirklichung wird nur dann 
voll- und ganz möglich sein, wenn im Weltmasstab die Gefahr der äusseren Ag-
ression aufhört. Zurzeit muss die Funktion des Schutzes notwendigerweise ge-
stärkt werden. Aber es ist auch hier wesentlich, dass die sozialistischen Staaten 
die Ideen des friedlichen Zusammenlebens zwischen dem sozialistischen und kapi-
talistischen System, sowie der Verwirklichung der vollen Abrüstung vertreten. 

Wenn wir das obige zusammenfassen, so müssen wir feststellen, dass die ge-
schichtliche Entwicklung unvermeidlich zum Absterben des Staates bzw. zur Um-
gestaltung zu einer kommunistischen gesellschaftlichen Selbstverwaltung führt. 
Es muss aber zwischen dem Prozess des Absterbens des Staates und seines end-
gültigen Aufhörens unterschieden werden. Der Prozess selbst beginnt mit der 
Errichtung des sozialistischen Staates und wird mit der Errichtung des gesamtna-
tionalen sozialistischen Staates stärker. Aber zum vollkommenen Absterben des 
Staates, zum Endergebnis dieses Prozesses ist noch notwendig, dass sich seine 
inneren Bedigungen — der Aufbau der sich entfaltenden kommunistischen 
Gesellschaft und die Befestigung des Sozializmus auf internationaler Ebene — 
ausbilden. 

20 Lenin: Művei 25. köt. (Werke T. 25) Budapest, 1952. p. 470. 
21 A Szovjetunió Kommunista Pártja XXII . Kongresszusának anyaga (Material des 

XXII . Kongresses der Kommunistischen Partei der Sowjetunion) Budapest, 1961. p. 452. 
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Man darf keine Illusionen hegen und nicht vergessen, dass gerade der sowje-
tische gesamtnationale sozialistische Staat das Mittel das Aufbaus des Kommunis-, 
mus ist. Ein grundlegendes Mittel der Umorganisierung der sozialistischen Gesell-
schaft ist der sozialistische Staat selbst. Dieser organisiert und fasst die Massen zu-
sammen, durchführt die pianmässige Lenkung des wirschaftlichen und kulturel-
len Aufbaus und sichert zugleich den Schutz der sozialistischen Errungenschaften 
des ganzen Volkes. 

Diese schöpferische, schaffende Rolle des sozialistischen Staates wird durch 
folgende Umstände bestimmt: 

In erster Reihe durch die Tatsache, dass der sowjetische gesamtnationale Staat, 
wie alle sozialistischen Staaten, Eigentümer der Produktionsmittel ist, er ist ein 
wirtschaftendes Subjekt. Das ermöglicht für ihn, dass er im Namen der Gesell-

. schaft das wirtschaftliche Leben des Landes führt, über die Produktionsmittel im 
Interesse des Volkes verfügt und auf diese Weise den Interessen des Aufbaus des 
Kommunismus dient. Mittels der volkswirtschaftlichen Pläne bestimmt und lenkt 
der Staat das ganze wirtschaftliche Leben des Landes im Interesse der ständigen 
Steigerung des gesellschaftlichen Reichtums, der maximalen Erfüllung der ma-
teriellen und kulturellen Bedürfnisse des Volkes, der Erhöhung der Schutzfähig-
keit und der Befestigung der Unabhängigkeit der Sowjetunion. 

Zweitens durch die Tatsache, dass der Staat über die politische Gewalt ver-
fügt, die sich auf die ganze Bevölkerung, und auf das ganze Gebiet des Landes 
erstreckt, in seiner Hand die politische Leitung der Gesellschaft konzentriert. 
Durch die Sowjets und durch ihre Durchführungs- und Verfügungsorgarie ver-
wirklichen sich von unten nach oben die täglichen Aufgaben des gesamtnationalen 
Staates. 

Drittens durch die Tatsache, dass der sozialistiche gesamtnationale Staat eine 
alles umfassende Form der politischen Organisation ist, die alle Mitglieder der so-
zialistischen Gesellschaft in sich aufnimmt. 

Viertens durch die Tatsache, dass der sozialistische gesamtnationale Staat über 
einen so gewaltigen Hebel zur Regelung des gesellschaftlichen Verhaltens der 
Menschen verfügt, wie es das sozialistische Recht ist. Mit Hilfe des Rechtes regelt 
der Staat in Einklang mit dem wirtschaftlichen Entwicklungsniveau des Landes 
und mit den objektiven wirtschaftlichen Gesetzen des Sozialismus das Verhalten 
der Menschen. Er lenkt die Entwicklung der ganzen Gesellschaft im Interesse des 
Aufbaus des Kommunismus. 
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Kapitel IV. 

ZIEL UND FUNKTIONEN DES SOZIALISTISCHEN STAATES 

1. Das Problem der Funktionen des Staates ist das Problem der Tätigkeits-
sphäre des Staates. Die Erörterung der Funktionen des Staates bedeutet also auch 
die konkrete Erörterung des Wesens des Staates, weil sich das Wesen des Staates 
in seinen Funktionen offenbart. Wir verstehen unter den Funktionen des Staates 
die wichtigsten Richtungen, Seiten seiner Tätigkeit die durch die Besonderheiten 
der gegebenen1, konkreten, inneren und äusseren geschichtlichen Lage und die 
daraus unmittelbar folgenden Aufgaben bestimmt werden. Mit der Änderung der 
inneren und äusseren Lage, sowie der Aufgaben, ändern sich auch die Funktionen 
des Staates. 

In dér marxistisch-leninistischen Staats- und Rechtstheorie entstanden neue 
Auffassungen auch über die Funktionen des Staates. So z. B. sagen Lukanov 
und Lazarev, dass es nicht richtig ist, die Funktion des Staates als grundle-
gende Richtungen der Tätigkeit des Staates zu bestimmen. Nach ihnen ist die 
Funktion die „gesellschaftliche, geschichtliche Mission" des gegebenen Organs.2 

Diese Definition ist aber nicht klar; Es ist fraglich was in dieser Konzeption 
das Verhältnis der Aufgabe und der Funktion des Staates ist. Lukanov und Laza-
rev identifizieren scheinbar die Aufgabe des Staates mit seinen Funktionen. Das 
ist aber streitbar, weil, wenn die Funktionen des Staates durch seine Aufgaben, 
d. h. durch seine gesellschaftliche, geschichtliche Mission bestimmt wird, haben die 
Aufgaben des Staates im Vergleich zu seinen Funktionen eine untergeordnete Be-
deutung. Es ist weiters fraglich, was das Verhältnis zwischen den Funktionen 
des Staates und zwischen seiner vielseitigen Tätigkeit ist? Ist es also wahr, dass 
die Funktionen des Staates allgemeine, gemeinsame, gleiche Züge der staatlichen 
Tätigkeit sind oder aber diese Funktion reicher als der Inhalt der Tätigkeit ist. 
W. S. Petrov befasst sich mit den Fragen einer bedeutenden Kategorie der Staats-
theorie des allgemeinen Begriffs der Funktionen des Staates und verdoppelt den 
Begriff der Funktionen des Staates. Nach ihm müssen zwei Arten des Begriffs 
der Funktionen des Staates unterschieden werden und zwar die grundlegenden 
und die nicht grundlegenden Funktionen. Er versteht unter grundlegenden Funk-
tionen die wichtigsten Seiten der Tätigkeit des Staates, die grundlegenden Rich-
tungen. worin also das Wesen des Staates, sein Klasseninhalt erscheint. Er schreibt 
über die nicht grundlegenden Funktionen folgendes: „die nicht grundlegenden 
Funktionen müssen von den grundlegenden unterschieden werden, worin sich 

1 Peschka Vilmos: A népi demokratikus állam funkciói. (Funktionen des volksde-
mokratischen Staates) Akadémiai Közlemények, T. 9. 1959. p. 77. 

2 V. S. Lukjanov, A. I., Lazarev, B. M.: Szovjetszkoe goszudarsztvo i obscsesztvennüe 
organizacii. Moszkva, 1961. p. 21—22. 
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die Tätigkeit des Staates auf einem besonderen Gebiet des gesellschaftlichen Le-
bens ausdrückt und die in erster Reihe durch einzelne Kettenglieder des staat-
lichen Mechanismus verwirklicht werden, so z. B. die diplomatische, finanzielle, 
Steuerfunktion, die Funktion der Lenkung der Industrieentwicklung" usw.3 Er 
betont, dass der von ihm gegebene Begriff der Funktion des Staates nur relativ 
ist, aber auch dadurch das Wesen des Staates, der einheitliche staatliche Wil-
len, der allgemeine Klassenwillen ausgedrückt wird. Er erörtert, dass die nicht 
grundlegenden Funktionen in den grundlegenden Funktionen inbegriffen sind, 
dass sie deren Bestandteile und Kokretisierungen sind. Er stellt fest, bei der Unter-
suchung der Frage von der philosophischen Seite, dass die grundlegenden und die 
nicht grundlegenden Funktionen des Staates das Verhältnis des Allgemeinen und 
des Besonderen in der Tätigkeit des Mechanismus der Staatsgewalt ausdrücken. 
Er betont, dass auf Grund der Abgrenzung und der Beleuchtung der Verhältnisses 
der grundlegenden und nicht grundlegenden Funktionen des Staates einige wich-
tige theoretische und praktische Fragen des gegenwärtigen bürgerlichen und so-
zialistischen Staaten, teilweise solche Fragen, wie z. B. die wirtschaftliche und 
ideologische Rolle des bürgerlichen Staates unserer Zeit, weiters die Frage der 
Übergaben der Funktionen der Verschiedenen staatlichen Organe an die gesell-
schaftlichen Organe usw., richtig gelöst werden können. Die Konzeption von Pet-
rov ist unbedingt bei der Untersuchung der Problematik der staatlichen Funktion 
bedeutend* aber sie bewegt uns zu verschiedenen Überlegungen. So z. B. erscheint 
es fraglich, ob die Verdoppelung der Funktionen des Staates und der staatlichen 
Organe nicht störend sei. Es scheint, dass in der Konzeption von Petrov auch die 
Funktionen der staatlichen Organe als Funktionen des ganzen Staates erscheinen, 
wenn auch nicht als grundlegende Funktionen. Es muss weiters bemerkt werden, 
dass die Begriffsbestimmung von Petrov, eben bei der Behandlung der Funktion 
des sozialistischen Staates, nicht konsequent angewandt wird, das eben auf die 
Schwierigkeiten hinweist. 

: In der neueren Literatur muss nach M. Maneli zwischen dem Ziel und den 
Funktionen des Staates unterschieden werden. Maneli sieht das Ziel des Staates 
darin, dass er die wichtigsten, allgemeinsten, grundlegendsten und wesentlichsten 
Interessen der gegebenen Klasse — im sozialistischen Staat der ganzen Gesell-
schaft — schützt". Nach ihm kann man auf Grund der Ziele des Staates — da alle 
staatlichen Tätigkeiten vielseitig sind und unter- und übergeorgnete Ziele haben, 
d. h. das eine Ziel ist das Mitteldes Erreichens des anderen — das Wesen und den 
Charakter des Staates verstehen. Er sagt, dass die Funktion des Staates „das We-
sen des Tätigkeitskreiises des Staates" ist. Der Tätigkeitskreis ist doppelt: ein äus-
serer und ein innerer Kreis und innerhalb dessen müssen die wesentlichen und 
nicht wesentlichen Züge der Tätigkeit getrennt werden, weil sich in der Funktion 
nur die Gesamtheit der wesentlichen Züge der Tätigkeit —aber nicht das Ganze 
— widerspiegelt. Die Funktionen des Staates und seine Tätigkeit sind auch bei 
Maneli, wie es aus dem Gesagten hervorgeht, identisch, sie sind nur mit den we-
sentlichen Zügen einer in gegebener Sphäre (z. B. innerer Sphäre) ausgeübten 
Tätigkeit identisch. Er verwirft also die Funktionslehre, die neuestens von Tscher-
nogolowkin vertreten und in den sozialistischen Ländern allgemein angenommen 
ist, indem er sagt, dass a) die Funktion des Staates nicht die in gegebener Sphäre 
ausgeübte staatliche Tätigkeit, nicht einmal die Richtung dieser Tätigkeit ist, son-
dern b) die Funktion des Staates der abstrakte Inhalt der Sphäre (z. B. innere) der 

3 D. A. Kerimov: Obscsaia teorija goszudarsztva i pravo. Moszikva, 1961. p. 45—47. 
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gegebenen staatlichen Tätigkeit ist. Zusammengefasst: ist die innere Funktion 
des Staates — nach Maneli — „die Aufrechterhaltung und Befestigung der füh-
renden Rolle der herrschenden Klasse durch wirtschaftlich-politische und ideo-
logische Mittel sowie das Zwingen aller jener zur Gehorsamkeit durch Gewalt, 
die die öffentliche und Rechtsordnung, die von der herrschenden Klasse festge-
setzt ist, angreifen." Die Probleme, die bei dieser Definition aufgeworfen werden, 
sind folgende: a) Verwirft Maneli die übrigen Funktionen — so z. B. die wirt-
schaftliche Funktion— oder aber sind sie inhaltlich in der obigen Definition ent-

- halten? b) Verwirft Maneli die Unterscheidung zwischen grundlegenden und nicht 
grundlegenden Funktionen? 2. Die äussere Funktion des Staates besteht „aus" der 
Erweiterung bzw. Verteidigung des Staatsgebiets und der Staatsinteressen gegen 
andere Staaten durch friedliche und kriegerische Mittel.'"' 

Vergleichen wir die Funktionen der ausbeutenden Staatstypen, so kann fest-
gestellt werden, dass der ausbeutende Staat — also die sklavenhaltenden, die 
feudalen und die kapitalistischen Staaten — zwei grundlegende Funktionen hat-
te. Die erste Funktion war das Erzwingen des Gehorsams der ausgebeuteten Klas-
sen, die zweite die Verteidigung des Staatsgebiets, bzw. die Vegrösserung dieses 
Gebiets. 

Der Proletarstaat muss hinsichtlich seinen Funktionen von den ausbeutenden 
Staaten unterschieden werden. Diese Unterscheidung ist natürlich auf dem Inhalt 
der Funktion begründet, weil eine gewisse Ähnlichkeit rein formell zwischen den 
Funktionen des sozialistischen und des kapitalistischen Staates besteht. Der Staat 
des Proletariats muss nämlich auch jene Funktionen erfüllen, die von den aus-
beutenden Staaten erfüllt werden, so die Funktionen der inneren Unterdrückung 
und der äusseren Verteidigung. Diese Übereinstimmung ist aber — wie wir es 
schon betont haben — rein formell, weil der Staat des Proletariats die innere Un-
terdrückung nicht gegen die Mehrheit richtet, wie die ausbeutenden Staaten ge-
gen die Ausgebeuteten, sondern gegen die Minderheit, gegen die Ausbeuter. Seine 
äussere Funktion ist aber keine imperialistische, aggressive, sondern eine Ver-
teidigungsfunktion. 

Während die marxistisch-leninistische Lehre über die Funktionen des aus-
beutenden Staates darauf hinweist, dass in jeder der ausbeutenden Staaten die 
beiden Funktionen anzutreffen sind — und die marxistische Wissenschaft stellt 
das unter Beachtung des Klassencharakters der ausbeutenden Staaten fest —, ver-
hüllen die bürgerlichen Lehren den Klassencharakter des Staates und erklären de-
mentsprechend die Funktionen des Staates. Die Grundlage der bürgerlichen Lehre 
über die Funktionen des Staates ist die Theorie der Trennung der Staatlichen Ge-
walt (Diese sind eigentlicht keine grundlegenden Funktionen, sondern bloss Funk-
tionsformen.) 

Diese Theorie ist entstanden, als die bürgerliche Klasse nach Erringung der 
wirtschaftlichen Macht auch die politische Gewalt erringen, wollte. Diese Lehre 
(die zuerst bei Locke erscheint) kommt am prägnantesten bei den geistigen Vor-
bereitern der französischen Revolution von 1789, Montesquieu und Rousseau zum 
Ausdruck. Als Folge ihrer Tätigkeit wurde dieses Prinzip in den bürgenlichen Ver-
fassungen aufgenommen. 

Locke war der erste, der einen Unterschied zwischen Gesetzgebungsgewalt 

4 M. Maneli: Az állam funkciói (Funktionen des Staates) Warszawa, 1963. 39, 51, 
58, 81. p. 
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und Exekutivgewalt machte. Seine Lehre wird von Montesquieu5 auf Grund jener 
praktischen Notwendigkeit, dass die unumschränkte Gewalt der französischen ab-
soluten Monarchie durch eine konstitutionelle Monarchie im Zeichen des Klassen-
kompromisses der feudalen und-bürgerlichen Kräfte abgelöst werde, erneuert. 
Deshalb fordert Montesquieu, dass die unumschränkte Geltung der Exekutivge-
walt durch ein Gleichgewicht zwischen Exekutivgewalt und Gesetzgebungsge-
walt abgelöst werde. Er unterscheidet noch eine von der Exekutivgewalt abzu-
trennende Gewalt : die Justizgewalt (richterliche Gewalt). 

Auch Rousseau setzt sich ähnlich zu Montesquieu für die Trennung der Saats-
gewalten ein und weist darauf hin, dass im Staat „die Kraft und der Willen", d. h. 
die Gesetzgebungs- und die Exekutivgewalt zu unterscheiden ist. Die Gesetzge-
bungsgewalt kommt allein dem Volk zu — sagt Rousseau —, dagegen „kann die 
Exekutivgewalt der' Gemeinschaft als Gesetzgeber oder in ihrer Qualität als 
Staatsgewalt nicht zukommen, weil die Gewalt nur individuelle Akte zustande 
bringt und diese ausserhalb der Wirkung der Gesetze stehen . . ."6 Nach Rousseau 
„braucht also die staatliche Kraft einen Beauftragten . . . Deshalb gibt es in jedem 
Staat eine Regierung . . ." „Unter Regierung — d. h. unter oberste Verwaltung — 
verstehe ich die gesetzliche Ausübung der Exekutivgewalt."7 Rousseau setzt sich 
schon im Gegensatz zu Montesquieu, für die Beseitigung der Monarchie ein und er 
hält die republikanische Staatsform für richtig. Er betrachtet als Voraussetzung 
der öffentlichen Freiheit nicht die Trennung der Staatsgewalten, sondern die Teil-
nahme des Volkes in der Souveränität und deshalb betrachtet er die Gesetzge-
hungsgewalt als eine solche, die dem Volk zukommt. Die bürgerlichen Verfassun-
gen haben die dreifache Trennung der Staatsgewalt in der Form, Wie sie bei Mon-
tesquieu anzutreffen ist, in der Praxis angenommen. Rousseau bringt aber als Ver-
treter der Kleinbürger die Interessen der Bürgerschaft konsequenter zum Aus-
druck. 

Neben der dreifachen Trennung der Zweige der Staatsgewalt wurde in der 
bürgerlichen Literatur die Lehre auch einer vierfachen Aufteilung der Staatsge-
walten entwickelt. Nach Benjamin Constant8 ist die Zusammenarbeit der getrenn-
ten Staatsgewalten nur dann möglicht, wenn eine vierte Gewalt, die Regelungsge-
walt, — die über den drei anderen steht — in Funktion treten kann, wenn die drei 
Zweige der Staatsgewalt untereinander in Gegensatz geraten. Die Lehre von Cons-
tant wurde unter anderen von Lorenz von Stein und vom ungarischen Győző Con-
cha übernommen. 

Die bürgerliche Lehre über die Funktionen des Staates — die aus der Not-
wendigkeit der Sicherung des Gleichgewichts zwischen den Zweigen der Staats-
gewalt ausgeht — diente von ihrem Entstehen bis zu unseren Tagen am weitge-
hendsten den Interessen der herrschenden Klasse. 

Die Ausbildung der Lehre fällt — wie wir darauf bereits hingewiesen haben 
— auf die steigende, fortschrittliche Periode der Bürgerschaft als Klasse, auf jene 
Periode, als die Bürgerschaft selbst durch Beseitigung des feudalen Systems der 
Fahnenträger des Fortschrittes war. Zugleich kommt aber in der Ausbildung 

5 Montesquieu: A törvények szelleméről (Über den Geist der Gesetze) Budapest, 
1962. 313. p. 

6 Rousseau, J. J.: A társadalmi szerződés (Contrat Social) Budapest, p. 163—:165. 
7 Ebenda. 
8 Constant, Benjamin: Az alkotmányos politika tana. (Lehre der konstitutionellen 

Politik) Pest, 1862. p. 12—18. 
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dieser Lehre ein Klassenkompromiss zwischen den Feudalen und der Bürger-
schaft zum Ausdruck. 

Die Lehre über die Funktionen des Staates — die die Trennung der Staatsge-
walt als Sicherung des Konstitutionalismus darstellte — war geeignet, die Klas-
senherrschaft der Kapitalisten über dem Proletariat zu verhüllen. In Wirklichkeit 
sind aber die Funktionen des bürgerlichen Staates Mittel der Klassenunterdrük-
kung und der Agression. 

Die bürgerlichen Lehren über die Funktion des Staates — insbesondere im 
Zeitalter des Imperialismus — verhüllen die Tatsache, dass zwischen den Zweigen 
der Staatsgewalt nicht jenes „Gleichgewicht" vorhanden ist, das die bürgerlichen 
Theorien verkünden, es kann im bürgerlichen Staat eine ständige Erstärkung der 
Exekutivgewalt festgestellt werden, weil diese die Funktion ist, die infolge ihrer 
Beweglichkeit geeignet ist, die Interessen der Kapitalistenklasse restlos zur Gel-
tung zu bringen. 

Zusammengefasst kann es festgestellt werden, dass die bürgerliche Lehre über 
die Funktionen des Staates —wie auch die bürgerliche Praxis der Trennung der 
Staatsgewalt — von der marxistisch-leninistischen Staats- und Rechtstheorie un-
ter sozialistischen Verhältnissen als reaktionär betrachtet wird. In der Praxis aber 
verwirklicht der sozialistische Staat die Einheit der Staatsgewalt und ihre Aus-
übung durch das Volk. 

2. Im Zusammenhang mit den Funktionen des sozialistischen Staates müssen 
ihr allgemeiner Begriff, sowie die Methoden und Mittel der Verwirklichung dieser 
Funktionen geklärt werden. 

Unter den Funktionen des sozialistischen. Staates sind die grundlegenden 
Richtungen der Tätigkeit des Staates als Ganzes auf den verschiedenen Gebieten 
des gesellschaftlichen Lebens zu verstehen, das die Lösung der vor dem Staat ste-
henden grundlegenden Aufgaben bezweckt.9 Diese Aufgaben bestimmen den In-
halt der Funktionen des Staates, die Aufgaben selbst aber entspringen den wirt-
schaftlichen und politischen Forderungen der Gesellschaft. Die auf verschiedenen 
Gebieten des gesellschaftlichen Lebens ausgeübte vielseitige Tätigkeit des Staates 
muss nach ihrem Wesen und Inhalt aufgedeckt werden, um zur Erkenntnis der 
Funktionen gelangen zu können. 

Jeder Staat übt auf innenpolitischer und aussenpolitischer Ebene Funktionen 
aus. Auf innenpolitischem Gebiet ist seine Funktion vor allem die Aufrechterhal-
tung der Ordnung im Staate, die der herrschenden Klasse entspricht, d. h. in erster 
Reihe die Aufrechterhaltung des Systems der gesellschaftlichen Verhältnisse. Das 
sichert die herrschende Stellung der Klasse, die an der Macht ist. Dabei sichert 
der Staat auch die Ordnung, die zum jeweiligen gesellschaftlichen Zusammenle-
ben notwendig ist.10 

In den ausbeutenden Staaten ist die geringzählige Klasse, die im Besitz der 

9 Vergl. mit der Arbeit von I. V. Tschernogolowkin: Funkcii szovetszkogo goszu-
darsztva v period razvernutago sztroitelsztva kommunisma, Moszkva. i960., in dem er 
unter Funktion die grundlegenden Richtungen der staatlichen Tätigkeit versteht. Das 
ist heute ziemlich allgemein in der Literatur, doch wird es in unseren Tagen bestritten 
(z. B. M. Maneli in seiner Monographie „Die Funktionen des Staates" von 1963.) 

10 Vergl. Marx: A töke (Das Kapital) Budapest, 1951. 429. p. (Marx erörtert hier, dass 
in den Klassengesellschaften die vielseitige Tätigkeit der Regierungen zwei Sachen be-
inhaltet die Erledigung der gemeinschaftlichen Angelegenheiten aus der Natur sämt-
licher Gemeinschaften und alle jene besonderen Funktionen, die sich aus den Gegen-
sätzen zwischen Regierung und Volksmassen ergeben. Vergl. weiters Lenin: Müvei (Wer-
ke) T. 25. Budapest, 1952, 413. p. 
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Produktionsmittel ist, bestrebt, vor allem die ausgebeuteten Klassen zu unter-
drücken, davon ist die Hauptaufgabe des Staatsapparats abhängig. 

Es kann von verschiedenen Arten der Verwirklichung der Tätigkeit der bür-
gerlichen Staaten gesprochen werden. In den wirtschaftlich rückständigen Staaten 
(wie z. B. die südamerikanischen Staaten) wurden das kapitalistische System und 
die Interessen der grösstenteils ausländischen Kapitalisten ohne Wahrung des 
Scheins der Demokratie ganz bis zur letzten Vergangenheit durch „starke Hand" 
genannte, sich ausschliesslich auf die Armee und die Polizei stützende Regierungs-
systeme gesichert. Anders verhält es sich in den wirtschaftlich entwickelten Län-
dern von Westeuropa und in Ländern wie die Vereinigten. Staaten von Amerika, 
Kanada, Australien usw. Im Laufe des XIX. Jahrhunderts wurde zum Nachteil der 
Arbeiterklasse, sowie der Kolonialvölker und der wirtschaftlich abhängigen Völ-
ker— durch Besetzung von Gebieten, die bisher nicht ausgebeutet und reich an 
Naturschätzen waren, ein grosses Reichtum in Form einer hochentwickelten In-
dustrie, Verkehr, Handel und Finanzkapital angehäuft, das zur Folge hatte, dass 
in diesen Ländern das Lebensniveau den Durchschnitt des Weltniveaus bedeutend 
überschreitet.11 

Die Richtungen der aussenpolitischen Tätigkeit sind die Verteidigung des 
Staates gegen Angriffe seitens anderer Staaten bzw. die Vertretung der Interessen 
der gegebenen Gesellschaft (der herrschenden Klasse) gegenüber anderen Gemein-
schaften (herrschenden Klassen). Die ausbeutenden Staaten sind stets von der Ge-
fahr bedroht, in einen Krieg verwickelt zu werden. 

Die kapitalistische gesellschaftlich-wirtschaftliche Formation bringt mit sich 
Kriege um Absatzmärkte, um industrielle Rohstoffe, um die freie Eindringung des 
Kapitals, um die Ausbeutungsmöglichkeit der Völker der wirtschaftlich rückstän-
digen Länder. Die Tendenz zum Krieg wird im imperialistischen Abschnitt der 
kapitalistischen Entwicklung noch stärker. Der Imperialismus übergeht auf die 
Politik des Kampfes um die Neuaufteilung der Welt, um die Verteidigung des Be-
sitzes der im XIX. und am Anfang des XX. Jahrhunderts erworbenen Kolonien, 
dann zur Zeit des Verfalls des Koloniesystems (insbesondere nach dem zweiten 
Weltkrieg) auf die Politik des Neokolonialismus. Für die Bourgeoisie kann der 
Krieg und die Aggression ein Aushilfsmittel der Lösung der inneren Probleme be-
deuten. Die kriegerische Losung der „Erwerbung eines Lebensraums" ermöglichte 
z. B. den faschistischen Führern, die Aufmerksamkeit der Gesellschaft vom Prob-
lem des inneren Klassenkampfes abzulenken. Der Profit aus den Kolonien ermög-
licht in einzelnen bürgerlichen Ländern die Erhöhung des Lebensniveaus der Ar-
beiterschaft, wodurch die Spannung zwischen den Klassen geschwächt wird. 

Nicht nur die Armee, sondern auch deren verschiedene Agenturen (z. B. Nach-
richtendienst, Zentralen des „psychologischen Krieges" usw.) sind Mittel der äus-
seren Funktionen des Staates. Ein weiteres Mittel der aussenpolitischen Tätigkeit 
des Staates ist die diplomatische Organisation, die einerseits die Befestigung der 
Staatssicherheit dadurch fördert, dass sie Schutzbündnisse mit Staaten gleichen 
politischen Interesses zustandebringt, andererseitz Verbündete und Genossen zur 
Durchführung der Aggressionen sucht.12 

Die obengenannten Funktionen sind etwa das Minimum der Staatsfunktionen. 
Es kann nämlich kein Staat bestehen, der nicht imstande ist, eine gewisse innere 

11 A Szovjetunió Kommunista Pártja XXII . Kongresszusának anyaga (Material des 
XXII . Kongresses der Kommunistischen Partei der Sowjetunion) Budapest, 1961. 375. p. 

12 Ebenda 380. Vergl. G. T. Zadorszanüj: Vnyesnyaja funkcia szovremennogo impe-
rialisztiscsego goszudarsztvo. Moszkva, 1958. 
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Ordnung aufrechtzuerhalten, oder seinen Schutz gegen äussere Aggressionen zu-, 
sichern. 

Die nächste Funktion, die dem Wesen nach einen organischen Bestandteil, ein. 
Grundelement der innenpolitischen Tätigkeit bildet, ist die Funktion der Organi-
sierung des im Staat erscheinenden wirtschaftlichen und kulturellen Lebens, d. h. 
die wirtschaftliche organisatorische und die kulturelle erzieherische Funktion.13 

Diese Funktion wurde vom Staat nicht immer, und bei weitem nicht immer auf 
weitem Gebiet, erfüllt. In den Staaten ausbeutenden Typs ist diese Funktion un-
vergleichlich schwächer, als in den sozialistischen Staaten und ist auch inhaltlich 
verschieden. Verhältnismässig schwach entwickelt ist diese Funktion im kapita-
listischen Staat vom freien Wettbewerb, dagegen erhöht sie sich im kapitalisti-
schen Staat des Zeitalters des Imperialismus, wo sich der Staat stärker in das ge-
sellschaftliche Leben einmischt, um die negativen Ergebnisse der im Kapitalismus 
auftretenden spontanen wirtschaftlichen Prozesse auszugleichen. 

Eine starke Erscheinung der wirtschaftlichen organisatorischen und der kul-
turellen erzieherischen Funktion ist im sozialistischen Staat zu beobachten, wo 
diese Funktion eine grundlegende Bedeutung hat. Das ist die Quelle jener in der 
sozialistischen Literatur zum Ausdruck gekommenen vereinfachten Ansicht, dass. 
die wirtschaftlich-organisatorische und die kulturell-erzieherische Funktion vom 
ausbeutenden Staat nicht verwirklicht werden kann, sondern nur durch den so-
zialistischen Staat, weil im ausbeutenden Staat die Produktionsmittel und die gan-
ze Wirtschaft in den Händen der Privateigentümer und nicht in denen des Staates, 
sind, der selbst ihnen untergeordnet ist.^ 

Demgegenüber ist es Tatsache, dass einzelne kapitalistische Staaten des Zeit-
alters des Imperialismus in einem gewissen Kreis die Organisation der Wirtschaft 
und eines Teils des Gemeinschaftslebens übernehmen (staatliche Unternehmun-
gen, Sozialversorgung, soziale Leistungen usw.). Es ist also nicht die ganze Wirt-
schaft in Privathänden. In vielen Staaten ist ein bedeutender Prozess der Nationa-
lisierung gewisser Industriezweige zu beobachten.1'5 Hinsichtlich der kulturell-
erzieherischen Funktion ist es eine geschichtliche Tatsache, dass diese, schon mit 
Hinsicht auf die ideologische Herrschaft der herrschenden Klasse, bis zu einem 
gewissen Grade von jedem Staat erfüllt wurde. Zurzeit wird diese Funktion im 
kapitalistischen Staate stärker.10 

Natürlich darf man beim Auftreten gegen die genannte vereinfachte Ansicht 
nicht in das entgegengesetzte Extrem fallen. Es müssen die qualitativen Abwei-
chungen dieser Funktion im sozialistischen Staate hervorgehoben werden, der das 
Hauptsubjekt der Wirtschaft und Organisator des öffentlichen Lebens ist, und als 
solcher konsequent die Planung der Wirtschaft und der Kultur durchführt. Das 
Prinzip der Planung ist ein wichtiger Grundsatz des sozialistischen Staates, wo-
gegen wir im kapitalistischen Staat nur Elemente, der Planung auffinden können. 
Im sozialistischen Staat wird die wirtschaftlich-organisatorische und die kulturell-

13 Ebenda p. 432. und p. 458. f. 
14 Sz. L. Zivsz: Szucsnoszty i osznovnüie organizacionnogo pravovüe formü vozd-

jesztvije imperialiszticseszkogo goszudarsztva na ekonomika (Imperialiszticseszkoe go-
szudarsztvo i kapitaliszticseszkoe hozjajsztvo (Moszkva, p. 36—110. 

15 Vergl. Csapé László: Az állami monopolkapitalizmus (Der staatliche Monopolka-
pitalismus) Budapest, 1962, 309. folg. 

16 Vergl. Arbatov, Ja. A.: „Rol'szovremennogo imperialisticseszkogo goszudarsztva v 
ideologicseszkom podavlonii narodnüh maszsz. Voproszi Szovremennogo Goszudarszt-
vennogo Pravo Burzsuaznüh Sztras, Moszkva, 1958. p. 47. f. 
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-erzieherische Funktion dadurch zu einer grundlegenden Funktion, dass sie sich 
voll und ganz nach der Beseitigung der antagonistischen Klassen ausbildet. 

Welche jene Phasen sind, die die Funktionen des sozialistischen Staates durch-
laufen, kann am besten im Entwicklungsprozess des ersten sozialistischen Staates 
•untersucht werden.17 Die Entwicklung des sowjetischen sozialistischen Staates 
durchlief verschiedene Phasen, wobei er sich entsprechend den Änderungen der 
Produktions- und Klassenverhältnisse gestaltete und entwickelte. Die erste Phase 
umfasst die Periode von der Sozialistischen Oktoberrevolution bis zur Niederle-
gung der Grundlagen des Sozialismus, der Liquidierung der ausbeutenden Klas-
sen Und dauert bis zum vollen Aufbau des Sozialismus. Die zweite Phase beginnt 
mit dem vollständigen Sieg des Sozialismus in der Sowjetunion, der mit der Um-
gestaltung der Proletardiktatur zum gesamtnationalen Staat verbunden ist. Die 
zweite Phase ist also die Periode des sich entfaltenden Aufbaus des Kommunismus 
und der Ausbildung des sozialistischen Weltsystems. 

Die in der Entwicklung des Staates zu beobachtenden Hauptphasen werden 
letzten Endes durch die Änderungen im Wirtschaftsleben des Landes, in der Klas-
senstruktur der Gesellschaft und in der internationalen Lage bestimmt. Jeder aus-
beutende Staat unterdrückt die aus den arbeitenden Massen bestehende Mehrheit 
der Gesellschaft im Interesse der ausbeutenden Minderheit. Die sozialistischen 
:Staaten kämpfen, besonders anfänglich, gegen die ausbeutende Minderheit im In-
teresse der Mehrheit, d. h. der arbeitenden Massen. 

Im sozialistischen Staat, in der Anfangsperiode seiner Entwicklung, die un-
mittelbar nach dem Sieg der Proletarrevolution beginnt, besteht die Hauptrich-
tung der Tätigkeit des Staates primär in der Beseitigung der verschiedenen Stütz-
punkte der herrschenden Klassen. In Abhängigkeit. von den konkreten gesell-
schaftlichen Umständen kann diese Tätigkeit verschiedene Formen annehmen, 
beginnend mit der mehr oder minder vollständigen Vernichtung jener, die einen 
bewaffneten Widerstand leisten, bis zur Bestrebung, dass die besiegten Klassen 
zumindest teilweise wieder in die Gesellschaft zurückgeführt und für den Dienst 
des arbeitenden Volkes verwendet werden. 

Nach dem Grad der Befestigung des sozialistischen Systems besteht die 
Hauptrichtung der innenpolitischen Tätigkeit des sozialistischen Staates neben 
der Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit in der Verhütung der Verlet-
zung der allgemein angenommenen Regeln des gesellschaftlichen Zusammenle-
bens, also sie beschränkt sich nach dem Grad des Überganges auf die klassenlose 
Gesellschaft auf die Funktion, die bedingt als „das Minimum der innenpolitischen 
Funktion" bestimmt werden kann. Im Laufe der Befestigung des sozialistischen 
Systems, wenn die Funktion der Unterdrückung der gewesenen besitzenden Klas-
sen aufhört, setzt sich der Inhalt dieser Funktion in einem bedeutenden Mass aus 
dem Schutz der Rechte und der Freiheit der Staatsbürger, der sozialistischen 
Rechtsordnung und des sozialistischen Eigentums zusammen. 

De Tatsache bedeutet ein spezielles Problem, dass der sozialistische Staat 
über den überwiegenden Teil des Nationalvermögens verfügt. Das Vermögen des 
sozialistischen Staates wird durch die Verschwendung und durch verschiedene 
wirtschaftliche Missbräuche bedroht. Der Kampf gegen solche Straftaten nimmt 
in bedeutendem Mass die Kräfte des sozialistischen Staates in Anspruch. Die heuti-
ge sowjetische Wissenschaft wendet ihre Aufmerksamkeit immer mehr auf die 

17 Vergl. D. A. Kerimov, usw. Obscseje teorija goszudarsztva i prava. Leningrad, 
1961. 227—247. 
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Tatsache, dass sich die innere Funktion des Staates auch auf den Schutz der Güter 
der einzelnen Staatsbürger gegen die Angriffe der gesellschaftsfeindlichen Ele-
mente erstreckt. 

Die äusseren Funktionen des sozialistischen Staates sind inhaltlich ebenfalls 
grundlegend von den Funktionen des ausbeutenden Staates verschieden. Der so-
zialistische Staat verteidigt die Mehrheit der Gesellschaft der arbeitenden Men-
schen gegen einen von aussen kommenden Angriff, während die bürgerlichen 
Staaten die Herrschaft und die Privilegien der ausbeutenden Minderheit schützen. 

Es ist kein Interesse der Staaten, die zu den sozialistischen gesellschaftlichen 
Ideen und zum Grundsatz des sozialistischen Internationalismus treu sind, das Ge-
biet anderer Staaten zu erwerben. Die sozialistischen Staaten müssen die Lösung 
ihrer inneren und äusseren Probleme durch entsprechende Organisation des Le-
bens ihrer eigenen gesellschaftlichen Gemeinschaft ohne Agression durchführen. 
Die sozialistischen Staaten anerkennen die Notwendigkeit des friedlichen Zusam-
menlebens, d. h. das Nebeneinanderleben der Staaten mit vershiedener gesell-
schaftlicher und politischer Ordnung auf Grund der friedlichen Zusammenarbeit 
und den Grundsatz der Nichteinmischung, d. h. jenen Grundsatz, dass kein Staat 
in die inneren Angelengenheiten anderer Staaten eingreifen darf. 

Nach der gegenwärtigen Konzeption der marxistischen Wissenschaft sind die 
Hauptrichtungen der aussenpolitischen Tätigkeit des sozialistischen Staates fol-
gende: 1) Fortsetzung der Politik zum Erreichen des dauerhaften Friedens; 2. Fort-
setzung der Politik der gegenseitigen Hilfe und die Befestigung des Blocks der so-
zialistischen Staaten, als Quelle der Sicherheit gegen die Aggression seitens der 
Staaten des imperialistischen Blocks; 3) unmittelbare Vorbereitung der Verteidi-
gung. 
. . Die wirtschaftlich-organisatorische und kulturell-erzieherische Funktion ist 
eine grundlegende Funktion des sozialistischen Staates, die voll und ganz nur 
durch die sozialistischen Staaten verwirklicht werden kann. In den ausbeutenden 
Staaten (z. B. in ihrem letzten Typ, im kapitalistischen Staat) sind die Produktions-
mittel, also der grösste Teil der Wirtschaft in den Händen von Privateigentümern, 
nur zum Teil, in einem gewissen Grade in den Händen des Staates, der auch selbst 
ihnen in bedeutenden Mass untergeordnet ist. 

Dagegen entscheidet im fortgeschrittenen Entwicklungsabschnitt des sozialis-
. tischen Staates, wenn die Produktionsmittel nationalisiert sind, die Notwendigkeit 
der Planung der Wirtschaft und Kultur — wie wir es schon erwähnten -— über die 
Erscheinung der wirtschaftlich — organisatorischen und kulturell- erzieherischen 
Funktion, als grundlegende Funktion. Das ist die Folge des gesellschaftlichen 
Eigentums der Produktionsmittel. Im sozialistischen Staat erscheint diese Funk-
tion unmittelbar nach Umsturz der Macht der Bourgeoisie, allerdings anfänglich 
in einem kleineren Kreis und kann sich als Hauptfunktion, wie es die Erfahrungen 
der Sowjetunion zeigen, erst nach Liquidierung der antagonistischen Klassen ent-
falten. 

Der sozialistische Staat setzt sich nicht nur die ausgesprochene Aufgabe des 
Aufbaus der neuen wirtschaftlichen Basis zum Ziel, sondern auch die der Erzie-
hung der Gesellschaft zu bestimmten Ideen, wobei er die Ziele der den Ideen un-
tergeordneten Kulturpolitik bestimmt. 

Der sozialistische Staat organisiert auf jedem Niveau den Unterricht und er-
möglicht das Erreichen einer hohen Bildung (kostenfreier Unterricht, System der 
Stipendien). Er unterstützt materiell die künstlerische und die Verlagstätig-
keit und, da er auch über die Unterhaltungsunternehmüngen verfügt, ist es ihm 
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möglich gewisse Entwicklungstendenzen der Kultur zu fördern oder zu hindern. 
Der Staat verfügt über die wissenschaftlichen Institute und subventioniert die 
Entwicklung der Wissenschaft, wobei er die Richtungen der Forschungen be-
stimmt: in dieser Organisation der Wissenschaft erscheint ihr Klassencharakter. 
Der sozialistische Staat übernimmt auch die Last der vielseitigen sozialen Leistun-
gen (Gesundheitsschutz, soziale Versorgung usw.). 

Es muss noch die Tatsache erwähnt werden, dass die volksdemokratischen 
Staaten, obwohl ihre Mehrzahl mehr oder minder in einer Lage ist, die der ersten 
Entwicklungsphase der Sowjetunion entspricht, die wirtschaftlich-organisatori-
sche und kulturell-erzieherische Funktion stärker realisieren, als es in der ähn-
lichen Entwicklungsphase in der Sowjetunion seinerzeit erfolgte. Das folgt aus der 
veränderten geschichtlichen Lage, aus dem Bestehen des Systems der sozialisti-
schen Staaten und aus der entsprechenden Anwendung der Erfahrungen der Ent-
wicklung der Sowjetunion. 

Nach den Gesagten sind also die Hauptrichtungen der Tätigkeit des sozialisti-
schen Staates — auf aussen -und innenpolitischem Gebiet — mindestens die 
folgenden: 

1) Die innere Funktion der Aufrechterhaltung der Ordnung und der Bekämp-
fung der für das System schädlichen Tätigkeit, sowie der allmählichen Einschrän-
kung der im Staat noch vorhandenen kapitalistischen Elemente; 

2) die wirtschaftlich-organisatorische und kulturell-erzieherische Funktion,, 
die in der planmässigen Entwicklung der Wirtschaft und Kultur erscheint; 

3) die Funktion der Verteidigung des Gebiets und des Volkes gegen äusseren 
Angriff; diese Funktion gipfelt auf dem internationalen Schauplatz im. Kampf um 
den Frieden, woran auch unser Land teilnimmt. • 

Betreffend die grundlegenden Funktionen des sowjetischen gesamtnationalen 
Staates, ist eine der wichtigsten — wie es von den Vertretern der sowjetischen 
Staats- und Rechtstheorie eingehend erörtert wird18 — die wirtschaftlich-organi-
satorische Tätigkeit, die auf die weitere Entwicklung der sozialistischen Produk-
tion, auf die Umgestaltung der sozialistischen zu kommunistischen Verhältnissen, 
auf die Sicherung der Steigerung des Volkswohls, auf die Vervollkommnung der 
Leitung und Lenkung der ganzen Volkswirtschaft gerichtet ist. 

a) Die wirtschaftlich-organisatorische Tätigkeit ist eine grundlegende Haupt-
tätigkeit des sozialistischen Staates vom ersten Tag seines Bestehens. Ais Ergebnis 
der wirtschaftlichen Arbeit des Staates, worin sich die opferwillige Arbeit der 
Wertkäti'gen vereint, entwickelte sich die Sowjetunion in.einer kurzen geschicht-
lichen Periode von einem rückständigen Agrarland zu einem hochentwickelten 
Industrieland mit kollektivisierter Landwirtschaft, 

Im gegenwärtigen Abschnitt des kommunistischen Aufbaus werden der In-
halt und Umfang der wirtschaftlich-organisatorischen Funktion durch die wich-
tigsten wirtschaftlichen Aufgaben des sowjetischen Volkes und Staates bestimmt, 
die aus der Erschaffung der materiellen-technischen Grundlage des Kommunis-
mus in den nächsten Jahrzehnten bestehen. Das bedingt eine riesige Entwicklung 
der Produktionskräfte, die vollständige Elektrifizierung des Landes und die Ver-
vollkommnung der Technik, Technologie und Organisation der gesellschaftlichen 
Produktion sowohl in der Industrie wie auch in der Landwirtschaft. Die Dimen-

is Vergl. Mokicsev: Teorija goszudarsztva i prava. Moszkva, 1965. p. 279. f. 301. f. 
Romaskin, D. C. Sztrogovics, M. Sz., Tumanov, V. A.: Teorija goszudarsztva i prava. 
Moszkva, 1962. p. 209. f. Kerimov, D. A:, Korolev, A. I., Sargorodszkij, M. D.: Obscsaja 
teorija goszudarsztva i pravo. LGU 1961. p. 218. f. 
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sicwien der Arbeit, die durch den sowjetischen Staat zwecks Erschaffung der ma-
teriell-technischen Basis des Kommunismus durchgeführt werden muss, können 
daraus beurteilt werden, dass sich die industrielle Produktion im Laufe von 20 
Jahren nicht weniger als auf das Sechsfache, das Volumen der landwirtschaftli-
chen Produktion auf das Dreieinhalbfache erhöhen wird. Zur Lösung dieser ge-
waltigen Aufgabe werden vom sowjetischen Staat die Volksmassen mobilisiert 
und sämtliche materielle technische Mittel eingesetzt. 

In der Sowjetunion werden in noch nie beobachteten Dimensionen Bauinves-
titionen durchgeführt. Bezüglich der in der Industrie, in der Landwirtschaft, im 
Eisenbahnverkehr durchgeführten Kapitalsinvestitionen überholte die Sowjetuni-
on bei weitem die Vereinigten Staaten von Amerika und die anderen Länder. 

Im Laufe des Aufbaus des Kommunismus werden die staatlichen Organe stän-
dig vervollkommnet, entwickeln sich vielseitig die demokratischen Grundlagen 
der Verwaltung neben der Befestigung und Vervollkommnung der zentralisierten 
Leitung der Volkswirtschaft. 

Die kommunistische Partei und der sowjetische Staat treffen alle Massnah-
men, um die wirtschaftliche Selbsttätigkeit der örtlichen Organe und der Unter-
nehmungen zu entwickeln und zu erweitern, um die Initiative der arbeitenden 
Massen zu entfalten. 

Die allseitige Entwicklung der demokratischen Grundsätze der Produktions-
verwaltung ist ein charakteristischer Zug und Besonderheit der wirtschaftlich-
organisatorischen Funktion des gesamtnationalen Staates. 

b) Eine andere wichtige Funktion des sowjetischen sozialistischen gesamtna-
tionalen Staates ist die Kontrolle der Arbeit und des Verbrauchs, deren 
grundlegender Inhalt besteht darin, dass der Staat, wenn er vom Schutz des ge-
sellschaftlichen Eigentums der Produktionsmittel sorgt, die Gleichheit der Arbeit 
und die Gleichheit der Verteilung der Produkte schützt. Dabei geht der Staat von 
den Grundprinzipien des Sozialismus aus („jeder nach seiner Fähigkeit, jedem 
nach seiner Arbeit", „der nicht arbeitet, soll auch nicht essen"); Das bedeutet, dass 
jedes erwachsene Mitglied der Gesellschaft verpflichtet ist, zu arbeiten und der 
Gesellschaft Nutzen zu bringen, dafür bietet die Gesellschaft dem Einzelnen eine 
zur aufgewandten Arbeit proportionelle Gegenleistung, abgerechnet davon die zu 
Gunsten der' Gesellschaft aufgewandten Abschläge. 

Das Prinzip der materiellen Interessiertheit ist ein wichtiges Mittel der Er-
höhung der Arbeitsproduktivität, der Entwicklung der Produktion und der Steige-
rung des gesellschaftlichen Wohlstandes. Je produktiver die Arbeit des Werktä-
tigen ist, desto mehr materielle und geistige Güter bringt er für die ganze Gesell-
schaft hervor. 

Bei der Kontrolle der Arbeit und des Verbrauchs werden vom sowjetischen 
Staat alle arbeitsfähigen Mitglieder der Gesellschaft in die gesellschaftlich nütz-
liche Arbeit einbezogen, sie werden aktive Mitarbeiter am Aufbau des Kommu-
nismus und es wird Aufschwung der Produktion angestrebt. 

Bei der strengen Kontrolle der Arbeit und des Verbrauchs geht der Staat von 
dem Grundsatz aus. dass solange die Fülle der materiellen Güter noch nicht 
zustande gekommen ist, und die Arbeit keinen Lebensbedarf für jeden Menschen 
bildet, die Forderungen des Prinzips der Verteilung nach der geleisteten Arbeit 
genau einzuhalten sind. 

Zugleich wird aber ein bedeutender Teil der materiellen und kulturellen Gü-
ter aus den gesellschaftlichen Fonds, unabhängig von der Menge und Qualität der 
Arbeit unter den Mitgliedern der Gesellschaft verteilt. Solche sind der kostenlose 
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Unterricht, die kostenlose ärztliche Behandlung, die Klubs, Bibliotheken und der 
Gebrauch anderer kultureller und Volksbildungsinstitute usw. Der Anteil der 
gesellschaftlichen Fonds wird von Jahr zu Jahr grösser. 

Bei der Kontrolle der Arbeit und des Verbrauchs, ebenso wie bei der Erfül-
lung der anderen Funktionen, stützt sich der Staat auf die Volksmassen, auf die 
•gesellschaftlichen Organisationen. In der wirksamen gesamtnationalen Kontrolle 
bilden die staatlichen Kontrollauschüsse der Partei ein wichtiges Kettenglied* in 
deren Arbeit die Werktätigen einbezogen werden. 

c) Die kulturelle, erzieherische Tätigkeit des sowjetischen Staates bildet eben-
falls eine grundlegende Funktion. 

Der Hauptinhalt besteht in der Erziehung und Formung des neuen Men-
schen mit kommunistischer Weltanschauung und in der Schaffung der notwendi-
gen, ideologischen und kulturellen Bedingungen für den Sieg des Kommunismus. 
Die kulturelle Entwicklung ist der Endabschnitt der grossen kulturellen Revolu-
tion in der Periode des sich entfaltenden kommunistischen Aufbaus. Diese Funk-
tion steht in engem Zusammenhang mit der wirtschaftlichen organisatorischen 
Funktion, weil der Aufschwung der Produktionskräfte, die Organisierung des 
technischen Fortschritts und der Produktion von der Entwicklung der Kultur und 
des Bewusstseins der Werktätigen abhängt. Auch die Steigerung der gesellschaft-
lichen Aktivität der Werktätigen, die Entwicklung der demokratischen Grundla-
gen der Selbstverwaltung und die kommunistische Umorganisierung des täglichen 
Lebens ist davon abhängig. 

In unseren Tagen gewinnt die kulturelle und Erziehungsarbeit eine besonders 
grosise praktische Bedeutung, weil der Erfolg, der Termin und das Tempo des'Auf-

. baus des Kommunismus von Bewusstsein- und Bildungsniveau der Werktätigen 
abhängig ist. 

Die kulturelle Entwicklung der Werktätigen widerspiegelt sich positiv in der 
Steigerung der Produktion, sie schafft ein neues Verhältnis zur Arbeit. So entfalte-
te sich in der Sowjetunion die Bewegung für den Titel der kommunistischen Ar-
beitsbrigade und des Spitzenarbeiters. In dieser Bewegung nehmen zurzeit über 21 
Millionen Menschen teil. Die Bewegung ist nicht zufällig zustande gekommen; sie 
wurde durch den ganzen Prozess des sozialistischen Aufbaus vorbereitet und war 
eine Folge des Charakters der gesellschaftlichen und staatlichen Ordnung der 
Sowjetunion. Die Bewegung ist deshalb von Bedeutung, weil die Leute, die in eine 
kommunistische. Arbeitsbrigade eintreten, nicht nur ehrlich und opferbereit ar-
beiten, sondern auch ständig ihre Kenntnisse erweitern und die Spitzen der sozia-
listischen Kultur ersteigen. Ein Mitglied der kommunistischen Arbeitsbrigade ver-
hält sich in der Produktion, beim Lernen und in seinem täglichen Leben wie ein 
wahrer Kommunist, hält sich zu den Erfordernissen des Moralkodexes der Erbauer 
des Kommunismus. Die kommunistische Arbeit ist also die höchste Schule der Er-
ziehung des neuen Menschen und beweist das leninistische Prinzip des Kollekti-
vismus : „alle für einen und einer für alle". 

d) Die Funktion des Schutzes des sozialistischen Eigentums, der sozialistischen 
Rechtsordnung, der Rechte und Freiheiten der sowjetischen Staatsbürger entstand 
ebenfalls zugleich mit dem sowjetischen Staat und entwickelte sich mit ihm zu-
sammen. 

Der Schutz der sowjetischen gesellschaftlichen und staatlichen Ordnung, des 
sozialistischen Eigentums ist die wichtigste Aufgabe des ganzen sowjetischen Vol-
kes und aller staatlichen Organe, denn es gibt noch Leute, die in ihrem Bewusstsein 
die Reste des Kapitalismus bewahren, die bestrebt sind, möglichst wenig der Ge-
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sellschaft und dem Staat zu geben und möglichst viel wegzunehmen, die also Scha-
den dem sozialistischen Eigentum zufügen. 

Der Staat führt einen entschiedenen und konsequenten Kampf um den 
Schutz der Rechte und Freiheiten seiner Bürger, schützt sie gegen jeden Angriff, 
der sich gegen ihr Leben, Ehre und Freiheit richtet. Sie ermöglicht ihnen die 
physische und geistige Tätigkeit, die aktive Teilnahme am gesellschaftlichen, poli-
tischen und kulturellen Leben des Landes. Der Schutz der Rechte und Freiheiten 
der Staatsbürger wurde in der Sowjetunion zu einer der wichtigsten staatlichen 
Funktionen. 

Neben den bisher untersuchten inneren Funktionen verwirklicht der sowje-
tische gesamtnationale Staat auch äussere Funktionen, die durch den sozialis-
tischen Charakter der gesellschaftlichen und staatlichen Ordnung, durch ihre 
Aufgaben und Ziele bestimmt werden. Diese sind folgende: 

a) Der sowjetische Staat erfüllt vom ersten Tag seines Bestehens angefangen 
die Funktion der Verteidigung der sozialistischen Errungenschaften gegen Ang-
riffe seitens der imperialistischen Staaten. Diese Funktion wurde durch die uner-
lässliche Bewahrung der Errungenschaften des sowjetischen Volkes ins Leben ge-
rufen und ist auf die Sicherung der friedlichen, schaffenden Arbeit gerichtet. 

Die imperialistischen Mächte haben schon öfters Kriege begonnen, um die 
Sowjetgewalt zu vernichten und die durch Arbeit geschaffenen Werte des Sowjet-
volkes zu enteignen. Das sowjetische Volk unter Leitung der leninistischen Partei 
antwortete aber jedesmal mit entschiedenen und kräftigen Hieben dem Aggressor. 
Der sowjetische Staat vervollkommnet ständig ihre bewaffneten Kräfte und warnt 
ernst die Aggressoren von den Folgen einer eventuellen Entfesselung eines neuen 
Krieges. 

b) Die Funktion der brüderlichen Zusammenarbeit und der gegenseitigen 
kameradschaftlichen Hilfeleistung mit den sozialistischen Staaten. 

Lenin sah das Entstehen dieser Funktion voraus und wies in 1920 auf die Not-
wendigkeit hin, die Tendenz der Erschaffung der einheitlichen Weltwirtschaft, die 
nach einem gemeinsamen Plan durch das Proletariat aller Länder zu regeln ist, 
auszunützen. 

Nach dem Zustandekommen des sozialistischen Weltsystems erweitern sich 
in bisher nie gewesenem Mass die wirtschaftlichen und kulturellen Beziehungen 
der brüderlichen Staaten, ihre Zusammenarbeit auf verschiedenen Gebieten der 
volkswirtschaftlichen Tätigkeit vertieft sich immer mehr. Die Verbesserung der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit führt aber zur weiteren Vervollkommnung der 

-wirtschaftlich-organisatorischen Funktion des sozialistischen Staates. 
Das in relativ kurzer Zeit erreichte hohe Niveau der wirtschaftlichen und kul-

turellen Entwicklung der sozialistischen Länder beweist den Vorteil der neuen 
wirtschaftlichen und kulturellen Beziehungen. Die industrielle Produktion des 
sozialistischen Weltsystems erhöhte sich in den letzten lo Jahren über das Dreifa-
che, während sich die Produktion des kapitalistischen Weltsystems bloss um die 
Hälfte erhöht hat. Der sich schnell ausdehnende sozialistische Weltmarkt nimmt 
eine bedeutende Stellung im Welthandel ein; während der Anteil des sozialis-
tischen Marktes in 1948 bloss etwa 3% des Welthandels betrug, erreichte er in 
1968 bereits 13%. 

c) Eine der wichtigsten äusseren Funktionen des sowjetischen gesamtnationa-
len Staates ist jene des Kampfes, den er für das friedliche Neben einanderleben der 
Länder mit verschiedenem gesellschaftlichem System, für die Beseitung des Krie-
ges, als eines Mittels der Entscheidung internationaler Konflikte, führt. 
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Diese allgemeine Richtung der Aussenpolitik des sowjetischen gesamtnationa-
len Staates wurde von Lenin in Oktober 1917 im Friedensdekret, dann im Be-
sChluss auf der VIII. Allrussischen Konferenz der kommunistischen Partei und 
auf dem VII. Kongress der Sowjets (Dezember 1919) über die „Internationale La-
ge" abgefasst. 

Die Geschichte der sowjetischen Gesellschaft ist ein Beweis der Humanität, 
Friedensliebe und des entschiedenen, konsequenten und unermüdlichen Kamp-
fes gegen den Krieg, für den Frieden und für die Sicherheit der Völker. Der Kampf 
um den Frieden und um den kommunistischen Aufbau ist eine doppelte, gegen-
seitig zusammenhängende Tätigkeit des sowjetischen Staates. Diese doppelte Tä-
tigkeit ist hinsichtlich der äusseren Funktion des sowjetischen Staates entschei-
dend. So ist auch jener entschiedene und konsequente Kampf verständlich, den der 
sowjetische Staat für die Wahrung und Befestigung des Friedens und für die Er-
schaffung der kollektiven Sicherheit führt. 

Der Kampf um den Frieden wird zurzeit unter der, neuen Bedingungen der 
Kräfteverhältnisse geführt, während vor dem Entstehen des sozialistischen Welt-
systems der sowjetische Staat der einzige war, der konsequent um den Frieden 
kämpfte, so führt der sowjetische Staat nach Ausbildung des sozialistischen Welt-
systems diesen Kampf an der Spitze des sozialistischen Systems, gestützt auf die 
nationalen Befreiungsbewegungen der Kolonial- und Halbkolonialländer, auf die 
fortschrittlichen demokratischen Kräfte der ganzen Welt. Deshalb besteht unter 
den gegenwärtigen Bedingungen eine reelle Möglichkeit der Verhinderung eines 
neuen Weltkrieges. Auf dieser Grundlage hat der XX. Kongress der Kommunisti-
schen Partei der Sowjetunion 1956 zur Folgerung gekommen, dass zurzeit die Krie-
ge nicht schicksalsmässig unvermeidlich sind. Das bedeutet natürlich nicht, dass 
die wirtschaftliche Grundlage der Kriege, die in der Natur des Imperialismus liegt, 
beseitigt wäre. Der Imperialismus bleibt auch weiterhin durch die Aggressivität, 
durch die Bestrebung des Erwerbens fremder Gebiete durch einen Krieg charak-
terisiert. 

Mit der Verringerung und in dem Mass der Beseitigung der Gefahr, die sei-
tens der kapitalistischen Staaten droht, stirbt allmählich die äussere Verteidi-
gungsfunktion ab. Diese Entwicklung führt zu der Umgestaltung der Organisation 
der Gewaltsausübung zu einer Organisation höheren Typs,19 die das wirtschaft-
liche und kulturelle Leben im Rahmen der kommunistischen gesellschaftlichen 
Selbstverwaltung lenkt. 

Der sozialistische Staat verwirklicht seine Funktion durch zwei Methoden: 
die des Zwanges und die der Überzeugung. Der Inhalt dieser Begriffe muss aufge-
deckt werden. Die Abgrenzung der Überzeugung und des Zwanges erscheint not-
wendigerweise im Verhältnis der herrschenden Klasse, bzw. des ganzen Volkes 
und des ihm untergeordneten Willens. Der Untergeordnete kann den Willen der 
herrschenden Klasse, als einen richtigen, notwendigen auffassen, der auch ihm ent-
spricht, und er wird diesen als seinen eigenen verwirklichen. Der Untergeordnete 
kann aber den Willen der herrschenden Klasse auch umgekehrt auffassen, d. h. als 
einen fremden Willen, und er verwirklicht diesen Willen, wobei er seinen gegen-
sätzlichen Willen aufrechterhält. Wenn der Willen der herrschenden Klasse in den 
Willen des Untergeordneten übergeht (sich transformiert), so stehen wir der Über-

19 A Szovjetunió Kommunista Pártja XXII . Kongresszusának anyaga (Material des 
XXII. Kongresses der Kommunistischen Partei der Sowjetunion) Budapest, 1961. 452. p. 
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zeugung gegenüber. Wenn aber der untergeordnete Willen bei der Verwirklichung 
des Willens der herrschenden Klasse sekundär ist, so sprechen wir von Zwang. 

Die Überzeugung, als Methode der Verwirklichung der Funktionen des so-
zialistischen Staates, hat eine dominante Wirkung in Bezug auf das Bewusstsein 
der Untergeordneten unmittelbar durch die Verpflichtung der richtigen und 
zweckmässigen Erfüllung des Willens der herrschenden Klasse. Dessen Ergebnis 
ist die Wahrnehmung des Willens der herrschenden Klasse durch den untergeord-
neten Willen und wenn in einer gewissen Frage ein untergeordneter eigener Wil-
len vorhanden ist, der von dem herrschenden Willen abweicht, so verschwindet 
dieser und wird durch den Willen der herrschenden Klasse ersetzt. Im Laufe der 
Überzeugung übernimmt also der untergeordnete Willen den Willen der herr-
schenden Klasse und verwirklicht ihn als seinen eigenen. 

Der Zwang, als Methode der Verwirklichung der Funktionen des sozialis-
tischen Staates, teilt sich auf physischen und geistigen Zwang. Die Methode des 

physischen Zwanges besteht in der Ausübung einer direkten Gewalt. Die physische 
Einwirkung, als physischer Zwang, löst notwendigerweise die Reaktion des Ver-
haltens der Menschen aus: entweder vernichtet der Untergeordnete seinen eige-
nen Willen und verwirklicht den der herrschenden Klasse, oder der Untergeordne-
te wird der Möglichkeit der Verwirklichung seines eigenen Willens beraubt. Der 
geistige Zwang bedeutet die Vernichtung des eigenen Willens des Untergeordne-
ten zweks Verwirklichung des Willens der herrschenden Klasse. Der Einzelne kann 
dadurch jene Folge vermeiden, die eintreten würde, wenn der untergeordnete Wil-
len den herrschenden nicht erfüllte. Vor dem „Untergeordneten'' stehen zwei Al-
ternativen : entweder verwirklicht er den Willen der herrschenden Klasse, oder er 
lässt zu (erträgt) jene festgesetzten Folgen, die eintreten, wenn er den Willen nicht 
durchführt. Es ist aber unrichtig, unter geistiger Zwang bloss die Bedrohung mit 
einer Strafe zu verstehen. Dementsprechend, wie die Motive die Untergeordneten 
.zu einer Wahl zwingen, so zwingen sie auch die Folgen. Engels betonte bei 
der Charakterisierung der Urgemeinschaft, dass dort kein anderes Zwangsmittel 
vorhanden war, als die öffentliche Meinung der Gesellschaft, womit sie ebenfalls 
ihre einzelnen Mitglieder zwingen konnte, wenn sie einen Tadel verdienten. Die 
Nichterfüllung des Willens der herrschenden Klasse bzw. des Volkes, d. h. dessen 
Leugnung, ist das Ergebnis der praktischen Tätigkeit des „Untergeordneten"; 
wenn aber der Untergeordnete seinen eigenen Willen unterdrückt und den ge-
wünschten erfüllt, ist auch dessen Folge, weil er die richtigen Ergebnisse sei-
ner Tätigkeit erreichen möhte. Der Untergeordnete ist nicht verpflichtet, die Fol-
gen unmittelbar zu berühren. 

Der Untergeordnete kann also im Zusammenhang mit der Aufstellung des ge-
sellschaftlichen Nachteils objektiven und subjektiven Charakter haben. In der an-
tagonistischen Gesellschaft ist die Drohung mit physischem Zwang die am meisten 
verbreitete Form des geistigen Zwanges.20 

Die vom sozialistischen Staat angewandte Überzeugung, bzw. Zwang, sind 
grundlegende Methoden von denen immer mehr die Überzeugung in den Vorder-
grund tritt und die Anwendung des physischen Zwanges allmählich verschwindet. 
Die Klasse des Proletariats verwendet vor dem Ergriefen seiner Macht, aber 
auch nach dem Entstehung der Proletardiktatur die Methoden der Überzeugung 
und des Zwanges zur Verwirklichung seiner politischen Zeilsetzungen. 

20 Vergl. A. I. Korolev, A. E. Muskin: Goszudarsztvo i vlaszt Pravovedenie 1963. 
Nr. 2. p. 15—26. 
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; Im sozialistischen Staat muss der Zwang gegen den Angriff der Klassenfeinde 
zur Verhinderung des kleinbürgerlichen Schwankens angewandt werden ; zur Zeit 
der Liquidierung der ausbeutenden Klasse ist der Zwang vorherrschend, doch zu-
gleich verbreitet sich immer mehr auch die Methode der Überzeugung. Die poli-
tische Erziehung der Werktätigen des sozialistischen Staates, die Gewinnung der 
verbündeten Schicht für das Proletariat, sichert die Möglichkeit der Anwendung 
der Methode der Überzeugung. 

Bei der Verbindung der beiden voneinander untrennbaren Methoden der Ver-
wirklichung der Funktionen des sozialistischen Staates, der Überzeugung und des 
Zwanges, darf dar Inhalt der Tätigkeit der sozialistischen Staatsorgane mit dem 
Willen der Werktätigen micht in Gegensatz stehen und deshalb ist die grundlegen-
de Basis der Tätigkeit des sozialistischen Staates die der Überzeugung dienende 
Erziehungsarbeit. Der sozialistische Staat kann aber auch die Methoden des Zwan-
ges und 'der Unterdrückung nicht entbehren und verwendet diese gegen jede Be-
strebung des Feindes, die auf die Hinderung der Entwicklung des sozialistischen 
Staates gerichtet ist. „Dieser Zwang muss auf der Überzeugung der arbeitenden 
Mehrheit beruhen," weil die arbeitende Mehrheit freiwillig, auf Grund des sozi-
alistischen politischen und rechtlichen Bewusstseins die Forderungen erfüllt, die 
in den Gesetzen der sozialistischen Staatsgewalt zum Ausdruck kommen. : 

Die Überzeugung schliesst nicht aus, sie bedingt sogar die Anwendung von 
Zwangsmassnahmen, nicht nur gegen die feindlichen Elemente, sondern auch ge-
gen die schwankenden, undisziplinierten, rechtsverletzenden Mitglieder der Ge-
sellschalt. Marxistische Autoren stellen — ausgehend von den Lehren von Lenin — 
fest, dass der Zwang dann richtig und erfolgreich angewandt wird, wenn, er vor-
her auf die Grundlage der Überzeugung gestellt wurde. 

Im sozialistischen Staat geht die Überzeugung notwendigerweise dem phy-
sischen Zwang voran, weil die Staatsorgane den Willen des Volkes durchführen. 

Ausschliesslich der Staat kann über das Recht jedes beliebigen nicht staat-
lichen Organs entscheiden, ob es einen Zwang anwenden darf, oder überhaupt ob 
es errichtet werden darf. Jede Zwangsgewalt konzentriert sich letzten Endes in der 
Hand des Staates, ist ein Monopol des Staates, und das bedeutet, dass Zwangsge-
walt allein vom Staat, bzw. in seinem Namen von den Staatsorganen, oder von 
einem zwar nicht staatlichen Organ, das die diesbezügliche Ermächtigung vom 
.Staat erhalten hat, angewandt werden kann. Der Staat ist aber berechtigt, eine 
solche Ermächtigung beliebig zurückzunehmen. Der Umstand, dass die ganze 
Macht in der Hand des Staates konzentriert ist, dass die Zwangsgewalt ein Mono-
pol des Staates, bildet, bedeutet nicht, dass der Staat mit seinen Mitteln nur Zwang 
anwenden würde, sondern, dass nur der Staat mit Mächtmitteln zwingen kann.21 

Um Überzeugung anwenden zu können, ist eine gewisse Freiheit der Men-
schen notwendig, d. h. es besteht immer ein enger Zusammenhang zwischen den 
Kategorien der Freiheit und des Zwanges22 bzw. der Überzeugung, sowie zwischen 
Zwang und Demokratie. In Staaten und Gesellschaften, wo die Menschen nicht 
frei sind, ist die Anwendung der Methode der Überzeugung vollkommen unnötig 
und wenn deren Anwendung verkündet wird, so geschieht das nur mit fiktiver, 
propagandistischer Tendenz, dient dazu, die Aufmerksamkeit der Menschen da-

• 21 Vergl. Petrov: Szovjet államigazgatási jog (Sowjetisches Verwaltungsrecht) Bu-
dapest, 1963. p. 292—345. 

22 Vergl. Antalffy György: A társadalmi szervek szerepének elvi alapjairól (Grundr 
prinzipien der Rolle der gesellschaf tlichen "Organe) Magyar Jog, 1061. Nr. 8. p. 337. 
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y o r L abzulenken, dass sich das Leben der Gesellschaft und der Einzelnen nicht nach 
ihrem Willen, nicht als Ergebnis der Überzeugung, gestaltet. Die Methode der 
Überzeugung, oder die Anwendung der Erziehung kann nur dann inhaltsreich und 
sinngemäss sein, wenn eine gesetzlich garantierte, reelle Möglichkeit besteht, dass 
der Willen des Einzelnen in einen Gegensatz zum Willen der Gemeinschaft kom-
men kann. In diesem Fall bestehen zwei Möglichkeiten: 1. entweder kommt der 
Willen des Einzelnen oder 2. der Willen der Gemeinschaft zur Geltung. Im letzte-
ren Fall ist es erwünscht und notwendig, dass der Gemeinschaftswille so zur Gel-
tung kommt, dass sich jeder einzelne nach seiner eigenen Überzeugung anschlies-
sen kann. D. h. bei jeden Zusammenstoss besteht die Möglichkeit der Anwendung 
der Überzeugung und des Zwanges. Der sozialistische Staat gründet ihre Tätigkeit 
vor allem auf die Überzeugung, auch wenn physischer Zwang angewandt wird. 
Die Anwendung des Zwanges, als politischer Methode, erfolgt nicht im Interesse 
der Freiheit im allgemeinen Sinn, sondern in erster Reihe zum Erreichen von 
Zielen, die die Gemeinschaft wünscht und für richtig hält. Die Anwendung des 
Zwanges ist nur dann moralisch, wenn dadurch dem Wohl der Gesellschaft gedient 
wird, wenn der Zwang der Gesellschaft nicht schadet, bzw. nicht gegen deren Wil-
len gerichtet ist. Unter den Verhältnissen des Sozialismus kann der physische 
Zwang, wenn er auch noch so sehr dem öffentlichen Wohl und den Interessen des 
Fortschrittes dient, nur im engsten Kreis und auch dann — wie wir es erwähnt ha-
ben — auf der Grundlage der Überzeugung angewandt werden. 

Das entscheidenste Mittel der Entwicklung und der Erziehung der Individua-
lität, bzw. des Individuums ist die Überzeugung, die durch Zwang in gewünschtem 
Mass nicht zu erreichen ist und es gibt auch keine Macht, die die Überzeugung er-
zwingen könnte. Der Zwang hat hinsichtlich der Erziehung dort eine Bedeutung, 
wo gewisse „Auswüchse" beseitigt werden müssen, die im Gegensatz zu den Inte-
ressen der Gesellschaft stehen. Zwang wird also dort angewandt, wo das Interesse 
der Einzelnen, oder von Gruppen mit dem Interesse der Mehrheit der Gesellschaft, 
bzw. mit den Interessen der herrschenden Klasse der Besitzer der Macht in Ge-
gensatz kommt und die bestehende Ordnung bzw. die weitere Entwicklung oder 
Stagnierung, die seitens der herrschenden Klasse erwünscht wäre, bedroht. In 
der sozialistischen Gesellschaft ist die Anwendung des Zwanges nur auf Grund 
der Überzeugung möglich, weil das Ziel des Staates nicht die Vernichtung der 
Gegner, sondern ihre Umerziehung, ihre Gewinnung für den Aufbau des Sozialis-
mus ist. Der Zwang darf also nur mit starken Schranken angewandt werden und 
nur dann, wenn die Überzeugung nicht möglich, bzw. ihr Erfolg nicht gesichert ist. 

Unter den Verhältnissen des Sozialismus wird der physische Zwang im Namen 
des ganzen Volkes ebenfalls durch den Staat ausgeübt, aber auch die gesellschaft-
lichen Organisationen haben Möglichkeiten einen Zwang auszuüben, d. h. 
auch seitens, der Gesellschaft können Massnahmen getroffen werden, die vom 
souveränen Staat unabhängig sind und die gegebenenfalls gegen die Personen, die 
die Anwendung des Zwanges auslösen, erfolgreich sein können. In der sozialisti-
schen Gesellschaft kommt die Gewalt, im deren allgemeinen Sinn — und nicht in 
nur politischem Sinn — in der Gesamtheit der gesellschaftlichen Verhältnisse zur 
Geltung. Das bedeutet, dass gewisse Personen, bzw. mit der Zeit jedes bewusste 
Mitglied der Gesellschaft Möglichkeiten haben und berechtigt sein werden diejeni-
gen einzuschränken, die der Gesellschaft gegenüberstehen. Die Herrschaft bedeu-
tet die Ausübung der institutionellen Gewalt, die freilich ein Gebiet der möglichen 
Handlungen in engerem Kreis bestimmter Personen ist; das führt dann in der Ge-
sellschaft zur Umgestaltung der Gruppe der Leiter und der Geleiteten. 



Die Gewalt, die auch die Möglichkeit des Zwanges umfasst, ist eine weitere 
Kategorie als die Herrschaft, die in allgemeinem Sinn nicht an eine Institutionie-
rung gebunden ist, d. h. die Ausübung einer Gewalt ist auch vor der Staatenbil-
dung möglich. So ist also beim Zwang auch auf gesellschaftlicher Ebene ein be-
sonderer Fall anzutreffen, der mit dem Zwang der öffentlichen Gewalt nicht iden-
tifiziert werden kann. 

Die Besonderheit des sozialistischen Staates besteht hinsichtlich seiner ge-
schichtlichen Entwicklung darin, dass während in den früheren Klassengesell-
schaften die Klassen, die die Macht anstrebten, nachdem sie zur Macht gelangt 
sind, zu Beginn Frei'heitsrechte in weitem Kreis verkündeten und das Wirkungs-
bereich des staatlichen Zwanges zeimlich stark einschränkten, wendet der sozialis-
tische Staat während seiner Entwicklung und Befestigung immer weniger Zwang 
an bzw. „zwingt", vom Anfang an gemeinsam mit der Überzeugung üben die 
Klassenstaaten immer stärker, immer intensiver Zwang aus und setzen die Me-
thode der Überzeugung stark zurück. Mit der Entwicklung des sozialistischen 
Staates kommt die Überzeugung immer mehr in den Vordergrund proportionell 
zur Entwicklung, womit die Massenbasis des Staates immer weiter und voller wird 
und die Werktätigen in immer weiterem Kreis in das Staatsleben, in die Verwal-
tung der Gesellschaft einbezogen werden. Der sozialistische Staat verwendet durch 
Ausbau eines weiten Netzes der gesellschaftlichen Organisationen, durch Einbezie-
hung der Werktätigen in die staatliche Arbeit und als Ergebnis der koordinieren-
den und der prinzipiell lenkenden Tätigkeit der Partei immer weniger der.Zwang 
und stellt immer mehr die wirtschaftlich-organisatorische, die kulturell-erzieheri-
sche Tätigkeit in den Vordergrund, im Gegensatz zum bürgerlichen Staat, der im 
allgemeinen berufen ist die Rolle der Polizei zu spielen. 

Der sozialistische Staat sichert eine Freiheit der Gesellschaft und eine Gleich-
heit der Mitglieder der Gesellschaft nach Ausbauung der sozialistischen Produk-
tionsverhältnisse, die keine frühere gesellschaftlich-wirtshaftliche Bildung auf-
weisen könnte und deshalb wird es eben auf Grund der Freiheit der Menschen 
sinnvoll sein, die Überzeugung in weitem Kreis anzuwenden. 

Der sozialistische Staat erstärkt allmählich, dann entwickelt er sich in Rich-
tung des Absterbens. Demzufolge muss er seine Massenbasis erweitern um die 
Aufgaben besorgen zu können. So wird auch der Anwendungskreis des Zwan-
ges notwendigerweise enger, weil die frewillige Unterstützung der Staatsbürger 
durch keine Staatenbildung erzwungen werden kann; wenn aber der Staat je-
ne Interessen vertritt, die mit den Interessen der entscheidenden, überwiegenden 
Mehrheit der Gesellschaft übereinstimmen und die Bevölkerung über diese Iden-
tität der Interessen aufklärt, so wird der Staat offenbar die immer görssere Un-
terstützung der Bevölkerung geniessen, wie die moralische-politische Einheit 
der Gesellschaft stärker wird, d. h. ihre Interessen sich decken werden. Dadurch 
wird die überzeugende, aufklärende Erziehungsarbeit immer erfolgreicher und 
demzufolge kann die gesellschaftliche Selbstverwaltung verwirklicht werden, die 
an Stelle der Staatsorganisation tritt. 

Das Verhältnis des vom gesamtnationalen sozialistischen Staat angewandten 
Zwanges und Überzeugung weist neue Züge auf.23 Die Aufwendung der Überzeu-
gung als Methode ist primär — im Vergleich zum Zwang — nur in einer Gesell-
schaft möglich, wo keine Klassen oder Schichten mit gegensätzlichen Interessen 

23 Vergl. Kravcov: Szovetszkoe osbscsonarodnoe goszudarsztvo. Moszkva, 1963. p. 
3—44. 
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vorhanden sind. Auch bei dem sich entfaltenden Aufbau des Kommunismus gibt 
.es Widersprüche nicht antagonistischen Charakters zwischen den Einzelnen und 
den Organisationen, diese können aber übereingestimmt, gelöst werden, durch An-
wendung der Uberzeugung, die sowohl seitens der staatlichen als auch der gessell-
schaftlichen Organe gemeinsam oder einzeln angewandt werden können. 

Der Inhalt der Tätigkeit der Organe des gesamtnationalen sozialistischen 
Staates kann nicht mit dem Willen der Werktätigen in Gegensatz stehen, deshalb 
ist die Grundlage der Tätigkeit auch des gesamtnationalen sozialistischen Staates 
die überzeugende Erziehungsarbeit. Die Überzeugungschliesst die Anwendung der 
Zwangsmassnahmen nicht aus, sondern sie bedingt sie, und zwar nicht nur gegen 
die feindlichen Elemente, sondern auch gegen die schwankenden, undisziplinier-
ten Mitglieder der Gesellschaft. Dieser Zwang muss aber auf der Überzeugung der 
arbeitenden Mehrheit begründet sein, weil die arbeitende Mehrheit auf Grund ih-
res sozialistischen, politischen und rechtlichen Bewusstseins freiwillig die in den 
Gesetzen der gesamtnationalen sozialistischen Staatsgewalt zum Ausdruck kom-
menden Forderungen erfüllt. 

Der gesamtnationale sozialistische Staat unterscheidet sich auch in seiner Ar-
beitsmethode und Mechanismus vom Klassenstaat. Auf dem Gebiet der Erziehung 
und Überzeugung der Massen wird immer mehr die Tätigkeit der gesellschaft-
lichen Organe neben den staatlichen Organisationen hervorgehoben. Der Anwen-
dungskreis und die Bedeutung der moralischen Normen wird im gesellschaftlichen 
Zusammenleben immer grösser. Die Erstärkung und Entwicklung des sozialis-
tischen Staates ist mit der Ausdehnung der sozialistischen Demokratie im Ver-
hältnis der Organe des gesamtnationalen Staates und der Massen verbunden, da-
durch, dass sich die Massen immer mehr von der Richtigkeit ihres Staates über-
zeugen und ihn mit ihrer schöpferischen Tätigkeit untersützen. Das hohe kom-
munistische Bewusstsein der Staatsbürger macht die Anwendung des physischen 
.Zwanges überflüssig und unbedeutend. Lenin lehrt, dass sich die Menschen im 
Kommunismus allmählich an das Einhalten der Regeln des gesellschaftlichen Zu-
sammenlebens, auch ohne physischen Zwang oder Bestehen eines Zwangsappa-
rats, des Staates, gewöhnen. Mit der allmählichen Erstärkung des sozialistischen 
Staates und mit der Steigerung des Bewusstseins der Massen wird die Möglich-
keit und Notwendigkeit des physischen Zwanges, der von staatlichen Organen 
ausgeübt wird, auf ein immer engeres Gebiet zurückgedrängt. Dieser Prozess wird 
besonders in dem sich entfaltenden Abschnitt des Kommunismus intensiver. Das 
bedeutet natürlich nicht, dass der Zwang gegen die Verletzer des sozialistischen 
Rechtes und der Regeln des sozialistischen gesellschaftlichen Zusammenlebens 
prinzipiell zu verwerfen ist. Gegen Täter von Strafhandlungen ist schon deshalb 
die Anwendung von Zwang in gegebenem Fall notwendig, weil die Strafhandlun-
gen, die mit den Zielen und-Interessen des arbeitenden Volkes in Gegensatz ste-
hen (Mord, Gewalttätigkeit-usw.) sehr streng bestraft werden müssen, damit das 
Recht im Kreis der Mitglieder der Gesellschaft seine präventive Erziehungsrolle 
ausüben könne. 

Wesentlich ist, dass die Formen der Zwangsanwendung auch im Falle konkrét-
tér Handlungen, mit Hinsicht auf die immer grössere Erziehungsrolle der Kollekti-
ven, veränderlich sind. Auf jedem Gebiet der gesellschaftswidrigen Verhalten 
wird die Rolle der gesellschaftlichen Einwirkung grösser. Als Ergebnis der Er-
weiterung der gesellschaftlich-politischen Grundlage kann der gesamtnationale 
sozialistische Staat immer wirksamer seine Funktionen entfalten: die Sicherung 
der sozialistischen Rechtsordnung, den Schutz des sozialistischen Eigentums, die 
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Bedingungen der weiteren Entwicklung der sozialistischen Demokratie. Im sow-
jetischen Staat sind die Organe der Rechtspflege das Gericht, die Staatsanwalt-
schaft und die Miliz, sowie die gesellschaftlichen Organe und jeder sowjetischer 
Staatsbürger ist verpflichtet, gegen die Missbräuche der sozialistischen Gesell-
schaft und gegen die überlebenden schädlichen Reste des kapitalistischen Sys-
tems zu kämpfen. Der Kampf gegen die antisozialen Offenbarungen, bzw. deren 
Verhütung ist eine Aufgabe ersten Ranges der ganzen sowjetischen Gesellschaft. 
Die Einengung der Sphäre des staatlichen physischen Zwanges offenbart sich vor 
allem darin, dass die staatlichen Organe gewisse Aufgaben den gesellschaftlichen 
Organen übergeben, vor allem im Zusammenhang mit der Tätigkeit bezüglich des 
Ehlhaltens der Regeln der gesellschaftlichen Ordnung und des sozialistischen Zu-
sammenlebens. In diesem Kreis spielen die kameradschaftlichen (Gesellschafts-) 
Gerichte und andere selbsstätige Organisationen eine immer grössere Rolle, die 
auf dem Gebiet des Schutzes der gesellschaftlichen Ordnung und der Sicherung 
der Staatsbürgerrechte zusammen mit den staatlichen Organen eine bedeutende 
Arbeit leisten. 

Der gesamtnationale sozialistische Staat bildet mit der Bevölkerung eine Ein-
heit und drückt jene Machtlage aus, die sich aus den vom Volk beherrschten Le-
bensverhältnissen ergibt, die in der Produktion und in der Politik zur Geltung 
kommen. Der Staat, der also den Willen des ganzen Volkes ausdrückt.24 ist in dem 
durch ihn geschaffenen gesamtnationalen sozialistischen Recht bestrebt, die ge-
sellschaftlichen Interessen zu sichern und nach Beseitigung des Egoismus, der 
Verantwortungslosigkeit und in anderen Formen erscheinender antisozialer Ver-
haltensweisen zu erreichen, dass jedes Mitglied der Gesellschaft an der Sicherung 
der gemeinsamen .Interessen und Vorteile mitwirkt, wodurch der Charakter des 
vom sozialistischen Recht angewandten Zwanges bestimmt wird. Dieser Zwangs-
charakter ist nicht eine Erscheinung der entfremdeten öffentlichen Gewalt, die 
das Individuum von der Gesellschaft und deren Entwicklung trennt und die der 
freien Entfaltung der Individualität gegenübersteht, sondern drückt die objekti-
ven Gesetzmässigkeiten der gesellschaftlichen Entwicklung aus, die eben das We-
sen des sozialistischen Rechtes sind. 

Der Zwang des gesamtnationalen sozialistischen »Staates dient zur Sicherung 
des objektiven gesellschaftlichen Prozesses, dass die Menschen zu einem den In-
teressen der Gesellschaft entsprechenden Verhalten bewegt werden, und dadurch 
die sozialistischen Ausübung der Freiheit erzielt werde. 

Auch die Funktionen des sozialistischen Staates können aus dem Gesichts-
punkt der allgemeinen und speziellen Soziologie untersucht werden. Die genann-
ten Funktionen des sozialistischen Staates sind manifestierte (vorsätzliche und 
vorgesehene) Funktionen (Wirkung), worunter die vom sozialistischen Staat ge-
wollten Ziele verstanden werden, jene Ziele, die der Einzelne, der den sozialisti-
schen Staat verkörpert, verwirklichen, denen entsprechend er handeln muss und 
die sich in den Ergebnissen realisieren müssen. Neben den manifestierten Funk-
tionen (und das ist wesentlich) können der sozialistische Staat bzw. einzelne Or-
gane sog. latente (verborgene) Funktionen verwirklichen, die als Ziel nicht vor-
gesehen werden konnten und nicht: gewollt waren. Diese „verborgene" Funktion 
kann positiv oder negativ sein und wenn sie positiv ist, kann sie vorsätzlich wer-
den. 

24 A Szovjetunió Kommunista Pártja XXII. Kongresszusának anyaga, (Material des 
XXII . Kongresses der Kommunistischen Partei der Sowjetunion) Budapest, 1961. p. 444. 
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Im Zusammenhang mit den Funktionen des sozialistischen Staates können wir 
mit Hinsicht darauf, dass zwischen den Funktionen des Staates als Ganzes und 
denen der Staatsorgane ein Unterschied besteht, auch über Disfunktionen (über 
den Gegensatz der Funktionen) sprechen. Unter den Disfunktionen des sozialis-
tischen Staates als Organisation wird eine Wirkung verstanden, die mit dem vor-
gesetzten Zeil in keinem Zusammenhang steht, denselben nicht entspricht, d. h. 
nicht gewollt und nicht erkennbar ist. In erster Reihe muss in diese Gruppe die 
Bureaukratie in pejorativem Sinn eingereiht werden. Darunter verstehen wir 
eine Identifikation mit der Organisation bzw. mit den darauf bezüglichen Normen 
ohne Hinsicht auf das Ziel und Ergebnis der Organisation. Die Bureaukratie stéht 
mit den Entfremdungstendenzen des sozialistischen Staates, mit den Fragen der 
Aliénation ,die Desaliénation dagegen mit den Problemen der Demokratie in en-
gem Zusammenhang.25 , 

25 Kulcsár Kálmán: Bevezetés a szociológiába (Einführung in die Soziologie) Buda-
pest, 1965. p. 117—120. Szentpéteri István: A bürokratizmus okai és megjelenési formái. 
(Ursachen und Erscheinungsformen der Bureaukratie) Állam- és Igazgatás 1966. Nr. 3. 
p. 224. Hegedűs András: Marx a bürokrácia alapjairól (Marx über die Grundlagen der 
Bureaukratie) Magyar Tudomány 1966. Nr. 4. p. 213—223. Vergl. Harold Falding: Funk-
cionális elemzés a szociológiában. American Sociological Review 1963. Febr. 28. (Funk-
tionale Analyse in der Soziologie); Walter Backlay: Strukturális-funkcionális elemzés a 
mai szociológiában (Strukturelle funktionale Analyse in der Soziologie der Gegenwart) 
Modern Sociological Theory, New York, 1957. Morton, Robert: Bureaucratic Structure 
and Personality Research in Bureaucray. Giencos, 1952. p. 364—366. 
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Kapitel V.. 

ORGANISATION UND GLIEDERUNG DES SOZIALISTISCHEN STAATES 

Bei der Untersuchung der Formen des Staates wollen wir davon ausgehen, 
dass der Staat eine Organisation ist. 

Der Begriff der Organisation wurde von W. I. Lenin folgenderweise definiert: 
,,Das Wort Organisation wird meistens in zwei Bedeutungen, in einem weiten und 
in einem engen Sinn gebraucht. In engem Sinn bedeutet es eine abgesonderte Zelle 
jeder noch so lockeren menschlichen Gemeinschaft. In weitem Sinn bedeutet es die 
zu einem Ganzen vereinte Gesamtheit solcher Zellen. Z. B. ist die Flotte, die Ar-
mee, der Staat gleichzeitig die Gesamtheit von Organisationen (im engen Sinne des 
Wortes) und auch eine Art der gesellschaftlichen Organisation (im weiten Sinne 
des Wortes), und das Unterrichtswesen besteht aus einer Menge von Organisatio-
nen (im engen Sinne des Wortes) wobei das Unterrichtswesen auch eine Organi-
sation ist (im weiten Sinne des Wortes). Ebenso ist die Partei eine Organisation, 
sie muss es sein (im weiten Sinne des Wortes), zugleich muss die Partei aus zahl-
reichen verschiedenen Organisationen bestehen (im engen Sinne des Wortes)."1 

Der Staat als Organisation (Institution, Mechanismus, Apparat) ist ein System 
Von besonderen Organen. Die Hauptzüge des Staates als Organisation können 
nach folgenden zusammengefasst werden: 1. Eine spezifische Organisation der 
herrsehenden Klasse, das bedeutet, a) dass der Staat aus solchen Gruppen der 
Menschen besteht, die seitens der herrschenden Klasse mit dem offiziellen Aus-
druck des durch, die allgemeinen Daseinsbedingungen bestimmten Klassen willens 
betraut sind d. h. diese Personen der herrschenden Klasse dienen und Beamten 
des Staates gennant sind, b) dass die besonderen Gruppen aus verschiedenen 
Teilen bestehen, die durch ein einheitliches Ziel verbunden sind und auf 
die sich eine einheitlich verbindliche Disziplin bezieht, c) dass die Beziehungen 
zwischen diesen besonderen Gruppen der Menschen auf der Erfüllung der konk-
reten Rechte und Pflichten, die in Rechtsnormen gaf asst sind, basieren, die von ih-
ren persönlichen, familiären und anderen Verhältnissen unabhängig sind. 2. Diese 
spezifische Organisation der herrschenden Klasse verfügt über eine Macht, das be-
deutet a) dass ihre Teile über eine bestimmte Kompetenz verfügen (d. h. über Be-
rechtigungen und Verpflichtungen), die eine Bedingung der Durchführung 
konkreter Aufgaben ist, wobei diese durch Rechtsnormen festgestzt sind, d. h. es 
wird ihnen ein bestimmter Rechtsstand gesichert, in dessen Rahmen sie ihre Funk-
tion verwirklichen ; die Verwirklichung dieser Kompetenz ist nicht nur ein Recht, 
sondern auch eine Pflicht, b) dass die verschiedenen Teile in ihrer Kompetenz 
verschiedene Akte erledigen können, die verschiedenen Typs sind, aber für 
alle untergeordneten Teile und auch für die Bevölkerung verbindlich sind; diese 

* Vergl. Lenin: Müvei (Werke) Budapest, 1965. p. 235—236. 
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Akte sind obligatorischen Charakters und ihre Durchführung ist verbindlich, c) 
dass sich die Verpflichtung der Durchführung der in vershiedenen Kompetenzen 
ausgefolgten Alte auf die Möglichkeit der Anwendung des Zwanges stützt, d. 
h. wenn der in den Akten zum Ausdruck kommende Willen nicht erfüllt wird, spe-
zielle Gruppen es erzwingen können, d) dass diese Gruppen über eine materielle 
Basis einerseits zum Erhalten ihrer Mitglieder, andererseits zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben verfügen und da sie es nicht unmittelbar selbst produzieren, von einer 
entsprechenden Einnahme von der Bevölkerung gesorgt werden muss. 3. In der Tä-
tigkeit der spezifischen Organe der herrschenden Klasse drücken sich die Funk-
tionen des gegebenen Staates aus, das bedeutet, a) dass die einzelnen Organe im 
Namen der ganzen Gesellschaft auftreten, b) dass sie ihre Tätigkeit in verschiede-
nen Formen ausüben, von denen die Gezetzgebung und die Rechtsanwendung usw. 
von grundlegender Bedeutung sind.2 

Neben dem Staat als Organisation funktionieren in der Gesellschaft noch an-
dere Organe bzw. Organisationen. Diese gesellschaftlichen Organisationen drü'k-
ken nicht offiziell den Willen der herrschenden Klasse aus, ihre Beschlüsse haben 
keine allgemeine Verbindlichkeit und verfügen über keinen speziellen Apparat 
zum Zwang. 4. Die spezifischen Organe der herrschenden Klasse bilden einen be-
sonderen Zweig der Arbeitsteilung und verfügen über eine relative Selbständig-
keit, das bedeutet, a) dass die spezifischen Organe des Staates eine selbständige in-
nere Entwicklung besitzen, in der die Diskontinuität vorherrscht und die Kontinui-
tät sekundär ist, d. h. dass immer neue Organe zu immer anderen Zielen zustande 
kommen und sich auch die Methode ihrer Funktionen in quantitativer und quali-
tativer Beziehung ändert, b) dass in der Tätigkeit der spezifischen Organe entge-
gengesetzte Tendenzen zur Geltung kommen können, z. B. zwischen Demokratie 
und Zentralismus, zwischen den militärischen und Zivilbehörden, c) dass in der 
Tätigkeit der spezifischen Organe verzerrte und krankhafte Erscheinungen auf-
treten können, dass sie im Interesse der herrschenden Klasse hinter der Entwick-
lung der Gesellschaft zurückbleiben (z. B. zu einem Bureaukratismus wird), oder 
wenn ihre Leitmethoden einseitig werden (z. B. nur die Methoden der Militär-
herrschaft zur Geltung kommen), d) dass sie die gesellschaftliche Entwicklung 
auch hindern können, wenn sie ihr auch nicht vollkommen gegenüberstehen, 
weil es zwar möglich ist, dass sie sich den Forderungen der Entwicklung nicht an-
passen, aber der Staat bricht die Schranken durch und dann kommt eine neue 
Gruppe der herrschenden Klasse an die Macht oder aber mit Änderung des Typs 
eine neue Kla'sse, e) dass eine Aliénation eintreten kann, d. h. die spezifischen Or-
gane die Entwicklung der Individualität, die Entfaltung der Fähigkeiten des Indi-
viduums in Beziehung einzelner gesellschaftlichen Klassen oder Schichten hin-
dern können, das die Folge der klassenunterdrückenden Funktion, der Verhin-
derung verschiedener gesellschaftswidrigen Erscheinungen, der bureaukratischen 
Absonderung oder der Sicherung von Privilegien für eine bestimmte gesellschaft-
liche Schicht sein kann.3 

Der Staat als Organisation ist in dem Verhältniss des Inhalts und der Form : 
die Form. Der Inhalt des Staates als Organisation ist das Wesen des Staates, d. h. 
drückt aus, was bei allen Staaten gemeinsam ist, den inneren Zusammenhang, der 

2 Vergl. D. A. Kerimov: Obscsaja teorija goszudarsztva i prava, Moszkva, 1961. 
p. 52. 

3 Vergl. Samu Mihály: Az állam elidegenedése (Entfremdung des Staates) Állam és 
Igazgatás 1965. Nr. 7. 577—590. p. 
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seinen Aufbau bestimmt. Der Staat hat ideell zwei Seiten, die der Erscheinung und 
die des Wesens, die erste ist die Organisation die zweite sein Klasseninhalt. Die 
beiden stehen in einer unzertrennbaren Verbindung miteinander. 

Der Zusammenhang zwischen dem Wesen (dem Inhalt) des Staates und seiner 
Form wurde von Denisow unter Beachtung des. Allgemeinen, des Speziellen und 
des Individuellen folgenderweise zusammengefasst: „In jedem konkreten Staat 
gibt es etwas Allgemeines und auch etwas Spezielles. Wenn das Grundprinzip aller 
Staaten (gemeinsam) ihre Klassenorganisation ist,, so wird das Spezielle darin bes-
tehen, dass sie die Staaten einer oder anderen bestimmten Klasse sind. Das aber 
bedeutet, dass der Staat seinen Klassencharakter in den verschiedenen Abschnit-
ten seiner historischen Entwicklung bewahrt, die Organisation der Klassenherr-
schaft bleibt, zugleich sich aber in diesem Wesen ändert (daher stammt die Lehre 
von den Klassentypen des Stataes), ja sogar is seinen Erscheinungsformen (daher 
stammt die Lehre von den Staatsformen).4 

Der allgemeine.Begriff der Staatsform ist also mit der Organisation, mit dem 
Aufbau des konkreten Staates identisch, wodurch die politische Gewalt der herr-
schenden Klasse mit den Machtberechtigungen der Organisation in der Gesell-
schaft mittels bestimmter Methoden verwirklicht wird. Die Staatsform und der 
Staatsmechanismus sind also auf diese Weise voneinander unzertrennbare Prob-
leme. 

Der Begriff der Staatsform kann auch so bestimmt werden, dass die Staats-
form die Art der „Ausübung" (der Erscheinung des Wesens des Staates) der po-
litischen Gewalt (der Diktatur) der herrschenden Klasse ist, d. h. die Gesamtheit 
von Instituten und Methoden, deren Inhalt durch die Diktatur der gegebenen 
herrschenden Klasse gegeben ist.5 

Betrachten wir die organisatorische und funktionelle (methodische) Seite des 
Staates, so kann der Begriff auf seine Komponenten aufgeteilt werden, Daraus 
ergeben sich drei Elemente bzw. Komponenten des allgemeinen Begriffs der 
Staatsform. 

a) Das erste Element (Komponent) ist das System der höchsten leitenden Or-
gane und ihre Zusammensetzung, Beziehung und Verhältnis mit der Bevölkerung; 
diese Organe konzentrieren tatsächlich und rechtlich die Souveränität der herr-
schenden Klasse (Regierungsform). 

Vor der Ausbildung der kapitalistischen Gesellschaft bedeutete die Regie-
rungsform die ganze Problematik der Staatsform, da der Aufbau des Staates ein-
fach war (die Gewalt konzentrierte sich in der Hand einer Person). Später wurde 
der Staat komplizierter und die zwei Begriffe trennten sich voneinander. Die Her-
vorhebung der genannten Organe ist deshalb begründet, weil sie eine besonders 
wichtige Rolle im System der staatlichen Organe spielen. Im Zeitalter des Imperi-
alismus widmet die Wissenschaft der bürgerlichen Politik eine besondere Auf-
merksamkeit dem Problem, das der bürgerliche Begriff des Staates nicht erfor-
dern würde. (Nämlich der Staat wird mit dem Volk identifiziert.) Es ist zu bemer-
ken, dass die bürgerliche Wissenschaft den Staat als Rechtsinstitution scharf vom 

4 Vergl. Denisow, A, I.: Állam és jogelmélet (Staats- und Rechtstheorie) Moszkva, 
1948. p. 103. 

5 Szotácky, M.: Az államtípus és államforma. (Staatstyp und Staatsform. Staats und 
Rechtstheorie I.). Lehrbuch, red. Antalffy György. Budapest, 1965. p. 180. 

109 



Staat als gesellschaftlichem Institution abgrenzt und dadurch die rechtliche und 
die soziologische Seite voneinander trennt.6 

b) Der zweite Komponent (Element) ist das System der örtlichen (Gebiets) 
leitenden Organe, ihre Zusammensetzung, ihr Verhältnis zu den höchsten Orga-
nen und zu der örtlichen Bevölkerung. (Staatsorganisation, Staatsordnung, Staats-
struktur.) 

Die örtliche Gliederung der Staatsorganisation ist älteren Ursprungs. Die 
Probleme der Ausbildung der Staatsorganisation nach Gebieten entstanden in der 
Periode der bürgerlichen Revolutionen, weil in der sklavenhaltenden und in der 
feudalen Gesellschaft die Bedeutung der Örtlichen Staatsorgane gering war. Das 
Problem kam insbesondere zur Zeit der Ausbildung des kapitalistischen Staates 
in den Vordergrund, als die Organisierung der Staatsgewalt nach dem Gebiet mit 
diesem Organisationselement erweitert wurde. Das stellte einerseits die administ-
rative Organisierung der Gewalt nach dem Gebiet in den Vorgergrund und führte 
zum Zustandekommen der sog. unitären Staaten. Andererseits aber führte sie — 
zwar nicht überall — mit dem Auftreten der Idee der besonderen nationalen Sou-
veränität zur Föderation und zur Konföderation.7 

c) Das dritte Element (Komponent) der Staatsform ist die Funktion (Dyna-
mik), die Tätigkeit der höchsten und der lokalen leitenden Organe, die Einbezie-
hung der Bevölkerung in die Arbeit dieser Organe. (Politisches System.) 

In der sklavenhaltenden Gesellschaft war die Funktion der verschiedenen 
staatlichen Organe durch die Willkür, d. h. durch den Despotismus charakterisiert; 
bestenfalls die Priesterkörperschaft (die Kirche) hatte ein Wort bei der Funktion 
der Staatsorgane mitzureden. In der feudalen Gesellschaft ist der Staat dem We-
sen nach ein Polizeistaat und bloss im Abschnitt der konstitutionellen Monarchie 
hatte die feudale'herrschende Klasse ein geringes Mitbestimmungsrecht bei der 
Erledigung der Staatssachen. Im Abschnitt der kapitalistischen Revolution kämpf-
te die Bürgerschaft darum, dass die Teilnahme in der Gewalt kontinuierlich und 
allgemein werde, aber später wurden diese gesicherten Rechte formell und be-
schränkt. Besonders „die Demokratie" des Faschismus zeigt den Verfall des bür-
gerlichen politischen Systems — seine Einmündung in den Terrorismus. 

Wollen wir die Fragen des politischen Systems analysieren, so müssen wir 
also einerseits untersuchen, was für Möglichkeiten der Teilnahme der Bevölkerung 
in der Funktionierung des Staates unmittelbar und mittelbar bestehen. Im Zusam-
menhang mit dieser Frage müssen die gesellschaftlichen Organe (nicht staatliche 
Organe) mit politischem Charakter untersucht werden, auf welche sich die herr-
schende Klasse bei der Ausübung der Funktionen der Staatsorgane stützt, bzw. 
die in der Ausübung der Funktionen der Staatsorgane teilnehmen. (So die Rolle 
der politischen Parteien und anderer gesellschaftlichen Organe.)8 

Neben den genannten wichtigsten Problemen werden auch andere Probleme 
über der scholastischen Untersuchung des Verhältnisses der Komponenten der 
Staatsform hinaus, aufgeworfen. So ist es sehr wichtig, die Faktoren, die die 
Änderung der Staätsformen beeinflussen, die Änderung der Staatsform innerhalb 
eines gegebenen Staatstyps, die progressive und regressive Richtung der Ände-
rung, die konstanten und variablen Elemente der Staatsform zu analysieren. 

6 Péteri, Z.: Az államforma fogalmáról. ÁJ.I Értesítője, (Über den Begriff der Staats-
form) 1961. IV. p: 291. Kucsera, E.: Megjegyzések az államforma fogalmához (Bemerkun-
gen zum Begriff der Staatsform) Jogtudományi Közlöny, 1958. p. 333. 

7 Vergl. Anm. 6. 
8 Vergl. Anm. 8. 
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Neuere Probleme, die mit der Staatsform im Zusammenhang stehen, sind fol-
gende : der Zusammenhang der Staatsorganisation und der Souveränität, der Dik-
tatur, der Demokratie und des Rechtes. Die Staatsform kann auch von der Seite 
der allgemeinen marxistischen Soziologie und den speziellen Soziologien unter-
sucht werden. Von besonderer Bedeutung ist die Untersuchung und Analyse der 
Tätigkeit und der Wirkung der kleinen Gruppen innerhalb des Staates als Orga-
nisation. 

2. Die Pariser Kommüne zeichnete die Umrisse des zukünftigen Proletarstaa-
tes auf. Marx bewies nach Analyse der Erfahrungen der Kommüne, dass diese in 
der kurzen Zeit ihres Bestandes eine vollkommenere Demokratie für das Volk 
verwirklichte, als die bürgerliche parlamentarische Demokratie. Die Kommüne 
vereinte nämlich die Gesetzgebungs- und Exekutivgewalt, führte die Möglichkeit 
der Absetzung der Beamten und ihre Wählbarkeit ein, schaffte ihre Privilegien 
ab, machte sie vor dem Volk verantwortlich, organisierte die Bewaffnung der Ar-
beiterschaft usw. Marx hat es nachgewiesen, dass die Proletarrevolution eine neue 
Staatsform ins Leben rief, ohne zu behaupten, dass die von der Pariser Kommüne 
geschaffene Form unter allen Umständen verbindlich wäre. „Die Opportunisten 
der II. Internationale — schrieb Lenin — nahmen die demokratischen pärlamenta-
rischen bürgerlichen politischen Formen als jene Grenze an, die nicht überschrit-
ten werden kann und sie beteten mit ihren Stirnen auf die Erde schlagend dieses 
Musterbild an und erklärten für Anarchismus jede Bestrebung, die sich auf das 
Zerschlagen dieser Formen gerichtet ist."9 

Der Marxismus hat sich nie das Ziel gesetzt, die politischen Formen der Zu-
kunft „aufzudecken", denn es wäre unrichtig gewesen, seine eigene Hand durch 
strikte Bestimmung der Formen zu binden. Die Theorie ist imstande das Wesen 
des Prozesses vorauszusehen, aber dessen Formen dürfen nicht im voraus „erfun-
den" werden, solange bis die Keime dieser Formen im Leben nicht erschienen 
sind. 

Der Marxismus-Leninismus erfordert, dass die Bewertung verschiedenen 
gesellschaftlichen Erscheinungen nicht von vorbereiteten Schemen ausgeht, son-
dern von jenen konkreten geschichtlichen Verhältnissen, unter denen die gegebe-
ne Erscheinung auftritt und sich entwickelt. Um diese Verhältnisse richtig verste-
hen und die richtigen Folgerungen daraus ableiten zu können, müssen sie vom Ge-
sichtspunkt des Marxismus-Leninismus, auf Grund des dialektischen Methode un-
tersucht werden. Der Kampf der Arbeiterklasse um den Sozialismus wird unter 
den verschiedensten geschichtlichen Verhältnisse geführt und das Studium dieser 
Verhältnisse ist für die Marxisten verbindlich. Auch Lenin betonte, dass die Frage 
der Staatsform im Zusammenhang mit den konkreten Verhältnissen gelöst werden 
kann: „Nur jener hat sich das Wesen der marxistischen Staatstheorie angeeignet, 
der es verstanden hat, dass nicht nur im allgemeinen jede Klassengesellschaft die 
Diktatur einer Klasse notwendig hat, auch nicht nur das Proletariat, das die Bour-
geoisie stürzt, sondern jene ganze geschichtliche Periode, die den Kapitalismus 
von der klassenlosen Gesellschaft, vom Kommunismus trennt. Die bürgerlichen 
Staatsformen sind sehr vielseitig, aber ihr Wesen ist dasselbe: alle diese Staaten 
sind so oder so, aber letzten Endes unbedingt bürgerliche Diktaturen. Der Über-
gang vom Kapitalismus in den Kommunismus wird natürlich unbedingt ein gros-

9 Lenin: Müvei 25. köt. (Werke) T. 25. Budapest, 1952. p. 463. 
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ses Reichtum und Vielseitigkeit der politischen Formen zustande bringen, aber das 
Wesen wird dabei unvermeidlich dasselbe sein: die Diktatur des Proletariats."10 

Unter Verallgemeinerung der Erfahrungen der Revolution von 1905 und der 
Februarrevolution von 1917 und unter Bezugnahme auf die Erfahrungen des Pa-
riser Kommüns von 1871, bezeichnete Lenin die Räte, die aus der schöpferischen 
Initiative der Arbeiter von Russland entstanden sind, als die Staatsform der Pro-
letardiktatur. 

In Russland kamen die Räte das erstemal als Räte der Arbeiterdelegierten 
während der Revolution von 1905 zustande. Die Bolschewiken haben schon damals 
diesen Räten eine grosse Bedeutung zugeschrieben, weil sie in ihnen die Keime 
der Revolution entdeckten. Die Kraft und die unermessliche Bedeutung der Räte 
lag darin, dass sie die Erscheinung der massenhaften und unmittelbaren revolutio-
nären Aktivität des Volkes waren und eine in der Geschichte bischer unbekannte 
politische Massenorganisation der Arbeiterklasse bildeten. Wo die Tätigkeit der 
Räte entschieden und mutig war, dort traten sie. als Organe der revolutionären 
Gewalt auf. 

Lenin gelangte, indem er den Marxismus schöpferisch weiterentwickelte, zu 
der Folgerung, dass nicht die parlamentarische Republik, sondern die Räterepub-
lik die beste Form der Proletardiktatur ist. In den berühmten „Aprilthesen" von 
1917, in seinem Bericht, den er an der Allrussischen Konferenz von April hielt, 
und. in zahlreichen späteren Artikeln stellte er fest, dass mit den Räten auf einem 
von den in der Geschichte bekannten Staatsformen abweichenden Boden eine 
ganz neue Form des Staates entwickeln wird.11 Die Sowjetrepublik rechtfertigte 
diese Erwartungen und so wurde jene politische Form endeckt, in deren Rahmen 
die wirschaftliche Befreiung des Proletariats und der Sieg des Sozialismus in der 
Sowjetunion erfolgte. 

Lenin stellte einen historischen Zusammenhang zwischen den Räten von 1917, 
den von 1905 und der Pariser Kommüne. Er untersuchte die Pariser Kommüne im 
Licht der beiden russischen Revolutionen und entdeckte darin — ebenso wie sei-
nerzeit Marx — die Proletardiktatur. Die Pariser Kommüne bedeutete den ersten 
— aus zahlreichen Ursachen zwar erfolglosen — Versuch zur Erschaffung des 
neuen Typs der Staatsgewalt ohne Bureaukratie, ohne Militär- und Polizeiappa-
rat. 

Aber jene Folgerung von Marx, dass nicht die parlamentarische Republik, 
sondern eine Republik desselben Typs, wie die Pariser Kommüne, die Staatsform 
der Proletardiktatur bilden muss, wurden in den Werken von Marx nicht weiter-
entwickelt. 

Die Leiter der II. Internationale entstellten Marx's Lehre vom Staat und be-
zeichneten die bürgerliche parlamentarische Republik, als die Form, die den Über-
gang vom Kapitalismus in den Sozialismus bildet. 

Lenin entwickelte schöpferisch den Marxismus weiter und er verteidigte auf 
Grund der Erfahrungen der Entwicklung der revolutionären Bewegung die Ideen 
von Marx über den Staat und die Staatsform gegen die Entstellungen der Oppor-
tunisten, er bereicherte sie sogar mit neuem Inhalt. Einer der grössten Verdienste 
von Lenin liegt darin, dass er unter den geschichtlichen Verhältnissen von Russ-
land — auf Grund der Erfahrungen der Revolutionen von 1905 und 1917 — die 
neue Staatsform der Diktatur der Arbeiterklasse, die Sowjetrepublik entdeckt hat. 

10 Ebenda 442—443. 
11 Ebenda 3—15. p. 
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Zur Zeit der bürgerlichen demokratischen Revolution von 1905 zuerst zustandege-
kommenen Sowjets waren Organe des revolutionären Aufstandes und Keime der 
neuen revolutionären Gewalt. Die Sowjets sind als selbständige revolutionäre 
Schöpfung der Arbeiterklasse, als das Ergebnis des scharfen Klassemkampfes der 
Arbeiter und der Bauer gegen die Kapitalisten und die Gutsbesitzer zustandege-
kommen. 1 

Lenin charakterisierte die Sowjets von 1905 indem er schrieb, dass „diese in 
politischer Hinsicht als Keim der provisorischen revolutionären Regierung zu be-
trachten sind!"12 

Zur Zeit der Februarrevolution von 1917 erschienen wieder die Sowjets als 
Schöpfung der Volksrevolution. • 

Bei der Untersuchung der Erfahrungen der beiden russischen Revolutionen 
hat Lenin, von der Theorie des Marxismus ausgehend, in April 1917 in der Periode 
des Überganges von der bürgerlichen demokratischen Revolution auf die sozialist-
sche Revolution, als Losung die Organisierung, der Sowjetrepublik, als der 'besten 
Staatsform der Proletardiktatur aufgeworfen. „Keine parlamentarische Republik 
— die Rückkehr dazu wäre von den Sowjets der Arbeiterdelegierten ein Schritt 
näch rückwärts —, sondern die Republik der im ganzen Land von unten nach oben 
von den Arbeiter-. Landarbeiter- und Bauerndelegierten aufgebauten Sowjets!"13 

Diese Folgerung Lenin's ist ein sehr bedeutender Beitrag zu der Theorie und 
Praxis des Marxismus-Leninismus, der den Weg der russischen Arbeiterklasse 
und der arbeitenden Bauernschaft im Kampf gegen das bürgerliche-feudale Sys-
tem beleuchtete. 

Auf Grund der Lehre von Lenin hat die Arbeiterklasse in Bündnis mit der ar-
beitenden Bauernschaft als Ergebnis der Sozialistischen Oktoberrevolution die 
Diktatur des Proletariats, den sozialistischen Staat in Form der Sowjetrepublik 
geschaffen. -

Die wirtschaftliche Grundlage der Sowjetrepublik ist das sozialistische Eigen-
tum der Produktionsmittel, die sozialistische wirtschaftliche Ordnung. 

Ihre politische Grundlage ist durch die Sowjets der Delegierten der Werktätigen 
gebildet, die sich in ihrer Tätigkeit auf zahlreiche gesellschaftliche Organisationen 
und Vereinigungen der Werktätigen stützen. Der Inhalt der Sowjetrepublik, als 
politischer Form, ist die unter Führung der Arbeiterklasse in Bündnis mit der ar-
beitenden Bauernschaft verwirklichte Gewalt. 

In organisatorischer Hinsicht ist die Sowjetrepublik die Vereinigung und Bil-
dung der Sowjets von unten nach oben auf Grund des Leninschen Prinzips des 
demokratischen Zentralismus zu der einheitlichen staatlichen Organisation des 
sowjetischen Volkes, zu einer einheitlichen und in allen Teilen homogenen Staats-
organisation. 

Ein wichtiger Faktor der Tätigkeit und der Kraft der Sowjetrepublik besteht 
darin, dass ihre Staatsorganisation und ihre Tätigkeit auf dem Leninschen Prin-
zip des demokratischen Zentralismus begründet ist. 

Mit der Umgestaltung des Staates der Proletardiktatur zu einem gesamtna-
tionalen Staat ist die Staatsform — die Sowjetrepublik — geblieben, sie hat aber 
wesentliche qualitative Änderungen erfahren. 

Während die Sowjetrepublik in der Zeit des Überganges vom Kapitalismus 
zum Sozialismus eine politische Form war, in deren Rahmen die Arbeiterklasse 

12 Ebenda 5—6. p. 
13 Lenin: Müvei 24. köt. (Werke) T. 24. Budapest, 1952. 5. p. 
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und die von ihr geführten arbeitenden Massen ihre wirtschaftliche Befreiung er-
rungen und den Sozialismus aufgebaut haben, so wird die Sowjetrepublik gegen-
wärtig als politische Waffe der arbeitenden Massen zum Aufbau des Kommunis-
mus verwendet. 

Während früher der sowjetische Staat die Form des Staates der Prolet ardik-
tatur war, so ist sie heute die Form des gesamtnationalen Staates. Dadurch wurde 
die gesellschaftliche Basis ausgedehnt und änderte sich zu einem Organ, das den 
•Willen des ganzen Volkes ausdrückt, wodurch ihr eine auf die gesellschaftliche 
Entwicklung wirkende Kraft verliehen wird. 

Mit der Entwicklung des Staats der Proletardiktatur zu einem gesamtnatio-
nalen Staat treten die Sowjets, die die Züge der staatlichen und gesellschaftlichen 
Organisationen in sich vereinen, immer mehr als gesellschaftliche Organisationen 
unter der weitausgedehnten und. unmittelbaren Teilnahme der Massen in ihrer 
Tätigkeit auf. 

Nach dem Mass des Fortschrittes der sowjetischen Gesellschaft in Richtung 
des Kommunismus vervollkommnet sich die Tätigkeit des staatlichen und wirt-
schaftlichen Apparates, entwickeln sich die demokratischen Grundlagen und die 
gesellschaftlichen Prinzipien. 

Lenin hat nachgewiesen, dass der unterscheidende Zug der Räte vor allem 
darin besteht, dass sie die massenhafteste und demokratischeste Staatsorganisa-

,tion von allen in einer Klassengesellschaft möglichen Staatsorganisationen bil-
den. Die Kraft der Räte lag schon zur Zeit ihrer Errichtung darin, dass sie 1. die 
ausgedehntete Massenorganisation waren, 2. solche Massenorganisationen waren, 
die unter Führung des Proletariats alle Unterdrückten und Ausgebeuteten verein-
ten, 3. die wirksamsten Organe des revolutionären Kampfes der Massen waren, 
4. unmittelbare Organe der Massen selbst, also die demokratischen Organe waren. 

Als "sie zur Macht kamen und eine Staatsorganisation' wurden, verloren sie 
nicht, sondern entwickelten jene Züge, die sie als Massenorganisationen des ar-
beitenden Volkes charakterisieren. Das Wesen der Ratsgewalt liegt darin, dass 

.die Räte — als massenhafteste, revolutionärste Organisationen der arbeitenden 
Massen — die ständige und einheitliche politische Grundlage der Staatsgewalt 
bilden. Sie vereinen in sich die Kennzeichen sowohl der staatlichen, als auch der 
gesellschaftlichen Organe.14 

In der Person der Vertreter des Volkes vereinen sie weiters die Gesetzge-
bungs- und Exekutivgewalt. Im Gegensatz zum bürgerlichen Parlamentarismus 
bilden die Räte einen Typ der Staatsorganisation, deren Vertretungsorgane wirk-
sam und operativ sind. Die Räte bilden ein einheitlichés Ganzes bildende Staats-
organisation, ein System, in dem sowohl die höchsten wie auch die örtlichen 
Gewaltsorgane auf gemeinsamer demokratischer Grundlage aufgebaut sind. Die 

-Räte als Vertretungsorgane werden durch Wahl gebildet so sind sie die Ver-
tretungsorgane des ganzen arbeitenden Volkes und drücken den Willen sämt-
licher Werktätigen aus. Das steht nicht im Gegensatz zu dem Wesen des sozialis-
tischen Staates, dazu nämlich, dass der sozialistische Staat im ersten Abschnitt 
seiner Entwicklung der Staat der Proletardiktatur war. Die Proletardiktatur kann 
nämlich auch durch gewählte Organe verwirklicht werden', wozu verschiedene 

14 A Szovjetunió Kommunista Pártjának XXII . Kongresszusának anyaga, (Material 
des XXII . Kongresses der Kommunistischen Partei der Sowjetunion) Budapest, 1961. 
445. p. 
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Mittel, z. B. die führende Rolle der Pärtei.'die Zusammensetzung der Organe usw., 
dienen.15 ' 

Die Räte sind durch folgende Züge charakterisiert: 
a) Das System der Räte ist durch die Konzentration der Macht charakterisi-

ert, d. h. die Räte sind theoretisch die einheitlichen Organisationen des arbeiten-
den Volkes, solche Organisationen, die die Gesetzgebungs- und Exekutivgewalt 
in ihrer Hand konzentrieren. Infolge dieser Konzentration bilden die Räte wirk-
same Organe des Kampfes um die "Umgestaltung des sozialistischen Staates zu 
einer kommunistischen gesellschaftlichen Selbstverwaltung. Die Konzentration 
steht nicht dazu im Gegensatz, dass gewisse Vollführungs-Verordnungsfunktio-
nen in Form von verschiedenen Verwaltungsorganen getrennt wurden, da ja je-
des Vollführungs-Verordnungsorgan direkt oder indirekt den Räten untergeord-
net is. 

b) Die Struktur der Räte ist auf dem demokratischen Zentralismus, d. h. auf 
dem Grundsatz, der die Elemente des Zentralismus und des Demokratismus dia-
lektisch vereint, gebaut. Im System der Räte offenbart sich der Demokratis-1 

mus darin, dass die arbeitenden Massen unmittelbar mit der Staatsleitung durch 
die direkte Wahl der Ratsmitglieder in Verbindung stehen, sowie dadurch, dass 
die Räte durch den Willen der arbeitenden Massen gebunden sind, weil die Wähler 
jederzeit die Ratsmitglieder zurückberufen können. Der Zentralismus kommt 
aber darin zum Ausdruck, dass die Räte auf jedem Niveau untereinander in Form 
der hierarchischen Unterordnung der Vollführungs-Verordnungsorgane in einer 
besonderen-Beziehung stehen. - -

Der demokratische Zentralismus wird strukturell am besten durch das Prin-
zip der doppelten Unterordnung im System der Räte, als die Erscheinung des Prin-
zips des demokratischen Zentralismus ausgedrückt. 

Das Prinzip der doppelten Unterordnung bedeutet, dass die Vollführungs-
Verordnungsorgane der Räte gleichzeitig in zwei• Richtungen verantwortlich 
sind. In der horizontalen, das Element des Demokratismus bildenden Richtung 
sind die direkt den Räten untergeordnet, und durch die Räte ihren Wählern, in 
der vertikalen, das Element des Zentralismus bildenden Richtung sind die den 
entsprechenden Vollführungs-Verordnungsorganen der Räte höheren Niveaus 
untergeordnet. Die „vertikale" Richtung ermöglicht die Verwirklichung der 
Richtlinien der staatlichen Politik, die „horizontale" Richtung dient aber der 
Verwirklichung.der örtlichen Politik. Die zwei „Richtungen" verbinden die all-
gemeinen Bedürfnisse mit den örtlichen Bedürfnissen, die zentrale Initiative 
mit der Initiative von unten. So sichert also die auf dem Prinzip des demokra-
tischen Zentralismus begründete Struktur der Räte durch die horizontale Un-
terordnung der Vollführungs-Verordnungsorgane die maximale Teilnahme des 
arbeitenden Volkes in der staatlichen Arbeit, wobei die Energie, die Initiative 
•und die schöpferischen Tätigkeiten der Massen im Kampf um das neue System 
entfaltet werden. ' , . 

Infolge der vertikalen Unterordnung der Vollführungs-Verordnungsorgane 
der Räte, also als Ergebnis des Zentralismus ermöglicht das Rätesystem die zentra-

. 15 Bihari, O.: Az államhatalmi képviseleti szervek elmélete. (Theorie der Vertret-
ungsorgane der Staatsgewalt) Budapest, 1963. 127. Vergl. weiters Kovács, I.: A szocia-
lista alkotmányfejlődés új elemei (Neue Elemente der sozialistischen Verfassungsent-
wicklung) Budapest, 1962. Beér, J.: A helyi tanácsok kialakulása és fejlődésé Magyaror-
szágon, (Ausbildung und Entwicklung der örtlichen Räte in Ungarn) Budäpest, 1962. 
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le Leitung der Massen und die Verwirklichung der einheitlichen politischen 
Grundlinie und Konzeption des sozialistischen Aufbaus (unter Beachtung der ört-
lichen Besonderheiten). 

c) Das mit dem Zentralismus dialektisch verbundene demokratische Element 
des demokratischen Zentralismus kommt im Gebietscharakter zum Ausdruck. 

Die Staatsorgane können Organe mit einzelner oder kollektiver Leitung 
sein. Im ersten Fall entscheidet im Namen des Staates eine einzige Person, im 
zweiten Fall eine Gruppe (Körperschaft) oder Mehrheit (häufig auch qualifi-
zierte Mehrheit) gewisser Personen. 

Die Kollektive- und Einzelleitung spielen.im bürgerlichen Staat eine andere 
Rolle als im sozialistischen Staat, obwohl beide Arten des Aufbaus und der Tä-
tigkeit der Organe sowohl im kapitalistischen wie auch im sozialistischen Staat 
anzutreffen sind. Natürlich sind das zahlenmässige Verhältnis der beiden Metho-
den und vor allem ihre Bedeutung und Aufgabe .im kapitalistischen Staat und 
im sozialistischen Staat sehr verschieden. 

Im bürgerlichen Staat ist der Staatsapparat im allgemeinen aufgrund des 
Systems des bureaukratischen Zentralismus organisiert. Unter die wesentlichen 
Züge dieses Systems gehört unter anderen die Absonderung der Beamten-
schicht von der Gesellschaft, zugleich ihre hierarchische Unterordnung und das 
Übergeben der Beschlussfassung in die Hände von Organen mit Einzelleitung. 
In diesen typischen Beamtenstaaten, die durch offizielle Bureaukratie regiert 
werden, wird das Körperschaftsprinzip vor allem als ein technisches Verwal-
tungsmittel verstanden (vielseitigere, fachlichere Erledigung der Sachen), und nur 
selten erscheint das Körperschaftsprinzip — infolge von zwangsmässigen Zu-
geständnissen der herrschenden Klasse — als ein Mittel einer gewissen Demok-
ratisierung des Systems. Aus der extrem antidemokratischen Form solcher 
Staaten — im faschistischen Staat — wird jede Erscheinung des Demokratismus 
ausgerottet. So z. B. wurde in Hitlers Deutschland —. wo das „Führerprinzip" 
vorherrschend war — das Körperschaftsprinzip vollkommen beseitigt, als ein 
solches, das mit den Grundsätzen des faschistischen Systems im Gegensatz 
steht. 

Es kann also festgestellt werden, dass im System des bureaukratischen 
Zentralismus das Führerprinzip typisch ist. Dieses Prinzip bestimmt auch den 
Charakter der Tätigkeit der übriggebliebenen körperschaftlichen Organe, die 
aber in diesem System im allgemeinen nur sekundär sind. 

Das. Problem hat einen ganz anderen Aspekt, im sozialistischen Staat, der 
auf Grund des demokratischen Zentralismus organisiert ist. Das wesentliche 
strukturelle Kennzeichen des demokratischen Zentralismus ist die dialektische 
Verbindung des Prinzips der „vertikalen Unterordnung" von den niedrigsten 
bis zu den höchsten Organen (das im System der Planwirtschaft unerlässlich 
ist) mit dem Prinzip der „horizontalen Unterordnung" der Organe mit Einzel-
leitung unter körperschaftliche Organe. Im Rätesystem sind die Organe mit Ein-
zelleitung den. durch indirekte Wahl errichteten körperschaftlichen Organen, 
diese den direkt durch das Volk gewählten Machtorganen, die Machtorgane 
aber den Wählern untergeordnet. Im System des demokratischen Zentralismus 
kann jedes Organ — ob mit Einzelleitung oder mit kollektiver Leitung — bezüg-
lich seines Beschlusses durch eine näher den Wählern stehende, also demokrati-
schere Körperschaft, bis einschliesslich der Wähler, kontrolliert werden. Die 
verschiedenen Formen des Köllektivsprinzip und ihre Verbindung ist also hier 
ein Mittel der Demokratisierung des Systems. Deshalb kann es festgestellt wer-
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den, dass im sozialistischen System, im Rätesystem, das Kollektivsprinzip vor-
herrscht und einen wesentlichen Einfluss auf die Organe mit Einzelleitung aus-
übt. Im Falle der Einzelleitung erscheint hier nämlich die in verschiedenen For-
men erscheinende Wechselwirkung des kollektiven Faktors, im Falle der Körper-
schaft, die aber nicht mit Verantwortungslosigkeit identfiziert werden darf, wird 
die Verantwortung der einzelnen Mitglieder der Körperschaft stark hervorgeho-
ben. Die Körperschaften sind also im Rätesystem die Form der Verbindung der 
Räteorgane und der Gesellschaft. 

Das Rätesystem ist die klassische politische Form der Proletardiktatur, die 
höchste Form der Demokratie, die an Stelle des bürgerlichen Parlamentarismus 
.tritt. 

d) Der nächste Zug, der das Rätesystem in der Hinsicht charakterisiert, wo 
dieses System mit verschiedenen Nationalitäten in Verbindung kommt, ist der 
Internationalismus der Räte. In den Räten können die arbeitenden Massen ver-
schiedener Nationalität sehr gut zusammenwirken. (Die Sowjetunion ist dafür 
ein Beispiel.) Das Rätesystem vereint die verschiedenen Nationalitäten in einem 
einheitlichen Staatenbund. Bezüglich der organisatorischen Struktur, der Prin-
zipien des Aufbaus und der Tätigkeit der Sowjetrepublik, ist sie eine interna-
tionale Form der Staatsorganisation, die die Vereinigung und die Gruppierung 
der arbeitenden Massen verschiedener Nationalität in einem einheitlichen Staa-
tenbund, in einer einheitlichen .Staatsorganisation sichert. Sie öffnet den Weg 
zur Entwicklung der Nationalen der Sowjetunion, zur Entwicklung der sozialisti-
schen Wirtschaft und zu der Blüte der in ihrer Form nationalen und in ihrem In-
halt sozialistischen Kultur. 

Mit dem Sieg der Sozialistischen Oktoberrevolution erreichten die Völker von 
Tlussland ihre .eigene Staatlichkeit, die sich in verschiedenen Formen offenbarte. 
Im Laufe des sozialistischen Aufbaus vereinten sich die sowjetischen Völker frei-
willig in einem einzigen Staat, in der Union der Sowjetischen Sozialistischen Re-
publiken. Die UdSSR sichert im Rahmen des einheitlichen sowjetischen Staates 
den vielen Nationen alle notwendigen Bedingungen zu ihrer selbsständigen Ent-
wicklung in politischer, wirtschaftlicher und kultureller Beziehung und zum 
Schutz dér sozialistischen Errungenschaften zum gemeinsamen erfolgreichen 
Aufbau des Kommunismus. 

Der sowjetische Staat ist also ein föderativer Staat, der auf Grund der frei-
willigen Vereinigung der gleichberechtigten sowjetischen sozialistischen Bundes-
republiken organisiert wurde. 

Die Grundlage der Staatsorganisation der Sowjetunion ist auf folgenden Le-
ninschen Grundsätzen aufgebaut: 1. Die Freiwilligkeit der Vereinigung der Bun-
desrepubliken in der UdSSR; 2. die Gleichberechtigung und .Souveränität der 
.Bundesrepubliken der UdSSR; .3. Selbstbestimmungsrecht der Völker, sogar be-
züglich der Ausscheidung und dér Bildung.eines selbstständigen Staates; 4. der 
Proletarinternationalismus, die Interessengemeinschaft und Einheit der unter der 
Führung der Arbeiterklasse und ihrer revolutionären Partei vereinten Werktäti-
gen aller Nationen und Nationalitäten, die gemeinsamen Ziele des Kampfes um 
den Aufbau des Sozialismus und des Kommunismus. 

Die Räte sind nicht die einzige, nicht die ausschliessliche politische Form der 
Proletardiktatur. Das Zustandekommen der volksdemokratischen Staaten in meh-
reren Ländern von Europa und Asien unterstützt bereits die schon erwähnte 
'Feststellung von Lenin. Die Sowjetmacht und die Volksdemokratie sind verschie-
dene Formen der Proletardiktatur. Das volksdemokratische System erfüllt erfolg-
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reich die Funktion der Proletardiktatur, d. h. es beseitigt die kapitalistischen Ele-
mente und organisiert die sozialistische Wirtschaft, so dass die Grundlage des 
Systems von der Arbeiterklasse im Bündnis mit den arbeitenden Massen der 
Städte und Dörfer gebildet wird.16 

Die Unterschiede zwischen dem Sowjetsystem und dem volksdemokratischen 
System sind in erster Reihe dadurch zu erklären, dass diese Formen des sozialis-
tischen Staates unter verschiedenen historischen Bedingungen zustande gekom-
men sind. 

Die volksdemokratischen Staaten entstanden nach Vernichtung des Faschis-
mus, nach dem zweiten Weltkrieg. In ihrem Entstehen hatte die Sowjet-Union 
eine entscheidende Rolle. In diesen Ländern, die früher unter dem Joch des fa-
schistischen Deutschland und des japanischen Imperialismus litten, schlug dér 
antifaschistische Kampf gewaltige Wellen und nahm einen allnationalen Charak-
ter an. In diesem Kampf spielte die Arbeiterklasse die führende Rolle und verei-
nigte um sich die übrigen Kräfte der Werktätigen, ja sogar jene Teile der Bour-
goisie, die nicht mit dem Faschismus kollaborieren wollten. Während des Kampfes 
bildete sich die Einheitsfront aller antifaschistischer Kräfte, die die demokrati-
schen Parteien und Gruppen zusammenfasste und unter Ausnützung der gün-
stigen Umstände, die sich nach Vernichtung des Faschismus ausgestalteten, die 
Macht übernahm. So kamen die sog. Volksdemokratien zustande. Die Befreiung 
vom Faschismus — als Ergebnis der antiimperialistischen volksdemokratischen 
Revolution, wobei mehrere Länder auch antifeudale Aufgaben gelöst haben — 
brachte die Beseitigung der Herrschaft des Monopolkapitals und der Grundbesit-
zer, die Ausbildung der demokratischen Arbeiter-Bauerndiktatur mit sich. Ein 
Teil der mittleren Bourgoisie, der im Kampf gegen den Faschismus teilgenommen 
hatte, hielt seine wirtschaftlichen Positionen aufrecht und wurde auch Teilnehmer 
der politischen Macht. 

Nach der deutschen Besetzung bzw. nach der Befreiung von ihrem eigenen 
faschistischen System übernahmen in diesen Ländern Volksfrontegierungen die 
Macht. Die volksdemokratische Macht durchführte im ersten Abschnitt ihrer Ge-
schichte die „zurückgebliebenen," Aufgaben der bürgerlich-demokratischen Re-
volution und die neuen Aufgaben der sozialistischen Revolution. 

In diesen Ländern bildete sich das neue System unter Führung der kommu-
nistischen Partei und siegte die sozialistische Revolution. Diese Länder verwirk-
lichen den Übergang vom Kapitalismus in den Sozialismus nicht allein, sondern 
mit der unmittelbaren Unterstützung der Sowjetunion. Die sich gestaltenden Ver-
hältnisse schufen die Voraussetzungen des Zustandekommens der sozialistischen 
Revolution, der Proletardiktatur und der friedlichen Weiterentwicklung. 

In den Ländern von Mittel- und Südosteuropa kam das volksdemokratische 
System im Laufe der nationalen Befreiungskämpfe der Volksfront zustande. In-, 
dieser Zeit vereinigten sich unter der Führung der Partei des Proletariats auf der 
gemeinsamen Plattform des Kampfes gegen die deutschen Besatzungstruppen,, 
des Kampfes für die nationale Befreiung, die Vertreter verschiedener Parteien, 
darunter einige herkömmlich bürgerliche oder kleinbürgerliche Parteien. Das Er~ 

16 Vergl. A Bolgár Kommunista Párt VIII. Kongresszusa, Budapest, 1963. A Csehszlo-
vák Kommunista Párt XII. Kongresszusa, Budapest, 1963. A Szovjetunió Kommunista 
Pártja XXII . Kongresszusának jegyzőkönyve, Budapest, 1963. (Vergl. VIII. Kongresse 
der bulgarischen Kommunistischen Partei, Budapest, 1963, XII. Kongress des tsche-
choslowakischen Kommunistischen Partei, Budapest. 1963; Protokoll des XXII . Kong-
resses der Kommunistischen Partei der Sowjetunion, Budapest, 1963). 
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gebnis war in einzelnen volksdemokratischen Ländern das Mehrparteiensystem, 
die Ausbildung eines Parteiblocks, das in Sowjetrussland nicht vorhanden gewesen 
ist. Im Laufe der Entwicklung des Klassenkampfes sind jene bürgerlichen und 
opportunistischen Parteien, die den Weg des Kampfes gegen die arbeitenden Mas-
sen betreten haben, auch hier aus dem politischen Leben verschwunden. Es blie-
ben nur jene Parteien, die das Programm der sozialistischen Umorganisierung 
der Gesellschaft unterstützen und dadurch erstärkte die führende Rolle und das 
Ansehen der Arbeiterparteien. Die Arbeiterparteien vereinigen in sich die Mehr-
heit des Volkes und demzufolge wurde auch in diesen Staaten die Errichtung der 
Proletardiktatur möglich. 

Die Proletardiktatur kam also in diesen Ländern als Ergebnis des Überganges 
der demokratischen, antifeudalen, antifaschistischen Revolutionen zur sozialisti-
schen Revolution zustande. Im allgemeinen waren die volksdemokratischen Revo-
lutionen ebenfalls sozialistische Revolutionen, weil sie gleich zu Beginn die 
Grundlagen des kapitalischen"Systems angriffen. Die reaktionären Kräfte waren 
nicht fähig in den volksdemokratischen Ländern einen Bürgerkrieg zu entfesseln, 
worin auch die Anwesenheit der sowjetischen Truppen mitwirkte. Unter solchen 
Umständen war es nicht notwendig,- dass die Mitglieder der Bourgoisie ihres 
Wahlrechtes beraubt werden. Das Bestehen der Sowjetunion und die ihrerseits 
den Ländern von Mittel- und Südost-Europa geleistete Unterstützung machte es 
möglich, dass in diesen Ländern der Übergang vom Kapitalismus zum Sozialismus 
relativ friedlich mittels einer in Form der Volksdemokratie organisierten Prole-
tardiktatur verwirklicht wurde. Auf dem Gebiet des sozialistischen Aufbaus 
weisen die Chinesische Volksrepublik und andere asiatischen volksdemokrati-
schen Länder (z. B. die Mongolie) besondere Züge auf. 

Unter der volksdemokratischen Form der Proletardiktatur ist die Gesamt-
heit jener allgemeinen Eigenheiten zu verstehen, die alle nach dem zweiten Welt-
krieg als Proletardiktatur organisierten Länder charakterisieren. Zwar haben die-
se Staaten unterschiedene Formen, dennoch gehören sämtliche Proletardiktaturen, 
die nach dem zweiten Weltkrieg entstandenen sind, in eine Kategorie. Sie unter-
scheiden sich darin von der sowjetischen Form der Proletardiktatur, dass sie ent-
sprechend den besonderen historischen Bedingungen auf anderem Wege entstan-
den sind, sich schneller entwickelt haben, hie und da ihren Volksfrontcharakter 
bewahrt haben und ihr politisches System verhältnismässig friedlicher aufgebaut 
wurde, als das politische System der Sowjetunion im ersten Abschnitt seiner Ent-
wicklung. 

Die Volksmächte, die infolge der Unterstützung und der Erfahrungen der 
Sowjetunion nach dem zweiten Weltkrieg zustandegekommen sind, gelangten 
verhältnismässig früher zur Erschaffung des sozialistischen Systems, als die Sow-
jetunion, deren sozialistische Entwicklung in den ersten Jahren durch die Inter-
vention und durch den Bürgerkrieg verzögert wurde. 

Die revolutionäre demokratische Diktatur des Proletariats und der Bauern-
schaft wurde provisorisch notwendig, weil die siegreiche Volksrevolution die Auf-
gaben der bürgerlichen demokratischen Revolution verwirklichen und vor dem 
Ubergang auf die sozialistische Revolution das Arbeiter-Bauernbündnis befesti-
gen und erweitern musste. 

Im ersten Abschnitt der demokratischen Entwicklung waren die Volksfronte 
gewissermassen Parteikoalitionen, in denen die kommunistische Parteien eine 
führende und leitende Rolle spielten. Im Laufe der Entfaltung der Proletardikta-
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tur änderten sich aber auch die Volksfronte wesentlich und verloren ihren Koali-
tionscharakter. 

Die Organisationsform der Volksfronte ist in den einzelnen volksdemokrati-
schen Ländern verschieden. Zum Beispiel nimmt die Patriotische Volksfront in 
Bulgarien auch einzelne Mitglieder auf, ihre Organe werden in den Versammlun-
gen und auf dem Kongress gewählt (es ist also keine Bewegung, sondern eine Or-
ganisation). 

Hinsichtlich des politischen Systems der volksdemokratischen Staaten können 
wir neben dem Volksfrontsystem als gemeinsamen, aber besonderen Zug hervor-
heben, dass sie sich auf verhältnismässig friedlichere Methoden stützen. So konn-
ten zum Beispiel die europäischen Volksdemokratien als Ergebnis des Sieges ge-
gen den Faschismus und die mit ihm verbündeten faschistischen Kräfte den Bür-
gerkrieg vermeiden. Im allgemeinen wurden in engeren Rahmen und für kürzere 
Zeit gegen die Ausbeuter die verschidensten politischen Einschränkungen (z. B. 
des Wahlrechts) angewandt. 

Bezüglich der Formen des sozialistischen Staates haben wir vor allem anhand 
der geschichtlichen Analyse jene formellen Besonderheiten hervorgehoben, die 
einzelne Formen des sozialistischen Staates, undzwar den sowjetischen sozialis-
tischen Staat und den volksdemokratischen Staat hinsichtlich ihrer Formen un-
terschieden. Neben dieser Unterscheidung werden die einzelnen volksdemokrati-
schen Staaten häufig auf Grund des Vergleichs ihrer besonderen Formen, — die 
.der geschichtlichen Entwicklung entsprechend —, richtigerweise in Gruppen ein-
geteilt. Die staatsrechtliche Literatur analysiert die individuellen Eigenheiten der 
Staatsformen. 

Die Grundlage der formellen Unterschiede zwischen den Staatsformen der 
einzelnen sozialistischen Staaten liegt einerseits in der Ungleichheit der früheren 
kapitalistischen Entwicklung, andererseits in gewissen nationalen Überlieferunr 
gen und Eigenheiten. 

Zahlreiche gemeinsame Züge der Staatsform der sozialistischen Staaten kön-
nen genannt werden. Diese sind folgende: a) die Werktätigen nehmen in der Re-
gierung des Staates teil; b) sämtliche Ämter werden durch Wahl besetzt, jeder 
gewählte Funktionär kann zurückberufen werden, er muss dem Volk Rechen-
schaft ablegen und er arbeitet unter der Kontrolle des Volkes; c) die Organe der 
Staatsgewalt sind tatsächliche Volksvertretungsorgane; d) im Aufbau und in der 
Tätigkeit aller Staatsgewalts- und Verwaltungsorgane wird der demokratische 
Zentralismus verwirklicht;. e) die Vereinigung der Gesetzgebungsgewalt und der 
Vollführung der Gesetze; f) eine gerechte Lösung der nationalen Frage auf Grund 
der Föderation, bzw. von autonomen Organisationsformen; g) bei den Staatsge-
walts- und Verwaltungsorganen kommt die sozialistische Gesetzlichkeit zur Gel-
tung, die Rechte und Interessen der Werktätigen werden geschützt; h) die Staats-
form des sozialistischen Staates passt sich an die Hauptaufgaben und Funktionen 
des sozialistischen Staates an und der Staat ist geeignet die Aufgaben und Funk-
tionen zu besorgen, die die Vernichtung des alten ausbeutenden Systems und den 
Aufbau der neuen, sozialistischen Gesellschaft sichern. 

Letzten Endes verstehen wir unter der Form des sozialistischen Staates das 
System der gesellschaftlichen und politischen sowie Machtinstitutionen, die den 
Aufgaben, Funktionen und der historischen Berufung der Staaten des sozialisti-
schen Weltsystems entsprechen. -
: ; • Wenn die Läge der fortschrittlichen Kräfte der Welt und die Ursachen der 
-Volkstümlichkeit der Ideen des Sozialismus im Kreise der arbeitenden Massen 

120 



analysiert wird, so kann es festgestellt werden, dass das Proletariat in einer ge-
wissen Situation die Gewalt auch auf sog. parlamentarischem Wege erwerben 
kann. Unter den heutigen Umständen hat nämlich die Arbeiterklasse in mehreren 
kapitalistischen Ländern eine reelle Möglichkeit, die überwiegende Mehrheit des 
Volkes unter ihrer Führung zu vereinigen und die Ubergabe der wichtigsten Pro-
duktionsmittel in die Hand des Volkes zu sichern. Die bürgerlichen Rechtspartei-
en und die von ihnen gebildeten Regierungen kommen immer häufiger in eine 
schwierige Lage. So hat also die Arbeiterklasse — die die arbeitende Bauern-
schaft, die Intelligenz, alle patriotische Kräfte um sich vereint und die opportunis-
tischen Elemente, die mit der Politik des Paktierens mit den Kapitalisten und 
Gutsbesitzern nicht aufhören wollen, zurückweist — eine Möglichkeit die reak-
tionären volksfeindlichen Kräfte zu besiegen, eine feste Mehrheit im Parlament 
zu erlangen und das Parlament aus einem Organ der bürgerlichen Demokratie 
zum Mittel des wahren Volkswillens zu gestalten. 

Das Proletariat kann durch Erringung einer festen parlamentarischen Mehr-
heit, die sich auf die revolutionäre Massenbewegung der Werktätigen stützt, für 
die Arbeiterklasse einzelner kapitalistischen Länder und der gewesenen Kollo-
nialländer die Bedingungen der radikalen sozialen Umgestaltung schaffen. 

Natürlich ist in den Ländern, wo der Kapitalismus noch stark ist, wo in sei-
ner Hand ein grosser militärischer und Polizeiapparat konzentriert, der Wider-
stand der reaktionären Kräfte ernst ist, wird der Übergang in den Sozialismus in-
mitten eines scharfen Klassenkampfes, revolutionären Kampfes erfolgen. In je-
der Form des Uberganges zum Sozialismus ist die politische Leitung durch die 
von der Partei geführten Arbeiterklasse unerlässlich ohne das der Übergang in 
den Sozialismus nicht möglich ist.17 

Die gemeinsamen und besonderen Züge, des sozialistischen Staates können 
neben dem wirtschaftlichen, politischen und ideologischen Inhalt auch in der 
Staatsform unter Beachtung ihrer Komponenten nachgewiesen werden, wobei zu 
untersuchen ist, welche jene sind, die die verschiedenen Formen des sozialisti-
schen Staates, insbesondere den sowjetischen sozialistischen Staat und den volks-
demokratischen Staat hinsichtlich ihrer Formen unterscheiden. Die gemeinsa-
men und besonderen Formen können auch innerhalb der verschiedenen Ab-
schnitte der volksdemokratischen Entwicklung untersucht werden. 

In den einzelnen sozialistischen Staaten ist der Grund der formellen Unter-
schiede einerseits die Ungleichheit der früheren kapitalistischen. Entwicklung, 
andererseits gewisse nationale Traditionen. Die Folgen des Gesetzes der Ungleich-
heit der kapitalistischen Entwicklung üben längere Zeit hindurch einen objekti-
ven Einfluss aus, die nationalen Traditionen dagegen erscheinen aLs subjektive 
Faktoren, nicht nur dadurch, dass die Ausbildung der charakteristisch sozialisti-
schen Staatsformen fallweise in anderer Art und Weise erfolgt, sondern auch da-
durch, dass auch das sozialistisch werdende Volk an der Aufrechterhaltung gewis-
ser charakteristischer Institutionen festhält. Die Folgen der ungleichmässigen 
Entwicklung des Kapitalismus werden durch die Entwicklung des Sozialismus 
überwunden, die Wirkungen dieses Gesetzes beseitigt und es kommt als Haupt-
entwicklungstendenz, die der Bewegungsrichtung der kapitalistischen Gesell-
schaft entgegengesetzt ist, das Gesetz der Integrierung der Produktions- und Ge-
sellschaft Verhältnisse zur Geltung, In dem Mass, wie diese objektive Tendenz an 

17 Az SZKP X X . Kongresszusa (XX. Kongress der KPS) Budapest, 1956. p. 46—47. ; 
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Oberhand gewinnt, so nimmt sie auch auf die subjektive Seite und innerhalb de-
ren auf die Formen des Staates einen Einfluss. Das alles bedeutet, dass sich die 
gemeinsamen Züge der Formen des sozialistischen Staates ständig bereichern und 
sich immer mehr ausbilden. Im gegenwärtigen Abschnitt unserer Entwicklung 
sind bereits hinsichtlich der Staatsformen jene Züge augenfällig, die den politi-
schen Inhalt der Staatsgewalt in Staatsformen mit allgemeinen und gemeinsamen 
Kennzeichen ausdrücken. Es ist aber zu betonen, dass die speziellen und indivi-
duellen Züge in der praktischen Staatsleitung nicht vernachlässigt werden dür-
fen, insbesondere deshalb nicht, weil die in gemeinsamen Formen ausgebildete ge-
sellschaftliche Tätigkeit im allgemeinen in nationalen Rahmen ausgeführt wird. 

Die Ausgangsbasis der Untersuchung ist der allgemeine Begriff der Form 
des sozialistischen Staates. Die gemeinsamen und besonderen Züge der Form 
werden durch Vergleich der einzelnen Elemente der Staatsform untersucht. Die 
Definition der Form des sozialistischen Staates identifiziert in Bezug auf den Typ 
des sozialistischen Staates jene gemeinsamen Züge, die jede bisherige Form 
des sozialistischen Staates aufwies. Diese Feststellung der Identität bedeutet aber 
zugleich eine Unterscheidung, die Abgrenzung der Formen des sozialistischen 
Staates von den Formen des Staates kapitalistischen Typs. 

Die Regierungsform des sozialistischen Staates weist gemeinsame und be-
sondere Züge auf. Der gemeinsame Zug der Regierungsform des sozialistischen 
Staates ist sein völkischen Charakter. Welche geschichtlich ausgebildete Form, 
Institutionssystem, die Macht der Arbeiterklasse in den einzelnen sozialistischen 
Staaten auch ausdrückt, ihre gemeinsame Eigenschaft ist es, dass die zur Ver-
wirklichung der Macht dienenden Institutionen Machtbildungen sind, die mit dem 
Volk verschmolzen sind, vom Volk gewählt werden und die Souveränität des 
Volkes ausdrücken, und wenn die Arbeiterklasse und die mit ihr verbündeten 
Klassen bei der volksdemokratischen Entwicklung jene Traditionen auch anwen-
den, die schon früher bekannt und angenommen waren, wie z. B. in Ungarn das 
Parlament, oder in der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik der Staats-
oberhaupt in einer Person, erhält der Begriff einen völkischen, sozialistischen 
Inhalt. Hinsichtlich der Regierungsform muss in der revolutionären Entwicklung 
der Zukunft offensichtlich mit weiteren Änderungen gerechnet werden, bei un-
serer Bewertung ist also entscheidend, dass diese Formen völkische Formen sein 
müssen, weil sie geeignet sind, die Entfremdung des Staates zu beseitigen, die 
Erscheinung von Entfremdungstendenzen in den Hintergrund zu drängen18, und 
die staatliche und gesellschaftliche Tätigkeit in eine Einheit zu fassen. In den Re-
gierungsformen kommt die Einheit der Staatsgewalt zum Ausdruck: die Aus-
schliesslichkeit der Organe, die zur Ausübung der Souveränität in jedem sozialis-
tischen Staat unter den der Verfassung des gegebenen Staates entsprechenden 
(d. h. die revolutionäre Entwicklung rechtlich und reell widerspiegelnden) For-
men zustande gekommen sind und die höchste Souveränität vertreten. Für die 
Organe, die zur Regierungsform des sozialistischen Staates gehören, ist es cha-
rakteristisch, dass sie nicht nur beratende, sondern auch arbeitende Körperschaf-
ten sind und aus den Vertreten des arbeitenden Volkes bestehen. Infolge ihrer 
persönlichen Zusammensetzung und ihrer Arbeitsmethode müssen diese bera-

18 Samu, M.: Az állam elidegenedése (Die Entfremdung des Staates) Állam és Igaz-
gatás 1966. Nr. 7. p. 577. Kiss Arthur: A szocialista állam kritikusai, Budapest, 1966. 197; 
p. (Uber das politische System der Proletardiktatur, über die Arbeitergewalt, über das 
Absterben des Staates ist eine nützliche Zusammenfassung zu sehen in Kiss A.: Die 
Kritiker des sozialistischen Staates) Budapest, 1966. p. 197. 

122 



tenden, arbeitenden und gesetzgebenden Körperschaften in engster Verbindung 
mit dem täglichen Leben der Gesellschaft stehen. Die sozialistischen Regierungs-
formen .sind neue Formen der Verwirklichung der Souveränität, die in ihrer 
Tendenz, unabhängig von ihrer geschichtlich verschiedener Entstehung, die mit 
den Formen verbundenen abweichenden Kennzeichen auflösen und beseitigen. 
Die sowjetische sozialistische Form trat als eine ganz neue Form auf die Bühne 
der Geschichte. In der volksdemokratischen Form wurden seitens einzelner 
Staaten die herkömmlichen Institutionen der Regierungsform angewandt, z. B. 
in Ungarn die Natiönalversammmlung im ersten Abschnitt der volksdemokra-
tischen Entwicklung, doch aus der persönlichen Zusammensetzung, aus der ver-
fassungsmässigen Bestimmung wurden allmählich die für die bürgerliche Ge-
sellschaft charakteristischen Züge beseitigt. Es ist festzustellen, dass die von Marx 
entdeckte und von Lenin weiterentwickelte These über die Zertrümmerung des 
bürgerlichen Staatsapparats und über seine Liquidierung auch in Bezug auf die 
Regierungsform gültig ist. Diese Beseitigung und Umgestaltung erfolgt aber ent-
sprechend den Forderungen der historischen Entwicklung in den einzelnen so-
zialistischen Staaten verschieden. 

Auch die Staatsstruktur der sozialistischen Staaten ist durch gemeinsame 
und besondere Züge charakterisiert. Der gemeinsame Zug der sozialistischen 
Staatsstruktur ist das Organisations- und Funktionsprinzip des demokratischen 
Zentralismus, das im Verhältnis der höchsten und der lokalen Organe der Staats-
gewalt zur Geltung kommt, bzw. dessen in den Institutionen verwirklichtes tat-
sächliches System. Nur im sozialistischen. Staat besteht die Möglichkeit, die 
Grundsätze des demokratischen Zentralismus restlos zu verwirklichen, weil es 
eine Voraussetzung ist, dass zwischen Staat und Gesellschaft eine sich ergänzende, 
sich unterstützende Zusammenarbeit zustande kommt. Unter den sozialistischen 
Staaten zeigten sich hinsichtlich der Staatsstruktur in der inneren Gliederung der 
Institutionen die grössten Unterschiede. Die Institutionsseite des Staatssystems 
ist — trotz der grossen Abweichungen in den Institutionen — mit einem Leitungs-
kennzeichen, in weiterem Sinn mit einem ideologischen Zug verbunden: mit dem 
internationalen Charakter des sozialistischen Staates. Das ermöglicht die Hervor-
hebung der gemeinsamen Züge, trotz der Verschiedenheit der Institutionen. Die-
ser internationale Charakter brachte die föderative Lösung in der Entwicklung 
des sowjetischen und einzelner sozialistischen Staaten zustande und dieser inter-
nationale Charakter bestimmt auch das Verhältnis der sozialistischen Staaten 
zueinander . Aus dem internationalen Charakter folgt, dass dadurch im.Verhält-
nis einzelner sozialistischen Staaten zueinander, in der Verwirklichung der brü-
derlichen Zusammenarbeit der Völker gemeinsame, neue Organisationsformen 
geschaffen wurden, ohne den föderativen oder unitären Charakter der Staaten 
im Laufe der historischen Entwicklung bisher zu berühren. Wir sind der Ansicht, 
es ist am besten durch die Ausbildung des sozialistischen Weltsystems ausge-
drückt, dass im gegenwärtigen Abschnitt der Entwicklung der internationale Cha-
rakter und die diesbezüglichen Organisationsformen auch auf die innere Entwic-
klung der Formen des sozialistischen Staates einen Einfluss ausüben (RdGW, War-
schauer Pakt, das System der bilateralen Verträge usw.) Eine andere Seite der 
Erscheinung des internationalen Charakters ist das Verhältnis zu der Arbeiterbe-
wegung der kapitalistischen Staaten, zu den nationalen, antiimperialistischen Be-
freiungsbewegungen, eine wieder andere, die Frage der Beziehungen zu den bür-
gerlichen Staaten, deren Gestaltung aufgrund des Prinzips des Internationalismus 
seitens der sozialistischen Staaten so erwünscht ist, dass dabei die Normen des 
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friedlichen Zusammenlebens und des friedlichen Wettbewerbs zur Geltung kom-
men. 

Auch das politische System der sozialistischen Staaten weist gemeinsame 
und besondere Züge auf. Das politische System des sozialistischen Staates bedeu-
tet die in der sozialistischen Revolution zur Geltung kommenden Methoden und 
die Gesamtheit der staatlichen und nicht staatlichen politischen Organisationen, 
die zur Verwirklichung dieser Methoden dienen. Im Mittelpunkt des politischen 
System des sozialistischen Staates steht die marxistisch-leninistische Partei, 
die in jedem Abschnitt der geschichtlichen Entwicklung das politische System 
charakteristisch zum Ausdruck bringt. Eine weitere gemeinsame Besonderheit 
des politischen Systems der sozialistischen Staaten besteht darin, dass die Staats-
gewaltsorgane (die Räte) zugleich Massenorganisationen, gesellschaftliche Orga-
nisationen sind, wodurch die politische Einheit des Staates und der Gesellschaft 
ausgedrückt wird. Weitere charakteristische Elemente des politischen Systems 
sind das Bestehen und die Tätigkeit der Gewerkschaften und der Jugendorganisa-
tionen. Das Bestehen der Volksfront bedeutet einen grundlegenden Unterschied 
auf dem Gebiet des politischen Systems hinsichtlich der sowjetischen bzw. der 
volksdemokratischen Staatsform und auch das Einparteisystem ist keine domi-
nante Besonderheit des politischen Systems der volksdemokratischen Staaten. 
Von den Methoden der Staatsleitung ist das Geltendmachen des Prinzips des De-
mokratismus, das den sozialistischen Staat am besten charakterisiert. Das Ein-
halten der Grundsätze des sozialistischen Demokratismus ist eine grundlegende 
Forderung des sozialistischen Staates in jedem Abschnitt seiner Entwicklung, das 
ist die wahre Quelle der Kraft des sozialistischen Staates. Wie auch die vollkom-
menste Demokratie ein Staat ist, so ist auch der vollkommenste Demokratismus 
eine staatliche Methode, d. h. er bedeutet die Anwendung eines unmittelbaren 
physischen Zwanges. Das ist ein grundlegendes Moment der Staatlichkeit des so-
zialistischen Staates. Der Demokratismus des sozialistischen Staates schliesst also 
die Anwendung des unmittelbaren physischen Zwanges in keinem Entwicklungs-
abschnitt aus, aber es ist für die Entwicklungsabschnitte charakteristisch, gegen 
wen und aufgrund was für Staatsleitungsgrundsätze der Zwang angewandt wird. 
Aus dem Charakter der Beziehung zwischen dem sozialistischen Staat und der 
Gesellschaft folgt, dass sich der Demokrätismus nicht nur auf staatlicher Ebene, 
sondern auch in gesellschaftlicher Beziehung in immer weiterem Kreis entfaltet 
und neben den staatspolitischen Mitteln auch durch gesellschaftspolitischen 
Mittel zur Geltung kommt. Deshalb spielen im politischen System des sozialisti-
schen Staates neben den Sowjets (Räten) auch die gesellschaftliche Kräfte vereini-
genden grossen Massenorganisationen und Vereinigungen eine grosse Rolle. Sie 
sind berufen, zusammen mit den Sowjets unter Führung der Partei einen wahren 
demokratischen öffentlichen Geist zu entwickeln; zu fördern, dass die Massen die 
Demokratie, auch als gesellschaftliche, politische Form ihres Lebens sich zu eigen 
machen. 

Auch die Entwicklung des .gesamtnationalen Inhalts des sozialistischen 
Staates übt einen Einfluss auf die Gestaltung einzelner Elemente der Staatsform 
aus. 

Hinsichtlich der Regierungsform traten die Demokratisierung des Wahlsys-
tems der Organe, die die Souveränität repräsentieren, sowie die Ausdehnung der 
-Vertretungsformen in den Vordergrund. Bei den Wahlen erhalten das Prinzip der 
Volksouveränität und die Zusammenarbeit der souveränen Organe mit der Bevöl-
kerung verschiedene Garantien. Solche Garantien sind die Ausdehnung der 
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Rechtssphäre der Wahlversammlungen, die regelmässige Erneuerung der léiten-
den Organe, die Berichtspflicht, das Recht der Rückberufung, die Sicherung der 
Öffentlichkeit und des Interpellationsrechtes, die Steigerung der Rolle der stän-
digen Ausschüsse der Sowjets. 

Hinsichtlich der Staatsstruktur ist neben der Weiterentwicklung des demok-
ratischen Zentralismus die Verbesserung der Tätigkeit des Staatsapparates, die 
Weiterentwicklung eines einfachen, fachgebildeten, billigen Apparats ohne Bu-
reaukratismus and Formalismus eine grundlegende Aufgabe. Die garantielle Sei-
te der Vervollkommnung der Staatstruktur ist die ständige staatliche und gesell-
schaftliche Kontrolle, sowie die strenge Bestrafung, des im Staatsapparat erschei-
nenden Bureaukratismus, Gewissenlosigkeit, Missbrauchs der Gewalt. Die weiteré 
Ausbildung der Garantien bedeutet die Weiterentwicklung der demokratischen 
Grundsätze, die auch in der Verwaltung zur Geltung kommen müssen. Die weitere 
Entwicklung des demokratischen Zentralismus bedeutet die bessere Besorgung 
der zentralen Aufgaben und die zentrale Ausgestaltung der lokalen Tätigkeit. Im 
Zusammenhang mit der Staatsstruktur offenbart sich die allnationale Entwick-
lung auch darin, dass im Verhältnis zwischen den Zentralorganen und den Bun-
desrepubliken die konsequentere Durchführung des demokratischen Zentralis-
mus mit der Ausdehnung des Rechtssphäre der Bundesrepubliken und mit der 
besseren zentralen Leitung verbunden ist. 

Im Zusammenhang mit dem politischen System muss die Aufmerksamkeit 
darauf gelenkt werden, dass die Tätigkeit der Parteiorgane unverändert aufrecht-
erhalten bleibt, ja sogar noch erhöht wird. Neben den Gewerkschaften, dem Kom-
munistischen Jügendverband und dén Genossenschaften wird auch die Bedeutung 
und Rolle anderer gesellschaftlichen Organe und Vereinigungen immer mehr be-
tont. Diese haben die Aufgabe, mit den Mitteln der Massenmobilisierung auf zahl-
reichen Gebieten Funktionen zu versehen, wo im vergangenen Abschnitt und auch 
jetzt noch der Staat die Tätigkeit ausübt. Die Entwicklung der Selbsttätigkeit 
der gesellschaftlichen Organisationen ist mit der Herabsetzung des Personal-
standes des unabhängigen Apparates der Organisationen verbunden. Diese Mass-
nahme wirkt auf die Gesamtheit des politischen Systems aus, weil das politische 
System durch Entwicklung der demokratischen Leitungsmethoden, eine mög-
lichst billige, die Massen mit sich reissende, zugleich aber kultivierte und fach-
gebildete Verwaltungsorganisation schaffen will. 

Im Zusammenhang mit den gemeinsamen und besonderen Zügen der Kom-
ponenten der sozialistischen Staatsform kann folgendes festgestellt werden. Im 
gegenwärtigen Abschnitt der Entwicklung der sozialistischen Staaten weisen die 
Unterschiede im Aufbau der sozialistischen Staatsorganisation — mit Hinsicht 
auf die Regierungsform und auf die Staatsstruktur — eine abnehmende Tendenz 
auf, weil in beinahe allen sozialistischen Staaten die Organisationsform, die die 
•Macht' der Werktätigen verwirklicht, das Rätesystem ist, und auch die Organisa-
tion der Gerichte und der Staatsanwaltschaft auf denselben Prinzipien in allen so-
zialistischen Staaten aufgebaut ist. Die abnehmende Tendenz der formellen Unter-
schiede der sozialistischen Staaten steht damit im Zusammenhang, dass die sozia-
listische Demokratie, als Grundprinzip, überall zur Geltung kommt und die Ein-
führung" derselben Institutionen erfordert (auch die gegenseitige Verwendung der 
Erfahrungén fördert diese Tendenz). Auf dem Gebiet der formellen Unterschiede 
der sozialistischen Staaten blieb als wesentlicher Unterschied jener, der hinsicht-
lich des Masses der sozialistischen Demokratie, und als Unterschied in der Stufe 
der Demokratie erscheint. , 
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Die sozialistische Staatsform weist neben dem Ausdruck der Unterschiede 
auch auf die Art der Entstehung der verschiedenen sozialistischen Staaten, auf 
ihre Entwicklungsabschnitte hin. Der Ausdruck „Volksrepublik" weist z. B. auf 
einen bestimmten Abschnitt der Entwicklung des sozialistischen Staates und auf 
eine bestimmte Organisationsweise der Gewalt hin. Die Benennung „Sozialistische 
Republik" dient gegenüber der Volksrepublik zur Bezeichnung des Unterschiedes 
der Entwicklungsstufe. 

Die Organisation des sozialistischen Staates, als Form, kann auch aus einem 
anderen Gesichtspunkt untersucht werden. Im Begriff des Staatsmechanismus 
kommt jene spezielle Organisation zum Ausdruck, die den Staat, als Mittel der po-
litischen Herrschaft bedeutet. Der Mechanismus ist eine Organisation, wodurch 
die Staatsgewalt, die tägliche Tätigkeit des Staates praktisch verwirklicht wird. 

Der Ausdruck „Mechanismus" oder „Apparat" deutet an, dass der Staat aus 
verschiedenen.Teilen, aus zentralen und lokalen Organen besteht, von denen jeder 
seine festgesetzte Bestimmung und Struktur besitzt, und der mit den übrigen Tei-
len in bestimmtem Zusammenhang steht, mit ihnen zusammen ein einheitliches 
Ganzes bildet. 

Der Ausdruck „Mechanismus" bedeutet auch, dass die Staatsorganisation in 
ihrer Gesamtheit ein Mittel des Erreichens jener Ziele ist, die ihm von denen ge-
setzt wurden, die über den gegebenen Mechanismus verfügen und ihn leiten. 

Auch der sozialistische Staat ist aus vielen und verschiedenen „Schrauben", 
„Rädern", „Hebeln" und „Übertragungen" kompliziert aufgebaut. Diese sind die 
verschiedenen Organe, Organisationen und Institutionen des Staates mit allen 
ihren persönlichen und sachlichen Zutaten. In der Gesamtheit bilden diese den 
Staatsmechanismus, der im gegebenen Staat im Interesse der herrschenden Klas-
sen funktioniert und ihren Willen erfüllt.19 

Die eingehende Untersuchung des Mechanismus des sozialistischen Staates 
ist eine komplizierte Aufgabe. Mit der Untersuchung einzelner Aspekte und Orga-
ne des Staatsmechanismus befassen sich zahlreiche Wissenschaftszweige undzwar 
das Staatsrecht, das Verwaltungsrecht, das Finanzrecht, usw. Die Aufgabe der 
Wissenschaft der Staatstheorie besteht in der allgemeinen Charakterisierung des 
•Staatsmechanismus und in der Aufdeckung der Gesetzmässigkeiten seiner Ent-
wicklung. In diesem Zusammenhang muss vor allem betont werden, dass der 
Mechanismus des sozialistischen Staates einen radikalen Gegensatz zum Mecha-
nismus des ausbeutenden Staates bildet. Worin besteht dieser Gegesätz? 

Vor allem darin, dass der sozialistische Staatsmechanismus ein Instrument 
der Arbeiterklasse und der Bauernschaft, des ganzen Volkes, ist. Der Mechanismus 
des ausbeutenden Staates ist ein Mittel der Herrschaft einer handvollen Gruppe 
der Ausbeuter und Unterdrücker über die Mehrheit der Bevölkerung. 

Zweitens besteht er darin, dass der sozialistische Staatsmechanismus auf der 
fortschrittlichsten, progressivsten wirtschaftlichen Grundlage aufgebaut ist, die 
die Verhältnisse der Zusammenarbeit der Freündesklassen und ihrer brüderlichen 
gegenseitigen Hilfeleistung ausdrückt. 

Der Mechanismus des ausbeutenden Staates ist auf einer wirtschaftlichen 
Grundlage aufgebaut, die die Verhältnisse der Herrschaft einzelner vermögenden 
Klassen und der Unterordnung anderer vermögenslosen Klassen, die Verhältnisse 
der Unterdrückung und Ausbeutung der arbeitenden Massen seitens der Ausbeu-
ter ausdrückt. 

19 Vergl. Kerimov, op. cit, p. 56—57., 203—217. 
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Drittens besteht die Hauptaufgabe des sozialistischen Staates im Aufbau des 
Sozialismus und Kommunismus, in der Ausbildung des Menschen mit kommunis-
tischer Weltanschauung, so nehmen im Staatsmechanismus jene Organe den 
Hauptplatz ein, die sich mit der Organisierung der Wirtschaft und der kulturellen 
-erzieherischen Tätigkeit befassen. 

Da die Hauptaufgabe des ausbeutenden Staates die Unterdrückung der über-
wiegenden Mehrheit der Bevölkerung ist, deshalb nehmen den Hauptplatz im 
Mechanismus des ausbeutenden Staates die Organe der Gewalt und der Unter-
drückung ein (Armee, Polizei, Gefängnisse, Beamtenschaft usw.). 

Viertens bestimmen der Klassencharakter, die verschiedenen Aufgaben und 
Ziele des Mechanismus des sozialistischen und des ausbeutenden Staates, ihr ver-
schiedenes Schicksal. 

Der bürgerliche Staatsmechanismus verschwindet von der Bühne des gesell-
schaftlichen Lebens als Ergebnis einer revolutionären Explosion, der Zertümme-
rung, Vernichtung durch die sozialistische Revolution. 

Der sozialistische Staatsmechanismus verschwindet durch allmähliches Ab-
sterben von der Gesellschaft. Dabei ist es hinsichtlich der Sicherung der Beding-
ungen, die zum Absterben des sozialistischen Staates erforderlich sind, wichtig, 
dass der-Staat befestigt und in jeder Hinsicht demokratisiert werde. 

Die Staats- und Rechtstheorie befasst sich nur mit den Hauptzügen und der 
grundlegenden Gliederung der Organe des sozialistischen Staates. 

Die Organe des sozialistischen Staates werden seitens der marxistisch-leninis-
tischen Staats- und Rechtstheorie folgenderweise aufgeteilt: Organe der Staats-
gewalt, Organe der Staatsverwaltung, gerichtliche Organisation und Staatsan-
waltschaft. . 

Wie.bekannt, unterscheidet die sozialistische Staatstheorie den Begriff des 
Mechanismus der Klassendiktatur von dem des Staatsmechanismus. Die beiden 
sind nicht identisch, der Begriff des Mechanismus der Klassendiktatur ist nämlich 
ein breiterer Begriff. 

Der Mechanismus der Klassendiktatur setzt sich nämlich aus viel mehr Ele-
menten zusammen, als der des Staatsmechanismus, undzwar deshalb, weil der 
herrschenden Klasse nicht nur die Staatsorgane, sondern zahlreiche politische Ins-
titutionen z. B. die Parteien, Gewerkschaften, gesellschaftliche Organisationen, in 
gewissen Systemen auch die kirchlichen und andere Institutionen zur Verfügung 
stehen. Der Mechanismus der Diktatur des Proletariats umfasst z. B. die marxi-
stische Partei, andere politischen gesellschaftlichen Organisationen, sowie den 
eigentlichen Staatsapparat, der über die Machtmittel verfügt, also Recht schafft 
und Zwang anwendet. 

Bezüglich des Staatsmechanismus selbst, der eigentlich den Staatsapparat 
bedeutet, setzt dieser sich aus den staatlichen Organen, als bestimmbaren Institu-
tionen, sowie aus verschiedenen Hilfsinstituten (Büros, Ämter) zusammen, die die 
Durchführung der Beschlüsse der Organe vorbereiten und organisieren (z. B. der 
Minister als beschlussfassendes Organ, das Ministerium ein Hilfsamt, das dem Mi-
nister zur Verfügung steht). 

Der Staatapparat ist die Gesamtheit jener Staatsorgane, deren Struktur und 
Tätigkeit durch das Gesetz festgelegt wird. 

Das Staatsorgan- in seiner allgemeinsten Abf assung ist ein Teil des Staatsap-
parats, eine Person, oder eine Gruppe von Personen. Staatsorgane werden jene 
Personen oder Gruppen von Personen genannt, deren festgesetzte Tätigkeit als die 
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Tätigkeit des Staates qualifiziert ist. Diese Definition kann als eine Definition in 
soziologischem Sinn genannt werden.20 

Das Staatsorgan in juristischem Sinn ist ein besonderer Teil (Organisations-
einheit) des Staatsapparats, das zur Vollführung von gesetzlich festgesetzten staat-
lichen Aufgaben berufen ist, unter Anwendung von Mitteln, die aus dem Staate 
zukommenden Imperium folgen.21 

In dieser Definition sind drei Elemente vorhanden; a) organisatorische Tren-
nung,b) Wirkungssphäre d. h. Kompetenz, c) Vollstreckung der Aufgaben durch 
Mittel, die die Folge der Staatsgewalt sind. 

Der einheitliche Begriff der Staatsgewalt differenziert sich also abhängig 
von der Struktur des Staatsapparats, von einzelnen, Organe genannten Teilen. 

Die Staatsorgane können sehr, verschieden sein. Es kann eine allgemeine 
Gruppierung der Staatsorgane versucht werden, wobei zu beachten ist, dass jede 
schematische Aufteilung der inneren Struktur der Staatsgewalt immer, künstlich 
bleibt und keine Klassifizierung den Klassencharakter der staatlichen Funk-
tion verwischen darf. 

Die Klassifizierung der Staatsorgane kann auf verschiedene Weise erfolgen.22 

In wissenschaftlicher Hinsicht scheint jene Klassifizierung die entsprechendste, 
die auf der geschichtlichen Analyse der Ausbildung der Staatsorgane begründet 
ist, die die Aufdeckung der Ursachen der Entstehung und des Absterbens gewisser 
Organe innerhalb der Rahmen der einzelnen Staatstypen ermöglicht. Solche Un-
tersuchungen wurden bisher in der sozialistischen Wissenschaft systematisch noch 
nicht durchgeführt, sie können aber im Rahmen der marxistischen Staatstheorie 
erwünscht sein. Dabei kann eine Klassifizierung nach statischem Profil vorgeführt 
werden, die aus einem empirischen Material, d. h. aus den in verschiedenen Staats-
formen, vor allem in der sozialistischen und kapitalistischen und in einigen frühe-
ren Staatsformen vorhandenen konkreten Staatsorganen ausgeht. Neben der the-
oretischen Bedeutung hat diese Klassifizierung auch eine gewisse praktische Be-
deutung. -

Diese Klassifizierung der Staatsorgane kann in drei Beziehungen erfolgen 
undzwar: 1. nach dem Aufbau (Morphologie), Zeitdauer und Entstehungsweise 
der Staatsorgane 2. nach der Kompetenz der Organe, 3. unter Beachtung ihres 
-gegenseitigen Verhältnisses. 

ad 1) Unter Beachtung des Aufbaus der Organe, können sie folgenderweise 
aufgegliedert werden: 

a) auf Organe, die aus einer Person oder aus mehreren Personen bestehen. So 
sprechen wir von Einzelorganen, oder Körperschaftsorganen (Minister, Minister-
rat). 

b) Auf ständige (permanente) und zeitweilige (periodische) Organe. Bei dieser 
Aufteilung wird die Funktionierung des Organs in Betracht gezogen, die auf Sit-
zungen oder kontinuierlich erfolgen kann (das Parlament ist ein periodisch funk-
tionierendes Organ). 

c) Auf primäre und sekundäre Organe. Sekundäre Organe werden jene ge-
nannt, zu deren Funktionierung die Mitwirkung eines anderen Organs notwendig 
ist. Primäre Organe werden dagegen jene genannt, die ausschliesslich aufgrund 
einer Rechtsnorm gebildet werden (z. B. Parlament, Komitats-, Kreisräte). Diese 

20 Lenin: Müvei 7. köt. (Werke T. 7) Budapest, 1953, p ; 267. 
21 G. I. Petrov: O ponjatii Organa gossudarsztvennoj vlaszti v SzSzSzR. Vesztnyik 

Leningradszkogo Unyiverszitete, 1956. N. 5. 
22 F. Sz. Romaskin: Teorija goszudarsztva i prava. Moszkva, 1962. p. 303—294. 
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Aufteilung kann durch eine andere ersetzt werden, wobei die gründenden Organe, 
die andere ins Leben, rufen, und gegründete Organe unterschieden werden. 

ad 2) Auf Grund der Kompetenz können die Organe folgenderweise ein-
gereiht werden: 

a) Die Organe können nach dem Inhalt der Kompetenz des Organs eingereiht 
werden. So sprechen wir von Zivil-, Militär-, Verwaltungs-, Gerichtsorganen usw. 

b) Die Organe können auf allgemeine und besondere Organe aufgeteilt wer-
den. Besondere Organe sind jene, zu deren Gründung das Bestehen eines beson-
deren Umstandes notwendig ist. In diesem Fall ist das Organ mit einer besonde-
ren Kompetenz bekleidet (z. B. Ernennung eines Hauptkommandanten im Falle 
eines Krieges). Gemeine Organe werden jene genannt, deren Bestehen und Tätig-
keit von ausserordentlichen Umständen unabhängig ist. 

c) Beschlussfasisende und beratende Organe. Die ersteren sind jene, die über 
das Zustandekommen eines gegebenen Aktes beschliessen. Beratende Orgarie sind 
jene, deren Meinung für die beschlussfassenden Organe nicht verpflichtend ist. 

d) Unter Beachtung der materiellen Kompetenz können die Organe auf Ver-
ordnungsorgane, d. h. auf Organe die Rechtsnormen schaffen, und auf Vollfüh-
rungsorgane, d. h. auf solche, die ihre Tätigkeit im Rahmen der Rechtsnormen 
ausüben, aufgeteilt werden. 

e) Ist die Tätigkeit des Organs auf Gesetzgebung gerichtet, verwirklicht es 
also eine Funktion der Staatsgewalt, so reden wir über verwirklichende Organe. 
Es gibt Organe, die die Kontrolle der Tätigkeit der Vollführungsorgane ausüben, 
diese nennen wir Kontrollorgane der Verwirklichung der Verordnungen. 

f) Wenn das Gesetz es ermöglicht, dass ein Organ bei seiner Tätigkeit ein an-
deres Organ in Anspruch nehme, können wir Organe mit eigener Kompetenz und 
stellvertretende Organe unterscheiden. Das stellvertretende Organ kann ein stän-
diges oder für eine Gelegenheit nach Bedarf errichtetes Organ sein. 

g) Zentralorgane und Lokalorgane. Die Wirkung der Verfügungen der erste-
ren erstreckt sich auf das ganze Land, dagegen ist die Tätigkeit der Lokalorgane 
auf ein bestimmtes Gebiet beschränkt. 

ad 3.) Abhängig vom gegenseitigen Verhältnis, können die Organe folgender-
weise aufgeteilt werden: 

a) Leitendes (höchstes) Örgän ist jenes, dessen Einfluss auf die Gestaltung des 
Staatslebens entscheidend ist, d. h. den ganzen Staatsapparat lenkt (z. B. nach den 
Regeln einzelner Verfassungen kontrolliert das Parlament die Regierung und 
entscheidet über die Richtung der Politik). 

b) Selbständige und unselbständige Organe. Selbständige Organe sind jene, 
deren Rechtsnormen von anderen Organen nicht aufgehoben oder abgeändert 
werden können. Unselbständige Organe sind jene, deren Normen von einem an-
deren Organ aufgehoben bzw. abgeändert werden können bzw. die durch einge-
hende Richtlinien gebunden sind. 

. Unter Anwendung dieser Gliederung kann die Untersuchung der bestehenden 
Organe feststellen, dass z. B. das Parlament in Ungarn ein Körperschafts-, leiten-
des (höchstes), selbständiges usw. Organ ist. Der Minister ist ein Einpersonenor-
gan, zugleich aber Mitglied eines Körperschaftsorgans (des Ministerrates). 

Die mitgeteilte Aufteilung ist nicht vollständig und kann das Klassenwesen 
des Staatsapparates nicht aufdecken, dagegen lässt sie die Struktur des Machtap-
parates erkennen. Es ist zu bemerken, dass der Machtapparat in den ausbeuten-
den Staaten -— besonders im kapitalistischen Staat — durch verschiedene Auftei-
lung der Organe ausgebaut wurde und durch diese Aufteilung der Klassencharak-
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ter der Gewalt verhüllt'wird. Beispielsweise wird in dèn kapitalistischen Staa-
ten nicht klar festgesetzt, welches Organ als leitendes Organ zu betrachten ist-. 
Ein weiteres Beispiel dafür ist, dass verschiedene Theorien über die Gesellschaft 
und über die Wähler konstruiert werden, wobei die letzteren seitens der bürger-
lichen Wissenschaft häufig als Orgahe betrachtet werden ; dadurch überträgt die 
bürgerliche Wissenschaft die Verantwortung" für die politische Richtung und Po-
litik auf den näher nicht bestimmten Begriff des.sog. „Wählerorgans". Jellinek23 

•verwendet z. B. diese Terminologie, der ebenfalls irgendein „Wählerorgan" dem 
•Monarchen gegenüberstellt. 

Im sozialistischen Staat ist das höchste Organ genau bestimmt und der ganze 
Staatsapparat funktioniert auf folgenden vier Hauptebenen: Organe der Staats-
gewalt, Vollführungs- Verordnungsorgane, bzw. Verwaltungsorgane, Gerichtsor-
gane und Organe der Staatsanwaltschaft. In diesem Rahmen ist die erste Ebene 
dié wichtigste, deren Organe direkt, durch Wahl zustande kommen. Diese Auftei-
lung ist grundlegend und in den Verfassungen der sozialistischen Staater festge-
legt. 

Der sozialistische Staat kann als Organisation auch von der Seite der allge-
meinen Soziologie und der speziellen sog. Fachsoziologien untersucht werden, weil 
die dort aufgeworfenen Probleme auch im Zusammenhang mit dem sozialistischen 
Staat, als Organisation, erscheinen. Infolge der doppelten Natur des sozialistischen 
Staates, — als Organisation, — ist es begründet, folgende Probleme zu nennen, mit 
Hinsicht darauf, dass auch der sozialistische Staat eine gesellschaftliche Gruppe 
ist : a) Rolle und Wirkung der besonderen Interessen innerhalb, des sozialistischen 
•Staates als Organisation, b) Rolle und Bedeutung der Status- und Rollenpositionen 
innerhalb des sozialistischen Staates als Organisation, c) Rolle und Bedeutung der 
informellen Struktur innerhalb des sozialistischen Staates als Organisation (ihre 
äusseren Beziehungen) d).Wirkung der informellen Normen innerhalb des sozialis-
tischen Staates als Organisation. 

Es sind noch folgende, mit dem Staat als Organisation zusammenhängende 
Probleme zu erwähnen : a) Beziehung des Leiters und des Unterordneten, b) Ver-
hältnis der Organisation zum Individuum, c) institutioneller Rahmen der Be-
schlüsse der Staatsorganisation, die gesellschaftliche Strukturierung des Beschlus-
ses, d) soziologische Probleme, die sich aus der Gliederung des Staates als Organi-
sation ergeben (Disorganisationen), insbesondere im Verhältnis der Vertretungs-
organe und der Verwaltungsorgane.24 

23 Jellinek: Allgemeine Staatslehre. Berlin, 1922. 607. p. 
24 Kulcsár, K.: Bevezetés ä szociológiába. Budapest, 1965. 113, p. (Einführung in die 
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